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Vorwort

Der vorliegende Bericht ist gemäß den Vorgaben des
Telekommunikations- und des Postgesetzes erstellt wor-
den. Danach ist die Regulierungsbehörde verpflichtet,
alle zwei Jahre über ihre Tätigkeit sowie über die Lage
und Entwicklung auf dem Gebiet der Telekommunikati-
on und der Post zu berichten. Darüber hinaus ist auch
zu der Frage Stellung zu nehmen, ob sich eine Ände-
rung der Festlegung, welche Telekommunikations- bzw.
Postdienstleistungen als Universaldienstleistungen gel-
ten, empfiehlt. Ferner ist für den Postbereich eine Ein-
schätzung zu der Frage abzugeben, ob und gegebenen-
falls bis zu welchem Zeitpunkt und in welchem Umfang
die Aufrechterhaltung einer Exklusivlizenz nach § 51
Postgesetz über den dort angegebenen Zeitpunkt hinaus
erforderlich ist.
Die mit dem Telekommunikationsgesetz eingeleitete
Liberalisierung hat bereits in den ersten beiden Jahren
seit der vollständigen Marktöffnung am 1. Januar 1998
zu bemerkenswerten Erfolgen geführt. So ist mit der
Telekommunikation eine dynamische Wirtschaftsbran-
che entstanden, die aufgrund ihres Umsatzwachstums
zusammen mit der Informationstechnik-Branche im
Jahr 1999 erstmals die Automobilindustrie als größten
Wirtschaftssektor in Deutschland ablöst.
Die Bedeutung der Telekommunikation ergibt sich aber
insbesondere aus der Funktion, die sie als Vorleistung
für nahezu alle anderen Wirtschaftsbereiche erfüllt. Die
zunehmende Arbeitsteilung auf nationaler und interna-
tionaler Ebene führt zu einem erhöhten Koordinations-
aufwand bei der Erstellung von Gütern und Dienstleis-
tungen. Die effiziente Gestaltung von Informations- und
Kommunikationsprozessen wird insofern immer ent-
scheidender. Neben Kostenaspekten spielen Qualität,
Benutzerfreundlichkeit, Verfügbarkeit innovativer
Dienstleistungen und individuell auf die Bedürfnisse des
einzelnen Kunden zugeschnittene Angebote eine wach-
sende Rolle.
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass Preissen-
kungen im Bereich Telekommunikation, eine breitere
Dienstepalette sowie ein verbesserter Service für die
Kunden der gesamten Volkswirtschaft zugute kommen
und den Standort Deutschland im globalen Wettbewerb
stärken. Dabei ist insbesondere der Aufbau einer mo-
dernen Infrastruktur in Deutschland hervorzuheben.

Dies manifestiert sich beispielsweise in der hohen An-
zahl vergebener Lizenzen zum Betreiben von Übertra-
gungswegen für Telekommunikationsdienstleistungen
für die Öffentlichkeit. Darüber hinaus werden durch die
Vergabe von Frequenzen, z. B. für Punkt-zu-Mehr-
punkt-Richtfunk, Bündelfunk, Digitalen terrestrischen
Tonrundfunkdienst (DAB) und UMTS (Universal Mo-
bile Telecommunications System), wesentliche Anstöße
zur Entwicklung neuer technischer Lösungen und inno-
vativer Dienstleistungen gegeben.

Die neu auf den Markt getretenen Telekommunikati-
onsunternehmen haben bereits unerwartet hohe Markt-
anteile erringen können. Dennoch besitzt die Deutsche
Telekom AG in weiten Bereichen nach wie vor eine
marktbeherrschende Stellung.

Der Regulierungsrahmen, der insbesondere effektive
Zusammenschaltungsregelungen, Entgeltkontrolle, freie
Verbindungsnetzbetreiberauswahl im Preselection- und
Call-by-call-Verfahren und Nummernportabilität vor-
sieht, hat sich bewährt.

Auch der Postmarkt insgesamt befindet sich im Um-
bruch, wenngleich er bei weitem nicht die Dynamik
entfalten konnte, wie es im Telekommunikationssektor
der Fall ist. Im Postbereich erstrecken sich derartige po-
sitive Wirkungen fast ausschließlich auf den Markt für
Kurier-, Express- und Paketdienste. Auf dem Briefmarkt
gibt es zwar vereinzelt innovative, höherwertige Ange-
bote von Wettbewerbern der Deutschen Post AG zu at-
traktiven Preisen. Eine Entwicklung hin zu breitem
Wettbewerb ist nach dem Wegfall der gesetzlichen Ex-
klusivlizenz zu erwarten.

Aufgrund der zunehmend verfügbaren Substitutions-
möglichkeiten im Briefkerngeschäft sind die Unterneh-
men bereits heute weitgehend gezwungen, ihr Produkt-
portfolio systemgerecht zu ergänzen und zu erweitern.
Für die Zukunft wird man nicht mehr von einem Post-
markt im althergebrachten Sinne allein, sondern von
integrierten Märkten für Kommunikation, Transport
und Logistik reden müssen.

Zur Sicherung der bereits erzielten Erfolge sowie zur
weiteren Stärkung der Marktdynamik ist es unerlässlich,
dass die Regulierungsbehörde ihre Arbeit ungehindert
und unbeeinflusst fortsetzen kann.
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Teil A  Rahmenbedingungen und Regulierungseckpunkte

10. Ökonomisches Umfeld

10.1 Telekommunikation

1.1.1 Bedeutung des Telekommunikationssektors
für die Volkswirtschaft

Wirtschaftliche Prozesse auf Märkten und in Unterneh-
men sind in entwickelten Volkswirtschaften in hohem
Maß durch Information und Kommunikation geprägt.
Telekommunikation wird damit zum Nervensystem ei-
ner modernen Industrie- und Dienstleistungsgesell-
schaft. Die Rolle der Telekommunikation für die wirt-
schaftliche Entwicklung ist komplex. Die zunehmende
Nutzung von Telekommunikationsdiensten kann sowohl
Ursache als auch Folge wirtschaftlichen Wachstums
sein. Bevor diese Wechselwirkungen näher zu untersu-
chen sind, werden zunächst die beiden wesentlichen
Gründe für die hohe ökonomische Bedeutung des Tele-
kommunikationssektors erläutert.

Der erste Grund liegt in dem Koordinationsbedarf aller
Transaktionen und Leistungsprozesse, der aus der Ar-
beitsteilung resultiert. Untersuchungen haben gezeigt,
dass die Relevanz arbeitsteiliger Organisation und des
daraus resultierenden Koordinationsaufwandes im Zeit-
ablauf absolut und relativ zur Wertschöpfung gestiegen
ist und dass heute mehr als die Hälfte der volkswirt-
schaftlichen Wertschöpfung auf inner- und zwischen-
betriebliche sowie mit dem Verbraucher stattfindende
Informations- und Kommunikationsaktivitäten entfällt.
Die Arbeitsteilung wiederum kann als wesentliche An-
triebskraft für Produktivitäts- und Wohlstandssteigerung
betrachtet werden. Offensichtlich ist es effizient, einen
höheren Koordinationsaufwand in Kauf zu nehmen, um
dadurch die Komplexität höherer Arbeitsteilung zu be-
herrschen und daraus resultierende Spezialisierungsge-
winne zu erzielen.

Telekommunikation ist neben der Gestaltung der Unter-
nehmensorganisation ein entscheidender Ansatzpunkt
zur Senkung der Transaktionskosten, die sich im Rah-
men wirtschaftlicher Abstimmungsprozesse ergeben.
Darüber hinaus ermöglicht Telekommunikation auch
die Gewinnung von Informationsvorsprüngen sowie die
Erforschung und Beeinflussung von Märkten, die eben-
falls in die Kategorie der unternehmerischen Koordina-
tion wirtschaftlicher Aktivitäten fallen.

Der zweite Grund für die enorme Prägung der Wirt-
schaft durch Information und Kommunikation liegt in
der zunehmenden Bedeutung von so genannten Infor-
mationsprodukten. Medien, Software, Beratung, Infor-
mationsbanken, Finanzdienstleistungen usw. gehören zu
diesen wachsenden Märkten. Diese Produkte sind selbst
äußerst informationsintensiv und werden in ebenfalls
sehr informationsintensiven Leistungsprozessen erstellt.
Die Entwicklung zur Dienstleistungswirtschaft trägt da-
zu bei, dass über die erwähnten Koordinationsaktivitä-

ten hinaus Information und Kommunikation zu einer
beherrschenden Charakteristik der Wirtschaft werden.

So erscheint es – beide Gründe zusammengenommen –
plausibel, dass heute schätzungsweise zwischen 70 und
80 % der wirtschaftlichen Aktivitäten unmittelbar in-
formations- und kommunikationsorientiert sind.1 Folg-
lich haben Innovationen im Bereich der Telekommuni-
kation, durch die Information und Kommunikation er-
leichtert werden, auch Auswirkungen auf nahezu alle
anderen Sektoren einer Volkswirtschaft. Gleichzeitig
wiederum stellen Unternehmen, die auf anderen Märk-
ten tätig sind, aufgrund ihres Informations- und Kom-
munikationsbedarfs hohe Anforderungen an Weiter-
entwicklungen in der Telekommunikation. Aus eben
diesem Mechanismus ergibt sich die wesentliche strate-
gische Rolle der Telekommunikation. Neue Angebote
der Technik auf der einen und Problemlösungsnachfra-
ge auf der anderen Seite verstärken sich im Bereich Te-
lekommunikation gegenseitig.

1.1.2 Wandel der Rahmenbedingungen im Zuge
zunehmender Globalisierung

Der Grad der Arbeitsteilung bestimmt in hohem Maße
die Anforderungen an die Informations- und Kommuni-
kationstechnologien. Dies gilt innerhalb einer Volks-
wirtschaft genauso wie zwischen Staaten. Vor allem
Letzteres hat in den vergangenen Jahren zunehmend an
Bedeutung gewonnen. Auch hier lassen sich die be-
schriebenen Wechselwirkungen erkennen. Denn einer-
seits ist das weltweite Zusammenwachsen von Märkten
Auslöser für die steigende Bedeutung der Telekommu-
nikation, andererseits wäre dieser Wandel aber ohne die
technologischen Fortschritte auf diesem Gebiet nicht in
dieser Form denkbar gewesen.

Die nationalen und internationalen Liberalisierungser-
folge im Bereich der Telekommunikation spiegeln sich
sowohl in Preissenkungen als auch in Produktinnovati-
onen wider. Die daraus resultierende Reduktion der
Transaktionskosten führt dazu, dass der Faktor Entfer-
nung eine geringere Rolle spielt, wodurch es zu einem
Zusammenwachsen regionaler, bislang voneinander ge-
trennter Märkte kommt. Die Märkte für handelbare
Güter und Dienstleistungen erlangen auf diese Weise
zunehmend einen globalen Charakter. Damit einher
geht eine Intensivierung der internationalen Handelsbe-
ziehungen. Infolgedessen steigt zum einen der Konkur-
renzdruck, zum anderen ergeben sich durch die Aus-
weitung der Märkte zusätzliche Möglichkeiten der Spe-
zialisierung. Beide Entwicklungen führen tendenziell zu
einer kostengünstigeren Produktionsweise und einer
Verbreiterung bzw. Differenzierung der Produktpalette.
________________________

1 Vgl. Picot, A.: Zusammenhänge zwischen Innovation und
Marktentwicklung durch Telekommunikation, in: A. Picot
(Hrsg.): Telekommunikation im Spannungsfeld von Inno-
vation, Wettbewerb und Regulierung, Heidelberg 1998.
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Überdies tragen neue Telekommunikationsdienste zu
einem beschleunigten Wissenstransfer bei, der wiede-
rum die Innovationsgeschwindigkeit in allen Bereichen
der Wirtschaft positiv beeinflusst.

Die durch das Wachstum des Informations- und Tele-
kommunikationssektors geförderte Tendenz zur Globa-
lisierung der Märkte eröffnet Chancen, birgt aber auch
Risiken. Letztere ergeben sich aus der steigenden Wett-
bewerbsintensität und können unter die Problematik der
Standortkonkurrenz subsumiert werden. Für die inter-
nationale Wettbewerbsposition inländischer Unterneh-
men sind dabei neben wirtschaftspolitischen Daten und
anderen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auch
Preise und Qualität von Vorleistungen von Bedeutung.
Da Telekommunikationsdienste von sämtlichen Bran-
chen als Vorleistungen nachgefragt werden, wirkt eine
relative Verringerung des nationalen Preisniveaus in der
Telekommunikation gegenüber dem Ausland wie eine
Währungsabwertung auf die Entwicklung von Exporten.
Die Wirtschaftszweige sind zwar nicht in dem gleichen
Ausmaß, aber jeweils in positiver Weise betroffen. Das
steigende Gewicht, das diesem Faktor zukommt, mag
schon daran abzulesen sein, dass nach Schätzungen der
ITU die Unternehmen weltweit mehr Geld für Tele-
kommunikation ausgeben als für Öl.

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass sich die
liberalisierungsbedingten Preissenkungen insbesondere
auf die Segmente der Mietleitungen sowie der Fernge-
spräche konzentrieren, die für die Unternehmen von be-
sonderer Bedeutung sind. Aus diesem Grund kommt es
in Staaten mit liberalisierten Telekommunikations-
märkten gegenüber solchen mit nicht-kompetitiven
Strukturen zu absoluten und/oder relativen Kostenvor-
teilen, die wiederum positive Konsequenzen für die
Wettbewerbsfähigkeit dieser Länder haben.

Durch die Liberalisierung ergeben sich auch positive
Effekte auf die Verbreitung von Internet-Anwendungen,
die ebenfalls einen Beitrag zur Verringerung der öko-
nomischen Relevanz von räumlichen Entfernungen
leisten. Indem sie die Möglichkeiten der Informations-
erstellung, -speicherung und -weiterleitung erhöhen,
führt das Internet zu Kostensenkungen bei der internen
und externen Kommunikation. Das bedeutet, dass Un-
ternehmen ihre internen Prozesse sowie ihre Beziehun-
gen zu Vertragspartnern effizienter gestalten können.
Dies steigert schon innerhalb einer geschlossenen
Volkswirtschaft die Produktivität, wirkt aber mehr noch
über eine Intensivierung der internationalen Verflech-
tung und der daraus resultierenden Vorteile stärkerer
Arbeitsteilung wohlstandsfördernd.

1.1.3 Die Problematik eines natürlichen Monopols

Lange Zeit wurde davon ausgegangen, dass es sich bei
der Errichtung und dem Betrieb von Telekommunikati-
onsnetzen aufgrund stetig sinkender Durchschnittskos-
ten grundsätzlich um ein „natürliches Monopol“ han-
dele und somit auf dem Telekommunikationsmarkt un-
weigerlich ein Fall von Marktversagen vorliege.
Fallende Durchschnittskosten wurden vor allem wegen
eines hohen Fixkostenanteils und daraus resultierender
Größenvorteile unterstellt. Unter dieser Annahme wird

eine Leistung dann am effizientesten erbracht, wenn sie
von nur einem (staatlichen) Monopolunternehmen be-
reitgestellt wird. Es herrschte die Meinung vor, dass In-
vestitionen weiterer Anbieter zu einer so genannten
Duplizierung der Infrastruktur und zu Wohlfahrtsver-
lusten führten.

Diese Ansicht wird heute nicht mehr geteilt. Grund
hierfür ist vor allem, dass diese statische Sichtweise der
Funktionsweise dynamischer Wettbewerbsprozesse nicht
gerecht wird. Insbesondere die Prämissen identischer
Produktionstechnik und eines vollkommen homogenen
Angebots erweisen sich als nicht haltbar. Innovationen
eröffnen heute Chancen für Wettbewerb in Bereichen, in
denen dieser bislang aus technischen Gründen ausge-
schlossen wurde. Insbesondere im Bereich der Lei-
tungstechnik hat die Realisation einer günstigeren Be-
reitstellung großer Kapazitäten dazu geführt, dass es
nicht mehr in dem selben Ausmaß zu versunkenen
Kosten kommt wie früher. Daher sind Größenvorteile
zurückgegangen und Markteintrittsbarrieren für poten-
zielle Konkurrenten gesunken. Diese Entwicklungen
waren neben einer Ausweitung des Nachfragevolumens
ausschlaggebend dafür, dass der Telekommunikations-
sektor nicht länger in allen Teilbereichen als „natürli-
ches Monopol“ zu charakterisieren war, sondern in eine
wettbewerbliche Ordnung überführt werden konnte. Ein
Schritt, der sich als sinnvoll und geradezu notwendig
erwiesen hat, da Wettbewerb Chancen für Wohlfahrts-
gewinne und weiteren technischen Fortschritt bietet.

1.2 Post

Der Postmarkt, der traditionell im Wesentlichen die
Beförderung von Briefsendungen, Kleingütern sowie
Zeitungen und Zeitschriften umfasst, lässt sich in einen
Kommunikations- und in einen Transportsektor unter-
teilen. Beide Bereiche zählen zu den volkswirtschaftli-
chen Basissektoren, deren Leistungsfähigkeit für das
Funktionieren der gesamten Volkswirtschaft von zen-
traler Bedeutung ist. Obwohl eine Untergliederung nicht
immer schlüssig erscheint, der Begriff Post bedeutet
immer auch eine Beförderung, also Transport von
Briefen (Nachrichten) oder Paketen (Güter), soll unter-
stellt werden, dass der Kommunikationssektor den Be-
reich umfasst, bei dem die Nachrichtenübermittlung un-
zweifelhaft im Vordergrund steht, beim Transportsektor
hingegen die Beförderung einer bestimmten Ware, die
nicht in erster Linie Nachricht ist.

Seit Ende der sechziger/Anfang der siebziger Jahre
zeichnet sich im Transportbereich eine besonders dy-
namische Entwicklung ab: Private Anbieter drängten
zunächst auf internationaler, später auf nationaler Ebe-
ne in die Märkte und boten Transportleistungen an, de-
ren Qualität häufig über der der Postverwaltungen lag.

Der Kommunikationssektor war oder ist hingegen nati-
onal und international in weiten Teilen durch ein staat-
liches Monopol gekennzeichnet, das von einem einzi-
gen, meist staatlichen Unternehmen mit flächendecken-
der Versorgungspflicht wahrgenommen wurde oder
wird.
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In den vergangenen Jahren jedoch hat sich die wirt-
schaftliche, organisatorische und ordnungspolitische
Landschaft weltweit grundlegend geändert: Durch In-
ternationalisierung, Zusammenwachsen der Wirt-
schaftsräume, schnelle technologische Veränderungen
und zunehmenden Wettbewerbsdruck hat sich der Trend
zu vom Staat unabhängigen und privatrechtlich organi-
sierten Gesellschaften verstärkt. Die international fort-
schreitende Öffnung der nationalen Postmärkte ermög-
licht heute Unternehmen in Europa und Übersee, ihre
Strategien zunehmend auf globale Märkte auszurichten,
die ohne eine Umwandlung ehemals staatlicher Unter-
nehmen kaum erfolgreich wäre. Eindeutig geht der
Trend in die Richtung, dass mächtige Unternehmen
führender Industrieländer zunehmend ganze Netzwerke
auf ausländischen Märkten errichten und betreiben.

Der Postmarkt insgesamt befindet sich im Umbruch.
Aufgrund der jetzt zunehmend verfügbaren Substituti-
onsmöglichkeiten im Kerngeschäft der Briefbeförderung

sind die Unternehmen weitgehend gezwungen, ihr Pro-
duktportfolio systemgerecht zu ergänzen und zu erwei-
tern, wenn sie auf Dauer bestehen wollen. Für die Zu-
kunft wird man nicht mehr von einem Postmarkt im
althergebrachten Sinne allein, sondern von integrierten
Märkten für Kommunikation, Transport und Logistik
reden müssen. Jüngste gegenseitige Beteiligungen an
einschlägigen Unternehmen sowie deren Zusammen-
schlüsse weisen darauf hin.

Für die Beurteilung des deutschen Postsektors ist eine
differenzierte Betrachtung nach Marktsegmenten der
Postdienstleistungen, die gegenwärtig aufgrund ihrer
befristeten ausschließlichen Rechte im Briefbereich
noch weitgehend von der Deutschen Post AG dominiert
werden, sowie dem bereits liberalisierten Markt für Ku-
rier-, Express- und Paketsendungen (so genannter KEP-
Markt) erforderlich (nähere Ausführungen hierzu unter
Kapitel C.9 und C.10).

A b b i l d u n g  1

Entwicklung von Beschäftigung und Produktivität im Postbereich

Beschäftigte

Deutsche Post AG
(Deutsche Bundespost POSTDIENST) private Wettbewerber

1990 399000   65000

1998 263863 120000

jährlicher Umsatz pro Beschäftigten
(Deutsche Post AG und Wettbewerber)

1990   61000 DM

1998 119000 DM

Sendungen (alle Formen) pro Beschäftigten
(Deutsche Post AG und Wettbewerber)

1990 35000 Stück

1998 68000 Stück

(Q u e l l e :  BMWi)

2. Grundzüge des nationalen,
europäischen und internationalen
Rechts in den Bereichen
Telekommunikation und Post

2.1 Telekommunikation

Zum 1. Januar 1998 sind die letzten Vorschriften des
Telekommunikationsgesetzes (TKG)2 vom 25. Juli 1996
in Kraft getreten, die zur vollständigen Liberalisierung
der Telekommunikationsmärkte erlassen worden sind.
Damit ist die bisher letzte Stufe der völligen Neugestal-
tung des deutschen Postwesens und der Telekommuni-
kation erreicht, die – im Rahmen einer seit 1989 vollzo-
________________________

2 BGBl. 1996 I S. 1120ff

genen dreistufigen Postreform – die bisherigen staatli-
chen Monopole in diesen Bereichen auflösen und die
Post- und Telekommunikationsmärkte dem Wettbewerb
öffnen soll. Aufgrund der Ergänzung des Grundgesetzes
in Art. 87f GG ist der Gesetzgeber zur Zulassung und
Förderung von Wettbewerb verfassungsrechtlich ver-
pflichtet. In dieser Vorschrift ist geregelt, dass der Bund
flächendeckend angemessene und ausreichende Tele-
kommunikations- und Postdienstleistungen zu gewähr-
leisten hat, die als privatwirtschaftliche Tätigkeiten
durch die Deutsche Telekom AG (Deutsche Telekom)
bzw. durch die Deutsche Post AG im Postbereich und
andere private Anbieter erbracht werden sollen.

Der Antrieb für die Novellierung des deutschen Tele-
kommunikationsrechts ging nicht nur von der deutschen
Reformpolitik aus. Vielmehr ist das TKG zugleich im
Kontext mit der sektorspezifischen Telekommunikati-
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onspolitik der EG entstanden, die Deutschland wesent-
lich mitgestaltet hat. Entscheidende Rahmenbedingun-
gen des TKG waren deshalb schon vorgegeben. So hat
der Rat der Europäischen Union durch seine Entschlie-
ßung vom 22. Juli 1993, die öffentlichen Sprachtelefon-
dienste bis zum 1. Januar 1998 zu liberalisieren,3 sowie
durch seine Entschließung vom 22. Dezember 1994 zur
Liberalisierung der Telekommunikationsinfrastruktu-
ren4 die Prinzipien festgelegt, an denen sich nicht nur
die künftige Politik der EG, sondern auch das nationale
Recht sämtlicher Mitgliedstaaten zu orientieren hat. Die
Basis bilden insoweit die Richtlinien 90/387/EWG des
Rates vom 28. Juni 1990 zur Verwirklichung des Bin-
nenmarktes für Telekommunikationsdienste durch Ein-
führung eines offenen Netzzugangs (Open Network
Provision – ONP)5 sowie die Richtlinie 90/388/EWG
der Kommission vom 28. Juni 1990 über den Wettbe-
werb auf dem Markt für Telekommunikationsdienste.6

Zur Ausführung der in diesen Richtlinien getroffenen
Regelungen, die Telekommunikationsmärkte für den
Wettbewerb zu öffnen, wurden in den letzten Jahren
weitere Richtlinien erlassen. Beispielhaft hervorzuheben
sind insoweit die Richtlinie 97/13/EG des Europäischen
Parlamentes und des Rates vom 10. April 1997 über ei-
nen gemeinsamen Rahmen für Allgemein- und Einzel-
genehmigungen für Telekommunikationsdienste,7 die
Richtlinie 97/33/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 30. Juni 1997 über die Zusammenschal-
tung in der Telekommunikation im Hinblick auf die Si-
cherstellung eines Universaldienstes und der Interope-
rabilität durch Anwendung der Grundsätze für einen
offenen Netzzugang (ONP)8 sowie schließlich die
Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 26. Februar 1998 über die Anwendung
des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefon-
dienst und dem Universaldienst im Telekommunikati-
onsbereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld.9

Aufgrund ihrer völkervertraglichen und verfassungs-
rechtlichen Verpflichtungen als Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union ist die Bundesrepublik Deutschland
verpflichtet, diese Richtlinien fristgemäß in nationales
Recht umzusetzen sowie jede hoheitliche Maßnahme zu
unterlassen, die dem Regelungsziel dieser gemein-
schaftlichen Rechtsakte entgegensteht.10

In sämtlichen dieser Richtlinien ist vorgesehen, dass die
Mitgliedstaaten der Europäischen Union die Europäi-
sche Kommission über die Richtlinienumsetzung infor-
mieren. Hinsichtlich der Bewertung der deutschen
Rechtslage kam die Europäische Kommission in ihrer
Mitteilung an den Rat, das Europäische Parlament, den
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss
der Regionen bereits am 29. Mai 1997 – also noch vor
Inkrafttreten der Regelungen des TKG, die den Sprach-
telefondienst vollständig dem Wettbewerb öffneten – zu
________________________

3 Amtsblatt EG Nr. C 213/1 vom 6. August 1993
4 Amtsblatt EG Nr. C 379/4 vom 31. Dezember 1994
5 Amtsblatt EG Nr. L 192/1 vom 24. Juli 1990
6 Amtsblatt EG Nr. L 192/10 vom 24. Juli 1990
7 Amtsblatt EG Nr. L 117/15 vom 7. Mai 1997
8 Amtsblatt EG Nr. L 199/32 vom 26. Juli 1997
9 Amtsblatt EG Nr. L 101/24 vom 1. April 1998
10 Art. 249 Abs. 3, Art. 10 EGV i. V. m. Art. 23 Abs. 1,

Art. 59 GG

dem anerkennenden Schluss, dass in Deutschland mit
dem TKG ein „breit gesteckter ordnungspolitischer
Rahmen für die Umsetzung des gesamten Telekommu-
nikations-Reformpakets gegeben“ sei. Die Kommission
bezog sich hiermit nicht nur auf die im Zeitpunkt der
genannten Mitteilung bereits erlassenen Richtlinien,
sondern auch auf die gemeinschaftlichen Rechtsakte, die
von der EG erst noch in den Einzelheiten zu erarbeiten
waren, jedoch in ihren Grundzügen bereits im TKG
verwirklicht worden sind.11

Im internationalen Telekommunikationsrecht ist insbe-
sondere das WTO-Protokoll über Basis-Telekommuni-
kationsdienstleistungen zu nennen, das als völkerrecht-
licher Vertrag das Allgemeine Übereinkommen über
den Handel mit Dienstleistungen12 ergänzt und am
5. Februar 1998 in Kraft getreten ist. Im Anhang zum
WTO-Protokoll finden sich Verpflichtungslisten der 70
WTO-Länder, in denen sich die Unterzeichnerstaaten
verpflichten, beim Handel mit Dienstleistungen die
Grundprinzipien der Meistbegünstigung (Dienstleis-
tungsanbieter eines Mitglieds sind nicht schlechter zu
behandeln als die eines anderen), des Marktzugangs und
der Inländerbehandlung einzuhalten. Dieses Protokoll
wurde am 28. November 1997 von der Europäischen
Gemeinschaft unter Beifügung einer Liste spezifischer
Verpflichtungen der Gemeinschaft und ihrer Mitglied-
staaten genehmigt,13 die Zustimmung des Bundestages
erfolgte mit Gesetz vom 15. April 1997.14 Ab dem
1. Januar 2000 soll über eine Erweiterung des o. g. Pro-
tokolls verhandelt werden.

2.1.1 Regulatorischer Rahmen des TKG

Unter Berücksichtigung verfassungsrechtlicher und ge-
meinschaftsrechtlicher Vorgaben regelt das TKG sek-
torspezifisch die rechtlichen Rahmenbedingungen, um
die bisherigen staatlichen Monopole im Telekommuni-
kationsbereich, die von einem Unternehmen mit flä-
chendeckender Versorgungspflicht wahrgenommen
wurden, zu liberalisieren. Zur Umsetzung der genannten
verfassungsrechtlichen Vorgaben war eine völlige Neu-
gestaltung des bisherigen Telekommunikationsrechts
erforderlich, eine bloße Ergänzung der bisherigen Re-
gelungen15 wäre nicht ausreichend gewesen.

________________________

11 KOM (97) 236 endg. vom 29. Mai 1997, S. 20, 24
12 General Agreement on Trade in Services (GATS-

Übereinkommen), BGBl. II 1994, S. 1643 ff.
13 Beschluss des Rates vom 28. November 1997 über die Ge-

nehmigung der Ergebnisse der WTO-Verhandlungen über
Basistelekommunikationsdienste im Namen der Europäi-
schen Gemeinschaft für die in ihre Zuständigkeit fallenden
Bereiche (ABl. EG 1997 Nr. L 347, S. 45ff).

14 Gesetz zu dem Vierten Protokoll vom 15. April 1997 zum
Allgemeinen Übereinkommen über den Handel mit
Dienstleistungen, BGBl. II 1997, S. 1990 ff.

15 In diesem Zusammenhang sind insbesondere zu nennen das
Gesetz über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928
(FAG), RGBl. I S. 8, neu bekannt gemacht am 17. März
1977, BGBl. I S. 459, sowie das lediglich für eine Über-
gangszeit geschaffene Gesetz über die Regulierung der
Telekommunikation und des Postwesens vom 14. Sep-
tember 1994 (PTRegG), BGBl. I S. 2325, 2371.
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Auf dem Telekommunikationsmarkt ist zum 1. Januar
1998 grundsätzlich Wettbewerb eingeführt worden.
Überließe man nun aber die Märkte sich selbst, hätten
die eingesessenen Unternehmen alle Hebel in der Hand.
Auch nach Wegfall der ausschließlichen Rechte hatte
der bisherige Monopolist, die Deutsche Telekom, zu
Beginn der Marktöffnung einen Marktanteil von nahezu
100 %. Als weitere Vorteile aus den Monopolrechten
der Vergangenheit hat die Deutsche Telekom als einzi-
ges Unternehmen in Deutschland ein flächendeckendes
Telekommunikationsnetz mit fast 40 Mio. Kunden so-
wie flächendeckende Netzinfrastrukturen für Mietlei-
tungsangebote. Die neuen Wettbewerber könnten nicht
nur durch diskriminierende Preisgestaltung, sondern
auch durch Verweigerung der Zusammenschaltung mit
den existierenden Telekommunikationsnetzen vom
Markt zuverlässig ferngehalten werden. Insbesondere
um den Zugang zum Kunden zu erhalten, sind die neu
in den Markt eintretenden Unternehmen vor allem in
der Startphase darauf angewiesen, bestehende Infra-
strukturen mitzunutzen. Es sind daher sektorspezifische
Regelungen erforderlich, die das allgemeine Wettbe-
werbsrecht ergänzen und die Entwicklung wettbewerbli-
cher Strukturen fördern. Zweck des TKG sowie sein we-
sentliches Regulierungsziel bestehen gemäß §§ 1, 2
Abs. 2 Nr. 2 TKG deshalb darin, einen chancengleichen
und funktionsfähigen Wettbewerb, auch in der Fläche,
auf den Märkten der Telekommunikation sicherzustel-
len.

Zur Wahrnehmung der telekommunikationsrechtlichen
Aufgaben, die sich insbesondere aus dem TKG ergeben,
wurde die Regulierungsbehörde für Telekommunikation
und Post (Regulierungsbehörde) errichtet.16 Sie ist als
Bundesoberbehörde dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie zugeord-
net. Bei ihrer Tätigkeit arbeitet die Regulierungsbehörde
insbesondere in Fragen der Marktabgrenzung und bei
der Feststellung einer marktbeherrschenden Stellung
eng mit dem Bundeskartellamt zusammen.17

2.1.2 Ziele und Tätigkeitsfelder der Regulierungs-
behörde

Die Aufgaben der Regulierungsbehörde sind insbeson-
dere im TKG geregelt. Zweck dieses Gesetzes ist es,
durch Regulierung im Bereich der Telekommunikation
den Wettbewerb zu fördern und flächendeckend ange-
messene und ausreichende Dienstleistungen zu ge-
währleisten sowie eine Frequenzordnung festzulegen.
Die Ziele, die die Behörde bei ihrer Tätigkeit verfolgt,
lassen sich in den vier folgenden Hauptpunkten zusam-
menfassen:

– Angesichts der marktbeherrschenden Stellung des
etablierten Unternehmens muss Wettbewerb zu fai-
ren Bedingungen für alle sichergestellt werden.

– Es muss gewährleistet sein, dass die notwendige Ko-
operation der miteinander konkurrierenden Anbieter
bezüglich technischer Standards und Spezifikationen
stattfindet und nicht zu Diskriminierungen führt.

________________________

16 Vgl. § 66 Abs. 1 TKG.
17 § 82 TKG

– Die ökonomischen und technischen Rahmensetzun-
gen müssen dem jeweiligen Stand des technischen
Fortschritts angepasst werden. Außerdem sind sie so
auszugestalten, dass sie weiteren technischen Fort-
schritt fördern.

– Im Rahmen der Infrastruktursicherung ist ein flä-
chendeckend ausreichendes und angemessenes An-
gebot an Telekommunikationsdienstleistungen zu
gewährleisten.

Es geht also nicht um die Beschränkung unternehmeri-
schen Handlungsspielraums. Ziel der Regulierung ist es
im Gegenteil, im Telekommunikationssektor Wettbe-
werb zu fördern und technischen und organisatorischen
Fortschritt herauszufordern. Dabei ist die Schaffung
chancengleichen und funktionsfähigen Wettbewerbs der
entscheidende Hebel auch für das Erreichen der anderen
Ziele. Mit dem Wettbewerb ist den Interessen der Nut-
zer am besten gedient, der technische Fortschritt kann
sich schneller entfalten und auch die Grundversorgung
lässt sich am kostengünstigsten und am zuverlässigsten
durch Wettbewerb langfristig sicherstellen.

Im Einzelnen können vier große Tätigkeitsfelder unter-
schieden werden. Dies sind Marktzutritt und Lizenzie-
rung, Universaldienst, Entgeltregulierung sowie Netz-
zugänge und Zusammenschaltungen. Die wesentlichen
Grundzüge der entsprechenden Aufgaben und Kompe-
tenzen der Regulierungsbehörde, die sich aus den ge-
setzlichen Bestimmungen ergeben, sollen im Folgenden
kurz umrissen werden, die Einzelheiten können dem
weiteren Tätigkeitsbericht entnommen werden.

2.1.2.1 Marktzutritt/Lizenzierung

Grundsätzlich kann jeder auf dem Telekommunikati-
onsmarkt Leistungen anbieten. Die Marktzutritts-
schranken für neue Telekommunikationsdienstleis-
tungsanbieter sind im TKG relativ niedrig gehalten. In
Anerkennung der verfassungsrechtlich garantierten
Rechte der Berufs- und Gewerbefreiheit jedes Unter-
nehmens, Telekommunikationsdienstleistungen anzu-
bieten, sind die subjektiven Anforderungen an die Auf-
nahme einer unternehmerischen Tätigkeit im Bereich
der Telekommunikation auf das unbedingt erforderliche
Maß beschränkt. Dies kommt insbesondere in den Re-
gelungen des TKG über die Erteilung einer Lizenz zum
Ausdruck,18 die unter bestimmten Voraussetzungen für
das Angebot von Telekommunikationsdienstleistungen
erforderlich ist, ohne jedoch unüberwindbar große Hür-
den für einen Diensteanbieter aufzustellen. Eine Lizenz
in den lizenzpflichtigen Bereichen erhält jeder, der für
seine Tätigkeit auf dem Markt ausreichende Fachkunde,
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit nachweist. Au-
ßerdem muss sichergestellt sein, dass durch seine Tätig-
keit nicht die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge-
fährdet wird. Auflagen oder sonstige Nebenbestimmun-
gen zu einer Lizenz sind des Weiteren nur unter engen
Voraussetzungen zulässig.19 Lediglich für Funkfrequen-
zen, die nicht unbegrenzt zur Verfügung stehen, werden

________________________

18 §§ 6 ff. TKG
19 Vgl. § 8 Abs. 2 TKG
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von der Regulierungsbehörde Ausschreibungs- oder
Versteigerungsverfahren durchgeführt.20

Im Übrigen vertraut das TKG weitgehend auf die
Selbstregulierungsfähigkeit der Telekommunikations-
märkte, die Aufnahme, Änderung und Beendigung der
Erbringung von Telekommunikationsdienstleistungen
ist der Regulierungsbehörde lediglich anzuzeigen.21

2.1.2.2 Universaldienst

Die Regulierungsbehörde hat im Bereich Univer-
saldienst darüber zu wachen, dass ein Mindestangebot
an Telekommunikationsdienstleistungen bereitgestellt
wird.22 Dieses Mindestangebot mit einer festgelegten
Qualität muss für alle Bürger unabhängig von ihrem
Wohn- oder Geschäftsort zu einem erschwinglichen
Preis verfügbar sein. Bestandteile dieses Leistungsange-
botes sind der Sprachtelefondienst mit ISDN-
Leistungsmerkmalen, die Telefonauskunft, Bereitstel-
lung von Telefonbüchern sowie die flächendeckende Be-
reitstellung öffentlicher Telefonstellen. Grundsätzlich
wird davon ausgegangen, dass dieses Angebot auf wett-
bewerblich organisierten Märkten ohnehin erbracht
wird. Die Regulierungsbehörde greift daher nur bei Ver-
sorgungslücken ein. Sie kann dann entweder das markt-
beherrschende Unternehmen zur Erbringung der Leis-
tung verpflichten oder die betreffende Universaldienst-
leistung ausschreiben.

2.1.2.3 Entgeltregulierung

Im TKG ist vorgesehen, dass marktbeherrschende Un-
ternehmen einer speziellen Entgeltregulierung der Re-
gulierungsbehörde unterliegen.23 Auf diese Weise soll
verhindert werden, dass ein Unternehmen aufgrund sei-
ner marktbeherrschenden Stellung seine Kunden be-
nachteiligt oder die Chancen seiner Wettbewerber be-
einträchtigt. Entgelte haben sich an den Kosten der effi-
zienten Leistungsbereitstellung zu orientieren und sind
darüber hinaus auf ihre Auswirkungen auf die Wettbe-
werber hin zu überprüfen. Insbesondere Entgelte für die
bisherigen Monopolbereiche der Deutschen Telekom
(Angebot von Übertragungswegen sowie Sprachtelefon-
dienst) unterliegen einer Ex-ante-Regulierung, d.h. sie
werden erst nach Genehmigung durch die Regulie-
rungsbehörde wirksam. Das gleiche gilt für die Gewäh-
rung von Netzzugang sowie die Zusammenschaltung
öffentlicher Telekommunikationsnetze. Im Übrigen be-
steht eine Ex-post-Regulierung, d. h. die Regulierungs-
behörde kann bei entsprechenden Anhaltspunkten Ta-
rife im nachhinein auf eventuelle Missbräuche hin
überprüfen.

2.1.2.4 Netzzugänge und Zusammenschaltungen

Der Betreiber eines Telekommunikationsnetzes, der
Telekommunikationsdienstleistungen für die Öffent-
________________________

20 § 47 Abs. 5 i. V. m. § 11 TKG
21 § 4 TKG
22 Vgl. §§ 17 ff. TKG
23 §§ 24 ff. TKG

lichkeit anbietet und auf einem solchen Markt über eine
marktbeherrschende Stellung verfügt, hat anderen Nut-
zern Zugang zu seinem Telekommunikationsnetz oder
zu Teilen desselben zu ermöglichen.24 Darüber hinaus
hat er seinen Wettbewerbern diskriminierungsfrei Zu-
gang zu allen wesentlichen intern genutzten und am
Markt angebotenen Leistungen zu ermöglichen und
zwar zu denselben Bedingungen, die er sich selbst bei
der Nutzung dieser Leistungen einräumt. Er muss sein
Angebot so ausgestalten, dass die Wettbewerber dabei
keine Leistungen abnehmen müssen, die sie nicht nach-
gefragt haben.25

Unerlässliche Voraussetzung für das Funktionieren ei-
nes wettbewerblich verfassten Telekommunikations-
marktes ist ferner, dass die Teilnehmer öffentlicher Te-
lekommunikationsnetze sich gegenseitig erreichen kön-
nen. Deswegen sind alle Betreiber unabhängig von ihrer
Marktmacht verpflichtet, Verhandlungen über Netzzu-
sammenschaltungen mit anderen Betreibern zu führen.
Führen diese privaten Verhandlungen zu keinem Er-
gebnis, ordnet die Regulierungsbehörde die Zusammen-
schaltung an.26 Dabei legt sie dann auch strittige Punkte
beim Leistungsumfang und bei den zu entrichtenden
Entgelten fest.

Gegen Entscheidungen der Regulierungsbehörde kann
von den Verfahrensbeteiligten nur unmittelbar vor den
Verwaltungsgerichten geklagt werden, wobei solchen
Rechtsmitteln allerdings keine aufschiebende Wirkung
zukommt.27 Dies ist vor allem von Bedeutung für die
Tätigkeit der Beschlusskammern der Regulierungsbe-
hörde im Bereich der Entgeltregulierung, des offenen
Netzzugangs und der Zusammenschaltungskontrolle.
Regulierungsmaßnahmen in diesen Bereichen können
nur dann wirken, wenn sie unmittelbar und nicht erst
nach Abschluss von langwierigen verwaltungsgerichtli-
chen Hauptsacheverfahren greifen. Gerade in wettbe-
werbsrelevanten Fragen ist der Zeitfaktor von entschei-
dender Bedeutung, was auch vom Gesetzgeber zutref-
fenderweise erkannt und berücksichtigt wurde. Sofern
der von Maßnahmen der Regulierungsbehörde Betroffe-
ne einen zeitlichen Aufschub erreichen will, ist er auf
einen Antrag beim Verwaltungsgericht zur Anordnung
der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Verwal-
tungsgerichtsordnung angewiesen.

2.2 Post

2.2.1 Nationales Recht

Rechtliche Grundlage für die Tätigkeit der Regulie-
rungsbehörde im Bereich Post ist neben den Artikeln
10, 87f und 143b des GG das Postgesetz (PostG) vom
22. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3294). Das PostG ist am
1. Januar 1998 in Kraft getreten. Zum selben Zeitpunkt
sind die Vorgängergesetze – das Gesetz über das Post-
wesen in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli
________________________

24 § 35 TKG
25 § 33 TKG
26 §§ 36, 37 TKG
27 Vgl. § 80 Abs. 1 und 2 TKG.
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1989 (BGBl. I S. 1449) und das Gesetz über die Regu-
lierung der Telekommunikation und des Postwesens
(PTRegG) vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325,
2371) – außer Kraft getreten.

Ebenfalls zum selben Zeitpunkt außer Kraft getreten
sind auch die meisten der bis dahin geltenden Verord-
nungen, insbesondere die POSTDIENST-Pflichtleis-
tungsverordnung (BGBl. I S. 86) und die Post-Kunden-
schutzverordnung (BGBl. I S. 2016). In Kraft geblieben
sind lediglich die Postdienstunternehmen-Datenschutz-
verordnung (PDSV) vom 4. November 1996 (BGBl. I
S. 1636) sowie die Verordnungen, die den Zivil- und
Katastrophenschutz regeln.

Das PostG enthält eine Reihe von Verordnungsermäch-
tigungen. Gegenstand dieser Ermächtigungen sind:

– die Erhebung von Lizenzgebühren (§ 8 Satz 3),

– der Universaldienst (§ 11 Abs. 2),

– Rahmenvorschriften für die Inanspruchnahme von
Postdienstleistungen (§ 18),

– die Entgeltregulierung (§ 21 Abs. 4),

– der Datenschutz (§ 41 Abs. 1),

– Gebühren für die Erlaubnis zur Verwendung hoheit-
lich herausgegebener Postwertzeichen (§ 43 Abs. 2)
und

– Befreiungen von der Exklusivlizenz (§ 55).
Die Post-Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV)
nach § 11 Abs. 2 PostG wurde am 7. Juli 1999 vom
Kabinett beschlossen, der Bundesrat hat am
24. September 1999 und der Bundestag am 4. November
1999 zugestimmt. Die Post-Entgeltregulierungsverord-
nung (PEntgV) wurde am 6. Oktober 1999 vom Kabi-
nett beschlossen.

2.2.2 Europäisches Recht

Im Hinblick auf die Liberalisierung der Postmärkte in
der EU ist die so genannte „Corbeau-Entscheidung“ des
Europäischen Gerichtshofs (Rechtssache C-320/91, Ur-
teil vom 19. Mai 1993, Slg. I 1993, S. 2533ff) bedeut-
sam. Der Gerichtshof vertritt die Auffassung, dass die
Übertragung des ausschließlichen Rechts des Sammelns,
der Beförderung und der Verteilung von Postsendungen
durch einen Mitgliedstaat auf eine Organisation grund-
sätzlich dann nicht mit Artikel 86 des EG-Vertrages
vereinbar sei, sofern das ausschließliche Recht sich auf
spezifische, von der Dienstleistung von allgemeinem
Interesse trennbare Dienstleistungen erstreckt, die be-
sonderen Bedürfnissen von Wirtschaftsteilnehmern ent-
sprechen und bestimmte zusätzliche Leistungen verlan-
gen, die der herkömmliche Postdienst nicht anbietet.
Eine Einschränkung des Wettbewerbs sei im Grundsatz
nicht gerechtfertigt, wenn es sich um die beschriebenen
trennbaren Dienstleistungen handele.

Innerhalb der Europäischen Union gilt die Richtlinie
97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften

für die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste
der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienste-
qualität (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. L 15 vom 21. Januar 1998, S. 14ff).

Die Richtlinie dient der Verwirklichung des Binnen-
marktes im Postsektor in der Gemeinschaft, also der
Harmonisierung dieses Marktes. Sie soll im Wesentli-
chen die Rahmenbedingungen im Postsektor harmoni-
sieren und auf Gemeinschaftsebene einen Universal-
dienst gewährleisten, der ein Mindestangebot an Diens-
ten einer bestimmten Qualität zu tragbaren Preisen
umfasst. Die Richtlinie enthält Definitionen einer Reihe
von Begriffen wie z. B. „Postdienste“ und „Briefsen-
dung“. Die Mitgliedstaaten haben sicherzustellen, dass
den Nutzern ein Universaldienst zur Verfügung steht,
die Erbringung von Universaldiensten gewährleistet ist
und dass bei der Bereitstellung dieses Dienstes die in
der Richtlinie vorgegebenen Anforderungen erfüllt wer-
den. Die Mitgliedstaaten können, soweit dies für die
Aufrechterhaltung des Universaldienstes notwendig ist,
bestimmte Dienste für Anbieter von Universaldiensten
reservieren. Für nicht reservierte Dienste können die
Mitgliedstaaten Genehmigungsverfahren einführen, so-
weit diese erforderlich sind, um die Erfüllung der
Grundanforderungen zu gewährleisten bzw. den Univer-
saldienst zu sichern. Die Tarife für Universaldienst in
den Mitgliedstaaten müssen erschwinglich, kostenori-
entiert, transparent und nicht diskriminierend sein.

Die Richtlinie ist kein unmittelbar geltendes nationales
Recht. Gemäß Artikel 249 Abs. 3 EG-Vertrag ist sie für
jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsicht-
lich des zu erreichenden Zieles verbindlich, überlässt
jedoch den innerstaatlichen Gesetzgebungskörperschaf-
ten die Wahl der Form und der Mittel. Sie muss also
von den jeweiligen Mitgliedstaaten umgesetzt werden.
Für die Bundesrepublik Deutschland ist dies durch das
PostG vom 22. Dezember 1997 erfolgt sowie durch die
Post-Universaldienstleistungsverordnung. Ebenso die-
nen die Post-Dienstleistungsverordnung (PostDl-V) und
die PEntgV der Umsetzung.

Die Europäische Kommission hat zeitgleich mit der
Veröffentlichung der vorgenannten Richtlinie die „Be-
kanntmachung der Kommission über die Anwendung
der Wettbewerbsregeln auf den Postsektor und über die
Beurteilung bestimmter staatlicher Maßnahmen betref-
fend Postdienste“ veröffentlicht (Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften Nr. C 39 vom 6. Februar 1998,
S. 2ff). Hintergrund dieser Bekanntmachung ist eine
umfängliche Debatte über den künftigen ordnungspoliti-
schen Rahmen für den Postsektor in der Gemeinschaft.
Zweck der Bekanntmachung ist die Aufklärung der
Marktteilnehmer über die praktischen Konsequenzen
der Wettbewerbsvorschriften auf den Postsektor und die
möglichen Ausnahmeregelungen. Zudem wird erläutert,
welche Linie die Kommission vor dem Hintergrund der
weiterhin bestehenden und von der Postrichtlinie har-
monisierten besonderen und ausschließlichen Rechte bei
der Prüfung einzelner Fälle oder in Verfahren vor dem
Gerichtshof nach Artikel 220 EG-Vertrag zu verfolgen
gedenkt. Die Bekanntmachung enthält Aussagen zu
Begriffsbestimmungen, Definitionen der Begriffe des
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geographischen und des sachlichen Marktes, Auffas-
sungen der Kommission zu Pflichten von Postbetreibern
mit beherrschender Stellung, Quersubventionierung,
Gewährung besonderer oder ausschließlicher Rechte,
zur Dienstleistungsfreiheit, staatlichen Beihilfen u.Ä.
Die Kommission geht in der Bekanntmachung davon
aus, dass eine unabhängige Einrichtung die Erfüllung
der unter den Begriff des öffentlichen Dienstes fallenden
Aufgaben der Betreiber, die mit besonderen oder aus-
schließlichen Rechten versehen sind, die Sicherstellung
des offenen Zugangs zu dem öffentlichen Postnetz und
ggf. die Erteilung von Genehmigungen und die Kon-
trolle von Meldungen überwachen soll.

Bei dieser Bekanntmachung der Kommission handelt es
sich um eine Auslegung der Wettbewerbsvorschriften,
die als solche allein keine rechtliche Verbindlichkeit für
sich beanspruchen kann. Wenn sich der Gerichtshof
diese Auffassung jedoch im Rahmen eines gerichtlichen
Verfahrens – z. B. eines Vorlageverfahrens nach Arti-
kel 234 Abs. 1 lit. a EG-Vertrag – zu Eigen macht,
würde die Auslegung für die Mitgliedstaaten verbind-
lich, da der Gerichtshof gemäß Artikel 220ff EG-
Vertrag die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und
Anwendung des EG-Vertrags sichert.

2.2.3 Internationales Recht

Für den Postverkehr mit dem Ausland gelten die Ver-
träge vom 14. September 1994 des Weltpostvereins, die
durch Gesetz vom 26. August 1998 in innerdeutsches
Recht umgesetzt wurden. Die Vollzugsordnungen
(Ausführungsvorschriften zu den Verträgen des Welt-
postvereins) wurden durch Verordnung vom 21. Sep-
tember 1998 in Kraft gesetzt.

3. Entwicklung des
Liberalisierungsprozesses

3.1 Trennung der hoheitlichen von den unter-
nehmerischen Aufgaben (Postreform I)

Mit der am 1. Juli 1989 in Kraft getretenen Postreform I
entstand für die Deutsche Bundespost ein neuer Hand-
lungsrahmen. Hierzu zählten die Trennung der poli-
tisch-hoheitlichen von den betrieblich-unternehmeri-
schen Aufgaben sowie die Öffnung des Fernmeldewe-
sens für den Wettbewerb.

Die betrieblichen Aufgaben wurden auf die drei öffentli-
chen Unternehmen Deutsche Bundespost Postdienst,
Deutsche Bundespost Postbank und Deutsche Bundes-
post Telekom übertragen. Die hoheitlichen Aufgaben
verblieben beim Bundesministerium für Post und Tele-
kommunikation, das die Rolle des Regulierers und die
Rechte und Pflichten des Bundes als Eigentümer wahr-
nahm. Auf unternehmerischer Ebene wurde ein Direkto-
rium der Deutschen Bundespost gebildet, dem die drei
Vorstandsvorsitzenden der öffentlichen Unternehmen
angehörten.

Der Monopolbereich wurde auf die Bereiche Festnetz,
Telefondienst sowie Briefdienst beschränkt. In der Pra-
xis bedeutete dies, dass für den größten Teil des Marktes
weiterhin kein Wettbewerb zugelassen war. In den libe-
ralisierten Bereichen hingegen zeigte der Wettbewerb
Wirkung. So kam es im Telekommunikationsendgerä-
temarkt zu einer starken Vergrößerung der Angebots-
palette. Gleichzeitig sanken die Preise für Telefonend-
geräte deutlich.

Im Bereich des Mobilfunks wurde 1990 mit der Lizenz
für die Errichtung des D2-Netzes nach dem GSM-
Standard erstmals eine Lizenz an ein privates Konsorti-
um vergeben. In den Folgejahren wurden weitere Lizen-
zen für Aufbau und Betrieb des D1-Netzes sowie der
beiden E-Netze erteilt. Die den Lizenznehmern aufer-
legte Verpflichtung, innerhalb einer festgelegten Auf-
bauzeit einen bestimmten Anteil der Bevölkerung im
Lizenzgebiet zu versorgen, wurde von den Mobilfunk-
betreibern in der Praxis deutlich übertroffen.

3.2 Überführung der Unternehmen in eine
private Rechtsform (Postreform II)

Im Zentrum der Postreform II des Jahres 1994 stand die
organisatorische Umgestaltung der Sondervermögen der
Deutschen Bundespost in Aktiengesellschaften und
nicht etwa eine Änderung des ordnungspolitischen
Rahmens. Ziel war es, die Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen durch die Umwandlung in eine private
Rechtsform sowohl national als auch international zu
stärken. Der Realisierung betriebswirtschaftlicher
Handlungsspielräume im Post- und Telekommunikati-
onsbereich stand nämlich die Organisationsstruktur der
Teilsondervermögen als politisch abhängige, öffentliche
Unternehmen entgegen. Als Konsequenz wurden die
Artikel 87f und 143b neu in das Grundgesetz eingefügt.

Art. 87f führt aus, dass der Bund im Bereich des Post-
wesens und der Telekommunikation flächendeckend
angemessene und ausreichende Dienstleistungen nach
Maßgabe eines Bundesgesetzes gewährleistet und dass
diese Dienstleistungen künftig als privatwirtschaftliche
Tätigkeiten durch die aus dem Sondervermögen Deut-
sche Bundespost hervorgegangenen Unternehmen und
andere private Anbieter erbracht werden. Zudem wird
festgelegt, dass Hoheitsaufgaben in bundeseigener Ver-
waltung ausgeführt werden.

Art. 143b enthält Übergangsregelungen für die Um-
wandlung des Sondervermögens in Unternehmen pri-
vater Rechtsform und eröffnet die Möglichkeit, die vor
der Umwandlung bestehenden ausschließlichen Rechte
des Bundes (Monopolrechte) für eine Übergangszeit den
aus der Deutschen Bundespost Postdienst und der Deut-
schen Bundespost Telekom hervorgegangenen Unter-
nehmen zu verleihen.

Im November 1996 wurden erstmals Aktien der Deut-
schen Telekom an den deutschen und internationalen
Börsen platziert. Durch die Privatisierung der Postun-
ternehmen sollte auch die politische Einflussnahme auf
betriebliche Entscheidungen aufgehoben werden.
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3.3 Abschaffung der verbliebenen
Telekommunikationsmonopole bzw.
Begrenzungen des Monopols von
Postdienstleistungen

Telekommunikation

Obwohl mit Postreform I und Postreform II die Weichen
in Richtung Wettbewerb gestellt wurden, waren es im
Kern zunächst organisatorische Reformen. Wettbewerb
führt zu einem Mehr an markt- und kundenorientierten
Dienstleistungen. Außerdem kommt es zu einem ver-
stärkten Zufluss an Know-how und privatem Kapital in
die Telekommunikationsmärkte.

Es war erklärtes politisches Ziel, die verbliebenen Tele-
kommunikationsmonopole im Gleichklang mit den
Partnern in der Europäischen Union abzuschaffen und
nicht im nationalen Alleingang zu vollziehen. Die Kon-
zeption der Liberalisierung innerhalb der Europäischen
Union erfolgte im Zeitraum von 1987 bis 1994 mit eini-
gen Zwischenschritten. Es wurde vereinbart, in den
Ländern der EU – bis auf wenige Ausnahmen – die ver-
bliebenen Telekommunikationsmonopole ebenfalls zum
1. Januar 1998 aufzuheben.

Zu den wichtigen verbliebenen Aufgaben des Staates im
Bereich Telekommunikationspolitik gehört es, den
Übergang in die neue Welt des Wettbewerbs so zu ge-
stalten, dass flächendeckend angemessene und ausrei-
chende Dienstleistungen angeboten werden. Aus dem
rechtlichen Wettbewerbsrahmen muss sich Wettbewerb
in der Praxis entwickeln. Nur so können die Kunden
auch von der Liberalisierung der Telekommunikations-
märkte profitieren.

Post

In Bezug auf das Gesetz über das Postwesen wurden in
die Postreform II weitgehend die Regelungen der Post-
reform I von 1989 übernommen. Die Monopolrechte des
Bundes wurden, solange und soweit nach EU-Recht zu-
lässig, dem aus der Deutschen Bundespost POST-
DIENST hervorgegangenen Unternehmen, Deutsche
Post AG, verliehen.

Für den Bereich des Postwesens wurde der gesetzliche
Handlungsrahmen mit dem PostG vom 22. Dezember
1997 festgelegt. Durch das PostG wurde das Gesetz über
das Postwesen von 1969 abgelöst. Zweck des neuen Ge-
setzes ist, durch Regulierung der Postmärkte den Wett-
bewerb zu fördern und flächendeckend angemessene
und ausreichende Dienstleistungen zu gewährleisten.
Dabei soll über Wettbewerb der Zugang von Wirtschaft
und Verbrauchern zu modernen, preiswerten und kun-
dengerechten Postdienstleistungen sichergestellt wer-
den.

Das PostG folgt dabei dem Ansatz der „Postrichtlinie“
(97/67/EG) vom 15. Dezember 1997:

– Sicherstellung eines definierten Universaldienstes in
allen Mitgliedstaaten;

– Zulässigkeit eines national reservierten Bereichs.

Das Gesetz sieht weiterreichende Marktzugangsmög-
lichkeiten als bisher vor. Vorgesehen ist ein stufenwei-

ser Übergang vom Monopol zum Wettbewerb. Aus die-
sem Grund hat der Gesetzgeber der Deutschen Post AG
eine bis zum 31. Dezember 2002 befristete gesetzliche
Exklusivlizenz eingeräumt.

Postdienstleistungen werden als privatrechtliche Tätig-
keiten durch die Deutsche Post AG und andere private
Anbieter erbracht. Danach ist grundsätzlich jedermann
berechtigt, Postdienstleistungen am Markt anzubieten.
Für bestimmte Tätigkeiten ist jedoch eine Lizenz erfor-
derlich (siehe Kapitel C.3). Auf die Erteilung besteht
ein Rechtsanspruch, sofern kein gesetzlich normierter
Versagungsgrund besteht. Die Anzahl der Lizenzen ist
nicht beschränkt.

Marktbeherrschende Unternehmen unterwirft das PostG
einer besonderen Regulierung, insbesondere durch die
Regulierung von Entgelten sowie durch Regelungen, die
darauf abzielen, den Marktzutritt neuer Anbieter und
deren Tätigwerden im Postmarkt zu erleichtern (nähere
Ausführungen hierzu Kapitel C.4-C.6).

4. Rolle und Organisation der
Regulierungsbehörde

4.1 Status, Funktion und Struktur

Gesetzliche Grundlage für die Errichtung der Regulie-
rungsbehörde ist § 66 Abs. 1 TKG, nach dem die Be-
hörde mit Sitz in Bonn zu errichten war. Auf dieser Ba-
sis wurde die Regulierungsbehörde durch Organisati-
onserlass des Bundeskanzlers vom 17. Dezember 1997
mit Wirkung vom 1. Januar 1998 als Bundesoberbehör-
de im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Technologie errichtet. Die Regulie-
rungsbehörde entstand aus der Überleitung von Aufga-
benbereichen aus dem ehemaligen Bundesministerium
für Post und Telekommunikation (BMPT) und dem ge-
samten Aufgabenbereich des ehemaligen Bundesamtes
für Post und Telekommunikation (BAPT). Die Struktur
der Regulierungsbehörde ist dem als Anhang 6 beilie-
genden Organisationsplan zu entnehmen.

Die Regulierungsbehörde hat in erster Linie den Auf-
trag, durch Regulierung im Bereich der Telekommuni-
kation und des Postwesens den Wettbewerb zu fördern
und flächendeckend angemessene und ausreichende
Dienstleistungen zu gewährleisten sowie eine Frequenz-
ordnung festzulegen. Diese Aufgaben der Behörde sind
im TKG und im Postgesetz vom 22. Dezember 1997
(PostG) im Einzelnen beschrieben und werden zusätz-
lich durch Verordnungen und sonstige Ausführungsbe-
stimmungen ergänzend geregelt.

Weitere Aufgaben der Regulierungsbehörde finden sich
in verschiedenen Fachgesetzen, wie z.B. dem Gesetz
über den Amateurfunk vom 27. Juni 1997, dem Gesetz
über die elektromagnetische Verträglichkeit von Gerä-
ten vom 18. September 1998 und dem Gesetz zur digi-
talen Signatur vom 22. Juli 1997, sowie den dazu erlas-
senen Rechtsverordnungen.
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4.2 Haushalt und Personal

4.2.1 Haushalt 1998 und 1999

Ausgaben und Einnahmen der Regulierungsbehörde
sind in Kapitel 09 10 des Bundeshaushaltsplans festge-
legt. Das Kapitel ist im Wesentlichen in die flexible

Haushaltswirtschaft einbezogen. Für die Haushaltsjahre
1998 und 1999 stellt sich die Einnahmen-/Ausgaben-
situation nach den Ausweisungen des Haushaltsplanes
wie folgt dar:

Einnahmeart Soll 1998 TDM Ist 1998 TDM Vergleich in % Soll 1999 TDM

Verwaltungseinnahmen 793808 143621 18,1 1042220

davon:
1. Gebühren und Beiträge nach TKG 704100 108021 15,3 896000
2. sonstige Gebühren und Beiträge 88500 28197 31,9 144000
3. weitere Verwaltungseinnahmen  1208  7403 612,8  2220

Übrige Einnahmen  180  90  50  92

Gesamteinnahmen Kapitel 09 10 793988 143711  18,1 1042312

Die veranschlagten Einnahmen konnten im Jahr 1998
nicht erzielt werden. Insbesondere die Nummerierungs-
gebühren in Höhe von 551 Mio. DM konnten nicht er-

hoben werden, da die entsprechende Telekommunikati-
ons-Nummerngebührenverordnung erst am 16. August
1999 (BGBl. I S.1887) erlassen wurde.

Ausgabeart Soll 1998 TDM Ist 1998 TDM Vergleich in % Soll 1999 TDM

Personalausgaben 188666 184309 97,7 180810
Sächliche Verwaltungsausgaben,
Zuweisungen  71384  50981 71,4  70219
Investitionen  55141  33856 61,4  62532

Effizienzrendite, Sperren – 23506 – 23678

Gesamtausgaben Kapitel 09 10 291685 269146 92,3 289883

4.2.2 Personal

Die Tätigkeit der Regulierungsbehörde ist stark inter-
disziplinär geprägt. Sie verfügt deshalb über Spezialis-
ten der verschiedensten Richtungen wie Juristen, Öko-
nomen, Ingenieure verschiedener Fachrichtungen, Ma-
thematiker, Informatiker, Verwaltungsfachleute u.a.

Zum Zeitpunkt der Startorganisation am 1. Januar 1998
hatte die Regulierungsbehörde – durch die Überleitung
der Kräfte aus den beiden Behörden BMPT und BAPT
in die Regulierungsbehörde – eine Personalausstattung
von insgesamt 2710 Beschäftigten. Das Bundesministe-
rium der Finanzen hat im Personalhaushalt 1999 – nach
bereits 161 Reduzierungen im Jahr 1998 – insgesamt
494 Vermerke für künftig wegfallende Stellen ausge-
bracht. Der Personalhaushalt 1999 wird insgesamt 2569
Haushaltsstellen für Beamte und Tarifkräfte ausweisen.
Davon sind ca. 900 in der Zentrale und ca. 1600 in den
Außenstellen im gesamten Bundesgebiet beschäftigt. Sie
verteilen sich auf vier Laufbahngruppen (höherer, geho-
bener, mittlerer und einfacher Dienst). Diese Einteilung
entstammt dem Beamtenrecht, gilt aber sinngemäß auch
für die rund 300 Tarifkräfte.

In der Zeit vom 1. Februar 1998 bis 15. April 1999
wurden auf der Grundlage des Haushaltstitels für Aus-

hilfskräfte insgesamt 45 Angestellte mit auf 18 Monate
befristeten Arbeitsverträgen nach dem Beschäftigungs-
förderungsgesetz augrund dringender dienstlicher Er-
fordernisse eingestellt. Bei den 45 Angestellten handelt
es sich im Wesentlichen zu etwa gleichen Teilen um
Wirtschaftswissenschaftler und Juristen. Der Anteil der
Frauen lag bei etwa 40 %.
Erstmals stellt die Regulierungsbehörde 1999 auch Aus-
bildungsplätze zur Verfügung. Fünf junge Leute werden
zu Fachangestellten für Bürokommunikation ausgebil-
det.

4.3 Beirat

Gemäß § 67 Abs. 1 TKG wurde bei der Regulierungs-
behörde ein Beirat gebildet, der sich aus jeweils neun
Mitgliedern des Bundestages und des Bundesrates zu-
sammensetzt. Die Mitglieder des Beirats und ihre Stell-
vertreter werden jeweils auf Vorschlag des Deutschen
Bundestages und des Bundesrates von der Bundesregie-
rung ernannt.

Der Beirat, der mindestens einmal vierteljährlich zu-
sammentreten soll, hat gemäß § 69 TKG folgende Zu-
ständigkeiten:
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1. Der Beirat macht der Bundesregierung Vorschläge
für die Besetzung des Präsidenten und der Vizeprä-
sidenten der Regulierungsbehörde.

2. Der Beirat wirkt bei Entscheidungen nach § 73
Abs. 3 TKG mit. Danach ist das Benehmen mit dem
Beirat herzustellen bei Entscheidungen der Präsi-
dentenkammer zum Vergabeverfahren für Lizenzen
gemäß § 11 TKG und bei der Auferlegung von Uni-
versaldienstleistungen gemäß § 19 TKG.

3. Der Beirat ist berechtigt, Maßnahmen zur Umset-
zung der Regulierungsziele und zur Sicherstellung
des Universaldienstes zu beantragen. Die Regulie-
rungsbehörde ist in diesem Fall verpflichtet, den
Antrag innerhalb von sechs Wochen zu bescheiden.

4. Der Beirat ist gegenüber der Regulierungsbehörde
berechtigt, Auskünfte und Stellungnahmen einzu-
holen. Die Regulierungsbehörde ist gegenüber dem
Beirat auskunftspflichtig.

5. Bei der Erstellung des Tätigkeitsberichts, den die
Regulierungsbehörde gemäß § 81 Abs. 1 TKG bzw.
§ 47 Abs. 1 PostG alle zwei Jahre den gesetzgeben-
den Körperschaften des Bundes vorzulegen hat, be-
rät der Beirat die Regulierungsbehörde.

6. Der Beirat ist bei der Aufstellung des Frequenznut-
zungsplanes nach § 46 TKG anzuhören.

Nach der vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie gemäß § 68 Abs. 1 TKG genehmigten Ge-
schäftsordnung des Beirats in der Fassung vom
25. Februar 1998 hat der Beirat seinen Sitz bei der Re-
gulierungsbehörde in Bonn. Der Beirat wird durch eine
Geschäftsstelle unterstützt. Ihre personelle und sachli-
che Ausstattung stellt die Regulierungsbehörde im Ein-
vernehmen mit dem Vorsitzenden des Beirats bereit.

Gemäß § 68 Abs. 2 TKG wählt der Beirat aus seiner
Mitte den Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden für die Dauer von zwei Jahren. Der Vor-
sitzende und der stellvertretende Vorsitzende dürfen
nicht derselben Gruppe (Bundestag/Bundesrat) angehö-
ren. In der ersten Sitzung des Beirats am 12. November
1997 wurde der Minister für Wirtschaft, Technologie
und Verkehr des Landes Niedersachsen, Herr Dr. Peter
Fischer, zum Vorsitzenden und das Mitglied des Bun-
destages, Elmar Müller, zum stellvertretenden Vorsit-
zenden gewählt. Eine vollständige Übersicht über die
Beiratsmitglieder ist Anhang 1 zu entnehmen.

Im Berichtszeitraum sind insbesondere folgende The-
men behandelt worden:

– Flächendeckende Versorgung mit öffentlichen Te-
lefonstellen: Der Beirat hat festgestellt, dass die flä-
chendeckende Bereitstellung von öffentlichen Tele-
fonstellen wesentlicher Bestandteil des Universal-
dienstes ist und Einschränkungen des Umfangs der
Bereitstellung gemäß § 97 TKG von der Deutschen
Telekom ein Jahr vor Wirksamwerden der Regulie-
rungsbehörde anzuzeigen sind. In diesem Zusam-
menhang wird insbesondere darauf hingewiesen,
dass die Finanzierung von Universaldienstleistungen
einschließlich einer flächendeckenden Bereitstellung
öffentlicher Telefonstellen Aufgabe der Telekommu-

nikationsunternehmen sei. Die Kommunen seien da-
her nicht an der Finanzierung defizitärer Standorte
im Rahmen des Universaldienstes zu beteiligen.

Der Beirat hat den von der Regulierungsbehörde
vorgelegten Kriterienkatalog für eine flächende-
ckende Versorgung mit öffentlichen Telefonstellen
zustimmend zur Kenntnis genommen. Gleichzeitig
wurde gebeten, den Kriterienkatalog umgehend in
Kraft zu setzen und in geeigneter Form zu veröf-
fentlichen. Nach Abschluss des Modellversuchs ist
über eine mögliche Weiterentwicklung der Kriterien
zu beraten. Er begrüßt in diesem Zusammenhang die
Auffassung der Regulierungsbehörde, dass z. B. in
allen Gemeinden mit mehr als 200 Einwohnern öf-
fentliche Telefonstellen nicht ersatzlos aufgehoben
werden sollen.

– Gemeinsame Nutzung von Zusammenschaltungs-
punkten durch regionale Telekommunikationsunter-
nehmen: Vor dem Hintergrund eines bereits beste-
henden massiven Antragsstaus bei Zusammen-
schaltungspunkten, unterstützt der Beirat die
Bestrebungen regionaler Telekommunikationsunter-
nehmen, bestehende Zusammenschaltungspunkte
gemeinsam zu nutzen.

– Lizenzierung von Universal Mobile Telecommuni-
cations Systems (UMTS): Der Beirat hat im Zu-
sammenhang mit der geplanten Vergabe der UMTS-
Lizenzen insbesondere das Ziel einer flächende-
ckenden Versorgung verdeutlicht. Darüber hinaus ist
die Wahrung der Wettbewerbschancen von
Diensteanbietern auf dem UMTS-Markt hervorge-
hoben worden.

– Benehmen bei der Vergabe 1800er-Frequenzen: Bei
der Herstellung des Benehmens nach § 73 Abs. 3
Satz 2 TKG zur Entscheidung der Präsidentenkam-
mer zu den Bedingungen für die Vergabe weiterer
Frequenzen für Mobilfunkanwendungen nach GSM
1800 Standard hat der Beirat festgestellt, dass das
von der Regulierungsbehörde festgelegte zweistufige
Vorgehen zur Vergabe des bestehenden Frequenz-
spektrums ein geeigneter Weg sei, um zu einem op-
timalen Versteigerungsergebnis und zu einer für die
Bieter ökonomisch funktionalen Aufteilung der Fre-
quenzpakte zu kommen.

Der Beirat hat die Regulierungsbehörde gebeten, im
Rahmen ihrer Entscheidung auch Vorgaben über die
konkrete Nutzung der ersteigerten Frequenzen zu
machen, um eine effiziente Frequenznutzung sicher-
zustellen und ein langfristiges „Horten von Frequen-
zen“ zu vermeiden.

– Aufstellung des Frequenznutzungsplans: Der Beirat
hat den Entwurf des Frequenznutzungsplans zur
Kenntnis genommen und sich vorbehalten, nach
Auswertung aller Stellungnahmen aufgrund einer
von der Regulierungsbehörde eingeleiteten öffentli-
chen Anhörung eine abschließende inhaltliche Be-
schlussfassung vorzunehmen.

– WLL-Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunk: Der Beirat
hat sich in mehreren Sitzungen mit dem Verfahren
für die Funkanbindung von Teilnehmeranschlüssen
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mittels Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunk beschäftigt
und dabei das Benehmen zu den einzelnen Verfah-
rensstufen hergestellt. Dabei hat der Beirat darauf
hingewirkt, dass bei der Auswahl diejenigen Bewer-
ber bevorzugt zu berücksichtigen sind, die einen ho-
hen räumlichen Versorgungsgrad mit Teilnehmer-
anschlüssen gewährleisten. Darüber hinaus ist betont
worden, dass das Angebot eines bestimmten räumli-
chen Versorgungsgrades in anderen Versorgungsbe-
reichen als zusätzliches Bewertungskriterium den
Ausschlag geben könne.

– TV-Kabelnetze: Der Beirat hat sich in mehreren Sit-
zungen sowohl von der Regulierungsbehörde wie
auch von der Deutschen Telekom über den Stand der
Regionalisierung der TV-Kabelnetze und über die
Bemühungen der Deutschen Telekom, das Kabelnetz
auch anderen Investoren zu öffnen, informieren las-
sen.
Dabei hat der Beirat deutlich gemacht, dass die TV-
Kabelnetze als leistungsfähige Telekommunikati-
onsinfrastruktur und mögliche alternative Teilneh-
meranschlussleitung grundsätzliche Bedeutung für
die weitere Entwicklung des deutschen Telekommu-
nikationsmarktes haben.

– Teilnehmeranschlussleitung: Der Beirat hat sich im
Vorfeld der Entgeltentscheidung hinsichtlich des
Zugangs zur Teilnehmeranschlussleitung intensiv
mit der Kostenfindungsproblematik beschäftigt und
die Komplexität dieser Thematik anerkannt. Er hat
in diesem Zusammenhang noch einmal die Unab-
hängigkeit der Regulierungsbehörde unterstrichen.

– Im Bereich der Post hat der Beirat auf die Entwick-
lung von Entscheidungskriterien für die Regulie-
rungsbehörde im Zusammenhang mit der Lizenz-
vergabe hingewirkt. Hierzu zählen insbesondere
Fragen, welche Merkmale eine „qualitative Höher-
wertigkeit“ von Dienstleistungen nach § 51 Abs. 1
Satz 2 Nr. 4 PostG ausmachen, wie die Bestimmun-
gen des § 6 Abs. 3 Nr. 3 PostG in die Praxis umge-
setzt werden (Prüfraster) und auf welche Weise die
Einhaltung von Lizenzierungsvoraussetzungen kon-
trolliert wird (Kontrollkonzept).

4.4 Wissenschaftliche Beratung

Nach § 70 TKG und § 44 PostG erhält die Regulie-
rungsbehörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben fortlau-
fend wissenschaftliche Unterstützung. Diese wird insbe-
sondere durch den „Wissenschaftlichen Arbeitskreis für
Regulierungsfragen“ und das Wissenschaftliche Institut
für Kommunikationsdienste GmbH (WIK) gewährleis-
tet. Darüber hinaus stehen Mittel für die Vergabe von
Gutachten zu besonderen Fragestellungen zur Verfü-
gung.

4.4.1 Wissenschaftlicher Arbeitskreis für Regulie-
rungsfragen

Der Wissenschaftliche Arbeitskreis für Regulierungs-
fragen bei der Regulierungsbehörde knüpft an die Be-

ratungsfunktion der Forschungskommission für Regu-
lierung und Wettbewerb des früheren BMPT an und ist
interdisziplinär zusammengesetzt. Die vom Präsidenten
der Behörde berufenen Mitglieder sind in Anhang 2
aufgeführt.

Der Arbeitskreis tagt sechsmal jährlich unter Teilnahme
des Präsidiums und der Abteilungsleiter sowie von Ver-
tretern des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Technologie (BMWi) und weiterer fachlicher Entschei-
dungsträger. Er befasst sich mit Fragen grundsätzlicher
Bedeutung, die sich aus der laufenden Arbeit der Regu-
lierungsbehörde ergeben. Darüber hinaus unterstützen
Mitglieder die Regulierungsbehörde in Einzelfragen.

Der Arbeitskreis hat Leitlinien für die Regulierungspo-
litik formuliert, die veröffentlicht sind (Anhang 3). Die
Leitlinien werden regelmäßig überarbeitet und fortge-
schrieben. Im Berichtszeitraum sind u. a. folgende The-
men behandelt worden:

– Grundfragen der Regulierung marktbeherrschender
Unternehmen,

– Ordnungspolitische Aspekte der Verbindungsnetz-
betreiberauswahl (Preselection; Call-by-Call-
Selection),

– Konzepte zur Messung von Wettbewerbswirkungen,

– Entwicklung des Wettbewerbs und deren Implikati-
onen für die Regulierung,

– Szenarien für den Wettbewerb im Ortsnetz,

– Regulierungsfragen zu internetbasierten Diensten,

– Diskussion über das Konzept zur Ermittlung von
Kapitalkosten/Bestimmen der Kapitalkosten für
Entgelte marktbeherrschender Lizenznehmer,

– Diskussion mit der Deutschen Telekom und dem
WIK zur Ermittlung der Kosten der Teilnehmeran-
schlussleitung,

– Methodische Fragen der Versteigerung; Vorgehens-
weisen,

– UMTS-Frequenzversteigerung,

– Frequenzvergabeverfahren für T-DAB,

– Produktivitätsentwicklung im Telekommunikations-
bereich

4.4.2 Wissenschaftliches Institut für
Kommunikationsdienste

Das Wissenschaftliche Institut für Kommunikations-
dienste ist als gemeinnützige Gesellschaft organisiert,
die seit Anfang 1998 ausschließlich vom Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie getragen wird.
Für den Bereich der Gemeinnützigkeit erhält das Insti-
tut 50 % seines gesamten Etats als Zuwendung, mit dem
es das jährliche Forschungsprogramm mit Projekten aus
dem Bereich der Grundlagenforschung bestreitet.

Das Forschungsprogramm enthält die regelmäßige Be-
gutachtung der volkswirtschaftlichen, betriebswirt-
schaftlichen, rechtlichen und sozialen Entwicklung der
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Telekommunikation und des Postwesens im Inland und
Ausland sowie die Aufbereitung und Weiterentwicklung
der wissenschaftlichen Grundlagen für Lizenzvergabe,
die Gestaltung des Universaldienstes, die Regulierung
marktbeherrschender Anbieter, die Regeln über den of-
fenen Netzzugang und die Zusammenschaltung sowie
die Nummerierung und den Kundenschutz.

Aus dem Berichtszeitraum sind beispielhaft einige we-
sentliche Projekte genannt:

– Maßstäbe zur Beurteilung der Preispolitik der Deut-
schen Telekom AG gegenüber Großkunden,

– Ansätze zur Bestimmung des Produktivitätsfaktors
in der Price-Cap-Regulierung der Deutschen Post
AG,

– Möglichkeiten des Netzwettbewerbs im Orts- und
Anschlussbereich,

– Konvergenz von Telekommunikation, Medien und
Informationstechnologie-Industrien,

– Der Markt für Internet-Telefonie – Rahmenbedin-
gungen, Unternehmensstrategien und absehbare
Marktentwicklung bis 2000,

– Marktstruktur und Wettbewerb auf dem Markt für
Internet-Zugangsdienste.

Darüber hinaus werden vom WIK Forschungsprojekte
und Untersuchungen im Rahmen seiner Auftragsarbei-
ten durchgeführt, die die restlichen 50 % des Instituts-
haushaltes ausmachen. Auftraggeber sind neben der Re-
gulierungsbehörde weitere öffentliche Institutionen so-
wie private Unternehmen. Im Rahmen dieser
Auftragsarbeiten wird u. a. auch die Entwicklung des
Analytischen Kostenmodells durchgeführt (vgl. auch
Abschnitt B 3.2.1).

4.5 Berichtspflichten

4.5.1 Berichtspflichten gegenüber der Europäischen
Kommission

Im Rahmen der schrittweisen Verwirklichung des Bin-
nenmarktes für Telekommunikationsdienste gibt die Eu-
ropäische Kommission den Regulierungsrahmen in
Form von Richtlinien, Entscheidungen usw. vor, entwi-
ckelt ihn weiter und verfolgt die Liberalisierungsfort-
schritte in den jeweiligen EU-Mitgliedsländern.

Die Regulierungsbehörde berichtete der Kommission
über ökonomische Kennziffern des deutschen Tele-
kommunikationsmarktes. 1998 legte sie den vierten Be-
richt zur Erfüllung der regulatorischen Vorgaben in
Deutschland vor, im August 1999 den fünften. Diese
Berichterstattung wird fortgeführt.

Die Europäische Union hat im Postbereich bisher nur
die Richtlinie vom 15. Dezember 1997 über gemeinsa-
me Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmark-
tes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesse-
rung der Dienstequalität erlassen. Eine Berichtspflicht
der Regulierungsbehörde gegenüber der Kommission,
zu deren Erfüllung sie nach § 37 PostG den Erbringern
von Postdienstleistungen entsprechende Informationen

abverlangen könnte, ist in der Richtlinie nicht enthal-
ten. Daher war gegenüber der Kommission auch kein
Bericht abzugeben.

4.5.2 Veröffentlichung gemäß § 26 TKG

Nach § 26 TKG veröffentlicht die Regulierungsbehörde
einmal jährlich in ihrem Amtsblatt, auf welchen sach-
lich und räumlich relevanten Märkten eine marktbe-
herrschende Stellung besteht.

Zum einen sind hier die Märkte angesprochen, auf de-
nen Anbieter nach § 23 TKG dem Widerspruchsverfah-
ren bei Allgemeinen Geschäftsbedingungen unterliegen.

Für eine Veröffentlichung nach § 26 TKG kommen in-
soweit nur Feststellungen marktbeherrschender Stellun-
gen in Frage, die in derartigen Widerspruchsverfahren
bereits getroffen und von der Regulierungsbehörde mit
Außenwirkung bekannt gemacht worden sind. Feststel-
lungen in diesem Sinne sind bislang nicht getroffen
worden.

Ferner handelt es sich um diejenigen Märkte, auf denen
Anbieter nach § 25 Abs. 2 TKG einer Entgeltregulie-
rung unterliegen.

In eine Veröffentlichung nach § 26 TKG sind insoweit
nur diejenigen Feststellungen marktbeherrschender
Stellungen einzubeziehen, die bei Telekommunikations-
dienstleistungen bestehen, die der Entgeltregulierung im
Sinne des § 25 Abs. 2 TKG unterliegen. Aufgrund des
eindeutigen Wortlauts des § 26 TKG sind keine markt-
beherrschenden Stellungen aufzunehmen, die bei Tele-
kommunikationsdienstleistungen bestehen, die unter
§ 25 Abs. 1 TKG fallen. Nicht zu veröffentlichen sind
gemäß § 26 TKG auch marktbeherrschende Stellungen
in sonstigen der Entgeltregulierung unterfallenden Be-
reichen, wie z. B. die nach § 39 TKG zu regulierenden
Entgelte, da diese nicht unter § 25 Abs. 2 TKG einzu-
ordnen sind. Denn § 39 TKG verweist zwar auf § 25
Abs. 1 TKG, nicht aber auf § 25 Abs. 2 TKG.

Wie auch bei der 1. Alternative des § 26 TKG sind nur
solche Feststellungen über marktbeherrschende Stellun-
gen in die Veröffentlichung aufzunehmen, die bereits
mit Außenwirkung bekannt gemacht worden sind.

Aufgrund der vorgenannten Einschränkungen ist zuletzt
durch Amtsblatt-Vfg. 147/98 vom 23. Dezember 1998
(Amtsblatt Nr. 25/98) eine Entscheidung der Regulie-
rungsbehörde zu einer marktbeherrschenden Stellung
der Deutschen Telekom im Bereich des Breitbandver-
teilnetzes nach § 26 TKG veröffentlicht worden, die am
30. April 1998 ergangen ist. Voraussetzung für diese als
Beschluss ergangene Entscheidung war u. a. die Fest-
stellung einer marktbeherrschenden Stellung. Es han-
delte sich um eine Entgeltregulierung nach § 25 Abs. 2
TKG.

In dem angeführten Beschluss wurde eine marktbeherr-
schende Stellung auf dem Markt für die Zuführung von
Rundfunkprogrammsignalen über das Breitbandkom-
munikationsnetz festgestellt. Hier ist die Deutsche Tele-
kom marktbeherrschend sowohl gegenüber Kunden als
auch gegenüber privaten Netzbetreibern. Der Beschluss
ist von der Deutschen Telekom angefochten worden.
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Teil B  Tätigkeiten und Marktentwicklung im Bereich
Telekommunikation

1. Regulierung für die Kunden

In § 2 Abs. 2 TKG sind die Ziele der Regulierung ge-
nannt. Dabei wird die Wahrung der Interessen der Nut-
zer auf dem Gebiet der Telekommunikation und des
Funkwesens sowie die Wahrung des Fernmeldegeheim-
nisses an erster Stelle genannt. Diese Zielsetzung stellt
insofern einen roten Faden der Regulierung dar, als alle
Normen auf die Befriedigung der Kundenbedürfnisse
ausgerichtet sind.

Die folgenden Ausführungen sollen dies verdeutlichen.
Dabei wird zunächst ein Überblick über die Entwick-
lung von Preisen, Qualität sowie Produkt- und Dienste-
vielfalt in der Telekommunikation seit der vollständigen
Marktöffnung gegeben. Im Anschluss daran werden die
Tätigkeiten der Regulierungsbehörde im Rahmen des
Kundenschutzes, des Verbraucherservices und des Da-

tenschutzes dargestellt. In diesen Bereichen werden die
aus der Regulierung resultierenden Vorteile für die Nut-
zer besonders offenkundig.

1.1 Preisentwicklung

Seit der vollständigen Liberalisierung des Sprachtele-
fondienstes am 1. Januar 1998 sind die Preise für Fern-
gespräche als Folge des einsetzenden Wettbewerbs
drastisch gesunken. Für inländische Ferngespräche an
Werktagen je nach Verkehrszeit zahlt der Verbraucher
heute bis zu 85 % weniger. Die Entwicklung des Tarif-
niveaus auf Basis des jeweils günstigsten Anbieters zeigt
folgende Abbildung am Beispiel von Call-by-Call-
Gesprächen.

A b b i l d u n g  2

Minimaltarife im Festnetz für ein innerdeutsches Ferngespräch

Auch bei Auslandsgesprächen hat der Wettbewerb den
Verbrauchern große Vorteile gebracht. Auf den zehn
wichtigsten Auslandsstrecken sind seit der Liberalisie-

rung Anfang 1998 die Tarife zur Hauptzeit um bis zu
93 % billiger geworden. Die folgende Abbildung ver-
deutlicht dies.
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A b b i l d u n g  3

Entwicklung der Auslandstarife in die 10 wichtigsten Zielländer

Die vorstehenden Graphiken beziehen sich auf die je-
weils günstigsten Anbieter. Der vom Statistischen Bun-
desamt monatlich aktualisierte Verbraucherpreisindex
(basierend auf einem Warenkorb Telefondienstleistun-

gen) verdeutlicht, dass ein durchschnittlicher Verbrau-
cher in Deutschland durch die Liberalisierung zwischen
Ende 1997 und Oktober 1999 um 12,3 % im Sprachte-
lefondienst entlastet worden ist.

A b b i l d u n g  4

Entwicklung Verbraucherpreisindex Sprachtelefondienst

Dabei haben die Verbraucher auch von den Preissen-
kungen der Deutschen Telekom vom 1. Januar, 1. April
und 1. Juni 1999 profitiert. Die Erhöhung bei den Orts-

gesprächen ergibt sich aus der Umstellung der Tarife bei
öffentlichen Fernsprechern der Deutschen Telekom.
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1.2 Qualität

1.2.1 Sprachtelefondienst

Für den Bereich des Sprachtelefondienstes haben
Betreiber fester öffentlicher Telekommunikationsnetze,
Anbieter von Sprachtelefondienst und Anbieter von
Auskunftsdiensten folgende Qualitätskennwerte zu er-
heben: Frist für die erstmalige Bereitstellung des Netz-
zugangs, Fehlermeldung pro Anschlussleitung pro Jahr,
Reparaturzeit, Häufigkeit des erfolglosen Verbindungs-
aufbaus, Verbindungsaufbauzeit, Reaktionszeiten bei
vermittelten Diensten und bei Auskunftsdiensten, Anteil
betriebsbereiter öffentlicher Münz- und Kartentelefone,
Abrechnungsgenauigkeit (§§ 32, 33 Telekommunikati-
ons-Kundenschutzverordnung – TKV). Die Regelung
setzt die Richtlinie 98/10/EG um. Marktbeherrschende
Betreiber/Anbieter haben die Qualitätskennwerte mit
Inkrafttreten der TKV zu erheben, nicht marktbeherr-
schende Unternehmen müssen spätestens achtzehn Mo-
nate nach Aufnahme ihrer Geschäftstätigkeit die Quali-
tätskennwerte erheben. Die Regulierungsbehörde veröf-
fentlicht Statistiken zu Qualitätskennwerten im
Sprachtelefondienst einmal jährlich in ihrem Amtsblatt.

Definition, Messgröße und Messmethode der zu erhe-
benden Qualitätskennwerte richten sich mit einer Aus-
nahme – der Kennwert „Abrechnungsgenauigkeit“ wur-
de national festgelegt – nach dem technischen Bericht
ETR 138 des ETSI (Europäisches Institut für Telekom-
munikationsnormen). Die im zur Zeit gültigen Bericht
(Stand: Juli 1994) beschriebenen Definitionen, Mess-
größen und Messmethoden weisen Ungenauigkeiten und
Unzulänglichkeiten auf. Dadurch ist es möglich, dass
verschiedene Unternehmen diese Angaben in unter-
schiedlicher Weise interpretieren und in Folge dessen
die Qualitätskennwerte in unterschiedlicher Weise erhe-
ben. Das Ziel der Veröffentlichung von vergleichbaren
Qualitätskennwerten, nämlich den Kunden in die Lage
versetzen, eine bewusste und zielgerichtete Wahl zwi-
schen unterschiedlichen Angeboten zu treffen, würde
dadurch verfehlt werden.
Aus diesem Grund ist es notwendig, Anwendungsregeln
und Auslegungen vorzugeben, so dass der Erhebung der
Qualitätskennwerte durch verschiedene Unternehmen
das gleiche Verständnis der Definitionen, Messgrößen
und Meßmethoden zugrunde liegt. Auf diese Weise wird
eine Vergleichbarkeit der gemessenen Qualitätskenn-
werte gewährleistet. Die Regulierungsbehörde plant
unmittelbar nach Ablauf der externen Kommentie-
rungsfrist die endgültigen Anwendungsregeln und
Auslegungen des ETSI ETR 138 zu veröffentlichen, so
dass im Anschluss mit der Erhebung der Qualitäts-
kennwerte begonnen werden kann. Da der Messzeit-
raum ein Jahr beträgt, werden erste Messergebnisse
nicht vor Ende des Jahres 2000 vorliegen.
Um die Kontinuität in der Erhebung von Qualitäts-
kennwerten seit Außerkrafttreten der TKV 1995 und bis
zur Veröffentlichung der Anwendungsregeln und Aus-
legungen des ETSI aufrechtzuerhalten, hat sich die
Deutsche Telekom bereit erklärt, die Qualitätskennwerte
Regelbereitstellungsfrist und Regelentstörfrist über die
Gültigkeitsdauer der TKV 1995 hinaus auf freiwilliger
Basis für das erste Halbjahr und ggf. für das zweite

Halbjahr 1999 zu erheben. Die Regulierungsbehörde
wird die Kennwerte in ihrem Amtsblatt veröffentlichen.

1.2.2 Übertragungswege
Qualitätskennwerte (Lieferbedingungen) von Übertra-
gungswegen sind von marktbeherrschenden Anbietern
von Übertragungswegen zu veröffentlichen und in einer
für alle Interessierten leicht zugänglichen Weise bereit-
zustellen (§ 27 TKV). Die Regelung dient der Umset-
zung der Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom 5. Juni
1992 zur Einführung eines offenen Netzzugangs bei
Mietleitungen, geändert durch die Richtlinie 97/51/EG.
Die zu veröffentlichenden Informationen umfassen u. a.
die typische Lieferfrist und die typische Reparaturzeit
für ein definiertes Mindestangebot an Übertragungswe-
gen.
Die Angaben können im Amtsblatt der Regulierungsbe-
hörde veröffentlicht werden und müssen in den Ge-
schäftsstellen der Anbieter für den Kunden bereitgehal-
ten werden. Erfolgt die Veröffentlichung an anderer
Stelle, hat der Anbieter die Fundstelle der Regulie-
rungsbehörde mitzuteilen, die Regulierungsbehörde
wiederum veröffentlicht einen Hinweis auf die Fund-
stelle in ihrem Amtsblatt (§ 27 Abs. 1 TKV).

1.3 Gestiegene Produkt- und Dienstevielfalt

1.3.1 Funktionale Zugangsmöglichkeiten zum Tele-
fondienst

Der Wettbewerb im Sprachtelefondienst hat 1998 das
„Call-by-Call“-Verfahren als neues Produkt auf dem
Markt etabliert. Das Call-by-Call-Verfahren ermöglicht
es dem Kunden durch die Vorwahl einer Netzkennziffer
fallweise für jedes Telefongespräch den jeweils ge-
wünschten Anbieter auszuwählen. Im Gegensatz hierzu
erhält im Rahmen des Preselection-Verfahrens der
Kunde eine dauerhafte Voreinstellung auf einen anderen
Netzbetreiber. Der direkte Anschluss an eine der neuen
Telefongesellschaften, d. h. der komplette Wechsel des
Anbieters, ist zur Zeit nur zu solchen Betreibern mög-
lich, die über selbst errichtete oder angemietete Ortslei-
tungen verfügen.
Calling-Cards sind Träger für eine Anzahl von kosten-
freien (0800-)Rufnummern für verschiedene Gebiete
oder Länder, in denen dieser Dienst angeboten wird.
Die Karte enthält keine elektronischen Komponenten.
Sie dient nur als Merkhilfe für die Einwahlnummer. Der
Nutzer wählt an einem beliebigen Telefon eine der an-
gegebenen Rufnummern, identifiziert sich durch die
Eingabe einer Geheimnummer und kann dann die ge-
wünschte Zielrufnummer eingeben. Calling-Cards er-
möglichen u. a. das kostengünstige und bargeldlose Te-
lefonieren. Sie sind nicht mit Telefonkarten (Prepaid-
Cards) für öffentliche Kartentelefone zu verwechseln.
Letztere tragen einen Chip, der ein Gebührenkonto auf
der Karte verwaltet.

1.3.2 Alternative Netzzugänge

Der Zugang zum Kunden erweist sich im liberalisierten
Telekommunikationsmarkt als wirtschaftlicher Eng-



Drucksache 14/2321 – 28 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

passfaktor. Neue Leitungen zu verlegen erfordert Zeit
und hohe Investitionen. Insofern stellt sich die Frage
nach alternativen Netzzugängen. Von Bedeutung sind
in diesem Zusammenhang das Stromnetz, das Breit-
bandverteilnetz sowie der Richtfunk.

Die drahtlose Anbindung von Teilnehmeranschlüssen
mittels Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunk (Wireless Local
Loop) bietet eine Lösung für die letzte Meile. Die Fre-
quenzen hierfür sind im August 1999 vergeben worden.

Als weitere Variante ist das Breitbandverteilnetz zu
nennen, das den direkten Zugang zu Unternehmen und
Privathaushalten bietet. Allerdings müssen die TV-
Kabelnetze erst mit entsprechender Technik ausgerüstet
werden. Die technische Machbarkeit, Kabelfernsehnetze
auch für die Daten- und Sprachübertragung zu nutzen,
wird inzwischen erfolgreich getestet.

Auch die Sprach- und Datenkommunikation über das
Stromnetz („Powerline“) gilt als eine Alternative zum
Festnetz, um die letzte Meile zu überbrücken. Der Vor-
teil besteht darin, dass Stromleitungen Zugang zu jedem
Haus haben und hierdurch überall eine potenzielle Tele-
kommunikationsverbindung zur Verfügung steht. Aller-
dings können bei dieser Technologie Probleme mit der
elektromagnetischen Verträglichkeit auftreten. Dies be-
trifft sowohl die durch Powerline verursachte Störaus-
sendung als auch die Störempfindlichkeit dieser Tech-
nologie.

1.3.3 Ausgewählte Entwicklungen in der Telekom-
munikation

Vor allem vertriebs- und serviceorientierte Anbieter
konzentrieren sich in zunehmenden Maß auf intelli-
gente Call-Center-Lösungen als Schnittstelle zum Kun-
den. Die Hauptaufgabe eines Call Centers besteht darin,
mit Unternehmen auf einfache Weise in direkten Kon-
takt zu treten, um z. B. Informationen abzufordern und
Bestellungen aufzugeben. Für die Unternehmen bieten
Call Center die Möglichkeit, Dienstleistungen unabhän-
gig von bestimmten örtlichen Gegebenheiten 24 Stun-
den am Tag ihren Kunden anzubieten.

Die Verfügbarkeit von Nummern ist ein Schlüsselfaktor
für die Etablierung neuer Anbieter und Dienste. Neben
ihren eigentlichen Funktionen (z.B. als Adresse) wer-
den Rufnummern zunehmend auch als Marketing-
Instrument eingesetzt. Zu unterscheiden sind u. a.
Nummern für entgeltfreie Dienste, Nummern für
Mehrwertdienste und universelle persönliche Rufnum-
mern.

Im rasant wachsenden Markt für Internet- und Online-
dienste gerät die so genannte Internet-Telefonie oder
auch „Voice-over-Internet-Protocol-Dienste“ (VoIP-
Dienste) in das Blickfeld der Anbieter. Den wirtschaftli-
chen Vorteilen dieser Technik, die sich besonders bei
internationalen Gesprächen bemerkbar macht, steht je-
doch eine oft mangelhafte Qualität der Sprachübermitt-
lung zum Teil entgegen.

Die Verschmelzung von Mobil- und Festnetz („Fixed
Mobile Integration“) bedeutet für den Kunden, dass mit
einer persönlichen Rufnummer der Zugang zu und von

allen Telekommunikationsnetzen – unabhängig vom
Standort, vom Endgerät, von der Übertragungsart (Ka-
bel/Funk) und von der Technologie – möglich ist.

Netze für geschlossene Benutzergruppen, so genannte
Corporate Networks, bieten die Möglichkeit unterneh-
mensindividuelle Daten-, Sprach- und Videolösungen
zu realisieren. Durch die Zusammenführung separater
Teilnetze lassen sich die Betriebskosten senken, die
Wirtschaftlichkeit und der Servicegrad des Corporate
Network insgesamt steigern. Preisvorteile können aber
auch Kunden realisieren, die sich aus öffentlichen Net-
zen in das Corporate Network einwählen. Virtuelle Pri-
vate Netze (VPN) nutzen öffentliche Telekommunikati-
onsnetze (z. B. das Internet) zur privaten, unterneh-
mensinternen Kommunikation. VPN sind eine
Möglichkeit, kostengünstige unternehmensweite Kom-
munikation standortunabhängig und sicher zu übertra-
gen.

Der Begriff Electronic Commerce (elektronischer Han-
del) umfasst alle Geschäftstransaktionen, die mit Hilfe
elektronischer Datenkommunikation angebahnt werden.
Unter Electronic Commerce wird vor allem die kom-
merzielle Nutzung des Internet verstanden. Hierzu ge-
hören: Warenlieferung über Internet, integrierte Zah-
lungsvorgänge wie Bestellung und Bezahlung, Online
Shopping, Telebanking (Zahlungsverkehr abwickeln,
Konten führen, Salden abfragen, Wertpapiere ordern).
Wachstumsschwerpunkt ist der Verkauf via Internet.
Der Markt für Electronic Commerce-Dienstleistungen
wird insbesondere aufgrund der zunehmenden Bedeu-
tung des Internet rasant wachsen.

Navigationssysteme wie Verkehrstelematikdienste bie-
ten speziell auf die Bedürfnisse der Fahrer zugeschnit-
tene Informationen über die Verkehrslage, dynamische
Routenführung sowie Umfahrungsempfehlungen, aber
auch Notrufsysteme. Bezüglich der Positionsbestim-
mung bedienen sie sich des satellitengestützten Global
Positioning System (GPS), für die Informationsübertra-
gung zwischen Fahrzeugen und Diensteanbietern ist das
Mobilfunknetz prädestiniert. Die Verkehrstelematik will
die Ressourcen Fahrzeug und Straße effizienter nutzen,
die verschiedenen Verkehrsträger intelligenter mitein-
ander vernetzen und den Verkehrsfluss verbessern.

1.4 Kundenschutz

Die Regulierung für den Kunden beruht in ihrem
Hauptbestandteil auf der TKV von 1997, die dem auf
die vollständige Liberalisierung der Telekommunikati-
onsmärkte zielenden Regulierungsrahmen des TKG
Rechnung trägt. Dies eröffnet Telekommunikationsun-
ternehmen die Möglichkeit, in allen Bereichen der Te-
lekommunikation tätig zu werden. Hierzu sind jedoch
zusätzliche Regelungen für die durch die Liberalisie-
rung entstandenen neuen Betätigungsfelder auf den Te-
lekommunikationsmärkten und die Gestaltungsmög-
lichkeiten der Telekommunikationsdienstleistungen er-
forderlich. Andererseits erfordert dies jedoch auch
Regelungen, die einen Missbrauch der Marktmacht zum
Nachteil von Wettbewerbern oder von Kunden verhin-
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dern. Im Gegensatz zu früheren Kundenschutzverord-
nungen sind aufgrund der TKG-Systematik Aspekte der
Entgeltregulierung oder der Festlegung von Leistungs-
qualitäten nicht mehr Bestandteil der neuen Kunden-
schutzregelungen. Mit der TKV 1997 steht dem Regu-
lierer ein Regelungswerkzeug zur Verfügung, das in
seinem Regelungsumfang grundlegend von der bisheri-
gen Kundenschutzverordnung abweicht.

Die Entwicklung der Telekommunikationsmärkte in
Deutschland führte zur Erhöhung der Vielfalt von Tele-
kommunikations-Dienstleistungen bei sinkenden Ent-
gelten. Dieses veränderte liberalisierte Telekommunika-
tionsumfeld, das mit Dienste- und Anbietervielfalt und
komplizierten Tarifstrukturen verbunden ist, generierte
aber auch den Kundenschutz betreffende Probleme, wie
z. B. Nachprüfbarkeit der in Anspruch genommenen
Telekommunikationsdienstleistung oder der Begren-
zung dieser Inanspruchnahme. Die hierzu in der TKV
etablierten Regelungen des Einzelverbindungsnachwei-
ses (EVN) und der Kundenvorgabe der Entgelthöhe
spielten deshalb im Bereich des Kundenschutzes eine
wichtige Rolle.

Beim Einzelverbindungsnachweis gemäß § 14 TKV lag
das zu regulierende Problem darin, dass der Gesetzgeber
absichtlich unternehmerische Freiheit hinsichtlich der
Gestaltung des unentgeltlichen Standard-Einzelver-
bindungsnachweises eingeräumt hat. In den ersten Mo-
naten des Jahres 1998 stellte sich jedoch sehr schnell
heraus, dass entweder von den TK-Anbietern kein un-
entgeltlicher Standard-EVN angeboten wurde oder die
in den unentgeltlichen Standard-EVN enthaltenen An-
gaben nicht ausreichend waren, die Überprüfung und
Kontrolle der entstandenen Entgeltforderungen zu er-
möglichen. Aufgrund vieler Kundenbeschwerden hat
die Regulierungsbehörde im Mai 1998 ihre Position
zum unentgeltlichen Standard-EVN öffentlich mitgeteilt
und im Rahmen einer Anhörung zur Kommentierung
dieser Position aufgerufen. Im Ergebnis haben die an
der Anhörung beteiligten TK-Anbieter der Position der
Regulierungsbehörde weitgehend zugestimmt. Unter-
schiedliche Auffassungen gab es insbesondere zur An-
gabe der vollständigen Zielrufnummer im unentgeltli-
chen Standard-EVN. Mit der öffentlich gemachten
Mitteilung über die Ergebnisse der Anhörung zur Aus-
legung der TKV im Bereich des Einzelverbindungs-
nachweises hat die Regulierungsbehörde unterstellt,
dass alle betroffenen TK-Anbieter der Position der Re-
gulierungsbehörde folgen werden. Die nach der Veröf-
fentlichung verstärkt eingegangenen Beschwerden zum
unentgeltlichen Standard-EVN zeigten jedoch, dass der
veröffentlichten Position der Regulierungsbehörde nicht
generell gefolgt wurde.

Die Regulierungsbehörde untersuchte daher, welche
Handlungsalternativen zur Durchsetzung der Rechtspo-
sition möglich und geeignet sind. Sie hat sich für die
Kooperation mit den Verbraucherschutzverbänden und
die Veröffentlichung einer Positivliste entschieden. So
haben die Verbraucherschutzverbände auf der Basis von
§ 9 Abs. 1 und 2 Nr. 1 AGBG in Verbindung mit § 14
TKV Telekommunikationsanbieter verklagt, die der
Anforderung des unentgeltlichen Standard-EVN nicht
gerecht werden. In erster Instanz ist ein Unternehmen

bereits dazu verurteilt worden, der Position der Regulie-
rungsbehörde in allen Punkten zu folgen. Die Regulie-
rungsbehörde, die keine Möglichkeit sieht, ihre Position
auf dem Rechts- bzw. Verwaltungswege durchzusetzen,
hatte die Unternehmen öffentlich aufgefordert, sich un-
ter der Voraussetzung der Einhaltung der Position der
Regulierungsbehörde zum unentgeltlichen Standard-
EVN in einer zu veröffentlichenden Positivliste eintra-
gen zu lassen. Aufgrund dieses Aufrufes konnten 17
Unternehmen in diese Liste eingetragen werden. Infolge
des großen Interesses seitens der Telekommunikations-
anbieter hat die Regulierungsbehörde diese Liste im
Oktober 1999 fortgeschrieben. Nunmehr haben sich 35
Unternehmen verpflichtet.

Inzwischen zeigen sich neue Erscheinungen zum Un-
terlaufen des unentgeltlichen Standard-EVN. Zum einen
wird der unentgeltliche Standard-EVN ohne Zutun des
Auftraggebers für diesen EVN mit zusätzlichen Anga-
ben ergänzt und damit entgeltpflichtig gemacht, zum
anderen werden in den Vorgaben der Regulierungsbe-
hörde enthaltene Teilangaben inhaltlich verändert. So
wurde z. B. die Echtzeit für die Dauer einer Gesprächs-
verbindung durch die Tarifzeit ersetzt. Die Regulie-
rungsbehörde hat aber gerade in ihrer Position zum
EVN Grundangaben verankert, die der betroffene Kun-
de selbst ermitteln und daraus alle anderen zu verglei-
chenden Angaben berechnen kann.

Die Vielzahl der bei der Regulierungsbehörde einge-
henden Anfragen und Beschwerden haben unklare For-
derungshöhen in den Rechnungen zum Inhalt. Zur Klä-
rung dieses Sachverhaltes sieht die TKV mit den §§ 16,
17 und 35 Regelungen für den Streitfall und mit dem
§ 18 TKV eine Vorschrift vor, die dem Kunden ermög-
licht, selbst eine Vorgabe für die Inanspruchnahme der
Dienstleistung der Höhe nach zu machen. Die Regelung
des § 18 TKV, die eine vorbeugende Maßnahme gegen-
über den überhöhten Entgeltforderungen für den Kun-
den darstellt, war zunächst gemäß § 37 TKV bis zum
31. Dezember 1998 ausgesetzt. Da diese Aussetzung auf
der fehlenden technischen Realisierbarkeit beruhte, sind
im Juli 1998 interessierte Kreise zur Kommentierung
bezüglich des Inkrafttretens von § 18 TKV zum
1. Januar 1999 öffentlich aufzurufen. Im Ergebnis dieser
Kommentare war festzustellen, dass eine gleichmäßige
Anwendung des § 18 TKV, die gleichermaßen Fest-
netzbetreiber, Verbindungsnetzbetreiber, Mobilfunk-
netzbetreiber und sonstige Anbieter von Telekommuni-
kationsdienstleistungen erfasst, nach Inkrafttreten der
Regelungen gemäß § 37 Satz 2 TKV zum 1. Januar
1999 technisch noch nicht möglich ist. Die Regulie-
rungsbehörde hat die Vorbereitung der technischen Um-
setzung um zwei Jahre auf den 31. Dezember 2000 ver-
längert und den Verordnungsgeber zuständigkeitshalber
über diesen Sachverhalt in Kenntnis gesetzt. Vom
BMWi wurde in Anerkenntnis des Sachverhalts ein
Verordnungsänderungsverfahren eingeleitet. Der Bun-
desrat hat im März 1999 der weiteren Aussetzung von
§ 18 TKV bis zum 31. Dezember 2000 zugestimmt.

Zur Austragung von Streitfällen zwischen TK-
Anbietern und Endkunden sieht § 35 TKV bei der Ver-
letzung eigener Rechte von Anbietern von Zugängen zu
einem öffentlichen Telekommunikationsnetz oder eines
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Sprachtelekommunikationsdiensteanbieters die Durch-
führung eines Schlichtungsverfahrens vor. Zur verfah-
rensrechtlichen Ausgestaltung dieser Regelung hatte die
Regulierungsbehörde im Wege einer öffentlichen Anhö-
rung interessierte Kreise zur Stellungnahme zu einem
Entwurf einer Verfahrensordnung aufgefordert. Unter
Einbeziehung der eingegangenen Stellungnahmen wur-
de im Amtsblatt Nr. 21/98 vom 28. Oktober 1998, Mit-
teilung Nr. 235/98, eine Verfahrensordnung veröffent-
licht und in Kraft gesetzt. Die Schlichtungsverfahrens-
ordnung (VfOSchli) regelt im Einzelnen:

– den Anwendungsbereich, die Zuständigkeit, die
Verfahren sowie die Besetzung der Schlichtungs-
stelle,

– die Anrufung der Schlichtungsstelle,

– den Verfahrensablauf bis zur Entscheidung.

Damit steht dem Verbraucher im Rahmen von Be-
schwerden eine weitere Möglichkeit zur Verfügung, die-
se neugeschaffene Institution der Regulierungsbehörde
anzurufen, wenn er seine Rechte durch einen TK-
Anbieter verletzt sieht.

Ein Schlichtungsverfahren ist möglich, wenn

– eigene Kundenschutzrechte verletzt wurden,

– kein Gerichtsverfahren mit demselben Streitgegen-
stand anhängig ist,

– kein Schlichtungsverfahren mit demselben Streitge-
genstand läuft oder durchgeführt wurde,

– bereits vorher ein Einigungsversuch unternommen
wurde.

Bei der Schlichtungsstelle der Regulierungsbehörde sind
seit November 1998 164 Anträge auf ein Schlichtungs-
verfahren eingegangen (Stichtag: 20. September 1999).

Den inhaltlichen Schwerpunkt bilden Beschwerden von
Kunden bezüglich unklarer Forderungshöhe gegenüber
TK-Anbietern. In der praktischen Arbeit hat sich inzwi-
schen herausgestellt, dass eine Reihe dieser Schlich-
tungsanträge im Vorfeld des eigentlichen Schlichtungs-
verfahrens geregelt werden kann. Es ist festzustellen,
dass die TK-Anbieter oftmals Kulanzregelungen anbie-
ten. Durch die Entwicklung eines speziellen IT-
Verfahrens wird der Aufwand zur Steuerung dieser
Verwaltungsverfahren erheblich verringert. Die inhalt-
lichen Entscheidungen der Schlichtungsstelle werden
durch ein Schlichtungsgremium getroffen. Die
Schlichtungsverfahren werden in der Regel schriftlich
abgewickelt.

Insgesamt hat sich die konzipierte Organisation für die
Schlichtungsstelle in der Praxis bewährt. Unter der Mo-
deration der Regulierungsbehörde konnte eine Reihe
von Kundenbeschwerden im Rahmen des § 35 TKV zu
Gunsten von Kunden geregelt werden.

1.5 Verbraucherservice

Durch die Liberalisierung der Telekommunikations-
märkte in Deutschland kann auch der Verbraucher von

Telekommunikations-Dienstleistungen an den Vorteilen
eines beginnenden Telekommunikationswettbewerbs
teilhaben. Die Inanspruchnahme dieser Vorteile wird
aber nur möglich sein, wenn sich die Verbraucher die
hierzu erforderlichen Informationen auf den Telekom-
munikationsmärkten einholen und unter Berücksichti-
gung der vertragsrechtlichen und telekommunikations-
rechtlichen Belange die günstigsten Angebote für sich
auswählen.

Um den Verbrauchern bei der Umstellung auf diese
Situation aus regulatorischer Sicht zu helfen, wurde
am 17. März 1998 bei der Regulierungsbehörde ein
Verbraucherservice eingerichtet. Dieser Verbraucher-
service beantwortet Anfragen und Beschwerden von
Verbrauchern, die die Regulierungsbehörde auf schrift-
lichem Weg (Briefe und Faxe), als E-Mail über das In-
ternet oder telefonisch erreichen. Der Verbraucherservi-
ce ist primär darauf ausgerichtet, Informationen zu den
Gebieten des Kundenschutzes und des Universaldienstes
zu geben. Darüber hinaus werden auch Anfragen und
Beschwerden zu Themen, die bei den Beschlusskam-
mern und anderen Fachreferaten angesiedelt sind, be-
antwortet. Der Verbraucherservice ist in der Öffentlich-
keit auf großes Interesse gestoßen. Seit seiner Einrich-
tung haben mehr als 29107 Verbraucher (Stichtag:
20. September 1999) um Rat und Hilfe nachgesucht.

Davon erreichten die Regulierungsbehörde
– 19691 Anfragen u. Beschwerden über die Rufnum-

mern (030) 22480-500; 01805101000
– 6108 Anfragen u. Beschwerden per E-Mail über das

Internet
– 3308 Anfragen u. Beschwerden als Briefe/Faxe.

Steigende Tendenz weisen die Anfragen und Beschwer-
den, die per E-Mail bei der Behörde eingehen, auf. Über
dieses Medium sind auch Massenanfragen zu aktuellen
Themen, insbesondere zur Höhe von Internetzugangs-
entgelten zu verzeichnen, indem bis zu 1000 E-Mails in
wenigen Tagen eingehen. Zwecks Beantwortung dieser
E-Mails ist ein elektronischer Briefkasten eingerichtet
worden. Die dort eingehenden E-Mails können über ei-
nen speziellen rechnergestützten Arbeitsplatz im
Verbraucherservice bearbeitet werden. Zur Beantwor-
tung der telefonischen Anfragen stehen der Regulie-
rungsbehörde sechs rechnergestützte Arbeitsplätze zur
Verfügung. Das ist eine unabdingbare organisatorische
Voraussetzung für die Bewältigung von Anrufspitzen,
die bei 200 Anrufen pro Tag liegen.

Die Bewältigung der hohen Anzahl von Anfragen und
Beschwerden ist nur durch den Einsatz rechnergestütz-
ter Informations-, Erfassungs- und Auswerteverfahren
möglich, die im Rahmen einer optimalen Zusammenar-
beit zwischen den Nutzern und Softwareentwicklern
kurzfristig bereitgestellt werden konnten.

Die Schwerpunkte der Anfragen und Beschwerden las-
sen sich wie folgt klassifizieren.

– Einwendungen von Endkunden bezüglich Entgelt-
forderungen von TK-Anbietern,

– Beschwerden zur Bereitstellung eines unentgeltli-
chen Standard-Einzelverbindungsnachweises,
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– Anfragen über Zuteilung von verschiedenen Ruf-
nummernarten, den Rufnummernplan, die Rufnum-
mernportabilität und deren Entgelte,

– Einholung von Informationen, wie z. B. Bezugs-
quellen von TK-Rechtsdokumenten, Erreichbarkeit
von TK-Anbietern bis hin zu Verbraucherverbänden,

– Beschwerden bzw. Anfragen zur Höhe von Entgelten
bzw. deren Regulierung,

– Inanspruchnahme von Serviceleistungen des
Verbraucherschutzes,

– Anfragen und Beschwerden zu Vertragsangelegen-
heiten,

– Anfragen und Beschwerden zur Auswahl von Ver-
bindungsnetzbetreibern.

Analysen der Anfragen bzw. Beschwerden zeigen deut-
lich, dass der Verbraucherservice generell zur Klärung
bestehender Telekommunikationsprobleme gefordert ist.
Viele der Anfragen gehen daher auch über den Zustän-
digkeitsbereich der Regulierungsbehörde bzw. über den
Telekommunikationsrechtsrahmen hinaus. Das betrifft
insbesondere das Vertragsrecht.

Im Rahmen der Beantwortung von Anfragen wird im-
mer wieder deutlich, dass die auf den Telekommunika-
tionsmärkten tätigen Unternehmen noch sehr unter-
schiedliche Voraussetzungen für die Vermarktung von
Telekommunikations-Dienstleistungen mitbringen. Das
betrifft u. a. den Nachweis der Entgeltforderungen und
die Entgeltermittlung bei unklarer Forderungshöhe.

Aber auch die Aussetzung von Kundenschutzregelungen
aus technischen Grünen wirkt für die Verbraucher er-
schwerend, in dem für sie z. B. die Kundenvorgabe der
Entgelthöhe nach § 18 TKV als Schutzmaßnahme für
überhöhte Rechnungen nicht zur Verfügung steht.

Mit der Einrichtung eines Verbraucherservice ist
zugleich eine Möglichkeit geschaffen, die Geschehnisse
auf den TK-Märkten aus der Sicht der Kunden auf di-
rektem Weg widergespiegelt zu erhalten. Damit verfügt
die Regulierungsbehörde potenziell über Marktinforma-
tionen, an denen sie unmittelbar ablesen kann, wie sich
Entscheidungen der Regulierungsbehörde auf den
Märkten regulatorisch auswirken oder ob regulatorische
Eingriffe erforderlich sind.

Der Verbraucherservice der Regulierungsbehörde ar-
beitet sowohl mit Verbraucherverbänden als auch mit
den Unternehmen zusammen. Die Zusammenarbeit mit
den Verbraucherverbänden beruht einmal darauf, dass
die gesamte Palette des Verbraucherschutzes nur durch
die Institutionen Verbraucherservice der Regulierungs-
behörde und die Verbraucherverbände gemeinsam ab-
gedeckt werden kann. Zum anderen haben die Verbrau-
cherverbände die Regulierungsbehörde bei der Durch-
setzung von Regelungen unterstützt, in dem sie auf der
Basis des UWG (Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb), AGBG (Gesetz zur Regelung des Rechts der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen) usw. gegen Unter-
nehmen vor ordentlichen Gerichten wegen der Verlet-
zung von Verbraucherrechten geklagt haben.

Die Zusammenarbeit mit TK-Anbietern erstreckt sich
im Wesentlichen auf organisatorische Aspekte. Hier
geht es vor allem darum, sich darüber zu verständigen,
wer der konkrete Ansprechpartner für Verbraucherfra-
gen des TK-Anbieters ist bzw. wie der jeweilige organi-
satorische Ablauf der Anfragenbearbeitung geregelt ist.

1.6 Datenschutz und Fernmeldegeheimnis bei
Telekommunikationsdienstunternehmen

Die Kunden von Telekommunikationsdienstunterneh-
men haben auch auf einem privatisierten Markt nach
wie vor ein elementares Interesse an der Wahrung des
Fernmeldegeheimnisses und des Datenschutzes. Daher
wurden vom Gesetzgeber im Elften Teil des TKG, ins-
besondere in den §§ 85 und 89 TKG, entsprechende
Verpflichtungen festgelegt. Verpflichtet sind alle, die
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringen
oder daran mitwirken. Dies sind neben den ca. 1700
Unternehmen, die lizenzpflichtige (§ 6 TKG) bzw. an-
zeigepflichtige (§ 4 TKG) Telekommunikationsdienst-
leistungen erbringen, auch die Betreiber von Corporate
Networks, Nebenstellenanlagen in Hotels und Kranken-
häusern, Clubtelefonen und Nebenstellenanlagen in Be-
trieben und Behörden, soweit sie den Beschäftigten zur
privaten Nutzung zur Verfügung gestellt werden. Weite-
re datenschutzrechtliche Regelungen enthält die Tele-
kommunikationsdienstunternehmen-Datenschutzverord-
nung (TDSV) vom 12. Juli 1996 (BGBl. I S. 982).

Neben der Kontrollzuständigkeit des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz (BfD) hat die Regulierungsbe-
hörde nach § 91 Abs. 1 und 3 TKG ebenfalls eine um-
fassende Zuständigkeit zur Kontrolle der Beachtung des
Fernmeldegeheimnisses und des Datenschutzes und
darüber hinaus die Befugnis, geeignete Maßnahmen bis
hin zur teilweisen oder vollständigen Untersagung des
Erbringens von Telekommunikationsdiensten zu treffen,
um die Einhaltung der entsprechenden Verpflichtungen
sicherzustellen.

Die Kontrollmaßnahmen können sowohl anlassbezogen
(z. B. aufgrund von Bürgereingaben oder Hinweisen in
den Medien) als auch anlassfrei sein. Dabei wird z. B.
untersucht, ob die Verpflichteten die personenbezoge-
nen Daten zulässigerweise erheben und verarbeiten, ob
den ausgeübten Wahl- und Widerspruchsrechten der
Kunden nachgekommen wird und ob die jeweiligen
Daten fristgemäß gelöscht werden.

In den letzten zwölf Monaten wurden bei ca. 100 Unter-
nehmen anlassfreie Kontrollmaßnahmen im Rahmen
des Jahresarbeitsprogramms und mehrere anlassbezoge-
ne Kontrollmaßnahmen durchgeführt.

Bei den anlassfreien Kontrollmaßnahmen wurde stich-
probenweise die Einhaltung der Datenschutzregelungen
bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Be-
standsdaten, bei der Erhebung und Verarbeitung von
Verbindungsdaten und bei der Entgeltermittlung bzw.
Entgeltabrechnung überprüft.

Bei den bisher abgeschlossenen Kontrollmaßnahmen
wurden lediglich in Einzelfällen Verstöße gegen Ver-
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pflichtungen festgestellt, die jedoch von den Verpflich-
teten regelmäßig nach entsprechender Aufforderung
und Beratung beseitigt wurden. Eine Festsetzung von
Zwangsgeldern oder gar eine teilweise oder vollständige
Untersagung des Betriebes gemäß § 91 Abs. 3 TKG war
bisher nicht erforderlich.

Neben den Kontrollmaßnahmen wurden zusätzlich im
Bereich Datenschutz und Fernmeldegeheimnis folgende
Tätigkeiten durchgeführt:

– Information und Beratung sowohl von Unternehmen
als auch von Kunden durch persönliche bzw. telefo-
nische Gespräche und durch Beantwortung schriftli-
cher Anfragen,

– Unterstützung anderer Behörden in Form von Stel-
lungnahmen aus rechtlicher und technischer Sicht,

– Mitarbeit in gemeinsamen Arbeitsgruppen mit dem
BfD, den Länderbeauftragten für Datenschutz (LfD),
den Aufsichtsbehörden der Länder sowie den Tele-
kommunikationsdienstunternehmen.

2. Lizenzierung

2.1 Lizenzierung im Mobilfunkbereich
(Lizenzklasse 1)

2.1.1 Digitaler zellularer Mobilfunk

Im Bereich des digitalen zellularen Mobilfunks betrei-
ben vier unabhängige Lizenznehmer jeweils ein bun-
desweites Mobilfunknetz nach dem europäischen GSM-
Standard. Das D1-Netz wird von der DeTeMobil Deut-
sche Telekom MobilNet GmbH betrieben, die Mannes-
mann Mobilfunk GmbH betreibt das D2-Netz. Beide
Netze arbeiten mit Funkfrequenzen im Bereich 900
MHz. Die beiden anderen digitalen zellularen Mobil-
funknetze werden von der E-Plus GmbH (E1-Netz) und
von der VIAG INTERKOM GmbH & Co. (E2-Netz)
betrieben. Diese Netze verwenden Funkfrequenzen im
Bereich 1800 MHz.

Aufgrund des starken Marktwachstums in diesem Be-
reich wurde von den Lizenznehmern, insbesondere von
D1 und D2, wiederholt zusätzlicher Frequenzbedarf
geltend gemacht. Die Regulierungsbehörde hat daher im
Dezember 1998 eine Anhörung nach § 11 Abs. 1 TKG
zur Vergabe weiterer Frequenzen im Bereich 1800 MHz
für Mobilfunkanwendungen nach dem GSM-1800-
Standard (Vfg. Nr. 150/1998 im Amtsblatt Nr. 25/98
vom 23. Dezember 1998) durchgeführt.

Nach Auswertung der Kommentierung und Beneh-
mensherstellung mit dem Beirat wurde mit Beschluss
der Präsidentenkammer vom 14. April 1999 festgelegt,
das im Bereich 1800 MHz für Anwendungen nach dem
GSM-Standard zur Verfügung stehende Frequenzspek-
trum von 2 x 10,4 MHz als so genanntes Komplemen-
tärfrequenzspektrum unter den bestehenden GSM-
Mobilfunknetzbetreibern (D1, D2, E1, E2) zu verstei-
gern.

Mit Entscheidung der Präsidentenkammer vom
2. August 1999 wurden die Regeln für die Durchfüh-
rung des Versteigerungsverfahrens zur Vergabe weiterer
Frequenzen im Bereich 1800 MHz für Mobilfunkan-
wendungen nach dem GSM-1800-Standard festgelegt.
Danach sollten 9 Frequenzpakete mit je 2 x 1 MHz und
1 Frequenzpaket mit 2 x 1,4 MHz versteigert werden.

Die Versteigerung dieser zusätzlichen GSM-1800-
Frequenzen fand am 28. Oktober 1999 bei der Regulie-
rungsbehörde am Standort in Mainz statt. Den Zuschlag
für die Frequenzpakete Nr. 01 bis 05 mit je 2 x 1 MHz
erhielt die DeTeMobil Deutsche Telekom MobilNet
GmbH zum Gesamtzuschlagspreis von 200,04 Mio.
DM. Den Zuschlag für die Frequenzpakete Nr. 06 bis 09
mit je 2 x 1 MHz und Frequenzpaket Nr. 10 mit 2 x 1,4
MHz erhielt die Mannesmann Mobilfunk GmbH zum
Gesamtzuschlagspreis von 216 Mio. DM.

2.1.2 Universal Mobile Telecommunications System
(UMTS)

UMTS steht für Mobilkommunikation der dritten Gene-
ration. Im Unterschied zur zweiten Generation (z.B.
GSM) soll UMTS mobile Multimedia-Anwendungen
mit Übertragungsraten bis 2 Mbit/s ermöglichen. Im
Hinblick auf die Entwicklung und Einführung dieser
neuen Mobilfunkgeneration wurden bereits 1992 auf der
Weltkonferenz der Funkverwaltungen (WARC 92) ent-
sprechende Frequenzbereiche ausgewiesen.

Im Dezember 1998 wurde auf europäischer Ebene die
Entscheidung des Europäischen Parlaments und des
Rates über die koordinierte Einführung eines Drahtlos-
und Mobilkommunikationssystems (UMTS) der dritten
Generation in der Gemeinschaft verabschiedet (Ent-
scheidung Nr. 128/1999/EG). Diese Entscheidung sieht
vor, dass die Mitgliedstaaten bis spätestens 1. Januar
2000 entsprechende Genehmigungsverfahren einleiten.
Spätestens zum 1. Januar 2002 soll die harmonisierte
Bereitstellung von UMTS-Diensten ermöglicht werden.
Die Regulierungsbehörde arbeitet derzeit auf der
Grundlage des TKG an einem regulatorischen Rahmen
zur Lizenzierung von UMTS. Dies bezüglich wurden
von der Regulierungsbehörde im Jahr 1998 Eckpunkte
fixiert und gemäß §§ 10 und 11 TKG zur Kommentie-
rung gestellt (Vfg. Nr. 122/1998, Amtsblatt Nr. 20/98
vom 14 Oktober 1998).

Nach Auswertung der eingegangenen Kommentare hat
die Präsidentenkammer im Benehmen mit dem Beirat
im Mai 1999 eine Entscheidung nach §§ 10 und 11
Abs. 1 TKG getroffen. Insbesondere wurde festgelegt,
dass UMTS einen sachlich neuen Markt und damit ei-
nen sachlich anderen Markt als den Markt des zellula-
ren Mobilfunks darstellt. Die UMTS-Lizenzen sollen
per Versteigerungsverfahrens vergeben werden. Sowohl
bestehende Netzbetreiber wie auch Neueinsteiger sollen
sich chancengleich an diesem Verfahren beteiligen kön-
nen. In weiteren Schritten sind die Vergabebedingungen
zu bestimmen und die Regeln für die Durchführung des
Versteigerungsverfahrens festzulegen. Das Vergabe-
verfahren selbst soll nach derzeitigem Stand ab Ende
Mai 2000 durchgeführt werden.
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2.1.3 Bündelfunk

Der Bereich des Bündelfunks ist in den letzten beiden
Jahren durch Marktaustritte von Lizenznehmern und
Unternehmenszusammenschlüsse gekennzeichnet. Am
13. Mai 1998 erfolgte eine Anhörung zur beabsichtigten
Neuvergabe von neun regionalen Lizenzen, die auf-
grund des Zusammenschlusses zweier Lizenznehmer
zurückgegeben wurden. Die Anhörung hat ergeben, dass
die am Markt tätigen Bündelfunklizenznehmer die Auf-
rechterhaltung des bisherigen regionalen Drei-Betrei-
berkonzepts in Frage stellen. Vielmehr wurde von Sei-
ten der Lizenznehmer eine Neuorientierung im Hinblick
auf das bestehende Drei-Betreiberkonzept und die Ein-
führung von Digitaltechnik im Rahmen bestandsge-
schützter Lizenzen gefordert. Daraufhin wurde das Ver-
gabeverfahren zunächst ausgesetzt.

Zur Jahreswende 1998/1999 haben sich die Lizenzneh-
mer T-Mobil und Quickfunk aus dem Bündelfunkmarkt
zurückgezogen und ihre Bündelfunklizenzen an den Li-
zenzgeber zurückgegeben. Ihre Netzinfrastruktur sowie
ihre Kunden wurden von der Dolphin Telecom
Deutschland GmbH (vormals Regiokom Deutschland
Gesellschaft für Bündelfunkdienste mbH) übernommen.
Infolgedessen ergaben sich im Frequenzbereich 410 bis
430 MHz Änderungen, die die vom Markt geforderte
Digitalisierung auch frequenzplanerisch ermöglichen.

Im Rahmen der Neuordnung des Bündelfunkmarktes
wird daher zunächst die Digitalisierung im Frequenzbe-
reich 410 bis 430 MHz für bestandsgeschützte Lizenzen
der Typen A, B und C sowie für öffentliche „Grund-
stücksnetze“ ermöglicht werden. Die dafür notwendigen
Rahmenregelungen wurden im Sommer 1999 veröffent-
licht. Interessierte Kreise sind mit Verfügung 131/1999
(Amtsblatt Nr. 19/99 vom 20. Oktober 1999) bis
10. Januar 2000 zur Kommentierung von Eckpunkten
zur Neuordnung des Bündelfunkmarktes aufgefordert
worden.

2.2 Lizenzen im Bereich des Satellitenfunks
(Lizenzklasse 2)

Im Jahr 1990 wurde das Lizenzierungsverfahren im
Satellitenfunk eröffnet. Bisher sind 58 Satellitenfunk-

lizenzen erteilt worden. Mehrere Anträge sind derzeit in
Bearbeitung (Stand: Ende August 1999)

Im Jahr 1997 wurden darüber hinaus drei S-PCS-
Lizenzen erteilt. Es handelt sich hierbei um Lizenzen
für satellitengestützte, persönliche Kommunikations-
systeme (Satellitentelefon). S-PCS-Lizenzen stellen eine
Besonderheit dar, da sie eine Kombination aus Mobil-
funklizenz (Lizenzklasse 1) und Satellitenfunklizenz
(Lizenzklasse 2) bilden.

Auf internationaler Ebene besteht nach wie vor großes
Interesse an der Satellitenfunklizenzierung. Begründet
liegt dies in dem länderübergreifenden Charakter des
Satellitenfunks. Von der Europäischen Kommission
wurde daher eine Arbeitsgruppe gegründet (SIG OSS
SAT), die die Harmonisierung der Lizenzierungsprozes-
se in den Ländern der CEPT untersucht. An dieser Ar-
beitsgruppe wirkt die Regulierungsbehörde aktiv mit,
damit die Interessen der Bundesrepublik Deutschland
auf der Grundlage der nationalen Rechtsgrundlagen in
dem OSS-Verfahren ausreichend berücksichtigt werden.

2.3 Lizenzen der Lizenzklassen 3 und 4

Bis zum 31. Juli 1999 wurden 304 Lizenzen für Über-
tragungswege (§ 6 Abs. 2 Nr. 1c TKG) und 238 Lizen-
zen für das Angebot von Sprachtelefondienst auf Basis
selbst betriebener Telekommunikationsnetze (§ 6 Abs. 2
Nr. 2 TKG) vergeben.

Diese 542 Lizenzen der Klasse 3 und 4 befinden sich in
der Hand von 249 Unternehmen. Etwa ein Drittel dieser
Unternehmen sind Ausgründungen von Energieversor-
gern, Stadtwerken und Sparkassen. Im Juli 1999 stan-
den noch 116 Anträge der Lizenzklasse 3 und 63 An-
träge der Lizenzklasse 4 zur Genehmigung aus. Die fol-
genden Grafiken verdeutlichen die Entwicklung bei
verteilten bzw. beantragten Lizenzen. Eine Abschwä-
chung der Wachstumsentwicklung ist gegenwärtig noch
nicht zu erkennen.
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A b b i l d u n g  5

Lizenzen der Lizenzklasse 3

Am 31. Juli 1999 gab es 176 Lizenznehmer der Lizenzklasse 3.

A b b i l d u n g  6

Lizenzen der Lizenzklasse 4

Am 31. Juli 1999 gab es 147 Lizenznehmer der Lizenzklasse 4.

Summe der Anträge (in Bearbeitung) und der erteilten Lizenzen (einschließlich 
Änderungen) jeweils am Monatsende
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3. Entgeltregulierung

3.1 Transparenz der Kostenrechnung als
Grundlage der Entgeltregulierung

3.1.1 Grundsatz der Kostenorientierung als Kern-
element der Entgeltregulierung

Die Regulierung von Entgelten marktbeherrschender
Unternehmen gehört zu den zentralen Aufgaben der
Regulierungsbehörde. Während in einem funktionieren-
den Wettbewerbsmarkt der Wettbewerbsprozess sicher-
stellt, dass der Preis der angebotenen Leistungen den
Kosten ihrer Produktion (einschließlich eines angemes-
senen Gewinns) entspricht, eröffnet das Vorliegen eines
Monopols bzw. einer marktbeherrschenden Stellung die
Möglichkeit, Preise zu setzen, die Aufschläge (Mono-
polgewinne) bzw. wettbewerbsbehindernde Abschläge
oder Preisdiskriminierungen beinhalten. Aufgabe der
Entgeltregulierung ist es daher, die Preissetzung des
marktbeherrschenden Unternehmens zu prüfen, um die-
se mit kostenbasierten Preisen in Einklang zu bringen,
wie die bei funktionsfähigem Wettbewerb entstünden.
Mithin sollen die Entgeltentscheidungen des Regulierers
eine Situation des „Als-ob-Wettbewerbs“ herbeiführen.

Auch in den einschlägigen EG-Richtlinien besitzen die
Grundsätze der Transparenz und Kostenorientierung
eine zentrale Bedeutung für die Ermittlung von Entgel-
ten regulierungsrelevanter Leistungen (siehe insbeson-
dere Art. 7 und 8 der Richtlinie 97/33/EG sowie Art. 17
und 18 der Richtlinie 98/10/EG). Die Regulierungsbe-
hörde hat dabei sicherzustellen, dass die marktbeherr-
schenden Unternehmen über ein geeignetes und hinrei-
chend detailliertes Kostenrechnungssystem verfügen.
Die Richtlinien schreiben zwar kein bestimmtes Kosten-
rechnungssystem vor. Es ist jedoch eine verursachungs-
gerechte, nach unterschiedlichen Telekommunikations-
dienstleistungen getrennte Kostenrechnung zu errei-
chen, die die Transparenz der internen Kostenzuord-
nung gewährleistet und somit insbesondere unzulässige
Quersubventionierungen verhindert.

Das TKG enthält ein differenziertes Instrumentarium
der Entgeltregulierung: Entgelte marktbeherrschender
Anbieter für Telekommunikationsdienstleistungen, die
in den Bereich des Sprachtelefondienstes (Lizenz-
klasse 4), der Übertragungswege (Lizenzklasse 3) oder
in den Bereich der Gewährung besonderer Netzzugänge
(einschließlich Zusammenschaltung) fallen, bedürfen
gemäß § 25 Abs. 1 i. V. m. § 39 TKG der Genehmigung
durch die Regulierungsbehörde. Entgelte marktbeherr-
schender Anbieter im Bereich anderer Telekommunika-
tionsdienstleistungen unterliegen einer nachträglichen
Missbrauchsaufsicht (§ 25 Abs. 2 TKG).

3.1.2 Vorzulegende Kostennachweise

Das TKG enthält in Verbindung mit der Telekommuni-
kations-Entgeltregulierungsverordnung (TEntgV) de-
taillierte Vorgaben hinsichtlich der Art und des Umfan-
ges der seitens des marktbeherrschenden Unternehmens
vorzulegenden Kostennachweise sowie hinsichtlich der
Maßstäbe der damit verbundenen Kostenprüfungen.

Den zentralen Prüfungsmaßstab bilden gemäß § 24
Abs. 1 Satz 1 TKG die „Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung“. Gemäß § 3 Abs. 1 TEntgV hat die
Regulierungsbehörde die vom Unternehmen nach § 2
TEntgV vorzulegenden Kostennachweise dahingehend
zu prüfen, ob und inwieweit sich die beantragten Ent-
gelte an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstel-
lung orientieren. Diese setzen sich nach § 3 Abs. 2
TEntgV aus den langfristigen zusätzlichen Kosten der
Leistungsbereitstellung und einem angemessenen Zu-
schlag für leistungsmengenneutrale Gemeinkosten zu-
sammen, jeweils einschließlich einer angemessenen
Verzinsung des eingesetzten Kapitals, soweit diese
Kosten jeweils für die Leistungsbereitstellung notwen-
dig sind. Zur Ermittlung der Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung soll die Regulierungsbehörde
gemäß § 3 Abs. 3 TEntgV zusätzlich Preise und Kosten
solcher Unternehmen als Vergleich heranziehen, die
entsprechende Leistungen auf Wettbewerbsmärkten an-
bieten.

Die für einen Zeitraum von zehn Jahren (Antragsjahr
sowie die fünf zurückliegenden und die vier darauffol-
genden Jahre) vorzulegenden Kostennachweise müssen
nach § 2 Abs. 2 TEntgV Einzel- und Gemeinkosten,
den Zuordnungsmodus der Gemeinkosten, die Ermitt-
lungsmethode der Kosten, die Höhe der Personalkosten,
der Sachkosten, der Abschreibungen und der Zinskosten
des eingesetzten Kapitals sowie die im Nachweiszeit-
raum erzielte bzw. erwartete Kapazitätsauslastung um-
fassen. Diese Kostennachweise müssen sich dabei
unmittelbar aus dem realen, unternehmensweit ange-
wandten Kostenrechnungssystem des von der Entgeltre-
gulierung betroffenen Unternehmen herleiten lassen.
Das Kostenrechungssystem muss geeignet sein, detail-
lierte und transparente Kostennachweise zu liefern. Ins-
besondere ist die verursachungsgerechte Kostenzuord-
nung auf Telekommunikationsdienstleistungen im kon-
kreten Einzelfall zu belegen.

Dementsprechend überprüft die Regulierungsbehörde
fortlaufend die Einrichtung bzw. Einhaltung eines der-
artigen Kostenrechnungssystems im Zuge der einzelnen
Entgeltgenehmigungs- bzw. Zusammenschaltungsver-
fahren. In den einzelnen Beschlüssen weist die Regulie-
rungsbehörde unmissverständlich darauf hin, ob und
inwieweit das Kostenrechnung Anlass zu Beanstandun-
gen gibt und verbessert werden muss. Die Regulie-
rungsbehörde trägt dabei auch dem Umstand Rechnung,
dass es sich bei einem Kostenrechnungssystem nicht um
ein statisches System handeln kann. Vielmehr sind
grundsätzlich permanente Anpassungen und Weiter-
entwicklungen der Kostenrechnung notwendig, um den
internen Zwecken des Kostenrechnungssystems als
Steuerungsinstrument in einem potenziell dynamischen
Wettbewerbsumfeld zu genügen. Prinzipiell ist darauf
zu achten, dass bei den Kostennachweisen, die dem Re-
gulierer vorgelegt werden, dieselben Verfahren verwen-
det werden wie in der unternehmensinternen Kosten-
rechnung. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass das
Unternehmen dem Regulierer Sonderrechnungen vor-
legt, die die Realität des betrieblichen Geschehens nicht
abbilden. Weiterentwicklungen des Kostenrechnungs-
systems seitens des betroffenen Unternehmens müssen
für den Regulierer jederzeit nachvollziehbar sein
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(Grundsatz der Transparenz). Veränderte Verrech-
nungs- oder Zuordnungsalgorithmen in der Kalkulati-
onslogik erfordern daher eine entsprechend detaillierte
Dokumentation und Begründung.

Die grundsätzliche Ausrichtung an der unternehmens-
intern angewandten Kostenrechnung schließt – insbe-
sondere im Hinblick auf den Prüfungsmaßstab „Kosten
der effizienten Leistungsbereitstellung“ – zusätzliche
antragsspezifische Sonderrechnungen jedoch nicht aus.
Werden beispielsweise in der allgemeinen Kostenrech-
nung des Unternehmens Anschaffungswerte angesetzt,
so ist hingegen für die Zwecke der Entgeltregulierung
der Ansatz von Wiederbeschaffungswerten erforderlich,
um die Zukunftsorientierung im Sinne der langfristigen
zusätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung sicher-
zustellen.

Nach den Empfehlungen der EU-Kommission soll das
betroffene Unternehmen seine Kosten jeweils grund-
sätzlich getrennt nach folgenden vier Bereichen erfas-
sen: Kosten des Kernnetzes (Verbindungsnetz), Kosten
des Anschlussnetzes (Teilnehmernetz), Kosten für
Dienstleistungen gegenüber einzelnen Endnutzergrup-
pen und Kosten sonstiger Tätigkeiten.

Im Bereich Kern- und Anschlussnetz sind vor allem die
Kosten der Netzinfrastruktur zu erfassen. Die Kosten
beispielsweise des Vertriebs für einzelne Produkte sind
hingegen den jeweiligen Endnutzergruppen zuzurech-
nen. Die Kosten sämtlicher zusätzlicher, nicht auf die
Telekommunikationsnetzinfrastruktur angewiesener
Dienste – wie etwa Breitbandkommunikationsdienste,
der Vertrieb von Endgeräten oder Tätigkeiten außerhalb
der Telekommunikation – sind schließlich dem Bereich
sonstige Tätigkeiten zuzuordnen.

3.1.3 Kostenrechnungssystem der Deutschen
Telekom

Bislang unterliegt nur die Deutsche Telekom der Ent-
geltregulierung. Der Regulierungsbehörde liegen nach
einer nunmehr fast zweijährigen Prüfungstätigkeit, die
im Rahmen umfassender Einzelprüfungen eine Vielzahl
von produktspezifischen Entgeltanträgen der Deutschen
Telekom zum Gegenstand hatte, Kosteninformationen
vor, die es erlauben, das Kostenrechnungssystem der
Deutschen Telekom zu überprüfen. Auf diesem Wege
kann im Ergebnis eine praktikable kostenmäßige Tren-
nung der unterschiedlichen Telekommunikations-
dienstleistungen erreicht werden. Die Regulierungsbe-
hörde stellt somit eine verursachungsgerechte Kosten-
zuordnung im Sinne der EU-Richtlinien im Wege eines
kontinuierlichen, konkret und im Detail nachvollziehba-
ren Prozesses sicher. Dies ermöglicht der Regulierungs-
behörde eine generelle Beschreibung, ständige Über-
prüfung und fortlaufende Beurteilung der Weiterent-
wicklung des Kostenrechnungssystems der Deutschen
Telekom. Insgesamt lässt sich feststellen, dass das Kos-
tenrechnungssystem der Deutschen Telekom aufgrund
der im folgenden skizzierten Mängel noch nicht in vol-
lem Umfang den Anforderungen einer verursachungsge-
rechten Kostenzuordnung genügt. Die Regulierungsbe-
hörde wirkt im Rahmen künftiger Entgeltgenehmi-
gungsverfahren auf weitere Verbesserungen hin.

3.1.3.1 Kalkulationssystematik

Das zur Zeit gültige Kostenerfassungssystem der Deut-
schen Telekom namens DELKOS (Dezentrale
Leistungs- und Kostenrechnung) dient als Kostenarten-
und Kostenstellenrechnung primär nicht dem Zweck der
Produktkalkulation. Vielmehr kalkuliert die Deutsche
Telekom die Produkte im Rahmen spezifischer Kosten-
studien fallweise. Die dabei verwendeten Kostenkatego-
rien orientieren sich an den Anforderungen des unter-
nehmensweit angewandten internen Rechnungswesen
der Deutschen Telekom. Handelsrechtliche Anforderun-
gen des externen Rechnungswesen sind also für die
Ausgestaltung des internen Rechnungswesen der Deut-
schen Telekom grundsätzlich nicht maßgeblich.

Die Deutsche Telekom wendet nach eigenen Angaben
unternehmensweit mittlerweile eine einheitliche Kal-
kulationslogik an, die so genannte INTRA-Logik (An-
passung und Integration von Führungs- und Steuerungs-
systemen). In der INTRA-Kalkulationssystematik wer-
den „anlagespezifische Kosten“, „Prozesskosten“ und
„Gemeinkosten“ unterschieden. Diese Kostenkategorien
lehnen sich eng an die insbesondere in der EU-
Empfehlung vom 8. April 1998 enthaltene generelle
Einteilung der Kosten in „direkt zurechenbare Kosten“,
„indirekt zurechenbare Kosten“ und „nicht zurechenba-
re Kosten“ an. Eine getrennte Zuordnung der Kosten im
Sinne der EU-Empfehlungen auf die vier Bereiche
Kernnetz (Verbindungsnetz), Anschlussnetz (Teilneh-
mernetz), Dienstleistungen gegenüber einzelnen End-
nutzergruppen und sonstige Tätigkeiten erfolgt hinge-
gen noch nicht explizit.

Die drei Hauptelemente des INTRA-Kalkulations-
systems der Deutschen Telekom lassen sich im Einzel-
nen wie folgt beschreiben:

– Anlagespezifische Kosten, definiert als Kosten tech-
nischer Einrichtungen, die zur Produkterstellung
erforderlich sind. Dabei bildet der anlagespezifische
Investitionswert die Basis für die Kapitalkostenbe-
rechnung, bei der der Zinssatz und die Nutzungs-
dauer der jeweiligen Anlagegüter die zentralen Pa-
rameter sind. Wegen der hohen Kapitalintensität im
Telekommunikationsbereich nehmen die Kapital-
kosten in der Regel den größten Stellenwert im
Rahmen der Produktkalkulation ein. Zusätzlich wer-
den den Produkten anlagespezifisch so genannte
Betriebs- und Mietkosten zugeordnet.

– Produktspezifische Kosten, bezeichnet als „Produkt-
und Angebotskosten“ bzw. „Produktlebenszyklus-
kosten“. Dabei handelt es sich um in der Regel als
Prozesskosten erfasste einmalige oder laufende
Kosten von ablauforganisatorischen Prozessen, die –
ergänzend zu den technischen Einrichtungen – er-
forderlich sind, um das Produkt beim Kunden be-
reitzustellen. Hierzu zählen beispielsweise Kosten
der Produktentwicklung, Kosten der Akquisition,
Kosten des Auftragsmanagements, Kosten der Leis-
tungseinrichtung oder -aufhebung, Kosten der In-
standhaltung und Kosten der Fakturierung. Als
leistungsmengenabhängige Kosten (z. B. Kosten von
„Konzernservicecentern“) sollten diese nicht mehr
über pauschale Zuschlagssätze, sondern im Wege ei-
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ner aktivitätsbezogenen Mengenschlüsselung den
einzelnen Produkten/Diensten verursachungsgerecht
als Einzelkosten zugerechnet.

– Gemeinkosten, die über pauschale Zuschlagsätze auf
die beiden zuvor genannten Kalkulationselemente
verrechnet werden.

Für diese drei Kalkulationselemente lassen sich gene-
relle Feststellungen treffen (vgl. im Einzelnen auch die
in den Abschnitten 2.2 bis 2.5 aufgeführten Einzelbe-
schlüsse), die sich in Anlehnung an die EU-
Empfehlungen in die vier Bereiche „Kosten des Kern-
netzes“, „Kosten des Anschlussnetzes“, „Kosten für
Dienstleistungen gegenüber einzelnen Endnutzergrup-
pen“ und „Kosten sonstiger Tätigkeiten“ untergliedern
lassen.

3.1.3.2 Kosten der Netzinfrastruktur
(Kern- und Anschlussnetz)

(1)  Anlagespezifische Kosten

Die anlagespezifischen Kosten als wesentlicher Be-
standteil der Kosten der Netzinfrastruktur spielen in fast
allen Entgeltanträgen als Kalkulationselement eine
zentrale Rolle. Ausgangspunkt der Kalkulation ist der
anlagespezifisch ermittelte Investitionswert (INTRA-
Investitionswert). Auf dessen Basis werden die annuali-
sierten Kapitalkosten berechnet, bei denen der Zinssatz
und die Nutzungsdauer der jeweiligen Anlagegüter die
zentralen Parameter bilden. Die Deutsche Telekom geht
dabei von einem Zinssatz in Höhe von nominal 12,6 %
aus, den sie mit Hilfe des WACC (Weighted-Average-
Cost-of-Capital)-Modells als gewogenen Durchschnitt
ihrer Eigenkapital- und Fremdkapitalkosten berechnet.
Die Regulierungsbehörde erkennt hingegen aufgrund
einer Überprüfung des WACC-Modells und unter Rück-
griff auf andere gängige Methoden zur Ermittlung des
Kalkulationszinsfußes nur einen nominalen Zinssatz in
Höhe von 10 % an. Dies entspricht 1999 einem auf
Wiederbeschaffungswerte bezogenen Realzinssatz in
Höhe von 8,75 %. Die angesetzte Nutzungsdauer vari-
iert je nach Anlagegut. Als ein Anhaltspunkt für die Be-
stimmung ökonomisch sinnvoller Nutzungsdauern dient
dabei beispielsweise das mittlere Alter der tatsächlichen
Abgänge.
Die Deutsche Telekom kalkuliert die Investitionswerte
auf der Basis eines „bottom-up“-Ansatzes und unter
Verwendung von Wiederbeschaffungswerten. Bei dem
„bottom-up“-Ansatz“ handelt es sich um auf ingenieur-
mäßigen Betrachtungen basierende Modellierungen der
einzelnen Telekommunikations-Netzelemente. Mit
Ausnahme des Antrags zur Teilnehmeranschlussleitung
verwendete die Deutsche Telekom für diesen Zweck
durchweg das so genannte Netz(kosten)modell. So hat
die Deutsche Telekom dieses Modell beispielsweise ih-
ren Berechnungen in sämtlichen Mietleitungsentgeltan-
trägen und in mehreren Entgeltverfahren zu Zusam-
menschaltungsentgelten zugrunde gelegt. Bereits der
erste, noch vom Bundesministerium für Post und Tele-
kommunikation bearbeitete Zusammenschaltungs-Ent-
geltantrag vom 14. Juli 1997 basierte auf diesem Kos-
tenmodell. Die damaligen Unterlagen erwiesen sich

aber noch als so unpräzise und unvollständig, dass ge-
mäß § 3 Abs. 3 TEntgV auf eine Vergleichsmarktbe-
trachtung zur Entgeltbestimmung zurückgegriffen wer-
den musste. Als Ergebnis des daraufhin einsetzenden
kontinuierlichen Weiterentwicklungsprozesses verbes-
serte sich die Dokumentation zu dem Netzkostenmodell
in den folgenden Entgeltanträgen erheblich (vgl. dazu
im Einzelnen insbesondere den Beschluss vom
28. August 1998 zum Entgeltantrag für optionale Leis-
tungen [Deutsche Telekom-O.1 – Deutsche Telekom-
O.5]).

Das Netzkostenmodell verwendet die Deutsche Telekom
auch in ihrer Unternehmenspraxis für die Netzplanung
und -dimensionierung. Daher gehen in dieses Modell
unmittelbar Originärdaten der Deutsche Telekom ein.
Die einfließenden Einzelparameter – wie etwa die Art
der berücksichtigten Anlagentechnik – wurden zudem
seitens der Regulierungsbehörde überprüft und zum Teil
erheblich modifiziert. Im Ergebnis ist mittlerweile da-
von auszugehen, dass das Netzkostenmodell die Netz-
infrastruktur weitgehend realistisch und angemessen
abbildet. Um die Plausibilität der Ergebnisse sicherzu-
stellen, sind aus Sicht der Regulierungsbehörde aber zu-
sätzlich plausibilitätsorientierte „top-down“ Schlüsse-
lungen der Gesamtkosten auf die einzelnen Dienste des
Unternehmens erforderlich (vgl. auch die EU-
Empfehlung vom 8. April 1998, Amtsbl. Nr. 141 S. 6 f).

Im Entgeltantrag zur Teilnehmeranschlussleitung vom
5. Juni 1998 bzw. 21. September 1998 legte die Deut-
sche Telekom ihrer Kalkulation nicht das Netzkosten-
modell, sondern erstmalig das so genannte Bellcore-
Modell zugrunde. Aus Sicht der Regulierungsbehörde
verzerrten aber insbesondere Stichprobenfehler die Er-
gebnisse so erheblich, dass schon die tatsächlich vor-
handenen Anlagegüterstrukturen nicht hinreichend rea-
listisch abgebildet wurden. Zudem unterzog die Regulie-
rungsbehörde insbesondere diejenigen Größen einer
intensiven Überprüfung, deren Werte das Ergebnis der
Kalkulation stark beeinflussen (z. B. Verbundvorteile
aus der gemeinsamen Nutzung von Infrastrukturen, der
Beschaltungsgrad, die Spleißkosten, die Preise für Ka-
belschächte usw.). Den mit Hilfe des Bellcore-Modells
ermittelten Investitionswert erkannte die Regulierungs-
behörde nicht an, sondern ermittelte mit Hilfe eines in
ihrem Auftrag entwickelten analytischen Kostenmodells
einen alternativen Wert (siehe dazu näher Ab-
schnitt 3.2.1).

Ein weiteres Element der anlagespezifischen Kosten
stellen die so genannten Miet- und Betriebskosten dar.
Diese beruhen auf einer pauschalen Verrechnung von
anlageklassenspezifischen Zuschlagssätzen. Die Deut-
sche Telekom hat im Bereich der Miet- und Betriebs-
kosten einige der seitens der Regulierungsbehörde kriti-
sierten konzeptionellen Mängel beseitigt. Dies betrifft
vor allem die Kompatibilität der zur Zuschlagsermitt-
lung verwendeten Eingangsdaten aus Deutsche Tele-
kom-Bestandssystemen zu der auf Wiederbeschaffungs-
werten beruhenden Kalkulation des INTRA-
Investitionswertes. Weiterer Verbesserungsbedarf be-
steht insbesondere im Bereich der Erhebungsmethodik
der angesetzten Miet- und Betriebskosten.
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(2)  Prozesskosten bzw. Produkt- und Angebotskosten

Im Bereich der so genannten Produkt- und Angebots-
kosten wendet die Deutsche Telekom entsprechend der
EU-Empfehlung vom 8. Januar 1998 ein aktivitätsori-
entiertes Kostenrechnungsverfahren in Gestalt der Pro-
zesskostenrechnung an. Insbesondere die dabei von der
Deutschen Telekom als Mengengerüst angesetzten Pro-
zesszeiten erwiesen sich jedoch bei näheren Überprü-
fungen zum Teil als nicht hinreichend valide. Sie
konnten daher seitens der Regulierungsbehörde nicht in
vollem Umfang anerkannt werden. Auch dem Erforder-
nis der Gesamtschau trug die Deutsche Telekom bisher
nicht hinreichend Rechnung. Angesichts der Vielzahl
der in den jeweiligen Organisationsressorts ablaufenden
Prozesse, die sich auf sehr unterschiedliche Produkte
beziehen, ist eine Plausibilitätskontrolle der angesetzten
Kosten im Wege der Gesamtschau unverzichtbar. Zu-
dem erwies sich die Höhe der von der Deutschen Tele-
kom angesetzten Stundensätze – insbesondere in Anbe-
tracht erheblicher zusätzlicher Gemeinkostenzuschläge
– als zweifelhaft.

(3)  Gemeinkosten

Im Bereich der Gemeinkostenverrechnung stellt sich
insbesondere das Problem der Sachnähe der einbezoge-
nen Gemeinkosten. Hier bestehen noch erhebliche Män-
gel. Diese sind vor allem auf die bislang innerhalb der
Deutschen Telekom nicht erfolgte Zuordnung von Kos-
ten auf die vier Bereiche „Kernnetz“, „Anschlussnetz“,
„Dienstleistungen gegenüber einzelnen Endnutzergrup-
pen“ und „sonstige Tätigkeiten“ zurückzuführen. Im
Ergebnis werden den Bereichen Kernnetz und An-
schlussnetz zu hohe Gemeinkostenbeträge zugerechnet
(siehe dazu die folgenden Ausführungen unter 3.1.3.3).

3.1.3.3 Kosten für Dienstleistungen gegenüber
einzelnen Endnutzergruppen und Kosten
sonstiger Tätigkeiten

Grundsätzlich bauen Kostenkalkulationen im Bereich
„Dienstleistungen gegenüber Endnutzergruppen“ auf
den Kalkulationen der Bereiche Kern- und Anschluss-
netz auf. Abweichungen in der Kostenkalkulation resul-
tieren somit vornehmlich aus unterschiedlichen Prozess-
und Gemeinkosten. So ergeben sich etwa im Bereich der
Mietleitungen trotz weitgehend identischer anlagespe-
zifischer Kosten unterschiedliche Gesamtkosten je nach
Endnutzergruppe, da die Inanspruchnahme von Miet-
leitungen durch Wettbewerber im Vergleich zu den üb-
rigen Geschäftskunden beispielsweise keine Marketing-
kosten verursacht.

Im Bereich der Entgelte für Sprachtelefondienst liegen
aufgrund der seit Dezember 1997 bestehenden Price-
Cap-Regelungen bislang noch keine spezifischen, expli-
zit auf den Sprachtelefondienst bezogenen INTRA-
Kalkulationen vor, die insbesondere die Prozess- und
Gemeinkosten in diesem Bereich offen legen. Die Re-
gulierungsbehörde hat zum Zwecke der notwendigen
Gesamtschau die Vorlage entsprechender Kalkulationen
angefordert.

Die bisher von der Deutschen Telekom erhaltenen Kos-
teninformationen lassen bereits heute folgende
Schlussfolgerungen zu: Die Kosten der Netzinfrastruk-
tur enthalten verglichen mit den Kosten solcher Dienst-
leistungen, die sich auf die einzelnen Endnutzergruppen
beziehen, und auch im Verhältnis zu den Kosten für
sonstige Tätigkeiten absolut zu hohe Gemeinkostenbe-
träge. So werden Gemeinkostenstellen des Privatkun-
denbereichs in Kalkulationen für Leistungen des beson-
deren Netzzuganges einbezogen. Ebenso verteilt die
Deutsche Telekom Gemeinkostenkostenstellen des Be-
reichs sonstige Tätigkeiten anteilig auf diese Produkte.
Dies ist zum einen auf die bislang noch unzureichende
Kostenverteilung auf die vier Bereiche „Kernnetz“,
„Anschlussnetz“, „Dienstleistungen gegenüber einzel-
nen Endnutzergruppen“ und „sonstige Tätigkeiten“ zu-
rückzuführen. Zum anderen verwendet die Deutsche
Telekom bislang noch ausschließlich Wertschlüssel zur
Gemeinkostenverrechnung und nicht etwa Mengen-
schlüssel, die grundsätzlich eine verursachungsgerech-
tere Zuordnung der Kosten gewährleisten. Hilfsweise
prüft die Regulierungsbehörde daher bislang noch an-
tragsbezogen die jeweilige Sachnähe der einbezogenen
Gemeinkostenstellen und nimmt ggf. entsprechende
Kostenkürzungen vor.

Im Bereich der „sonstigen Tätigkeiten“ liegen, soweit
sie – wie etwa die Einspeisung von TV-Programmen in
das Kabelnetz – Regulierungsrelevanz besitzen, eben-
falls spezifische Kostenstudien vor. Auch hier basieren
entsprechende Kalkulationen auf der beschriebenen
INTRA-Kalkulationsystematik. Nur im Fall der Zufüh-
rung zu Online-Diensten hat die Deutsche Telekom kei-
ne Kostenunterlagen eingereicht. Allerdings konnte die
Regulierungsbehörde auch in diesem Bereich auf die
oben beschriebenen Gesamtschauerkenntnisse zurück-
greifen.

3.2 Besondere Netzzugänge (einschließlich
Zusammenschaltung)

3.2.1 Analytisches Kostenmodell

Zur Ermittlung eines genehmigungsfähigen Entgelts
stützt sich die Regulierungsbehörde neben den vorge-
legten Kostennachweisen marktbeherrschender Unter-
nehmen und der Anwendung des Vergleichsmarktkon-
zepts auch auf analytische Kostenmodelle. Solche Mo-
delle werden derzeit international diskutiert.

Im Auftrag der Regulierungsbehörde hat das WIK ein
analytisches Kostenmodell entwickelt. Das Modell stellt
einen elementbezogenen Ansatz dar und ermittelt die
langfristigen Zusatzkosten der Netzinfrastruktur. Diese
bilden den weitaus größten Teil der zusätzlichen Kosten
von Leistungen für besondere Netzzugänge.

Über den generellen Ansatz und über die Struktur des
analytischen Kostenmodells ist ein offener Diskurs an-
gestoßen worden, dessen Ziel es ist, eine anerkannte
Methodologie zu entwickeln, die als Grundlage zukünf-
tiger Regulierungsentscheidungen dienen kann.
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In einem ersten Schritt ist das Modell als Referenzdo-
kument „Ein analytisches Kostenmodell für das Orts-
netz“ am 4. März 1998 zur öffentlichen Kommentie-
rung freigegeben worden. Die Kommentierungsfrist
endete am 20. Mai 1998. Insgesamt sind 23 Stellung-
nahmen abgegeben worden, die hinsichtlich Umfang
und Detaillierungsgrad, aber auch hinsichtlich ihrer
Einschätzung zu einzelnen Punkten variieren. Die Aus-
wertung der Stellungnahmen hat insbesondere zu den
nachfolgenden Ergebnissen geführt:

– Der generelle Ansatz des Modells, die Kosten ele-
mentorientiert zu ermitteln, wird allgemein unter-
stützt.

– Die Mehrheit der Kommentierenden schlägt vor, die
bisher vorgenommene Trennung von lokaler Ver-
bindungsebene und Fernverbindungsebene zu
Gunsten einer integrierten Betrachtung des nationa-
len Netzes aufzugeben.

– Überwiegend wird gefordert, statt der im Referenz-
dokument abgebildeten PDH-Technologie die neuere
SDH-Technologie im Verbindungsnetz und im
übertragungstechnischen Teil des Anschlussnetzes
zu berücksichtigen.

Auf Grundlage des Referenzdokuments, der einge-
reichten Stellungnahmen und deren Auswertung ist das
Kostenmodell modifiziert und erweitert sowie zusätzlich
eine Datenerhebung zur Ermittlung von aktuellen In-
putwerten durchgeführt worden. Das Kostenmodell, das
nach der Überarbeitung den Zugangsbereich (Teilneh-
meranschlussleitung) abdeckt, liegt als Software vor.
In einem weiteren Schritt ist das Kostenmodell erweitert
und als Referenzdokument „Ein analytisches Kosten-
modell für das nationale Verbindungsnetz“ zur öffentli-
chen Kommentierung freigegeben worden. Die Kom-
mentierungsfrist endete am 9. Juni 1999. Insgesamt sind
17 Stellungnahmen abgegeben worden. Die Auswertung
der Stellungnahmen hat insbesondere zu folgenden
grundsätzlichen Ergebnissen geführt:
– Das Modell wird weiterhin nach dem Prinzip der

erreichbaren Effizienz eines Netzbetreibers entwi-
ckelt. Die Lage der existierenden Hauptverteiler
kann übernommen werden. Zahl und Standorte der
Vermittlungseinrichtungen orientieren sich an einer
effizienten Netzstruktur.

– Die Kosten der Teilnehmeranschlussleitung ein-
schließlich der anschlussbezogenen Investitionen in
der Vermittlungsstelle werden für Zusammenschal-
tungsleistungen nicht berücksichtigt. Das Zugangs-
netz (Verbindung zwischen Hauptverteiler und
Vermittlungsstelle) wird in Abhängigkeit von der
nachgefragten Verkehrsmenge modelliert. Entspre-
chend werden die Kosten den Zusammenschal-
tungsleistungen zugerechnet.

– Verkehrsbeziehungen zwischen dem Festnetz der
Deutschen Telekom und damit zusammengeschalte-
ten Netzen werden explizit berücksichtigt.

Auf Grundlage des Referenzdokuments, der einge-
reichten Stellungnahmen und deren Auswertung wird

das Kostenmodell für das nationale Verbindungsnetz
modifiziert und erweitert.

3.2.2 Entgeltverfahren

Die Engeltregulierung für die Gewährung besonderer
Netzzugänge erfolgt gemäß § 39, 1. Alternative TKG,
der auf §§ 24, 25, Abs. 1 und 3, 27, 28, 29, 30 Abs. 1
und 3 bis 6 und 31 TKG verweist. Das Verfahren der
Genehmigung der Entgelte für den besonderen Netzzu-
gang beginnt gemäß §§ 39, 1. Alternative, 28 Abs. 1
Satz 1 TKG mit der Vorlage eines Antrages, dem Kos-
tenunterlagen gemäß § 2 TEntgV beizufügen sind. Ge-
mäß §§ 39, 1. Alternative, 24 Abs. 1 TKG haben sich
die beantragten Entgelte an den Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung zu orientieren und den Anforde-
rungen des § 24 Abs. 2 TKG zu entsprechen.

Das justizähnlich ausgestaltete Beschlusskammerverfah-
ren nach §§ 73ff TKG unterliegt einer Reihe von Form-
vorschriften. So sind die Anträge im Amtsblatt der Re-
gulierungsbehörde zu veröffentlichen, am Verfahren
Beteiligte von Amts wegen oder auf Antrag beizuladen,
Beteiligtenakten und Akten zur Einsichtnahme zu
erstellen, Stellungnahmen an alle Verfahrensbeteiligten
weiterzuleiten, eine mündliche Anhörung durchzufüh-
ren, das Bundeskartellamt zu beteiligen usw.

Voraussetzung für die Entgeltregulierung nach §§ 39,
1. Alternative, 35 TKG ist die beherrschende Stellung
des regulierten Unternehmens auf dem jeweiligen Markt
nach § 19 GWB. Die Marktbeherrschung ist im Einver-
nehmen mit dem Bundeskartellamt festzustellen.

Hinzu kommen umfangreiche rechtliche und ökonomi-
sche Prüfungen, um über den Antrag entscheiden zu
können. Dazu müssen der Antrag und die Stellungnah-
men der Beigeladenen ausgewertet werden, zum Teil
Sachverständigengutachten eingeholt werden, Vorort-
prüfungen durchgeführt werden usw. Dabei hat die Re-
gulierungsbehörde gemäß § 28 Abs. 2 TKG innerhalb
von sechs Wochen nach Antragseingang zu entschei-
den, wobei die Frist einmalig um vier Wochen verlän-
gert werden kann. Im Rahmen der Durchführung der
Engeltverfahren haben sich verschiedene rechtliche und
ökonomische Grundsätze herausgebildet.

Nach Auffassung der Regulierungsbehörde handelt es
sich bei § 39 TKG um einen Rechtsfolgenverweis. Da-
nach sind sowohl Entgelte, welche ein marktbeherr-
schender Anbieter anderen Nutzern für den physio-
logischen Anschluss an sein Netz in Rechnung stellt, als
auch das jeweils von ihm erhobene Entgelt für die Inan-
spruchnahme eines jeden Leistungsmerkmals dieses
Netzes genehmigungspflichtig. Es wird insoweit nicht
allein auf das Angebot von Übertragungswegen und
Sprachtelefondienst im Sinne des § 25 Abs. 1 TKG ab-
gestellt.

Im Rahmen der Feststellung der Genehmigungspflicht
richtete die Deutsche Telekom zunächst mehrere Anfra-
gen, die das Bestehen oder Nichtbestehen der Genehmi-
gungspflicht feststellen sollte, bevor dann ggf. ein Ent-
geltgenehmigungsantrag gestellt wurde.
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Eine Entgeltgenehmigung nach § 39, 1. Alternative
TKG ist nach ständiger Entscheidungspraxis an die
Voraussetzung geknüpft, dass das beantragte Entgelt
bereits mit wenigstens einem Vertragspartner vereinbart
worden ist. Das heißt, eine Genehmigung stellt auf ver-
handelte und nicht auf abstrakt beantragte Entgelte ab.
Die Vereinbarung eines Entgelts einer bereits geneh-
migten Leistung in einem neuen Vertrag, der seinerseits
nicht von der Genehmigung umfasst ist, muss nach die-
ser Beschlusspraxis zur Genehmigung vorgelegt wer-
den, soweit die Leistung nicht zum Grundangebot er-
klärt wurde.
Weiterhin wird die Genehmigung nur mit Wirkung für
die Zukunft erteilt. Eine rückwirkende Genehmigung
kommt nicht in Betracht. Allerdings wurden im Rah-
men des § 78 TKG eine Vielzahl einstweiliger Anord-
nungen erteilt, aufgrund derer Entgelte ab dem Zeit-
punkt des Antragseingangs bei der Regulierungsbehörde
vorläufig genehmigt wurden.
Die Zulässigkeit einer Teilgenehmigung für den Fall,
dass ein Antrag gestellt wird, der in der beantragten
Höhe nicht genehmigungsfähig ist, folgt aus § 3 Abs. 1
TEntgV. Dort wird darauf abgestellt, dass zu prüfen ist,
ob und inwieweit sich die beantragten Entgelte an den
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung orientie-
ren. Darüber hinaus wurde die Teilgenehmigung eines
Entgelts auch aus verwaltungsökonomischen Erwägun-
gen heraus für zulässig erachtet. Das hatte allerdings
zur Folge, dass in Fällen, in denen eine Genehmigung
in der beantragten Höhe nicht in Betracht kam, aufwen-
dige Kalkulationen zur Ermittlung der Kosten der effi-
zienten Leistungsbereitstellung i.S. v. § 24 Abs. 1 TKG
erforderlich waren.
Von Anfang 1998 bis Mitte 1999 wurden insgesamt 40
Entgeltanträge der Deutschen Telekom gemäß §§ 39, 35
TKG geprüft. Die eingeleiteten Entgeltgenehmigungs-
verfahren wurden in der Regel durch Beschlüsse been-
det. Einige Beschlüsse sollen aufgrund ihrer grundsätz-
lichen Bedeutung besonders hervorgehoben werden.

3.2.2.1 Entgelte für die Basisleistungen Terminie-
rung und Zuführung

Die Anordnung der Entgelte für die Verbindungsleis-
tungen Terminierung (Deutsche Telekom-B.1) und Zu-
führung (Deutsche Telekom-B.2) auf Grundlage von
§ 37 Abs. 1 TKG erfolgte bereits im Jahr 1997, hat aber
grundlegende Auswirkungen auf die seit dem 1. Januar
1998 durchgeführten Verfahren. Mit insgesamt vier
Anordnungen wurden die Entgelte befristet bis zum
31. Dezember 1999 in Höhe von durchschnittlich 2,7
Pf/Min angeordnet. Im Einzelnen stellt sich die Ent-
scheidung geordnet nach Entfernungs- und Zeitzonen
wie folgt dar:

Entgelte in
Pf/min

Standardtarif tgl.
9.00–21.00 Uhr

Offpeak-Tarif tgl.
21.00–9.00 Uhr

City 1,97 1,24
Regio 50 3,36 2,02
Regio 200 4,25 2,35
Fern-Zone 5,14 3,16

Die Ermittlung dieser Entgelte erfolgte im Rahmen ei-
ner internationalen Vergleichsmarktbetrachtung, da die
von der Deutschen Telekom vorgelegten Kostenunterla-
gen nicht ausreichend waren, um auf ihrer Basis ein
Entgelt festzulegen. Im März 1998 wurden die Entgelte
gemäß § 6 Abs. 5 NZV zum Grundangebot erklärt und
gelten seitdem für alle Zusammenschaltungsverträge, in
denen sie vereinbart wurden. Für mehrere Leistungen,
die technisch mit den Verbindungsleistungen Deutsche
Telekom-B.1 bzw. Deutsche Telekom-B.2 vergleichbar
sind, wurde die Anwendung dieser Entgelte genehmigt.

3.2.2.2 Entgelte für den Intra-Building-Abschnitt

In dem Beschluss BK 4a A 1130/E 22.05.98 vom
30. Juli 1998 wurden die Entgelte für eine ganze Reihe
von Zusammenschaltungsanschlüssen (Bezeichnung der
Deutschen Telekom: Interconnection-Anschlüsse –
ICA) und die damit verbundenen Leistungen, wie z. B.
Mieten für Kollokationsräume, Expressentstörung, ge-
nehmigt bzw. teilgenehmigt. In dem Beschluss wurden
zu oben dargestellten Aspekten rechtliche und ökonomi-
sche Aussagen von grundsätzlichem Charakter getrof-
fen.

Neben den Verbindungsentgelten müssen die An-
schlussentgelte festgelegt werden. Mit ihnen wird die
Bereitstellung und Nutzung der technischen Einrich-
tungen am Netzübergabepunkt, durch die der Übergang
der Verbindung von einem Netz in ein anderes Netz
erfolgt, abgegolten. Diese können in Abhängigkeit von
der gewählten Form der Zusammenschaltung variieren.
In dem ersten Verfahren für die Anschlussentgelte
(Intra-Building-Abschnitt) wurde aufgrund des Antrags
vom 19. Dezember 1997 am 2. März 1998 entschieden,
dass einheitlich für alle Varianten für die Installation
der Zusammenschaltungsanschlüsse am Ort der Zu-
sammenschaltung einmalig je Anschluss 320 DM ent-
richtet werden müssen. Dazu kommt ein von der Zahl
der vom Carrier abgenommenen ICA unabhängiger Be-
trag, der den der Deutschen Telekom für die Anbindung
an ihr Netz entstehenden Aufwand abgelten soll. Das
hierfür zu zahlende Entgelt war aufgrund erheblicher
Mängel in den Antragsunterlagen bis zum 31. Juli 1998
nur vorläufig genehmigt.

Sofern nicht die physische Kollokation als Form der Zu-
sammenschaltung, sondern die so genannte „Customer-
sited-Ausführung“ gewählt wird, d. h. der Netzübergang
findet nicht in der Vermittlungsstelle der Deutschen
Telekom sondern in der des Wettbewerbers statt, ist für
die Nutzung der Leitung zwischen den Vermittlungs-
stellen – dem so genannten Inter-Building-Abschnitt –
das jeweils genehmigte Entgelt für Carrier-
Festverbindungen zu zahlen. Bei Wahl der physischen
Kollokation befindet sich der Netzübergabepunkt in der
Vermittlungsstelle der Deutschen Telekom und der
Wettbewerber muss die mit der Kollokation in unmittel-
barem Zusammenhang stehenden Leistungen wie das
Bereitstellen des Kollokationsraums mit der entspre-
chenden Energieversorgung und der sonstigen Infra-
struktur bezahlen.

Der Antrag ist am 22. Mai 1998 eingegangen und wur-
de nach Prüfung der beigefügten Kostenunterlagen am
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31. Juli 1998 beschieden. Die Deutsche Telekom hatte
bis auf die beanstandete Position der Anbindung an ihr
Netz die bereits in der Entscheidung am 2. März 1998
abgelehnten Entgelte beantragt, diese aber mit neuen
Kostenunterlagen belegt. Diese Vorgehensweise der
Vermischung der alten mit der neuen Planungssituation
ist unzulässig, weil damalige Entgelte nicht mit heu-
tigen Kosten gerechtfertigt werden können. Grundsätz-
lich ist vom Planungsstand zum Zeitpunkt der Entgelt-
vereinbarung auszugehen, denn nur diese Kosten kön-
nen in die Entgeltkalkulationen eingehen. Planungs-
fehler sind ein typisches, von jedem Unternehmen selbst
zu tragendes Risiko. Die nachträgliche Anerkennung
vorher nicht geltend gemachter Kosten würde die Regu-
lierung in ihr Gegenteil verkehren, weil dann dem re-
gulierten Unternehmen das Planungsrisiko vom Regu-
lierer abgenommen würde. Der Wettbewerbsprozess
könnte seine Kontrollfunktion, die Kalkulationsfehler
durch Verluste aufzudecken, nicht ausüben, was dem
Ziel der Regulierung zuwiderliefe. Eine Erstablehnung
würde folglich im Interesse des Unternehmens liegen.
Aus diesen prinzipiellen Einwänden gegen die gewählte
Kostenbasis konnten die beantragten Entgelte nicht ge-
nehmigt werden. Die vorgelegten Kostenkalkulationen
waren ungeeignet, diese zu begründen.

Um dem Markt die nötige Planungssicherheit zu geben
und eine Verzögerung des einsetzenden Wettbewerbs-
prozesses wegen nicht genehmigter Entgelte zu vermei-
den, ermittelte die Regulierungsbehörde anhand vorlie-
gender Informationen die Höhe der anerkennungsfähi-
gen Kosten und genehmigte die beantragen Entgelte nur
teilweise.

Für die zur Realisierung der Zusammenschaltung erfor-
derlichen Konfigurationsmaßnahmen zur Anbindung an
das Netz der Deutschen Telekom wurden für die ver-
schiedenen Tätigkeiten wie die Einrichtung der Leit-
weglenkung und Verkehrsregistrierung die Entgelte an-
hand der Stundensätze und Zeitansätze berechnet. Für
die Überlassung der Netzübergangs-Hardware (2
Mbit/s-Port) sowie des Zeichengabekanalsystems
(ZZK7) wurde ein jährliches Entgelt in Höhe von
2410 DM bzw. von 845 DM teilgenehmigt.

Darüber hinaus wurden unter Rückgriff auf Ver-
gleichsmieten für Büroräume (RDM-Mieten, guter Nut-
zungswert) die Mieten für Kollokationsräume für die
Form der physischen Kollokation bestimmt, denn die
beantragten Kostenmieten konnten nicht in voller Höhe
genehmigt werden.

Die Entscheidung ist wie die anderen Entscheidungen
zu Zusammenschaltungsentgelten befristet bis zum
31. Dezember 1999. Die Entgelte wurden im Amtsblatt
Nr. 16/98 vom 19. August 1998 als Grundangebot nach
§ 6 Abs. 5 NZV veröffentlicht.

3.2.2.3 Entgelte für Optionale und Zusätzliche Leis-
tungen

Neben den Anschlussentgelten und den Entgelten für
die Basisleistungen waren auch die Entgelte für optio-
nale und zusätzliche Verbindungsleistungen zu geneh-
migen. Am 17. April 1998 reichte die Deutsche Tele-

kom einen Antrag auf Genehmigung für die Entgelte
dieser Leistungen im Rahmen von Zusammenschal-
tungsverträgen ein. Diese Entgelte waren bis dahin im
Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig festgelegt
worden, wobei in allen Fällen für die Deutsche Telekom
eine Pflicht zur Rückerstattung zu viel gezahlter Ent-
gelte besteht, wenn die endgültig genehmigten Entgelte
unterhalb der jetzt vorläufig geltenden liegen.

Bei den optionalen und zusätzlichen Leistungen handelt
es sich um verschiedene Telekommunikationsdienst-
leistungen wie z. B. den Transit über das nationale Netz
der Deutschen Telekom in das Ausland (Deutsche Tele-
kom-O.1) oder den Transit zu nationalen Mobilfunknet-
zen (Deutsche Telekom-O.3) oder den Festnetzen ande-
rer Carrier (Deutsche Telekom-O.2) oder zu Inmarsat-
Anschlüssen (Deutsche Telekom-O.4) oder zum
Freephone-Service im Netz des IC-Partners (Deutsche
Telekom-O.5) sowie zu Diensten wie T-Online (Deut-
sche Telekom-O.8) oder Service-Nummern im Netz der
Deutschen Telekom. Diese unterliegen wie die bereits
1997 angeordneten Entgelte für die Basisleistungen der
Terminierung (Deutsche Telekom-B.1) und Zuführung
(Deutsche Telekom-B.2) einer Verbindung zum bzw.
vom Kunden der Deutschen Telekom im nationalen
Festnetz der Deutschen Telekom der Genehmigungs-
pflicht nach § 39 TKG. Da ein Großteil der beantragten
Entgelte mit Kostenunterlagen begründet wurde, die be-
reits in anderen Verfahren zur Ablehnung beantragter
Entgelte führten, zog die Deutsche Telekom am 12. Mai
1998 den Antrag für die Entgelte der Leistungen Deut-
sche Telekom-O.1 bis Deutsche Telekom-O.5 zurück.

Für die restlichen beantragten Entgelte, bei denen es
sich in der Mehrheit um Entgelte für die Herstellung der
Verbindungen zu so genannten Mehrwertdiensten han-
delt, lief das Verfahren weiter. Für die Leistungen Ver-
bindungen zu Shared-Cost-Service 0180 der Deutschen
Telekom (Deutsche Telekom-O.6), Verbindungen zu
Telemedien-Services der Deutsche Telekom (Deutsche
Telekom-O.7), Verbindungen zum Auskunftsdienst der
Deutschen Telekom (Deutsche Telekom-Z.3), Verbin-
dungen zum Service 0190 der Deutschen Telekom
(Deutsche Telekom-Z.4), Verbindungen zu Funkruf-
diensten (Deutsche Telekom-Z.5), bei denen die
Diensteanbieter (Service Provider) über eine Plattform
im Netz der Deutschen Telekom ihre Dienste anbieten,
wurde mit den Interconnection-Partnern eine Abrech-
nung in Höhe des AGB-Preises vereinbart, damit alle
Kunden, unabhängig davon, aus welchem Netz sie te-
lefonieren, die Dienste im Netz der Deutschen Telekom
zum gleichen Preis erreichen können. Dieser AGB-Preis
ergibt sich aus dem Vertrag, den die Deutsche Telekom
mit dem jeweiligen Diensteanbieter abschließt. Sie ver-
marktet für den Diensteanbieter dessen Dienst in ihrem
Netz.

Für die Leistungen Deutsche Telekom-O.6, Deutsche
Telekom-O.7, Deutsche Telekom-Z.3, Deutsche Tele-
kom-Z.4 und Deutsche Telekom-Z.5 wurde keine Ge-
nehmigungspflichtigkeit nach § 39, 1. Alternative TKG
festgestellt, weil hier nach Abwägung der Interessen al-
ler beteiligten Parteien – Deutsche Telekom, alternative
Netzbetreiber und Diensteanbieter – der Eingriff in die
Vertragsfreiheit Dritter (hier der Diensteanbieter) den
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Vorrang vor den Interessen der Netzbetreiber hatte. Die
gewählte Lösung (Rückrechnungskonstrukt), die Ver-
träge mit den Diensteanbietern in den Zusammenschal-
tungsvertrag zu inkorporieren, wurde von den Netz-
betreibern akzeptiert. Sie bestanden nicht auf dem sepa-
rierten Angebot nur der Verbindungsleistung. In diesem
Fall war folglich das Interesse der Diensteanbieter, nur
mit der Deutschen Telekom zu kontrahieren, ausschlag-
gebend.

Für die Leistungen Deutsche Telekom-O.8 (Verbindun-
gen zu T-Online), Deutsche Telekom-Z.1 (Verbindun-
gen zu den Notrufabfragestellen) und Deutsche Tele-
kom-Z.2 (Verbindungen zu Ansagediensten der Deut-
schen Telekom), für die das Entgelt Deutsche Telekom-
B.1 (Terminierungsleistung) beantragt wurde, wurde die
Genehmigungspflicht festgestellt. Da die Leistungen der
Leistung Deutsche Telekom-B.1 entsprechen, konnte
auch die beantragte Anwendung des Entgelts Deutsche
Telekom-B.1 bis zum 31. Dezember 1999 genehmigt
werden. Die Entsprechung der Leistungen ist im Rah-
men eines Genehmigungsverfahrens darzulegen.

Am 23. Juni 1998 stellte die Deutsche Telekom für die
Leistungen Deutsche Telekom-O.1 bis Deutsche Tele-
kom-O.5 einen neuen Antrag auf Genehmigung von
Entgelten, der am 28. August 1998 nach Prüfung der
Kostenunterlagen beschieden wurde. Auch hier wurden
wegen Nicht-Anerkennung einzelner Kalkulationsele-
mente einige Entgeltpositionen nur teilgenehmigt. Le-
diglich für die Leistung Deutsche Telekom-O.4 konnten
die beantragten Entgelte genehmigt werden. In den an-
deren Fällen konnten i. d. R. die Zuschläge nicht oder
nicht in voller Höhe anerkannt werden. Für die Leistun-
gen Deutsche Telekom-O.1 (Verbindungen über das T-
Net der Telekom in das internationale Telefonnetz),
Deutsche Telekom-O.2 (Verbindungen über das T-Net
der Telekom zu anderen nationalen Netzen) und Deut-
sche Telekom-O.3 (Verbindungen über das T-Net der
Telekom in die nationalen Mobilfunknetze) machen die
Zahlungen an die Zielnetzbetreiber, die die Verbindung
terminieren, den größten Teil der Kosten aus. Hinzu
kommen die eigenen Netzkosten der Deutschen Tele-
kom für die Erbringung der Transitleistung, die sie mit
Hilfe des Netzkostenmodells berechnet. Für die Kalku-
lation der beantragten Entgelte macht die Deutsche Te-
lekom bestimmte Annahmen über die Verkehrsführung
im eigenen Netz zur Berechnung der Kosten der Tran-
sitleistung. Unsicherheiten bezüglich der Zahlungen an
die Zielnetzbetreiber werden in Form von (Risiko-)Zu-
schlägen kalkuliert. Bei diesen sowie bei den Annahmen
konnte der Deutschen Telekom nicht in allen Fällen
gefolgt werden, weshalb es zu den Teilgenehmigungen
gekommen ist.

Die Entgelte der Leistungen Deutsche Telekom-O.1 –
Deutsche Telekom-O.4 sind mit Vfg. 114/98 im Amts-
blatt Nr. 19/98 vom 30. September 1998 zum Grundan-
gebot nach § 6 Abs. 5 NZV erklärt worden.

Die Entgelte für die Leistung Deutsche Telekom-O.5
wurden am 3. Februar 1999 (BK 4e-99–001/E29.12.98)
erneut genehmigt, nachdem die Deutsche Telekom
nachgewiesen hatte, dass eine getrennte Abrechnung
technisch möglich ist, so dass der gemischte Abrech-
nungsmodus wegfallen konnte. Für die Entgelte für

Verbindungen aus den Mobilfunknetzen war die Ge-
nehmigung nur bis 30. Juni 1999 befristet, weil sich die
Auszahlungsbeträge für Freephone-Verbindungen aus
Mobilfunknetzen bis dahin geändert haben sollen. In-
zwischen wurden mit Wirkung ab 1. Juli 1999 neue
Entgelte für Verbindungen aus den Mobilfunknetzen
genehmigt (BK 4e-99–020/E 03.05.99 vom 30. Juni
1999), die die geänderten Auszahlungsbeträge getrennt
nach Mobilfunknetzen berücksichtigen. Die Entgelte für
die Leistung Deutsche Telekom-O.5 (Ursprung aus na-
tionalen Festnetzen und Ursprung aus nationalen Mo-
bilfunknetzen) wurden mit Vfg. 91/99 im Amtsblatt
Nr. 12/99 vom 14. Juli 1999 zum Grundangebot nach
§ 6 Abs. 5 NZV erklärt.

3.2.2.4 Entgelte für den Zugang zur Teilnehmeran-
schlussleitung

Nach mehreren vorangegangenen Verfahren wurden die
Entgelte für den Zugang der Wettbewerber zu den Teil-
nehmeranschlussleitungen der Deutschen Telekom für
insgesamt 19 Zugangsvarianten teilgenehmigt. Diese
Entscheidung besitzt zentrale Bedeutung für die Entste-
hung des Wettbewerbs in Ortsnetzen.

Dabei war nach § 3 TEntgV zu klären, wie hoch die
Kosten einer Anschlussleitung nach heutigem Stand der
Technik sind. Hierdurch wurde die Entscheidungssitua-
tion eines neuen Anbieters abgebildet, der vor der Wahl
steht, eigene Anschlussleitungen zum Kunden zu legen
oder die vorhandenen Leitungen des ehemaligen Mono-
polunternehmen zu mieten. Die langfristigen Zusatz-
kosten zeigen die Opportunitätskosten einer effizienten
Nutzung des vorhandenen Netzes.

Bei den Entscheidungen vom 8. und 10. Februar 1999
diente das Ergebnis eines analytischen Kostenmodells
als Maßstab für die effizienten Kosten, das einen reprä-
sentativen Investitionswert für die Bundesrepublik
Deutschland insgesamt errechnet. Auf diese Weise ließ
sich ein bundesweit einheitliches Entgelt festlegen. Mit
Hilfe des angemessenen Zinssatzes von real 8,75 % und
der ökonomischen Abschreibungsdauer wurde der In-
vestitionswert annualisiert. Hinzu kamen weitere Kosten
wie Entstörungs- und Fakturierungskosten sowie Be-
triebs- und Gemeinkosten. Im Ergebnis beträgt das mo-
natliche Überlassungsentgelt für die wichtigste Zu-
gangsvariante Kupferdoppelader 2 Draht (CuDA-2Dr)
25,40 DM. Daneben ist noch ein einmaliges Bereitstel-
lungsentgelt zu entrichten, das die Kosten der Überfüh-
rung der Leitung vom Hauptverteiler der Deutschen
Telekom zum Übergabeverteiler des Wettbewerbers ab-
deckt und von den durchzuführenden Tätigkeiten ab-
hängt. Bei noch geschalteter Leitung – dem günstigsten
Fall – sind von den Wettbewerbern 191,64 DM zu ent-
richten.

Die Differenz zwischen den von der Deutschen Telekom
ermittelten „Kosten der effizienten Leistungsbereitstel-
lung“ und den letztendlich genehmigten Entgelten re-
sultiert vor allem aus unterschiedlichen Eingangspara-
metern bei der Ermittlung des Investitionswerts – wie
etwa Beschaltungsreserve oder das Ausmaß der Ver-
bundvorteile bei Tiefbaumaßnahmen sowie dem gerin-
geren Zinssatz. Zudem wurden die geltend gemachten
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Gemeinkosten aufgrund mangelnder Sachnähe nur teil-
weise anerkannt.

Die Entscheidung ist bis zum 31. März 2001 befristet.
Durch diesen gut zweijährigen Genehmigungszeitraum
erhalten alle Akteure am Markt die nötige Planungssi-
cherheit, so dass der Wettbewerb nunmehr auch im
Ortsnetz verstärkt einsetzen dürfte.

3.2.2.5 Entgeltantrag „Atypischer Verkehr“

Am 25. Mai 1999 wurde der von der Deutschen Tele-
kom am 16. März 1999 gestellte Antrag auf Genehmi-
gung von Zuschlägen auf die geltenden Zusammen-
schaltungstarife aufgrund atypischen Verkehrs abge-
lehnt. Die Deutsche Telekom hatte die konkrete Höhe
der Investitionskosten, die sie in den Jahren 1998 und
1999 für die Bewältigung so genannter atypischer Ver-
kehrsströme und Verkehrskonzentrationen in ihrem
Netz getätigt hat, nicht nachvollziehbar belegt. Darüber
hinaus wäre durch die von der Deutschen Telekom be-
antragten Zuschlagssätze auf die Zusammenschal-
tungstarife keine verursachungsgerechte Verteilung auf
die einzelnen Verbindungsnetzbetreiber (VNB) ge-
währleistet worden. Die Deutsche Telekom hat gegen
diese Entscheidung keine Klage erhoben.

Die Deutsche Telekom hatte in ihrem Antrag in Abhän-
gigkeit von der Anzahl der realisierten Orte der Zu-
sammenschaltung (OdZ) vier Klassen von Verbin-
dungsnetzbetreibern gebildet (Klasse A: 2 bis 7 OdZ,
Klasse B: 8 bis 22 OdZ, Klasse C 23 bis 37 OdZ und
Klasse D: über 38 OdZ). Auf der Grundlage dieser
Klasseneinteilung sowie in Abhängigkeit von der Ver-
bindungsdauer, der Entfernung und den Tarifzeiten
hatte sie beantragt, rückwirkend zum 1. Januar 1998 bis
zum 31. Dezember 1999 Zuschläge auf die bestehenden
Zusammenschaltungsentgelte zu genehmigen. Diese Zu-
schläge betrugen zwischen 2,27 Pf/min (Klasse A,
Fernverbindung, 44,17 % des Standardtarifs von 5,14
Pf/min) und 0,02 Pf/min (Klasse C, City-Bereich,
1,26 % des Off peak-Tarifs von 1,24 Pf/min). In der
Klasse D (38 und mehr OdZ) wurden keine Zuschläge
mehr berechnet.

Von den Zuschlagszahlungen wären nach Berechnung
der Deutschen Telekom 29 Unternehmen betroffen ge-
wesen, die für 1998 zwischen 33,5 Mio. DM und
5000 DM hätten erstatten müssen. Betroffen waren
diejenigen Verbindungsnetzbetreiber, die einen so ge-
nannten Altvertrag haben, in dem das von der Deut-
schen Telekom vorgeschlagene Netzkonzept (Migrati-
onsregel, Mindestverkehrsmengen, Verlängerung der
Mindestüberlassungsdauer, Planungsabsprachen) nicht
enthalten ist.

3.2.2.6 Zusammenschaltung Funk-Draht

Ein weiteres Verfahren betraf die Entgelte, die die Deut-
sche Telekom von den Betreibern der deutschen GSM-
Mobilfunknetze für die Terminierung von Gesprächen
in ihrem Festnetz verlangte. Diese Entgelte waren vom
BMPT in den Jahren 1993 bis 1995 über ein Price-Cap-

Verfahren reguliert worden. Danach waren zunächst
keine weiteren regulierenden Maßnahmen ergriffen
worden. Mit Inkrafttreten des TKG wurden die Entgelte
jedoch genehmigungspflichtig, da die Deutsche Tele-
kom auf dem Markt für Zusammenschaltungen mit
Festnetzen marktbeherrschend war und ist.

Nach anfänglichem Zögern stellte die Deutsche Tele-
kom schließlich am 18. Januar 1999 einen Antrag auf
Genehmigung der Entgelte, die sie mit den vier GSM-
Netzbetreibern zu Beginn des Jahres 1998 ausgehandelt
hatte. Diese Entgelte beinhalteten gegenüber den in der
Folgezeit des Price-Caps geltenden Preisen deutliche
Reduzierungen. Gleichwohl lagen sie nach wie vor bis
zu fast 100 Prozent über den Entgelten, die die Deutsche
Telekom für die Terminierung von Gesprächen aus an-
deren Festnetzen erzielte. Es war nicht erkennbar, dass
ein Unterschied in der von der Deutschen Telekom er-
brachten Leistung in Abhängigkeit davon bestand, ob
die Verbindung aus einem anderen Festnetz oder einem
Mobilfunknetz in das Festnetz der Deutschen Telekom
geführt wurde. Daher wurde am 29. März 1999 ange-
ordnet, dass, nach einem angemessenen Umstellungs-
zeitraum, ab dem 1. Juli 1999 auch für die Terminie-
rung von Gesprächen aus Mobilfunknetzen diejenigen
Entgelte anzuwenden waren, die bereits für die Zusam-
menschaltung zwischen Festnetzen von der Regulie-
rungsbehörde genehmigt worden waren.

3.2.3 Weitere Aspekte des besonderen Netzzugangs

3.2.3.1 Grundangebot nach § 6 Abs. 5 NZV

Ist zu erwarten, dass bestimmte genehmigte Entgelte für
den besonderen Netzzugang, einschließlich der Zusam-
menschaltung, Bestandteil einer Vielzahl von Zusam-
menschaltungsvereinbarungen sein werden, hat die Re-
gulierungsbehörde sie als „Grundangebot“ in ihrem
Amtsblatt zu veröffentlichen. Jeder nach § 35 Abs. 1
TKG zur Gewährung von Netzzugang verpflichtete
Betreiber muss dieses Grundangebot in seine AGB
übernehmen.

Die Regulierungsbehörde hat nahezu alle Zusammen-
schaltungsentgelte (Basisleistungen, Optionale und Zu-
sätzliche Leistungen, Anschlussentgelte für den Intra-
Building Abschnitt) zum Grundangebot erklärt. Weiter-
hin hat sie eine Reihe von Leistungen im Zusammen-
hang mit dem Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung
ebenfalls zum Grundangebot erklärt.

Im Amtsblatt 15/99 vom 25. August 1999 veröffent-
lichte die Regulierungsbehörde als Mitteilung
Nr. 359/1999 nachrichtlich das komplette Interconnec-
tion-Grundangebot, jeweils unter Bezugnahme auf die
Amtsblattverfügungen, mit denen die Leistungen zum
Grundangebot erklärt wurden, zusammenfassend. Das
komplette Interconnection-Grundangebot ist zudem auf
der Internetseite der Regulierungsbehörde unter der
Adresse „http://www.regtp.de“ veröffentlicht. Die Ent-
gelte für den Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung
wurden im Amtsblatt 3/99 vom 24. Februar 1999 mit
Verfügung Nr. 22/1999 zum Grundangebot erklärt.
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3.2.3.2 Zusammenschaltungsanordnungen

Das Anordnungsverfahren ist in § 37 TKG und § 9
NZV geregelt und wird durch Antrag auf Zusammen-
schaltung eröffnet. Der Antrag ist gemäß § 9 Abs. 2
NZV zu begründen. Der Netzbetreiber, gegen den sich
der Antrag richtet, ist gemäß § 74 Abs. 2 Nr. 2 TKG
Beteiligter des Verfahrens. Auf Antrag können auch
andere interessierte Parteien, die von einer Anordnung
direkt oder indirekt betroffen sein können, als Beteiligte
im Anordnungsverfahren zugelassen werden.

Der Sachverhalt und die rechtliche Wertung wird zwi-
schen den Beteiligten schriftlich und anschließend in
einer mündlichen Verhandlung erörtert. Die Beschluss-
kammer hat regelmäßig in den Verfahren auf eine ver-
tragliche Einigung der Parteien über die strittigen
Punkte hinzuwirken. Vor Beschlussfassung ist dem
Bundeskartellamt gemäß § 82 TKG Gelegenheit zur
Stellungnahme zu gegeben. Die Anordnungen werden
gemäß § 9 Abs. 6 NZV im Amtsblatt der Regulierungs-
behörde veröffentlicht.

Von Anfang 1998 bis Mitte 1999 wurden 35 Anord-
nungsverfahren durchgeführt bzw. sind derzeit anhän-
gig. Davon wurde in 34 Verfahren die Zusammen-
schaltung mit der Deutschen Telekom, in einem Verfah-
ren mit ihrer Tochter DeTeMobil Deutsche Telekom
MobilNet GmbH begehrt.

Die Anträge auf Zusammenschaltung wurden entweder
von Wettbewerbern gestellt, die mit der Deutschen Te-
lekom noch nicht zusammengeschaltet waren, oder von
solchen, die bereits eine Zusammenschaltungsvereinba-
rung mit dieser abgeschlossen hatten, aber noch be-
stimmte Zusammenschaltungsleistungen begehrten,
über die eine vertragliche Einigung nicht erreicht wer-
den konnte.

Die Regulierungsbehörde hat in der Regel Zusammen-
schaltungsanordnungen erlassen, allerdings auch man-
che Anträge zurückgewiesen. Die Anordnungen haben
nicht in jedem Fall in vollem Umfang dem Antrag ent-
sprochen. Bisher haben die Parteien des Verfahrens in
drei Fällen nach Erlass der Anordnung einen Vertrag
über die beantragte Zusammenschaltung geschlossen.

In acht Verfahren nahm die Antragstellerin den Antrag
zurück und beendete dadurch gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3
NZV das Verfahren, in fünf Fällen erfolgte die Rück-
nahme erst nach der mündlichen Verhandlung.

Exemplarisch sind folgende Beschlüsse hervorzuheben:

– In dem Verfahren BK 4–98–006/Z 03.06.98 sind
erstmalig die gesamten erforderlichen Bedingungen
für eine Zusammenschaltung angeordnet worden.
Die Zusammenschaltung ist erfolgt und die Antrag-
stellerin ist als Anbieterin aktiv am Wettbewerb be-
teiligt.

– In dem Verfahren BK 4–98–019/Z 14.08.98 ist
erstmalig eine neue Zusammenschaltungsleistung
(Zuführung zu Rufnummern in der Gasse 0 700) an-
geordnet worden. Die Antragstellerin konnte darauf
als erste Wettbewerberin auf den Markt – vor der
Antragsgegnerin – eine neue Leistung anbieten.

– In dem Verfahren BK 4–98–010/Z 01.07.98 wurde
der Antrag auf Anordnung der Zusammenschaltung
zurückgewiesen, weil die Antragstellerin die Zu-
sammenschaltung nicht konkret bei der Antragsgeg-
nerin nachgefragt hatte. Eine Anordnung kann nur
erfolgen, wenn die Antragsgegnerin die Möglichkeit
besaß, der Antragstellerin ein Angebot auf Zusam-
menschaltung zu unterbreiten, dass diese dann ab-
lehnt, mithin wenn die Verhandlungen gescheitert
sind.

– Im Frühjahr 1999 wurden im Rahmen mehrerer Zu-
sammenschaltungsverfahren gemäß § 37 TKG eini-
ge Klarstellungen zum geltenden Zusammenschal-
tungsregime getroffen.

Hintergrund dafür war die Kündigung der bestehenden
Zusammenschaltungsverträge zum 31. Dezember 1999
durch die Deutsche Telekom und der neue Vertragsent-
wurf über den besonderen Netzzugang, der zur Grund-
lage von Vertragsverhandlungen mit den Netzbetreibern
gemacht worden war. Aufgrund dieser Umstände war es
Anfang 1999 zu Irritationen hinsichtlich der Zusam-
menschaltungsbedingungen und daher zu einer gewis-
sen Verunsicherung des Telekommunikationsmarktes
gekommen. Die Regulierungsbehörde wurde deshalb in
einigen Fällen auf Anordnung der Zusammenschaltung
nach § 37 TKG angerufen.
Im Hinblick auf das Diskriminierungsverbot wurde in
den Zusammenschaltungsentscheidungen „Augusta-
Kom“ vom 4. Mai 1999, „EconoPhone“ vom 6. Mai
1999 und „First Telecom“ vom 11. Mai 1999 nicht auf
der Grundlage des neuen Vertragsangebots der Deut-
schen Telekom über den besonderen Netzzugang, son-
dern auf der Basis des ursprünglichen Zusammenschal-
tungsvertrages, wie er von der Deutschen Telekom in
der Anfangsphase der Marktöffnung verwendet worden
war, angeordnet. Auf eine Anordnung von Mindestver-
kehrsmengen und eine Verlängerung der Mindestüber-
lassungsdauer für Zusammenschaltungsanschlüsse von
12 auf 24 Monate, wie dies von der Deutschen Telekom
in ihrem neuen Vertragsangebot verlangt worden war,
wurde in den Zusammenschaltungsentscheidungen im
Hinblick auf die noch bis zum 31. Dezember 1999 gel-
tenden Zusammenschaltungsentgelte verzichtet. Ver-
kehr, der innerhalb des Einzugsbereiches eines Ver-
mittlungsrechners der Deutschen Telekom terminiert
und zugeführt wird, ist als Zusammenschaltungsleistung
definiert worden, wenn das die Zuführungs- und Termi-
nierungsleistung der Deutschen Telekom in Anspruch
nehmende Unternehmen Betreiber eines öffentlichen
Telekommunikationsnetzes ist und dieser Ort der Zu-
sammenschaltung Bestandteil dieses öffentlichen Tele-
kommunikationsnetzes ist. Ferner wurde klargestellt,
dass Verbindungsnetzbetreiber Anspruch auf Zufüh-
rungsleistungen für Sprachtelefondienst (Deutsche Te-
lekom B.2) nur aus ihrem jeweiligen Lizenzgebiet und
öffentliche Netzbetreiber einen Anspruch auf bundes-
weite Zuführung zu den in ihrem Netz realisierten
Mehrwertdiensten, wie beispielsweise 0130-, 0800- oder
0900-Nummern, haben.
Allerdings wurde der Deutschen Telekom ein Anspruch
gegenüber den Wettbewerbsunternehmen auf Anbin-
dung an einem weiteren Ort der Zusammenschaltung
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auf der Ebene der 23 Grundeinzugsbereiche zuerkannt,
wenn zu erwarten ist, dass der Verkehr aus und in den
Grundeinzugsbereich dieses Ortes einen bestimmten
Schwellenwert dauerhaft überschreitet. Die Anordnung
dieser Maßnahme war zur Vermeidung atypischer Ver-
kehrsströme im Netz der Deutschen Telekom und der
daraus resultierenden negativen Auswirkungen geboten.
Im Hinblick auf Teilnehmernetzbetreiber ist es jedoch
sachgerecht, den im Rahmen der Messungen für die
Feststellung eines Migrationsanspruchs ermittelten Ver-
kehrswert zu mindern. Dementsprechend sind in der
AugustaKom-Entscheidung und gleichgelagerten Folge-
entscheidungen Berechnungsformeln angeordnet wor-
den, um den Verkehr, der als Teilnehmernetzverkehr
der Deutschen Telekom direkt übergeben wird, aus der
Migrationspflicht herauszunehmen.

3.2.3.3 Anhörung zur regulatorischen Behandlung
von Verbindungsnetzen und öffentlichen
Telekommunikationsnetzen im Hinblick auf
die Zusammenschaltungsvorschriften des
TKG

Im Zusammenhang mit dem Markteintritt von Unter-
nehmen, die kleine Netze betreiben, hat sich die Frage
nach der regulatorischen Behandlung von Verbin-
dungsnetzen und öffentlichen Telekommunikationsnet-
zen hinsichtlich der Zusammenschaltungsvorschriften
des TKG gestellt. Zur Klärung der Problematik hat die
Regulierungsbehörde im Juli 1998 eine öffentliche An-
hörung durchgeführt.

Diese sollte zur Klärung folgender Sachverhalte führen:
Mindestvoraussetzungen, die an ein Telekommunika-
tionsnetz zu stellen sind, und Bedingungen, unter denen
dieses Netz ein öffentliches Telekommunikationsnetz
ist. Es galt darüber hinaus, ein Teilnehmernetz sowie
Zweck und Voraussetzungen eines Verbindungsnetzes
zu definieren. Letztlich sollte geklärt werden, ob rich-
tige Anreize zum Auf- bzw. Ausbau von öffentlichen
Telekommunikationsnetzen und welche volkswirt-
schaftlichen und wettbewerbspolitischen Einflüsse be-
stehen.

Mit den in der Anhörung gestellten Fragen sollten die
Erfahrungen der Marktteilnehmer festgestellt werden,
um herauszufinden, wie diese die regulatorische Praxis
im Hinblick auf ihre Tätigkeit einschätzen. Insgesamt
gingen 58 Stellungnahmen von Unternehmen, Verbän-
den und Rechtsanwälten ein. Die vertretenen Positionen
waren insgesamt äußerst heterogen und ließen sich den
einzelnen Geschäftsinteressen zuordnen.
Aus der Anhörung sind folgende Schlussfolgerungen
gezogen worden:
– Die Definition eines „Telekommunikationsnetzes“ in

§ 3 Nr. 21 TKG im Sinne der „Gesamtheit der tech-
nischen Einrichtungen“, die zur Gewährleistung ei-
nes ordnungsgemäßen Betriebs des Telekommuni-
kationsnetzes unerlässlich sind, erfordert eine funk-
tionale Betrachtungsweise. Die notwendigen
technischen Einrichtungen eines Telekommunikati-
onsnetzes bestimmen sich nach dem Zweck des je-
weiligen Netzes. Entscheidend hierfür ist die Art der
Telekommunikationsdienstleistung, die über das

Netz erbracht werden soll, so dass die Mindestvo-
raussetzungen eines Telekommunikationsnetzes in
jedem Einzelfall zu bestimmen sind. Für ein Ange-
bot von Sprachtelefondienst auf der Basis eines
selbst betriebenen Telekommunikationsnetzes be-
deutet dies, dass die für den Sprachtelefondienst we-
sentliche Vermittlungsleistung zumindest auch in-
nerhalb einer selbst betriebenen Konfiguration von
Übertragungswegen möglich sein muss. Nicht aus-
reichend hierfür ist, dass das Telekommunikations-
netz aus nur einem oder zwei Übertragungswegen
besteht, da die Vermittlung von Sprache eine Aus-
wahlmöglichkeit zwischen mehr als zwei möglichen
Endpunkten voraussetzt. Nach dem heutigen Stand
der Technik für den Bereich des Sprachtelefon-
dienstes bedarf eine solche Auswahl des Vorhanden-
seins von mehr als zwei Übertragungswegen, die mit
mindestens einer Vermittlungseinrichtung verbun-
den sind.

– Ein Telekommunikationsnetz ist ein „öffentliches
Telekommunikationsnetz“ im Sinne des § 3 Nr. 12
TKG, wenn es Telekommunikationsdienstleistungen
für die Öffentlichkeit, also nicht nur für geschlosse-
ne Benutzergruppen, erbringt. Die weitere Tatbe-
standsvoraussetzung des § 3 Nr. 12 TKG – der An-
schluss von Endeinrichtungen über Abschlussein-
richtungen – ist auch erfüllt, wenn dieser Anschluss
mittelbar über ein anderes Telekommunikationsnetz
erfolgt.

– Ein Teilnehmernetz im Festnetzbereich ist eine geo-
graphische Einheit, die über eine spezielle Orts-
kennzahl oder eine individuelle Netzkennzahl ver-
fügt und Teilnehmeranschlüsse aufweist (vgl. Ab-
schlussbericht des Expertengremiums für Numme-
rierungsfragen bim BMPT vom 4. Dezember 1995,
S. 61). Auch das Telekommunikationsnetz eines
Mobilfunknetzbetreibers ist jeweils ein einheitliches
bundesweites Teilnehmernetz.

– Die Kommentatoren haben Beispiele für die Verlet-
zung von „grundlegenden Anforderungen“ genannt.
Eine abstrakte Bewertung sowie eine grundsätzliche
Feststellung geeigneter Maßnahmen zur Vermei-
dung einer derartigen Verletzung ist jedoch a priori
nicht möglich, sondern muss vielmehr der Entschei-
dung des Einzelfalls vorbehalten bleiben.

Einige Unternehmen haben auch auf Probleme hin-
gewiesen, die sich aufgrund der Tätigkeit von öf-
fentlichen Telekommunikationsnetzbetreibern, die
keine Teilnehmernetze betreiben, mit wenigen Zu-
sammenschaltungspunkten ergeben würden. Diese
Probleme werden im Wesentlichen mit atypischen
Verkehrsströmen und Verkehrskonzentrationen be-
gründet.28

Höhe und Struktur der Verbindungsentgelte haben
sich an den Kosten der effizienten Leistungsbereit-
stellung zu orientieren und müssen darüber hinaus

________________________

28 Im Nachgang zu der Anhörung hat die Deutsche Telekom
einen Antrag auf Anerkennung von Zusatzkosten aufgrund
atypischen Verkehrs gestellt. Einzelheiten hierzu finden
sich unter Punkt 2.2.2.5.



Drucksache 14/2321 – 46 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

diskriminierungsfrei ausgestaltet sein. Damit werden
effiziente Investitionsanreize zum Auf-/Ausbau von
öffentlichen Telekommunikationsnetzen gesetzt.

Im Zusammenhang mit den neuen Verbindungsent-
gelten mit Wirkung vom 1. Januar 2000 wird bereits
auch zu prüfen sein, ob einzelne Bereiche der Zu-
sammenschaltung wegen des Wegfalls marktbeherr-
schender Stellungen aus der Tarifregulierung he-
rausfallen.

3.3 Regulierung genehmigungspflichtiger
Entgelte nach § 25 Abs. 1 i. V. m. den §§ 24
und 27 bis 31 TKG

Bis Mitte 1999 sind im Bereich der Entgeltregulierung
nach § 25 Abs. 1 TKG 48 Entgeltgenehmigungsent-
scheidungen und sechs sonstige Entscheidungen ge-
troffen worden.

3.3.1 Entgelte für das Angebot von Übertragungs-
wegen

Der Genehmigungspflicht von Entgelten und entgeltre-
levanten Bestandteilen der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen für das Angebot von Übertragungswegen im
Rahmen der Lizenzklasse 3 unterliegt bislang aus-
schließlich die Deutsche Telekom, da nur sie derzeit ei-
ne marktbeherrschende Stellung auf den betreffenden
sachlich und räumlich relevanten Märkten inne hat.
Übertragungswege im Rahmen der Lizenzklasse 3 um-
fassen – im Wesentlichen – die Mietleitungsangebote
der Deutschen Telekom, d. h. analoge und digitale Stan-
dard-Festverbindungen (SFV) sowie digitale Carrier-
Festverbindungen (CFV). Insbesondere die CFV haben
für die Sicherstellung eines chancengleichen und funk-
tionsfähigen Wettbewerbs hohe Bedeutung, da diese
Mietleitungen von Wettbewerbern zum Aufbau eigener
Netze benötigt werden.
Bis Mitte 1999 wurden acht Entgeltgenehmigungsver-
fahren zu Übertragungswegen der Lizenzklasse 3
durchgeführt. Davon bezogen sich jeweils drei Verfah-
ren auf digitale SFV und CFV bzw. analoge SFV sowie
zwei Verfahren speziell auf die Bereitstellung und
Überlassung von Übertragungswegen für die Betreiber
der D1-, D2- und E-Plus-Mobilfunknetze. Zu diesen
Verfahren wurden – in der Regel – Wettbewerber der
Deutschen Telekom beigeladen (§ 74 Abs. 2 Nr. 3 TKG)
und die Entscheidungen ergingen nach öffentlicher
mündlicher Verhandlung. Die Entgeltgenehmigungs-
anträge der Deutschen Telekom waren im Einzelge-
nehmigungsverfahren (§ 27 Abs. 1 Nr. 1 TKG) zu be-
scheiden.
Die auf Grundlage von Kostennachweisen im Rahmen
der Entgeltgenehmigungsverfahren durchgeführten
umfangreichen Prüfungen, die auch Vor-Ort-Termine
bei der Deutschen Telekom umfassten, zeigten insbe-
sondere bei den digitalen SFV und CFV, dass die Ent-
gelte hinsichtlich der Orientierung an den Kosten der
effizienten Leistungsbereitstellung noch anzupassen
sind. Dabei wurden wettbewerbsrelevante Positionen,

wie beispielsweise die Bereitstellungsentgelte, die eine
Bindungswirkung entfalten, einer besonders eingehen-
den Prüfung unterzogen. Um den Kunden und Wettbe-
werbern einerseits eine rasche Inanspruchnahme der
jeweils bereits erfolgten Entgeltanpassungen zu ermög-
lichen, andererseits aber gleichzeitig eine kurzfristige
weitergehende Anpassung der Entgelte an die Kosten
der effizienten Leistungsbereitstellung sicherzustellen,
wurden die für digitale SFV und CFV beantragten Ent-
gelte nur für vergleichsweise kurze Zeiträume geneh-
migt und der noch bestehende Anpassungsbedarf in den
entsprechenden Beschlüssen ausführlich dargelegt.
Auf diese Art und Weise wurde eine beachtliche Sen-
kung der Entgelte für digitale SFV und CFV im Hin-
blick auf eine Orientierung an den Kosten der effizien-
ten Leistungsbereitstellung erzielt. So wurde das Ent-
geltniveau bei den einzelnen SFV-/CFV-Typen – auf
Basis des OECD-Warenkorbs gemessen – um bis zu
25 % gesenkt. Die Bereitstellungsentgelte wurden um
bis zu 90 % reduziert. Für Carrier wurde ein Migra-
tionsentgelt für die Umwandlung von SFV in CFV, das
anstelle der deutlich höheren Bereitstellungsentgelte zu
zahlen ist, sowie ein Tarif für die Kapazitätserhöhung
bei CFV und ein Mengennachlass bzgl. der Bereitstel-
lungsentgelte neu eingeführt. Auf verkehrsreichen Stre-
cken gelten nunmehr in Anlehnung an die dort zu ver-
zeichnenden geringeren Kosten je Mietleitung günstige-
re „Haupttrassentarife“, wobei besonderer Wert auf eine
kostenorientierte Abgrenzung zu den „Normaltrassen“
gelegt wurde. Mit Beschluss vom 10. Dezember 1998
erfolgte erstmals für SFV und CFV eine Teilgeneh-
migung. Dadurch wurde eine kostenmäßig nicht ge-
rechtfertigte Anhebung der Entgelte für die Kollokati-
onszuführungen, die von Wettbewerbern in Anspruch
genommen werden, verhindert. Darüber hinaus ge-
währleistet die Teilgenehmigung, dass die tendenziell
wettbewerbshemmenden Mindestmietzeiten und Kündi-
gungsfristen bei CFV verkürzt und an die entsprechen-
den Bedingungen für SFV angepasst wurden. Mit Be-
schluss vom 8. September 1999 wurden die von der
Deutschen Telekom am 30. Juni 1999 beantragten Ent-
gelte für digitale SFV und CFV – im Wesentlichen –
vorläufig genehmigt. Sofern die endgültige Genehmi-
gung gegenüber der vorläufigen Genehmigung eine ge-
ringere Entgelthöhe feststellt, hat die Deutsche Telekom
die Differenzbeträge ihren Kunden rückwirkend zu er-
statten. Da der Anpassungsprozess hinsichtlich der Ent-
gelte von digitalen SFV und CFV noch nicht abge-
schlossen ist, wurde die Deutsche Telekom aufgefordert,
bereits bis zum 3. April 2000 einen neuen Entgeltge-
nehmigungsantrag vorzulegen.
Bei analogen SFV, deren Absatzzahlen deutlich rück-
läufig sind, wurden durch die Genehmigungen der Be-
schlusskammer – von einzelnen Modifizierungen abge-
sehen – im Wesentlichen die bisher geltenden Tarife
verlängert.
Im Rahmen der Entgeltgenehmigungsverfahren wurde –
entsprechend den rechtlichen Vorgaben – das Tarifni-
veau der Deutschen Telekom bei den Übertragungswe-
gen der Lizenzklasse 3 auch im internationalen Ver-
gleich bewertet, wobei bislang auf den Tarifvergleich
der OECD zurückgegriffen wurde. Daneben wurde die
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Weiterentwicklung eines internationalen Tarifvergleichs
für Mietleitungen eingeleitet. Ziel dieser Weiterent-
wicklung ist es, den Tarifvergleich durch umfassende
gutachterliche Untersuchungen insbesondere im Hin-
blick auf die Auswahl der einbezogen Länder und Un-
ternehmen sowie die Vergleichsmethodik zu verbessern.

Neben den Entgeltgenehmigungsverfahren für Übertra-
gungswege wurden zwei Verfahren zu International-
Carrier-Connect-Verbindungen (ICC) durchgeführt.
ICC gewährleisten Wettbewerbern den Zugang zu
Grenzverstärkerstellen oder Seekabelendpunkten, wo
die jeweilige Verbindung in die Netze von Nachbarlän-
dern bzw. in Seekabel durchgeschaltet wird. ICC wer-
den als besonderer Netzzugang (§ 35 Abs. 1 Satz 2
i. V. m. § 39 Alt. 1 TKG) eingestuft, weisen aber eine
besondere Nähe zu CFV auf. Auf den Antrag der Deut-
schen Telekom, die Anwendung der jeweils für CFV
genehmigten Entgelte auf ICC zu genehmigen, erfolgte
eine Teilgenehmigung. Diese berücksichtigt u. a., dass
der Wegfall bestimmter technischer Einrichtungen in
den Grenzverstärkerstellen oder Seekabelendpunkten zu
Kostenreduzierungen führt, die in entsprechende So-
ckeltarife umzusetzen sind.

3.3.2 Entgelte für das Angebot von Sprachtelefon-
dienst

Der Genehmigungspflicht von Entgelten und entgeltre-
levanten Bestandteilen der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen für das Angebot von Sprachtelefondienst im
Rahmen der Lizenzklasse 4 unterliegt bislang aus-
schließlich die Deutsche Telekom, da nur sie derzeit ei-
ne marktbeherrschende Stellung auf dem betreffenden
sachlich und räumlich relevanten Markt inne hat.

3.3.2.1 Entgeltregulierung mittels Price-Cap-
Verfahren

Die Entgeltregulierung im Bereich des Sprachtelefon-
dienstes erfolgt grundsätzlich nach der Price-Cap-
Regulierung Telefondienst, die vom BMPT am
9. Dezember 1997 der Deutschen Telekom bekanntge-
geben und im Amtsblatt des BMPT Nr. 34/1997 vom
17. Dezember 1997 als Mitteilung Nr. 202/97 veröf-
fentlicht wurde. Für die erste Price-Cap-Periode vom
1. Januar 1998 bis zum 31. Dezember 1999 ist das
durchschnittliche Entgelt für die in den beiden Waren-
körben „Privatkunden“ und „Geschäftskunden“ zusam-
mengefassten Dienstleistungen um jeweils mindestens
4,3 % abzusenken, ohne dass die Entgelte im Tarifbe-
reich City erhöht werden dürfen. Bezugsgröße für die
Absenkung ist der Umsatz, der im Referenzzeitraum
1. Juli 1996 bis 30. Juni 1997 mit den in den Körben
jeweils enthaltenen Dienstleistungen generiert wurde.
Bei Einhaltung der vorgegebenen Maßgrößen und Ne-
benbestimmungen gilt der Maßstab des § 24 Abs. 2
Nr. 1 TKG, d. h. keine Aufschläge auf die Kosten der
effizienten Leistungsbereitstellung, als erfüllt (§ 27
Abs. 2 Satz 2 TKG).

Bereits mit der ersten im Price-Cap-Verfahren am
30. Januar 1998 erteilten Genehmigung wurde die Vor-
gabe zur Niveauabsenkung in Höhe von mindestens

4,3 % seitens der Deutschen Telekom erfüllt (Absen-
kung in Höhe von 4,40 % für den Privatkunden-
Warenkorb und in Höhe von 4,55 % für den Geschäfts-
kundenwarenkorb).

Im Berichtszeitraum wurden weitere 30 Entgeltgeneh-
migungsentscheidungen im Price-Cap-Verfahren ge-
troffen, von denen insbesondere die nachfolgend aufge-
führten bedeutsam sind.

Mit der Entscheidung vom 11. Dezember 1998, die im
Wesentlichen die Verlängerung der Taktlänge bei Regi-
onal- und Deutschlandverbindungen betraf, wurden die
von der Deutschen Telekom zum 1. Januar 1999 bean-
tragten Entgelte in vollem Umfang genehmigt. Die Ge-
nehmigung erstreckte sich insbesondere auf den Tarif-
einheitenpreis für Deutschlandverbindungen an Werk-
tagen (Montag bis Freitag) in der Zeit von 9.00 Uhr bis
18.00 Uhr in Höhe von 0,1034 DM (o. USt) bzw.
0,12 DM (m. USt). Bei Verbindungen von analogen
Telefonanschlüssen der Deutschen Telekom und von
Anschlüssen anderer Anbieter, die im Rahmen von Pre-
selection-Telekom oder Call-by-Call-Selection-Telekom
von der Deutschen Telekom hergestellt werden, bezieht
er sich auf eine Taktlänge von 20 Sekunden und bei
Verbindungen von Anschlüssen des ISDN der Deut-
schen Telekom auf eine Taktlänge von 30 Sekunden.

Die Entscheidung vom 16. März 1999 betraf die Tarif-
einheitenpreise für Inlandsverbindungen an allen Tagen
in der Zeit von 21.00 Uhr bis 6.00 Uhr. Für Regional-
und Deutschland-Verbindungen wurde ein Tarifeinhei-
tenpreis in Höhe von 0,0517 DM (o. USt) bzw. 0,06 DM
(m. USt) bezogen auf eine Taktlänge von 60 Sekunden
genehmigt. Versagt wurde hingegen die Genehmigung
des Tarifeinheitenpreises in Höhe von 0,0258 DM (o.
USt) bzw. 0,03 DM (m. USt) bei City-Verbindungen be-
zogen auf eine Taktlänge von 60 Sekunden. Die bean-
tragten Entgelte im Ortsbereich waren nicht genehmi-
gungsfähig, denn es war davon auszugehen, dass sie die
insgesamt anfallenden Kosten bei der Deutschen Tele-
kom nicht deckten. Nach den geltenden Zusammen-
schaltungsentgelten, die die Deutsche Telekom von
Wettbewerbern für Zusammenschaltungsleistungen
verlangt, müsste die Deutsche Telekom sich selbst min-
destens 0,0248 DM/Min (o. USt), d. h., zwei Mal
0,0124 DM/Min (o. USt), für die Terminierungs- und
Zuführungsleistungen intern verrechnen. Mit dem Be-
trag von 0,0248 DM/Min (o. USt) würde aber nur die
Nutzung der Netzinfrastruktur für die Bereitstellung von
Ortsverbindungen berechnet. Weitere Kosten, wie etwa
Marketing, Vertrieb und Rechnungserstellung, sind
noch hinzuzurechnen. Insoweit bestand zwischen dem
beantragten Entgelt und den Zusammenschaltungsent-
gelten kein ausreichender Abstand, der es Wettbewer-
bern ermöglicht hätte, die Dienstleistung kostendeckend
anzubieten.

Nicht als sachliche Rechtfertigung anerkannt wurde das
von der Deutschen Telekom vorgebrachte Argument,
kostenunterdeckende Preise einzelner Dienstleistungen
im Rahmen einer Mischkalkulation durch Entgelte sol-
cher Dienstleistungen auszugleichen, bei denen eine
Kostenüberdeckung gegeben ist. Würde eine derartige
Quersubventionierung für zulässig erachtet, hätte dies
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zur Konsequenz, dass zumindest diejenigen Wettbewer-
ber, die auf Interconnection-Leistungen der Deutschen
Telekom angewiesen sind, ihre Preisstrukturen an denen
der Deutschen Telekom ausrichten müssten. Des weite-
ren würde durch die Festschreibung einer Quersubventi-
onierung die Möglichkeit, kostenüberdeckende Entgelte
entsprechend den Vorgaben des TKG auf das Niveau
der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung abzu-
senken, für das marktbeherrschende Unternehmens er-
heblich eingeschränkt. Aus Sicht des Verbrauchers wäre
es zwar kurzfristig zu begrüßen gewesen, wenn die
Deutsche Telekom ihre Entgelte für Verbindungen im
Ortsbereich senkt. Um eine Behinderung der Wettbe-
werber zu verhindern, müsste die Deutsche Telekom
jedoch zuerst die Zusammenschaltungsentgelte im Orts-
bereich entsprechend senken. Bei der Entscheidung
musste aus regulatorischer Sicht dem Aufbau bzw. Er-
halt erster Wettbewerbsstrukturen des Telekommunika-
tionsmarktes der Vorrang eingeräumt werden, denn nur
diese sichern zuverlässig funktionsfähige Wettbewerbs-
bedingungen und nur diese führen langfristig zum
größtmöglichen Verbrauchernutzen. Auch bei der Be-
urteilung der beantragten Entgelte im Fernbereich wur-
den als Vergleichsgrößen die geltenden Zusammen-
schaltungsentgelte herangezogen. Dabei kam man im
Genehmigungsverfahren zu der Einschätzung, dass ein
ausreichender Abstand der genehmigten Entgelte zu den
Zusammenschaltungsentgelten bestand, weshalb offen-
sichtlich nicht von wettbewerbsbeeinträchtigenden Ab-
schlägen auf die Kosten der effizienten Leistungsbereit-
stellung auszugehen war.

Die Entscheidungen vom 16. und 20. April 1999 betra-
fen die Änderung der Entgelte für Auslandsverbindun-
gen im Sprachtelefondienst. Wesentlich für die Ent-
scheidung war das Kriterium „ausreichender Abstand“
zwischen den beantragten Endkundenentgelten und den
jeweils geltenden Entgelten der Deutschen Telekom für
grenzüberschreitende Zusammenschaltung von Verbin-
dungsleistungen (so genannte Leistung Deutsche Tele-
kom-O.1). Die für den 1. Juni 1999 erteilte Genehmi-
gung hatte im Wesentlichen die Verlängerung der
Taktlängen und Anhebung der Tarifeinheitenpreise für
Auslandsverbindungen in 22 Länder zum Gegenstand.
Bei diesen Welt-Verbindungen gelangt ganztägig in den
ersten 10 Minuten einer Verbindung einheitlich ein Ta-
rifeinheitenpreis von 0,4137 DM (o. USt) bezogen auf
eine Taktlänge von 60 Sekunden zur Anwendung, was
zu deutlichen Absenkungen führt. Die Genehmigung
der Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Se-
kunden und Anhebung der Tarifeinheitenpreise auf ein-
heitlich 0,4137 DM (o. USt) für Welt-Verbindungen in
sechs weitere Länder wurde versagt, weil hier kein aus-
reichender Abstand vorlag.

Im Übrigen wurde mit zahlreichen Entscheidungen die
Einführung neuer Optionsangebote für Privatkunden
und Geschäftskunden ermöglicht (Select 5plus; Busi-
nessCall 500 und 700 sowie AktivPlus). Mit den Ent-
scheidungen vom 16. und 20. April 1999 ergab sich be-
zogen auf den Referenzumsatz insgesamt eine Absen-
kung des Tarifniveaus, die deutlich über die Vorgaben
des Price-Cap hinausging.

3.3.2.2 Entgelte für Preselection und Rufnum-
mernmitnahme

Anfang 1998 gab die Deutsche Telekom ihre Entgelte
für Rufnummernmitnahme und Preselection bekannt.
Die Regulierungsbehörde teilte der Deutschen Telekom
daraufhin mit, dass die Entgelte für diese Leistungen
der Genehmigungspflicht nach § 25 Abs. 1 TKG unter-
fallen, weil diese Leistungen als integraler Bestandteil
des in § 3 Nr. 15 TKG bestimmten Begriffs „Sprachte-
lefondienst“ einzuordnen sind. Gleichzeitig wurde die
Deutsche Telekom aufgefordert, unverzüglich Entgelt-
genehmigungsanträge zu stellen, die im Einzelgeneh-
migungsverfahren nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 TKG, d. h.,
auf Grundlage der auf die einzelne Dienstleistung ent-
fallenden Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung,
zu bescheiden sind.

Hinsichtlich der Preselection leitete die Regulierungsbe-
hörde am 23. Januar 1998 von Amts wegen ein Verfah-
ren ein. Am 5. Februar 1998 wurde der Deutschen Tele-
kom die Durchführung des Rechtsgeschäfts Preselection
insoweit versagt, wie sie hierfür ein nicht genehmigtes
Entgelt verlangt oder einen Nachzahlungsvorbehalt ver-
einbart. Die auf § 29 Abs. 2 Satz 2 TKG gestützte Ent-
scheidung bewirkte wegen der gesetzlich bestehenden
Leistungsverpflichtung (§ 43 Abs. 6 Satz 1 TKG), dass
die Deutsche Telekom die Leistung Preselection – bis
zur Genehmigung eines Entgelts – unentgeltlich erbrin-
gen musste.

Am 26. Januar 1998 stellte die Deutsche Telekom einen
Antrag auf Genehmigung eines Entgelts für Preselection
in Höhe von 42,24 DM (o. USt), den sie am 7. April
1998 zurückzog. Die Genehmigung der von der Deut-
schen Telekom ebenfalls am 7. April 1998 beantragten
gestaffelten Entgelte für Preselection in Höhe von

– 49 DM (inkl. 16 % USt) für die Zeit vom 7. April
1998 bis 31. Dezember 1998,

– 35 DM (inkl. 16 % USt) für die Zeit vom 1. Januar
1999 bis 31. Dezember 1999 und

– 20 DM (inkl. 16 % USt) für die Zeit ab dem
1. Januar 2000

wurde – aufgrund der am 15. Mai und 5. Juni 1998 un-
ter Beteiligung von 14 Beigeladenen erfolgten öffentli-
chen mündlichen Verhandlungen – versagt. Aus Grün-
den der Verfahrensökonomie und im Interesse der Deut-
schen Telekom wurde ein niedrigeres Entgelt als
beantragt genehmigt. Damit wurde die Deutsche Tele-
kom weniger belastet als mit einer völligen Versagung
der Genehmigung, bei der sie sonst die Leistung Prese-
lection weiterhin unentgeltlich hätte erbringen müssen.
Auf Grundlage von Vergleichsmärkten im Wettbewerb
wurde ein Zielpreis von 10 DM festgelegt. In den Ver-
gleichsmärkten (USA, Kanada, Australien und Neusee-
land) sind Entgelte von ca. 3 bis 10 DM üblich. Die Re-
gulierungsbehörde ging davon aus, dass es der Deut-
schen Telekom möglich sein muss, künftig den
Preselection-Prozess so zu gestalten, dass die Leistung
Preselection auch von ihr zu diesen Preisen angeboten
werden kann. Als Ziel wurde der 1. Januar 2000 ange-
sehen. Insofern wurde ein Entgelt in Höhe von 10 DM
(inkl. 16 % USt) ab dem 1. Januar 2000 genehmigt.
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Dieses Ziel soll beginnend in 1998 schrittweise erreicht
werden, weshalb die folgenden Entgelte genehmigt
wurden:

– 27 DM (inkl. 16 % USt) für die Zeit bis
31. Dezember 1998,

– 20 DM (inkl. 16 % USt) für die Zeit vom 1. Januar
1999 bis 31. Dezember 1999 und

– 10 DM (inkl. 16 % USt) ab 1. Januar 2000.

Am 26. Januar 1998 stellte die Deutsche Telekom auch
einen Antrag auf Genehmigung der Entgelte für die
Rufnummernmitnahme. In diesem Verfahren fand am
9. März 1998 eine öffentliche mündliche Verhandlung
unter Beteiligung von 13 Beigeladenen und eines Inte-
ressenvertreters statt. Am 7. April 1998 wurde die Ge-
nehmigung der beantragten Entgelte versagt, weil die –
mit der Kündigung des Vertragsverhältnisses über den
Telefonanschluss immer einhergehende – Kündigung
der Rufnummer bestehende Nutzungsrechte unberührt
lässt. Für den Kunden ergibt sich ein eigenständiges
dauerhaftes Nutzungsrecht an seiner Rufnummer aus
§ 20 Abs. 2 Satz 3 TKV. Bei der Rufnummernmitnah-
me gewährleistet die Deutsche Telekom als Teilneh-
mernetzbetreiber lediglich, dass der Kunde die ihm zu-
stehende Rufnummer bei einem Wechsel des Anbieters
und Verbleiben am selben Standort beibehalten kann.
Die Deutsche Telekom ist aber als Teilnehmernetz-
betreiber nach § 43 Abs. 5 Satz 1 TKG verpflichtet, die
Rufnummernmitnahme durch entsprechende technische
Vorkehrungen in ihrem Netz sicherzustellen, d.h. un-
entgeltlich zu erbringen. Ein erneuter Antrag der Deut-
schen Telekom vom 29. Oktober 1998 auf Genehmi-
gung von Entgelten für die Rufnummernmitnahme
wurde als unzulässig zurückgewiesen.

Die von der Deutschen Telekom beantragten Entgelte
für die besondere Form der Rufnummernmitnahme
(„Portierung zu besonderen Zeiten“ und „Durchführung
von Projekten“) waren Gegenstand von drei Entschei-
dungen im Jahr 1998, in denen diese Entgelte vorläufig
im Weg der einstweiligen Anordnung und endgültig –
als Endkundenentgelt – genehmigt wurden. In diesem
Zusammenhang ordnete die Regulierungsbehörde am
30. Juli 1998 gegenüber der Deutschen Telekom – zur
Durchführung der sich aus § 43 Abs. 5 Satz 1 TKG er-
gebenden Verpflichtung – nach § 43 Abs. 7 TKG an,
die Ausführung von Kundenanträgen zur „Portierung zu
besonderen Zeiten“, d. h. zur umgehenden Beseitigung
von Störungen, die zum besonderen Portierungsfenster
auftreten, nicht weiter zu verweigern.

3.4 Nachträgliche Entgeltregulierung nach
§ 30 Abs. 2 TKG

Entgelte für Telekommunikationsdienstleistungen, die
nicht in die Bereiche des Sprachtelefondienstes, der
Übertragungswege oder der Zusammenschaltung fallen,
unterliegen der nachträglichen Entgeltregulierung nach
§ 30 Abs. 2 TKG i. V. m. § 25 TKG. Voraussetzung ist

jedoch, dass das betroffene Unternehmen marktbeherr-
schend im Sinne des § 19 GWB ist.

Im Berichtszeitraum sind bislang drei solcher Verfahren
abgeschlossen worden. Dabei war in zwei Fällen das
Breitbandkommunikationsnetz (BK-Netz) der Deut-
schen Telekom betroffen. Ein weiteres Verfahren setzte
sich mit den Entgelten für die Verbindungen zu und
Nutzung von Online-Diensten auseinander.

3.4.1 Entgelte für Anschlüsse an das Breitband-
kommunikationsnetz der Deutschen Telekom

Die Deutsche Telekom war bis zur Ausgliederung ihres
BK-Netzes zu Beginn des Jahres 1999 der mit Abstand
größte Betreiber eines BK-Netzes zur Verteilung von
Rundfunkprogrammen in Deutschland. Rund 17,6 Mio.
Haushalte sind derzeit an das BK-Netz angeschlossen,
das nunmehr von einem Tochterunternehmen der Deut-
schen Telekom, der Kabel Deutschland GmbH, betrie-
ben wird. Dabei werden jedoch nicht alle diese Haus-
halte direkt von der Deutschen Telekom versorgt. Zwi-
schengeschaltet sind in vielen Fällen die Betreiber der
Netzebene 4, die die Programmsignale am letzten Über-
gabepunkt übernehmen und für etwa 12 Mio. Haushalte
der direkte Vertragspartner für die Versorgung mit Ka-
belanschlüssen sind. Zur übrigen Versorgungslage gilt:
Etwa 11 Mio. Haushalte verfügen über eine Satelliten-
empfangsanlage, lediglich 4 Mio. Haushalte empfangen
Rundfunkprogramme über eine terrestrische Antenne.
Derzeit bemüht sich die Deutsche Telekom um Investo-
ren, die Interesse am Kabelnetz der Kabel Deutschland
haben.

Angestoßen durch die Preiserhöhung für Kabelan-
schlüsse der Deutschen Telekom im November 1997
hatte zunächst das BMPT die Prüfung der Kostenge-
rechtigkeit der Preise aufgenommen. Diese Ermittlun-
gen wurden nach dem Übergang der Aufgaben auf die
Regulierungsbehörde zu Beginn des Jahres 1998 von
dieser fortgeführt und mündeten im Frühjahr 1998 in
ein Verfahren der nachträglichen Entgeltregulierung.
Die Prüfung bezog sich auf die Kosten der Übertragung
analoger Rundfunkprogramme über das BK-Anschluss-
netz. Als Ergebnis ordnete die Regulierungsbehörde in
einer Entscheidung vom 30. April 1998 an, die Preiser-
höhung vom November 1997 um rund zwei Drittel zu-
rückzunehmen. Der komplexe Sachverhalt sowie die
sich vage abzeichnenden Veränderungen im deutschen
BK-Netz, namentlich die Digitalisierung der Verbrei-
tung der Programmsignale und der angekündigte teil-
weise Verkauf des BK-Netzes durch die Deutsche Tele-
kom, veranlassten die Regulierungsbehörde, für die
Umsetzung der Entscheidung eine Frist bis Ende 1998
anzusetzen, innerhalb derer neue Erkenntnisse und
mögliche Sachverhaltsänderungen berücksichtigt wer-
den konnten.

Vor diesem Hintergrund begründete die Deutsche Tele-
kom im August 1998 eine neue Prüfung der Kostensitu-
ation. Die nochmalige Untersuchung durch die Be-
schlusskammer ergab, dass die im ersten Verfahrens-
schritt vorgenommene Konzentration der Betrachtung
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auf den analogen Bereich vor dem Hintergrund aktueller
Entwicklungen nicht aufrecht zu erhalten war. Die auf
breiter Front angelaufene Umstellung von analoger auf
digitale Übertragung von Rundfunkprogrammen, die
damit einhergehende Ausweitung des Programmange-
bots sowie die Ausgliederung des BK-Bereichs in eine
eigenständige Gesellschaft, verbunden mit der Absicht
eines anschließenden teilweisen Verkaufs gaben Anlass,
die Perspektiven des BK-Netzes neu zu überdenken.

Dabei zu berücksichtigen war der ausdrückliche Wille
aller Beteiligten, in einem vorgegebenen Zeitrahmen
eine möglichst weitgehende Migration vom analogen
zum digitalen Rundfunk herbeizuführen. Dies entsprach
auch dem dazu vom Bundeskabinett verabschiedeten
Zeitplan, der eine vollständige Umstellung auf digitales
Fernsehen bis zum Jahr 2010 vorsieht. Ohne attraktives
digitales Angebot besteht für die Fernsehkunden kein
Anreiz, die Kosten eines Decoders für digitale Signale
(und ggf. der zusätzlichen monatlichen Entgelte für di-
gitales Fernsehen) auf sich zu nehmen. Ohne eine nam-
hafte Anzahl von Kunden haben die Programmanbieter
wiederum kein Interesse, auf digitale Ausstrahlung um-
zustellen. Nach dieser Einsicht erschien es folgerichtig,
die strikte Kostenzuordnung zu analogem und digitalem
Bereich aufzuheben.

Auch die Ausgliederung und (Teil-)Veräußerung des
BK-Netzes war von der Deutschen Telekom konkreti-
siert worden und hat sich inzwischen in sichtbaren Ver-
kaufsbemühungen niedergeschlagen, die auf beträchtli-
ches Erwerbsinteresse gestoßen sind. Der Verkauf des
BK-Bereichs ist insbesondere unter wettbewerbspoliti-
schen Gesichtspunkten wünschenswert. Solange sowohl
das Sprachtelefonnetz als auch das BK-Netz im Eigen-
tum der Deutschen Telekom stehen, besteht für das Un-
ternehmen wenig Anreiz, das Breitbandkommunikati-
onsnetz rasch und konsequent zu einer modernen, rück-
kanalfähigen Infrastruktur auszubauen, mit deren Hilfe
nicht allein Verteildienste, sondern eine Vielzahl inno-
vativer Dienstleistungen angeboten werden können. Mit
dem Verkauf wird der Ausbau und die Weiterentwick-
lung des BK-Netzes zu einer vollwertigen, flächende-
ckenden alternativen Telekommunikationsinfrastruktur
sehr viel wahrscheinlicher und zu einer aussichtsreiche-
ren Perspektive. Während der Deutschen Telekom auf-
grund der geringen Anreize zu Investitionen in die In-
frastruktur nur ein enger Spielraum für Preiserhöhun-
gen zu setzen war, ist dieser Spielraum für neue Eigen-
tümer des BK-Netzes prinzipiell weiter zu fassen. Zu-
dem eröffnet sich durch die Neustrukturierung auf Sei-
ten der Deutschen Telekom auch die Möglichkeit, die
Trennung der Netzebenen und damit die ineffiziente
Marktzersplitterung aufzuheben.

Trotz verbleibender Zweifel und Risiken kam die Regu-
lierungsbehörde insgesamt zu der Auffassung, dass eine
Reihe von Entwicklungen angestoßen worden sind, die
sich mittelfristig positiv auf Kunden und Wettbewerb
auswirken können. Davon ausgehend wurde es für ver-
tretbar gehalten, dass auf die Umsetzung der Entschei-
dung vom 30. April 1998 verzichtet wird. Im Ergebnis
hat die Preiserhöhung der Deutschen Telekom vom No-
vember 1997 damit Bestand.

3.4.2 Entgelte für die Einspeisung von Rundfunk-
programmen in das BK-Netz der Deutschen
Telekom

In einem weiteren Verfahren der nachträglichen Ent-
geltregulierung waren die Entgelte betroffen, die von
der Deutschen Telekom für die Einspeisung von Pro-
grammsignalen in das BK-Netz ihrer Tochtergesell-
schaft Kabel Deutschland von Programmveranstaltern
erhoben werden. Diesem Verfahren gingen umfangrei-
che Vorermittlungen voraus, in deren Verlauf sich Be-
denken zum einen gegen die Höhe der von der Deut-
schen Telekom geforderten Entgelte, zum anderen aber
auch gegen die unterschiedliche Behandlung der ver-
schiedenen Programmveranstalter ergaben. Daraufhin
wurde im Januar 1999 das Verfahren eröffnet, das im
März 1999 mit einer Entscheidung endete.

Konkreter Gegenstand des Verfahrens waren die durch
die Deutsche Telekom für die Einspeisung auf der Netz-
ebene 2 des BK-Netzes erhobenen Entgelte, soweit der
Bereich der analogen Fernsehsignale einschließlich des
jeweiligen Begleittons und programmbegleitende Infor-
mationen sowie damit zusammenhängende Sonderleis-
tungen betroffen waren.

Das bisher von der Deutschen Telekom verwendete
Preismodell unterscheidet drei verschiedene Arten der
Einspeisung. Mit den Entgelten bei der so genannten
bundesweiten Einspeisung von Satellitenprogrammen
sollen die Aufwendungen für den Satellitenempfang, die
standardgerechte Aufbereitung und den ggf. erforderli-
chen Weitertransport bis zur Einspeisung in die überge-
ordnete BK-Verstärkerstelle abgedeckt werden. Maßstab
für die Ermittlung des Entgelts ist die technische
Reichweite, d. h. die Anzahl der Wohneinheiten, die mit
dem jeweiligen Programmsignal versorgt werden kön-
nen. Die Preise und Leistungen sind dabei mit Ausnah-
me einzelner Mediendienste und eines Pay-TV-
Programms für alle Programmanbieter gleich.

Für die Einspeisung ortsüblich terrestrisch empfangba-
rer Programme werden von der Deutschen Telekom bis-
her keine Entgelte erhoben. Die entsprechenden Kosten
werden über den Preis des Kabelanschlusses finanziert.

Bei der regionalen/lokalen Einspeisung handelt es sich
um die Einspeisung von sonstigen Rundfunkprogram-
men, die als Vollkanal-, Rahmen- oder Fensterpro-
gramme über Leitung, Richtfunk, Satellit oder per Vi-
deo-/Audio-Kassette lediglich in ein Netz (lokal) oder in
mehrere bestimmte Netze einer Region (regional) einge-
speist werden. Hierfür werden aufgrund einheitlicher
Bemessungsgrundlagen Entgelte für je 1000 ange-
schlossene Wohneinheiten erhoben, wobei zwischen
verschiedenen Vertragslaufzeiten unterschieden wird.
Eine hypothetische, bundesweit flächendeckende Ein-
speisung über dieses Modell wäre erheblich teurer als
bei einem Vertrag über die bundesweite Einspeisung
von Satellitenprogrammen mit gleichem Versorgungs-
grad.

Hinsichtlich der absoluten Höhe der Entgelte war bei
einer aggregierten Betrachtung von Erlösen und Kosten
kein Verstoß gegen telekommunikationsrechtliche Vor-
schriften festzustellen. Die Entgelte orientieren sich je-
doch von der Struktur her teilweise nicht an den Kosten
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der effizienten Leistungsbereitstellung. Zugleich ge-
währt die Deutsche Telekom einzelnen Nachfragern oh-
ne sachlichen Grund Vorteile gegenüber anderen Nach-
fragern gleichartiger Telekommunikationsdienstleistun-
gen. Die Deutsche Telekom ist daher aufgefordert
worden, die von ihr mit Programmveranstaltern verein-
barten Entgelte für die Einspeisung analoger TV-
Programme (einschließlich Ton-Unterträger und pro-
grammbegleitender Informationen) unverzüglich anzu-
passen, indem sie es unterlässt, unterschiedliche Ent-
gelte in Abhängigkeit davon zu erheben, ob (1) Medien-
dienste oder Rundfunkprogramme eingespeist werden,
(2) verschlüsselte Programme oder sonstige Programme
eingespeist werden, (3) herangeführte regionale/lokale
Programme mit Ausnahme so genannter Offener Kanä-
le, soweit diese landesrechtlich unentgeltlich eingespeist
werden müssen, oder sonstige Programme eingespeist
werden, und (4) ortsüblich terrestrisch empfangbare
oder bundesweit herangeführte analoge Satellitenpro-
gramme eingespeist werden. Weiterhin ist es künftig zu
unterlassen, gleiche Entgelte für zeitpartagierte Pro-
gramme und für Vollprogramme zu erheben, ohne bei
ersteren den zeitlich geringeren Nutzungsanteil anteilig
zu berücksichtigen.

Die Art und Weise der Anpassung, für die der Deut-
schen Telekom eine Frist von 9 Monaten, d.h. bis Ende
des Jahres 1999, zur Verfügung steht, wurde dem Un-
ternehmen prinzipiell freigestellt. Zu den denkbaren
diskriminierungsfreien Lösungen hätte auch der voll-
ständige Verzicht auf die Erhebung von Entgelten ge-
genüber den Veranstaltern zählen können. Die Eckwerte
der Anpassung sind zwischenzeitlich mit der Behörde
abgestimmt. Danach wird es im Grundsatz auch weiter-
hin bei einer reichweitenabhängigen Entgeltgestaltung
bleiben, die jedoch nun den im Beschluss formulierten
Anforderungen genügt.

3.4.3 Entgelte für Verbindungen zu und Nutzung von
Online-Diensten

In einem Verfahren, das am 16. Juni 1999 endete, setzte
sich die Regulierungsbehörde mit den Entgelten für
Verbindungen zu und für die Nutzung von Online-
Diensten auseinander. Angeregt wurde das Verfahren
durch Beschwerden, die auf verschiedene Einzelaspekte
des gesamten Leistungsspektrums von Online-Diensten
abzielten. So bemängelten Wettbewerber den Preis, den
die Telekom-Tochter DeTeOnline für die Nutzung ihres
Online-Dienstes fordert, als nicht kostendeckend. Ver-
schiedene Verbindungsnetzbetreiber wandten sich gegen
das von der Deutschen Telekom initiierte neue Markt-
modell „des Angebotes aus einer Hand“. Nach dem bis-
herigen Modell hatten Kunden von Internet-Service-
Providern regelmäßig zwei Vertragspartner: Zum einen
den Internet-Service-Provider, der die Nutzung des In-
ternet bereitstellte, zum anderen die Deutsche Telekom,
die die Verbindung zum so genannten „Point of Presen-
ce“ des Internet-Service-Providers über das Telefonnetz
herstellte.

Seit der Öffnung des Marktes für Sprachtelefondienst
hatten Wettbewerber der Deutschen Telekom damit be-
gonnen, z. B. über so genanntes Internet-by-call ihren

Internet-Kunden Pakete anzubieten, deren Preis nicht
mehr zwischen Verbindung und Nutzung differenziert.
Diese Idee griff die Deutsche Telekom ebenfalls auf.
Danach sollte der Anbieter des Online-Dienstes die
Verbindung über das Telefonnetz der Deutschen Tele-
kom zum eigenen Online-Dienst als Vorleistung ein-
kaufen und anschließend seinen Kunden ein Gesamtpa-
ket anbieten. Nach Auffassung verschiedener Verbin-
dungsnetzbetreiber war der Preis, den die Deutsche
Telekom für die Verbindungen zu Online-Diensten und
Internet-Service-Providern von diesen verlangt, zu nied-
rig. Umgekehrt wurde dieser Preis von unabhängigen
Internet-Service-Providern als zu hoch bezeichnet.

Die Online-Nutzung selbst war von den telekommuni-
kationsrechtlichen Untersuchungen auszunehmen. Sie
unterliegt dem Teledienstegesetz und nicht dem TKG.
Folgerichtig war auch weiteren Vorwürfen gegen die
DeTeOnline, ihr würden z. B. bei Inkasso, Vertrieb und
Marketing in ungerechtfertigter Weise von der Kon-
zernmutter Vorteile eingeräumt, nicht nachzugehen.

Die Verbindungsleistung hingegen unterliegt der nach-
träglichen Entgeltregulierung nach § 30 Abs. 2 TKG.
Ausgangspunkt der Prüfung war der „Anschluss für
Online-Dienste-Anbieter“ (AfOD), der die Verbindun-
gen zu Online-Diensten umfasst. Es ist ein Angebot an
Unternehmen, die über eine eigene Internet-Plattform
verfügen. Zusammen mit dem AfOD können diese An-
bieter für ihre Kunden ein Paket schnüren, dessen
Preisgestaltung unabhängig von dem Entgelt ist, das die
Deutsche Telekom für das Vorprodukt der Verbin-
dungsleistung verlangt.

Die Verbindungsleistung findet sich zudem als Vorpro-
dukt in einem weiteren Angebot der Deutschen Tele-
kom, dem T-InterConnect OnlineConnect. Dieser be-
inhaltet neben der Verbindung über das Telefonnetz
auch die Nutzung der Telekom-eigenen Internet-
Plattform. Dieses Produkt richtet sich also an Internet-
Service-Provider, die keine eigene Plattform haben. Da
der AfOD mittelbar auch im Produkt T-InterConnect
OnlineConnect enthalten ist, musste auch der Verbin-
dungsanteil dieses zuletzt genannten Produkts in die
Prüfung einbezogen werden.

Die Untersuchungen selbst litten darunter, dass die
Deutsche Telekom Kostennachweise nicht vorgelegt hat.
Damit fehlte die sonst übliche Prüfungsgrundlage. Da-
her wurde das weitere Verfahren auf einen internatio-
nalen Preisvergleich mit 28 Ländern in Anlehnung an
die OECD-Systematik gestützt. Auf der Grundlage
zweier alternativer Nutzungsprofile (6 und 20 Std. pro
Monat) zeigte sich, dass der Basispreis für den AfOD
nur geringfügig vom OECD-Durchschnitt nach oben
abwich. Ein Vergleich mit den aktuellen Zusammen-
schaltungsentgelten zeigte im Endergebnis, dass weder
ein Preishöhenmissbrauch noch Verdrängungswettbe-
werb gegeben waren. Das von der Deutschen Telekom
verlangte Verbindungsentgelt für den AfOD, war somit
ebenso wenig zu beanstanden wie der minutenabhängi-
ge Mengenrabatt, den die Deutsche Telekom auf das
Basisentgelt gewährt.

In zweierlei Hinsicht korrekturbedürftig war jedoch das
Entgelt für den Verbindungsanteil innerhalb des T-
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InterConnect OnlineConnect. Zum einen entsprachen
die Konditionen, zu denen die Deutsche Telekom intern
den AfOD als Grundlage für das Produkt T-
InterConnect OnlineConnect bezieht, nicht dem Preis,
der sich mit Blick auf die tatsächlich vorhandene Netz-
struktur ergeben hätte. Zum anderen war die im Rah-
men des T-InterConnect OnlineConnect angebotene Ra-
battstaffel so ausgerichtet, dass der konzerneigenen
Tochter DeTeOnline ungerechtfertigte Vorteile gewährt
wurden.

Aufgrund der Entscheidung vom 16. Juni 1999 muss die
Deutsche Telekom allen Nachfragern die Verbindungs-
leistung diskriminierungsfrei anbieten, und zwar unab-
hängig davon, ob sie den AfOD direkt oder mittelbar als
Bestandteil des T-InterConnect OnlineConnect beziehen
wollen. Gleichwohl werden den Internet-Service-
Providern im Rahmen des AfOD aufgrund ihrer unter-
schiedlichen Größe unterschiedliche Rabatte einge-
räumt, so dass für die Verbindungsleistung beim AfOD
kein einheitlicher Preis festzulegen war.

3.5 Besondere Missbrauchsaufsicht
nach § 33 TKG

Bei der besonderen Missbrauchsaufsicht nach § 33 TKG
handelt es sich um eine spezialgesetzliche Ergänzung
zum allgemeinen Diskriminierungsverbot, wie es im
GWB verankert ist. Dem marktbeherrschenden Anbieter
wird vorgegeben, dass er sich selbst bei der Erbringung
von Telekommunikationsdienstleistungen keine günsti-
geren Bedingungen einräumt als er sie auch Wettbewer-
bern gewährt, es sei denn, hierfür lassen sich sachliche
Rechtfertigungsgründe anführen. Im Gegensatz zu an-
deren Verfahren nach dem TKG hat der Gesetzgeber in
diesem Bereich der Regulierung keine Fristen für eine
Entscheidung der Regulierungsbehörde vorgesehen.

3.5.1 Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung

Eine auf § 33 TKG beruhende, für den Wettbewerb im
Ortsnetzbereich grundlegende Entscheidung des BMPT
aus dem Jahr 1997 betraf die Frage, ob und unter wel-
chen Bedingungen die Deutsche Telekom verpflichtet
ist, ihren Konkurrenten Zugang zu den Teilnehmeran-
schlussleitungen zu gewähren. Hierbei handelt es sich
um die jeweiligen Kupfer- oder Glasfaserleitungen zwi-
schen dem Hauptverteiler der Deutschen Telekom in der
jeweiligen Ortsvermittlungsstelle und der Teilnehmer-
abschlusseinrichtung beim Endkunden, also um die so
genannte „letzte Meile“. Die Nachfrage der Wettbewer-
ber richtete sich auf einen entbündelten Zugang zum
„blanken Draht“ (dark fibre/dark copper), d. h. einen
von zusätzlichen technischen Einrichtungen unabhän-
gigen Zugriff auf die Kupferdoppeladern oder Glasfa-
serpaare am Hauptverteiler. Dieser wurde von der Deut-
schen Telekom abgelehnt. Stattdessen bot sie den Wett-
bewerbern lediglich einen gebündelten Zugang an, in
dessen Rahmen nicht die Leitungen, sondern nur be-
stimmte Kapazitäten zur Verfügung gestellt werden
sollten. Nach dem ursprünglichen, im weiteren Verlauf
modifizierten Angebot sollte die Nutzung ihres Netzes

zudem lediglich über vorgeschaltete übertragungstech-
nische Einrichtungen ermöglicht werden. Hiermit wäre
ihr die Verfügungsgewalt über alle Teilnehmeranschlüs-
se erhalten geblieben. Dieses Angebot wurde von den
nachfragenden Unternehmen als unzureichend betrach-
tet, die daher das BMPT nach § 33 TKG anriefen.

Auf der Grundlage dieser Vorschrift erließ das BMPT
Anordnungen, nach denen die Deutsche Telekom den
Wettbewerbern ein Angebot auf entbündelten Zugang
zur Teilnehmeranschlussleitung zu unterbreiten hatte.
Diesen Anordnungen lag die Rechtsauffassung zugrun-
de, dass die Wettbewerber nicht darauf verwiesen wer-
den könnten, über die von ihnen begehrte Leistung hi-
naus die Vermittlungs- und Abschlusseinrichtungen so-
wie sonstige aktive Übertragungstechnik der Deutschen
Telekom in Anspruch zu nehmen. Gegen diese Beschei-
de erhob die Deutsche Telekom Klagen und beantragte
die Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80
Abs. 5 VwGO. Im Eilverfahren vor dem VG Köln un-
terlag sie jedoch erstinstanzlich. Die hiergegen gerich-
teten Beschwerden wurden für erledigt erklärt, nachdem
das OVG Münster im Erörterungstermin zu erkennen
gegeben hatte, dass es der Rechtsauffassung des BMPT
zuneige. Im Klageverfahren wurde die Auffassung der
Behörde mit Urteil des VG Köln vom 11. August 1998
erneut bestätigt. Eine Entscheidung im Berufungsver-
fahren steht bislang aus.

In einem anderen Verfahren war ein besonderer Aspekt
des Anspruchs auf Zugang zur Teilnehmeranschluss-
leitung zu prüfen. Die Deutsche Telekom hatte nach ei-
ner Aufforderung der Regulierungsbehörde aus dem
Jahr 1997 mit verschiedenen Unternehmen Vereinba-
rungen über den Zugang zur Teilnehmeranschlusslei-
tung geschlossen. Diese Verträge sahen zum Teil Ent-
gelte vor, die sich im Rahmen der Genehmigungsver-
fahren nicht durchsetzen ließen. Die von der
Regulierungsbehörde ausgesprochenen Anordnungen
und vorläufigen Genehmigungen unterschritten das be-
antragte Niveau teilweise deutlich. Die reduzierten Ent-
gelte wie auch die Genehmigungspflicht der Entgelte
selbst wurden von der Deutschen Telekom gerichtlich
angegriffen.

Der Standardvertrag zur Teilnehmeranschlussleitung
enthält verschiedene Kündigungs- bzw. Änderungsre-
gelungen. Die Deutsche Telekom erklärte mit Wirkung
zum 30. September 1998 die Kündigung der Verträge
und bot zugleich die Fortsetzung des Vertragsverhält-
nisses zu geänderten Bedingungen an. Dabei wurden
insbesondere bestimmte Nachzahlungsklauseln zu Las-
ten der Wettbewerber in die neuen Vertragsfassungen
aufgenommen, die höhere Entgelte als die angeordneten
bzw. vorläufig genehmigten für den Fall vorsahen, dass
die Deutsche Telekom im Gerichtsverfahren obsiegen
würde.

Nach Auffassung der Regulierungsbehörde miss-
brauchte die Deutsche Telekom ihre marktbeherrschen-
de Stellung mit dieser Kündigungserklärung unter zeit-
gleichem Angebot, den Zugang über den 30. September
1998 hinaus lediglich zu den veränderten Bedingungen,
insbesondere unter Vereinbarung einer Nachzahlungs-
klausel für den Fall rechtskräftiger gerichtlicher Fest-
stellung fehlender Entgeltgenehmigungspflicht für den
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Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung, zu gewähren.
Mit Entscheidung vom 17. September 1998 wurde die
Deutsche Telekom daher aufgefordert, den Missbrauch
abzustellen, indem sie den betroffenen Wettbewerbern
den Zugang zu den Teilnehmeranschlussleitungen auch
über den 30. September 1998 hinaus unterbrechungsfrei
zu den Bedingungen der bestehenden Verträge ermög-
lichte. Dieser Aufforderung ist die Deutsche Telekom
nachgekommen.

3.5.2 Zugang zur Inhouse-Infrastruktur

In einem weiteren Verfahren befasste sich die Regulie-
rungsbehörde mit dem Anspruch von Wettbewerbern
der Deutschen Telekom auf Zugang zur so genannten
Inhouse-Infrastruktur. Den Anstoß zu diesem Verfahren
gab die Beschwerde eines Stadtnetzbetreibers, der ein
eigenes Ortsnetz betreibt und für den Zugang zum Kun-
den nunmehr auf Hausverkabelungen zurückgreifen
wollte.

Die Inhouse-Infrastruktur wurde in der Vergangenheit
teilweise von der Deutschen Telekom bzw. von ihr be-
auftragten Unternehmen installiert, teilweise auch von
den jeweiligen Hauseigentümern. Wer im Einzelfall Ei-
gentümer der jeweiligen Inhouse-Infrastruktur ist, ist
nicht in jedem Fall bekannt. Ein lückenloses Bestands-
verzeichnis hierüber wird von der Deutschen Telekom
nicht geführt. Die technische Realisierung des Zugangs
zur Inhouse-Infrastruktur erfolgt in der Weise, dass die
vom Hauptverteiler kommenden Kabel am Abschluss-
punkt der Linientechnik (APL) an die zur Telekommu-
nikations-Anschlusseinheit (TAE) bzw. zur ISDN-
Netzabschlusseinrichtung (ISDN-NT) führenden Kabel
angeschlossen werden. Die Deutsche Telekom hatte die
Abgabe eines Angebotes an den Stadtnetzbetreiber mit
dem Hinweis darauf abgelehnt, dass sie rechtlich nicht
verpflichtet sei, Wettbewerbern den Zugang zur Inhou-
se-Infrastruktur zu gewähren.

Mit diesem Verhalten missbrauchte die Deutsche Tele-
kom nach Auffassung der Beschlusskammer ihre
marktbeherrschende Stellung. Dieser Missbrauch be-
stand darin, dass sie Wettbewerbern den Zugang zu der
von ihr selbst genutzten Inhouse-Infrastruktur verwei-
gerte.

Bei der Beseitigung des Missbrauchs waren zwei Fälle
zu unterscheiden. In den Fällen, in denen die Deutsche
Telekom Eigentümerin der bestehenden Inhouse-
Infrastruktur und bzw. oder des Verteilers am APL ist,
wurde sie aufgefordert, dem Wettbewerber kurzfristig
ein Angebot zur Nutzung der bestehenden Inhouse-
Infrastruktur zu unterbreiten. Der Zugriff des Wettbe-
werbers muss entweder über einen neu zu installieren-
den Zwischenverteiler oder unmittelbar auf den APL
erfolgen können. Für die Nutzung der im Eigentum der
Deutschen Telekom befindlichen Inhouse-Infrastruktur
kann von dieser ein Nutzungsentgelt verlangt werden.

In den Fällen, in denen die Deutsche Telekom weder
Eigentümerin der bestehenden Inhouse-Infrastruktur
noch des APL ist, ist der Zugriff der Wettbewerber
durch das Unternehmen zu dulden. Es ist den Parteien
allerdings freigestellt, sich statt dessen auf andere tech-

nische, betriebliche und finanzielle Lösungen zu eini-
gen.

Im Anschluss an dieses Verfahren, das den grundsätzli-
chen Anspruch von Wettbewerbern auf den Zugang zur
Inhouse-Infrastruktur regelte, nahmen die Parteien ent-
sprechende Verhandlungen zur Realisierung des An-
spruchs auf. Da jedoch keine Einigung zur Aufteilung
der Kosten für die Einrichtung von Zwischenverteilern
und sonstigen Installationen erzielt werden konnte,
schlug die Regulierungsbehörde in einem Schlichtungs-
verfahren nach § 8 NZV detailliert Regelungen vor,
nach denen eine Aufteilung der entstehenden Kosten
erfolgen könnte.

3.5.3 Zählimpulse und Entgeltinformationen

Eine weiteres Problem, das unter dem Gesichtspunkt der
Missbrauchsaufsicht von der Regulierungsbehörde auf-
gegriffen wurde, ist die Übertragung von Entgeltinfor-
mationen über die Grenzen von Telekommunikations-
netzen hinaus. Mit Hilfe dieses so genannten Advice of
Charge werden bereits während laufender Telefonge-
spräche auf Wunsch des Kunden Zählimpulse und Ent-
geltinformationen übermittelt.

Diese Leistung wurde bis Ende 1997 von der Deutschen
Telekom als alleinigem Anbieter von Sprachtelefon-
dienst erbracht. Mit der Öffnung des Marktes und dem
Auftreten neuer Anbieter entstand jedoch ein Problem
in den Fällen, in denen die Deutsche Telekom nicht die
gesamte Telefonverbindung bereitstellt, sondern ledig-
lich Anschlussnetzbetreiber ist, und das dazwischenlie-
gende Verbindungsnetz von einem Wettbewerber der
Deutschen Telekom bereitgestellt und genutzt wird. Da
die unterschiedlichen Tarifinformationen der einzelnen
Netzbetreiber mit der vorhandenen Technik derzeit
noch nicht über Netzgrenzen hinweg übertragen werden
können, wurde im Januar 1998 eine Beschwerde an die
Regulierungsbehörde herangetragen, wonach zunächst
ersatzweise (für ca. 1,5 Jahre) auch in den Netzen von
Wettbewerbern die Zählimpulse und Entgeltinforma-
tionen der Deutschen Telekom als „Anhaltswerte“
übermittelt werden sollten. Dem Beschwerdeführer war
bewusst, dass diese Zählimpulse nur eingeschränkt Ori-
entierung geben können, er wollte über die Ungenauig-
keiten jedoch hinwegsehen, um seinen Kunden zumin-
dest eine gewisse Indikation über ihre Telefonkosten
schon während des Telefongesprächs bieten zu können.

Alle Lösungen, die den zahlreichen Wettbewerbern und
Interessenvertretern von der Regulierungsbehörde vor-
geschlagen wurden, so beispielsweise die übergangswei-
se Implementierung einer einheitlichen technischen Re-
alisierung der Übertragung von Entgeltinformationen in
allen deutschen Telekommunikationsnetzen, scheiter-
ten. Eine Einigung auf eine bestimmte technische Lö-
sung und eine Aufteilung der jeweiligen Kosten konnte
nicht herbeigeführt werden.

Entscheidend hierfür war, dass sich bereits Mitte 1998
abzeichnete, dass ein europäischer Standard zur Lösung
der Weitergabe von Entgeltinformationen über Netz-
grenzen hinaus verabschiedet werden würde, so dass
jede nationale Zwischenlösung nur eine kurze Lebens-
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dauer haben würde. Der europäische Standard ist unter-
dessen verabschiedet worden. Mit der Implementierung
ist voraussichtlich im März oder April 2000 zu rechnen,
so dass den Kunden von diesem Zeitpunkt an Entgelt-
informationen auch bei Gesprächen über Netzgrenzen
zur Verfügung stehen sollten.

3.5.4 Übertragungswege zur Verbindung von Kollo-
kationsräumen

In einem Verfahren nach § 33 TKG wurde die Be-
schwerde eines Wettbewerbers der Deutschen Telekom
aufgegriffen, der sich darüber beklagte, dass die Deut-
sche Telekom sich weigere, ihm bestimmte Übertra-
gungswege, so genannte Carrier-Fest-Verbindungen
(CFV), zu überlassen, die zur Verbindung von Kolloka-
tionsräumen genutzt werden sollen. Kollokationsräume
sind Räume, in denen sich die erforderlichen Einrich-
tungen für die Installation und den Betrieb für den Zu-
gang zur Teilnehmeranschlussleitung befinden.

Die Regulierungsbehörde hat daraufhin am 31. März
1999 in einer Eilentscheidung nach §§ 78, 33 TKG die
Deutsche Telekom aufgefordert, die Bestellungen des
Wettbewerbers über Carrier-Fest-Verbindungen bis ein-
schließlich der vorgesehenen Zwischenstufe der Funkti-
onstests zu bearbeiten. Die Deutsche Telekom hat sich
unter Aufrechterhaltung ihrer gegenteiligen Rechtspo-
sition mit einer entsprechenden Erklärung verpflichtet,
dieser Aufforderung nachzukommen.

Im Hauptsacheverfahren hat sich das Ergebnis der
summarischen Prüfung weitgehend bestätigt. Die Regu-
lierungsbehörde hat die Deutsche Telekom daher mit
Beschluss vom 2. Juli 1999 aufgefordert, die Bestellun-
gen bis einschließlich der Übergabe der Carrier-Fest-
Verbindungen zu bearbeiten. Dies bedeutet einen weite-
ren Schritt auf dem Weg zu stärkerem Wettbewerb im
Ortsnetzbereich.

4. Nummerierung

4.1 Überblick

In einem liberalisierten Telekommunikationsmarkt ha-
ben Fragen der Nummerierung eine große wirtschaftli-
che Bedeutung. Nummern sind zum einen Zeichenfol-
gen, mit denen Nutzer von Telekommunikationsdiens-
ten adressiert werden (z. B. Telefonnummern). Zum
anderen werden Nummern aber auch benötigt um netz-
übergreifend technische Funktionseinheiten oder
Dienstemerkmale ansprechen zu können.

Die Verwaltung von Nummern ist nach § 43 TKG eine
hoheitliche Aufgabe, die seit 1998 von der Regulie-
rungsbehörde wahrgenommen wird. Die Behörde stellt
sicher, dass alle Marktteilnehmer diskriminierungsfrei-
en Zugang zur Ressource Nummern haben und es in
einzelnen Nummernbereichen nicht zu Engpässen bei
der Verfügbarkeit von Nummern kommt.

Der vollständigen Öffnung des deutschen Telekommu-
nikationsmarktes ging eine teilweise Neuordnung des
Nummernraumes voran. Das Expertengremium für
Nummerierungsfragen beim Bundesministerium für
Post und Telekommunikation hatte hierzu im Dezember
1995 Vorschläge gemacht. Leitlinien für die Reform
waren die Entfaltung des freien Wettbewerbs sowie die
Ausrichtung an den Interessen der Verbraucher. Ruf-
nummernänderungen sollten auf das unbedingt notwen-
dige Ausmaß beschränkt werden. Die Reformvorschläge
des Expertengremiums fanden auch im TKG ihren Nie-
derschlag.

Aufgabenschwerpunkte bei der Nummernverwaltung
sind seit 1998 die Strukturierung des Nummernraumes,
die Erarbeitung von Zuteilungsregeln, die Festlegung
von Nutzungsbedingungen für verschiedene Nummern-
bereiche sowie die Zuteilung von Nummern an Netz-
betreiber, Diensteanbieter und Verbraucher.

4.2 Auswahl von Verbindungsnetzbetreibern

Allen Teilnehmern können seit dem 1. Januar 1998 ih-
ren Verbindungsnetzbetreiber frei auswählen. Die Wahl
erfolgt durch dauerhafte Voreinstellung des Verbin-
dungsnetzbetreibers (Preselection-Verfahren). Sie kann
im Einzelfall des Verbindungsaufbaus durch Wahl einer
Verbindungsnetzbetreiberkennzahl überschrieben wer-
den (Call-by-Call-Verfahren). Nutzer können sich hier-
bei für jedes Gespräch den günstigsten Anbieter aussu-
chen. Sie wechseln die Telefongesellschaft, indem sie
der eigentlichen Rufnummer eine fünf- bzw. sechsstelli-
ge Kennzahl (010xx bzw. 0100xx) voranstellen.

Das Call-by-Call-Verfahren ermöglichte es insbesondere
auch kleineren neuen Anbietern, sich auf dem Markt für
Ferngespräche rasch zu etablieren. Dagegen wurde das
Preselection-Verfahren, bei dem die Ferngespräche des
Kunden automatisch in ein bestimmtes Fernnetz seiner
Wahl geleitet werden, von Privatkunden nur zögerlich
angenommen. Eine dauerhafte und vertraglich festge-
legte Bindung an einen bestimmten Ferngesprächsan-
bieter wird eher von Geschäftskunden bevorzugt, die
neben dem Preisniveau auch verstärkt auf Qualität und
Service des Angebots achten.

Bis zum 31. Dezember 1998 sind rund 120 Verbin-
dungsnetzbetreiberkennzahlen vergeben worden. Davon
sind derzeit über 50 Telefongesellschaften als Konkur-
renten der Deutschen Telekom im Bereich der nationa-
len Fernverbindungen und internationalen Verbindun-
gen am Markt.

4.3 Nummernportabilität

Für die rund 5200 Ortsnetzbereiche wurden bis Mitte
des Jahres 1999 nur insgesamt 4700 Rufnummernblö-
cke von der Regulierungsbehörde zugeteilt. Diese An-
zahl der zugeteilten Rufnummernblöcke ist deshalb so
gering, weil sich die meisten neuen Wettbewerber zu-
nächst auf den Fernverkehrsmarkt konzentriert haben.
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Wettbewerb im Ortsnetz führt dazu, dass Kunden auch
beim Anschluss an das Telefonnetz und bei Ortsgesprä-
chen die Auswahl zwischen verschiedenen Netzbetrei-
bern haben. Eine wichtige Voraussetzung hierfür ist,
dass ein Kunde seine Rufnummer beibehalten kann,
wenn er seinen Teilnehmernetzbetreiber wechselt und
am selben Standort verbleibt (Netzbetreiberportabilität,
§ 43 Abs. 5 TKG). Erfahrungen aus dem Ausland haben
gezeigt, dass neue Anbieter nur dann erfolgreich Kun-
den vom bisher alleinigen Netzbetreiber abwerben kön-
nen, wenn interessierte Kunden ihre Telefonnummer
nicht ändern müssen.

Um Nummernänderungen auf ein Minimum zu be-
schränken, ist in den „Vorläufigen Regeln für die Zu-
teilung von Rufnummern in den Ortsnetzbereichen“
festgelegt, dass Rufnummern in den Ortsnetzbereichen
grundsätzlich zehn Stellen haben müssen. In der Ver-
gangenheit waren häufig kürzere Nummern vergeben
worden. Dies verhinderte eine effiziente Nutzung des
Nummernraumes. Außerdem wurden Regelungen ge-
troffen, nach denen die Netzbetreiber für Telekommuni-
kationsanlagen – abhängig von der Zahl der Nutzkanäle
– nur noch eine begrenzte Anzahl von Rufnummern
zuteilen dürfen. Sollte die so ermittelte Anzahl von
Rufnummern nicht hinreichend sein, um alle Endein-
richtungen zu adressieren, kann eine Bescheinigung des
Rufnummernbedarfs bei der Regulierungsbehörde be-
antragt werden. 11 000 solcher Anträge wurden bis
Mitte des Jahres 1999 bearbeitet.

4.4 Rufnummernmitnahme im Mobilfunk

Die Regulierungsbehörde kann die Verpflichtung zur
Netzbetreiberportabilität aussetzen, sofern

– das Fehlen von Netzbetreiberportabilität den Wett-
bewerb auf den einzelnen Märkten und die Interes-
sen der Verbraucher nicht wesentlich behindert oder

– dies aus technischen Gründen gerechtfertigt ist.

Für Betreiber von Mobilfunknetzen wurde die Ver-
pflichtung zur Sicherstellung der Netzbetreiberportabi-
lität aus technischen Gründen zunächst bis zum
31. Dezember 1998 und dann bis zum 31. Dezember
1999 ausgesetzt. Das European Telecommunications
Standardisation Institute (ETSI) arbeitet gegenwärtig
daran, die heute verwendete Mobilfunktechnik um eine
Funktionalität zu erweitern, die Netzbetreiberportabilität
ermöglicht.

4.5 Nummernverwaltung für einzelne Num-
mernbereiche

Die tabellarische Darstellung des Nummernraumes (sie-
he Anhang) für das öffentliche Telefonnetz/ISDN gibt
einen Überblick über die Struktur des deutschen Num-
mernraumes. Die Regulierungsbehörde legt nach § 43
Abs. 2 TKG die Bedingungen fest, die zur Erlangung

von Nutzungsrechten an Nummern zu erfüllen sind und
die ein Recht auf Zuteilung begründen.

Nach einem intensiven Abstimmungsprozess mit allen
Marktbeteiligten wurden unter anderem für die folgen-
den Nummernarten Zuteilungsregeln in Kraft gesetzt:

– Kennzahlen für Verbindungsnetzbetreiber

– Rufnummern in den Ortsnetzbereichen

– Rufnummern für Auskunftsdienste

– Rufnummern für entgeltfreie Mehrwertdienste

– Rufnummern für Shared Cost-Dienste

– Rufnummern für Premium Rate-Dienste (Teilbereich
(0)190)

– Persönliche Rufnummern

– Rufnummern für innovative Dienste

Der Telekommunikationsmarkt ist außerordentlich dy-
namisch. Die Regulierungsbehörde steht daher mit den
Marktbeteiligten ständig im Gespräch und nimmt bei
Bedarf Anpassungen an den Zuteilungsregeln vor. Ge-
genwärtig werden für bestimmte Nummernarten neue
Zuteilungsregeln erstellt: Hierzu zählen:

– Rufnummern für Premium-Rate-Dienste (Teilbe-
reich (0)900x)

– Rufnummern für Massenverkehre zu bestimmten
Zielen (Teilbereiche (0)136 und (0)902)

– Rufnummern für Online-Dienste

Die so genannten Servicenummern (0800, 0180, 0190,
0900) werden in Zukunft eine immer größere Bedeutung
haben. Im Zuge der Entwicklung zur Dienstleistungsge-
sellschaft wollen immer mehr Firmen den Kontakt zum
Kunden nicht mehr über die gewöhnliche Ortsnummer
herstellen, sondern über eine Servicenummer, die hin-
sichtlich der Tarifierung und der Verkehrslenkung be-
sondere Möglichkeiten bietet. Die Nummern werden
insbesondere für das telefonische Angebot von Informa-
tionen, Beratungen und Dienstleistungen sowie für die
Annahme von Bestellungen genutzt. Beispielsweise
wurden bis Mitte des Jahres 1999 von der Regulie-
rungsbehörde

– 85000 Freephone-Rufnummern (Struktur: (0)800+ 7
Ziffern) und

– 23000 Shared Cost-Rufnummern (Struktur: (0)180
+ 7 Ziffern)

vergeben.

Es ist damit zu rechnen, dass der Boom bei Telefon-
Servicenummern, die durch eine bundeseinheitliche
Vorwahl erreichbar sind, den Telefonfirmen auch in den
nächsten Jahren neue Geschäftsfelder erschließen wird.

Eine zusammenfassende tabellarische Darstellung des
Nummernraums für das öffentliche Telefonnetz/ISDN
in Deutschland ist in Anhang 4 dargestellt.
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5. Frequenzordnung

Ein Regulierungsziel nach § 2 Abs. 2 TKG ist die Si-
cherstellung einer effizienten und störungsfreien Nut-
zung von Frequenzen, auch unter Berücksichtigung der
Belange des Rundfunks. In diesem Zusammenhang
wurden im Bereich der Frequenzordnung (§§ 44ff TKG)
sowohl konzeptionelle als auch ausführende Tätigkeits-
bereiche abgedeckt, die den Netzbetreibern, Dienstean-
bietern sowie Nutzern und Kunden unmittelbar zugute
gekommen sind.

5.1 Internationale Aspekte der Frequenzord-
nung

Hersteller und Vertreiber sind an einem einheitlichen
europäischen, wenn möglich sogar weltweiten Markt
interessiert. Grundlage hierfür ist eine weitgehend har-
monisierte Frequenznutzung in allen Ländern.

5.1.1 Europäische Harmonisierung der Frequenz-
nutzungen

Die Abstimmung von europäisch harmonisierten Fre-
quenzbereichen für Funkanwendungen erfolgt innerhalb
Europas durch die Konferenz der Europäischen Post-
und Telekommunikationsverwaltungen (CEPT). Die in
den CEPT-Mitgliedsländern unterschiedlichen Fre-
quenznutzungen und Verträglichkeitsprobleme zu be-
stehenden Funkanwendungen ermöglichen oftmals nur
mittel- bis langfristig harmonisierte Frequenzbänder für
die Einführung neuer Funkanwendungen bzw. neuer
Techniken.

Grundlage einer langfristigen europäischen Harmonisie-
rung der Frequenznutzungen sind detaillierte Spek-
trumsuntersuchungen. Im Jahr 1998 wurde die Untersu-
chung des Frequenzbereichs 29,7 bis 960 MHz abge-
schlossen und die Ergebnisse in den ERC-Report 25
(Europäische Tabelle der Frequenzbereichszuweisungen
und Frequenznutzungen) aufgenommen. Gleichzeitig
begannen die Untersuchungen für den Frequenzbereich
862 bis 3400 MHz, die im Jahr 2000 abgeschlossen
werden sollen.

Neben diesen funkdiensteübergreifenden Planungen
werden in zahlreichen Arbeits- und Projektgruppen der
CEPT Untersuchungen zur Einführung bestimmter
Funkanwendungen durchgeführt (z. B. UMTS, Klein-
leistungsfunkanwendungen). Die Regulierungsbehörde
ist in der CEPT an der Wahrung deutscher Interessen
beteiligt. Die Federführung liegt beim BMWi.

5.1.2 Vorbereitung der weltweiten Funkkonferenz
2000

Im Mai 2000 findet in Istanbul die Weltfunkkonferenz
(WRC-2000) der International Telecommunications
Union (ITU) statt, auf der wesentliche Entscheidungen
und Regelungen zur Nutzung des Frequenzspektrums

auf weltweiter Basis getroffen werden. Durch die zu-
nehmende Liberalisierung und Kommerzialisierung des
Spektrums hat die WRC-2000 einen erheblichen Ein-
fluss auf die Verfügbarkeit der Ressource Frequenz und
auf die Schutzansprüche existierender Nutzungen ge-
genüber neu in das Spektrum drängender Anwendungen
in Deutschland. Zur nationalen Vorbereitung der WRC-
2000 wurde im Frühjahr 1998 eine nationale Vorberei-
tungsgruppe beim BMWi mit den Arbeitskreisen

– Neugestaltung des 12 GHz-Rundfunksatellitenplans,

– Mobilfunk über Satelliten, Weltraumfunkdienste und
diverse Einzelthemen sowie

– UMTS und Seefunk

eingerichtet. Die Arbeitskreise stellen die Foren der na-
tionalen Meinungs- und Positionsbildung dar und ste-
hen allen interessierten Kreisen offen. Die national er-
arbeiteten Positionen fließen in die Vorbereitung der
WRC-2000 ein und werden auch durch die Regulie-
rungsbehörde in den internationalen Gremien der CEPT
und ITU vertreten.

5.1.3 Auswirkungen der neuen Richtlinie 1999/5/EG
(R&TTE-Richtlinie) auf die Frequenzordnung

Die Richtlinie 1999/5/EG des Europäischen Parlamen-
tes und des Rates vom 9. März 1999 über „Funkanlagen
und Telekommunikationsendeinrichtungen und die ge-
genseitige Anerkennung ihrer Konformität“ ist von den
EU-Mitgliedstaaten bis zum 7. April 2000 in nationales
Recht umzusetzen. Sie ersetzt und erweitert die bisheri-
ge Endgeräte- und Satellitenfunkrichtlinie 98/13/EG auf
nahezu alle Funkanlagen und schafft damit einen euro-
päisch harmonisierten Regulierungsrahmen für das In-
verkehrbringen, den freien Verkehr und die Inbetrieb-
nahme von Funkanlagen und Telekommunikationsend-
einrichtungen.

Die Regulierungsbehörde hat die Richtlinie analysiert
und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass sie erhebliche
Auswirkungen auf die Frequenzordnung, insbesondere
auf die nationalen Regelungen zum Schutz der Funk-
dienste vor Störungen hat.

Umgesetzt wird die Richtlinie durch das voraussichtlich
im April 2000 in Kraft tretende Gesetz über Funkanla-
gen und Telekommunikationsendeinrichtungen und die
Verordnung über das Inverkehrbringen und die Inbe-
triebnahme von Funkanlagen und Telekommunikations-
endeinrichtungen (FTEV). Dazu hat die Regulierungs-
behörde entsprechende Vorschläge in das Gesetzge-
bungsverfahren eingebracht.

Die Regulierungsbehörde hat bereits 1998 Maßnahmen
eingeleitet, um den Schutz der Funkdienste weiterhin
gewährleisten zu können. Frequenztechnische Parame-
ter, die bisher zur Sicherstellung der Frequenzordnung
in Zulassungsvorschriften niedergelegt waren, müssen
ab April nächsten Jahres im Rahmen des Frequenznut-
zungsplans und der Frequenzzuteilung berücksichtigt
werden. Außerdem muss die Frequenz- und Marktüber-
wachung den durch die Richtlinie neu gesteckten Rand-
bedingungen angepasst werden.
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5.2 Frequenzbereichszuweisung

Für eine effiziente und störungsfreie Frequenznutzung
werden Frequenzbereiche an Funkdienste und andere
Anwendungen elektromagnetischer Wellen zugewiesen.
Die wesentlichen Rahmenbedingungen für die nationa-
len Möglichkeiten zur Nutzung des Frequenzspektrums
werden durch die Entscheidungen der weltweiten Funk-
konferenzen gesetzt. Die Regulierungsbehörde hat die
Entscheidungen der letzten weltweiten Funkkonferenz
1997 ausgewertet und konkrete Maßnahmen zur Anpas-
sung der nationalen Festlegungen dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie vorgeschlagen.
Basierend auf den national relevanten Beschlüssen der
Weltfunkkonferenz 1997 sowie Angleichungen aufgrund
von Entscheidungen der CEPT (z.B. ERC-Bericht 25) und
Ergebnissen der Frequenznutzungsplanungen sind Vor-
schläge zur Fortschreibung des nationalen Frequenzbe-
reichszuweisungsplans erarbeitet worden.
Darüber hinaus hat die Regulierungsbehörde auf der
Grundlage von Verträglichkeitsuntersuchungen auch
Nutzungsbestimmungen für Frequenznutzungen in und
längs von Leitern (z. B. Kabel-TV, Powerline-Anwen-
dungen) zur Übernahme in die vom BMWi erarbeitete
Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung erarbeitet.

5.3 Untersuchungen zur Funkverträglichkeit

Vor der Einführung neuer Funkdienste ist von der Re-
gulierungsbehörde grundsätzlich zu prüfen, ob die Ver-
träglichkeit mit anderen Diensten gewährleistet ist.
Hierbei stellt die Kabel-Funk-Problematik einen Aufga-
benschwerpunkt dar. Einerseits besteht der Wunsch, die
Verbreitung von zusätzlichen Programmen in den
Breitbandverteilnetzen zu ermöglichen, andererseits
müssen die technischen Parameter zur störungsfreien
Nutzung von im gleichen Bereich betriebenen Funkfre-
quenzen für Sicherheitsfunkdienste (z.B. Flugfunk) ein-
gehalten werden.
Ein wesentliches Tätigkeitsfeld zur Realisierung der so
genannten letzten Meile bilden Verträglichkeitsuntersu-
chungen mit dem Ziel, die Störungsfreiheit gegenüber
vorhandenen und neu hinzukommenden Funkdiensten
(z. B. Funkuhren, herkömmlicher LW-, KW- und MW-
Rundfunk, neuer digitaler MW-Rundfunk usw.) sicher-
zustellen. Künftige Multimediaanwendungen, drahtlose
Netze für Indoor-Anwendungen sowie die dritte Mobil-
funkgeneration UMTS sind weitere Gebiete, auf denen
derzeit Verträglichkeitsuntersuchungen durchgeführt
werden. Dies erfolgt auch unter Mitwirkung in interna-
tionalen Gremien.

5.4 Frequenzbedarfsabfrage für die Nutzung
von Frequenzen des Festen Funkdienstes
und des Navigationsfunkdienstes im
Langwellenbereich

Die Regulierungsbehörde wird voraussichtlich im Jahr
2000 Frequenzen des Festen Funkdienstes und des Na-

vigationsfunkdienstes im Langwellenbereich zuteilen.
Dazu hat die Regulierungsbehörde mit Mitteilung
Nr. 161 im Amtsblatt 7/1999 eine Frequenzbedarfsab-
frage mit dem Ziel veröffentlicht, den Bedarf interes-
sierter Kreise im Hinblick auf die Nutzung der Frequen-
zen unter den bisherigen frequenztechnischen Nut-
zungsbedingungen oder alternativ unter veränderten
Nutzungsbedingungen zu ermitteln. Das Verfahren zur
Frequenzzuteilung (§ 47 TKG) wird nach Auswertung
der Kommentierung durchgeführt.

5.5 Frequenznutzungsplanungen

Aufgrund der begrenzt zur Verfügung stehenden Fre-
quenzen ist es notwendig, funkdiensteübergreifende
Konzepte zu entwickeln und national und international
mit Herstellern, Betreibern und Nutzern sowie anderen
Verwaltungen abzustimmen. Entwicklungen, die Ein-
fluss auf die zukünftige Nutzung von Frequenzen haben,
müssen hierbei berücksichtigt werden. Von zunehmen-
der Bedeutung bei der Planung ist die Prognose von
Nutzerpotenzialen für die verschiedenen Funkanwen-
dungen, aber auch die Abschätzung der Auswirkungen
der Technologieentwicklung auf die Kapazitätssteige-
rungen der Funksysteme. In der Regulierungsbehörde
wurden in den Jahren 1998 und 1999 u. a. im Bereich
Mobilfunk, Wireless Local Loop, (WLL) und Satellite
Personal Communication System (S-PCS) detaillierte
Untersuchungen über die Teilnehmerentwicklung und
den entsprechenden Frequenzbedarf bis zum Jahr 2010
durchgeführt. Darüber hinaus wurden für weitere Funk-
anwendungen Frequenznutzungskonzepte entwickelt,
die die Grundlage zur Aufstellung und Aktualisierung
des Frequenznutzungsplans bilden.

5.6 Aufstellung des Frequenznutzungsplans

5.6.1 Gesetzliche Grundlagen

Nach § 44 Abs. 1 TKG werden zur Sicherstellung einer
effizienten und störungsfreien Nutzung von Frequenzen
der Frequenzbereichszuweisungsplan und der Fre-
quenznutzungsplan aufgestellt, Frequenzen zugeteilt
und Frequenznutzungen überwacht.

Die Regulierungsbehörde hat gemäß § 46 TKG den
Frequenznutzungsplan auf der Grundlage des Fre-
quenzbereichszuweisungsplans unter Berücksichtigung
der in § 2 Abs. 2 TKG genannten Ziele, der europäi-
schen Harmonisierung, der technischen Entwicklung
und der Verträglichkeit von Frequenznutzungen in den
Übertragungsmedien sowie unter Beteiligung der Öf-
fentlichkeit aufzustellen. Für die Aufstellung des Fre-
quenznutzungsplans ist die Verordnung über das Ver-
fahren zur Aufstellung des Frequenznutzungsplans
(Frequenznutzungsplanaufstellungsverordnung) zugrun-
degelegt worden.
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5.6.2 Inhalt des Frequenznutzungsplans

Der Frequenznutzungsplan enthält gegenüber dem Fre-
quenzbereichszuweisungsplan die weitere Aufteilung
der Frequenzbereiche auf die einzelnen Frequenznut-
zungen sowie Festlegungen für diese Frequenznutzun-
gen, die durch allgemeine Nutzungsbedingungen be-
schrieben sind.

Der Frequenznutzungsplan umfasst den Frequenzbe-
reich von 9 kHz bis 275 GHz und beschreibt den Ist-
Zustand für Frequenznutzungen in der Bundesrepublik
Deutschland sowie die dafür geltenden allgemeinen
Nutzungsbedingungen. Er enthält darüber hinaus Anga-
ben für Frequenzen unterhalb von 9 kHz und oberhalb
von 275 GHz und Hinweise auf neue zukünftige Fre-
quenznutzungen, die entweder national oder internatio-
nal vorgesehen oder bereits abgestimmt sind, sowie An-
gaben zu Frequenznutzungen in und längs von Leitern
und für alle anderen Frequenznutzungen, die in einem
Frequenzbereich neben den Funkanwendungen zu be-
rücksichtigen sind. Die Frequenzzuteilungen erfolgen
auf Grundlage des Frequenznutzungsplans.

5.6.3 Verfahren zur Aufstellung des Frequenznut-
zungsplans

Die Regulierungsbehörde hat im Frühjahr 1998 damit
begonnen, den Entwurf des Frequenznutzungsplans zu
erarbeiten und das Verfahren zur Aufstellung des Fre-
quenznutzungsplans in die Wege zu leiten. Der Entwurf
des Frequenznutzungsplans wurde Ende 1998 den zu
beteiligenden Trägern öffentlicher Belange (Bund, Län-
der und andere Behörden und Stellen, die Träger öf-
fentlicher Belange sind) zur Stellungnahme vorgelegt.
Die Auswertung dieser Stellungnahmen und die Aktua-
lisierung des Entwurfs des Frequenznutzungsplans wa-
ren im März 1999 abgeschlossen.

Das weitere vorgesehene Verfahren erfolgt gemäß Ent-
wurf der Frequenznutzungsplanaufstellungsverordnung
und hängt vom letztendlichen Inhalt und dem Inkraft-
treten dieser Verordnung ab.

5.7 Regulatorische Behandlung der Nutzung
der „Ressource Frequenzen“ in Abhän-
gigkeit von der Verfügbarkeit geeigneter
Frequenzen

Die Frequenzzuteilungs- und -vergabepraxis der Regu-
lierungsbehörde ist anhand dreier typisierter Fälle be-
schreibbar, die sich aus bestimmten, im TKG geregelten
Sachverhalten ergeben. Für diese Fälle sind Grundsätze
für Verfahrensabläufe erarbeitet worden, nach denen die
Regulierungsbehörde verfährt. Allen Fällen gemein ist,
dass jeder Frequenzzuteilung eine Zweckbestimmungs-
sowie eine Nachfrage- und Angebotsanalyse, zur Be-
stimmung der Nachfrage eine Frequenzbedarfsanalyse
und darüber hinaus im Wettbewerbsbereich eine Markt-
abgrenzungsanalyse auf den Märkten der Telekommu-
nikation voranzugehen hat. Unterschiedliche Verfah-
rensabläufe für jeden der drei Fälle ergeben sich danach
abhängig davon, ob für die geplante Nutzung Frequen-

zen in ausreichendem Umfang zur Verfügung stehen
oder nicht, und davon, welchem Bereich die Frequenz-
nutzung zuzuordnen ist:

Einer der drei Fälle behandelt die Zuteilung (auf Antrag
oder von Amts wegen) bzw. Vergabe (Versteigerung
oder Ausschreibung) von Frequenzen im lizenzfreien
Bereich der Frequenznutzungen, die zwei anderen Fälle
dagegen decken den lizenzpflichtigen Bereich ab. Bei
letzteren wird unterschieden zwischen solchen lizenz-
pflichtigen Nutzungen, bei denen der Lizenznehmer auf
die Frequenzzuteilung unabdingbar angewiesen ist, um
eine Telekommunikationsdienstleistung für die Öffent-
lichkeit anbieten zu können (z. B. Mobilfunk), und sol-
chen, bei denen der Lizenznehmer auch auf andere
Übertragungswege (z. B. Draht) ausweichen kann.

5.8 Frequenzzuteilung

5.8.1 Versteigerungsverfahren für Funkfrequenzen

Die Regulierungsbehörde teilt Frequenzen auf der
Grundlage des Frequenznutzungsplans zu. Die Zutei-
lung erfolgt auf Antrag oder von Amts wegen. Sofern in
bestimmten Bereichen Frequenzen nicht in ausreichen-
dem Umfang vorhanden sind, können besondere Verga-
beverfahren zur Anwendung kommen. In diesem Fall ist
dem Versteigerungsverfahren der Vorzug vor dem Aus-
schreibungsverfahren zu geben, es sei denn, das Ver-
steigerungsverfahren ist nicht geeignet, die Regulie-
rungsziele sicherzustellen. Die Entscheidung über die
Wahl des Verfahrens (Versteigerungsverfahren oder
Ausschreibungsverfahren) sowie die Festlegungen und
Regeln für die Durchführung werden durch die Präsi-
dentenkammer im Benehmen mit dem Beirat getroffen.
Gegebenenfalls ist bei der sachlichen und räumlichen
Abgrenzung der Märkte das Einvernehmen des Bundes-
kartellamtes herzustellen.

Das Regelverfahren zur Vergabe der Frequenzen ist das
Versteigerungsverfahren, wie es im September 1996
erstmalig für ERMES angewendet wurde und im Herbst
1999 von der Regulierungsbehörde für GSM 1800 sowie
im kommenden Jahr für UMTS vorgesehen ist. Die Re-
gulierungsbehörde geht davon aus, dass mit diesem
Versteigerungsverfahren das Ziel der effizienten Zutei-
lung der Frequenzen deshalb am ehesten zu erreichen
ist, weil der oder die Meistbietenden den Frequenzen
den höchsten wirtschaftlichen Wert zumessen.

5.8.2 Ausschreibungen für Funkfrequenzen

5.8.2.1 Beispiel Funkanbindung von Teilnehmeran-
schlüssen mittels Punkt-zu-Mehrpunkt-
Richtfunk (WLL-PMP-Rifu)

Für Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunkanlagen zur Reali-
sierung drahtloser Teilnehmeranschlüsse in der Art der
Wireless Local Loop (WLL) stehen die Frequenzberei-
che 2540 bis 2670 MHz und 3410 bis 3580 MHz sowie
Teile des 26 GHz-Bereichs zur Verfügung. Diese Fre-
quenzen sind dem Sprachtelefondienst mit ISDN-
Leistungsmerkmalen gewidmet, das Angebot anderer
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Telekommunikationsdienstleistungen ist zulässig. Nach
Anhörung der betroffenen Kreise Anfang 1998 wurde
mit der Amtsblattverfügung 55/1998 die Vergabe von
WLL-Frequenzen für Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunk
zur Funkanbindung von Teilnehmeranschlüssen als ein
zweistufiges, sich zeitlich aneinanderreihendes Verfah-
ren (1. Stufe: Antragsverfahren; 2. Stufe: Ausschrei-
bungsverfahren) festgelegt.

Nach dem Antragsverfahren waren 2387 Anträge hin-
sichtlich des beantragten Frequenzbedarfs und der örtli-
chen Lage der jeweiligen Versorgungsbereiche im
Rahmen eines Auswerteverfahrens zu beurteilen. In Re-
gionen mit Frequenzknappheit werden daher die Fre-
quenzen im Rahmen einer Ausschreibung vergeben. Die
Ausschreibungsunterlagen und die in den jeweiligen
Versorgungsbereichen zur Ausschreibung kommenden
Frequenzen sind im Amtsblatt Nr. 06/99 mit Vfg. 33/99
veröffentlicht worden. Insgesamt haben im Ausschrei-
bungsverfahren 32 Bewerber insgesamt 1450 Bewer-
bungen abgegeben. Die Zuschlagsentscheidungen für
die Ausschreibungsbereiche sind im August 1999 durch
die Präsidentenkammer der Regulierungsbehörde er-
folgt.

Für die Regionen in den Frequenzbereichen 2540 bis
2670 MHz, 3410 bis 3580 MHz und 26 GHz, in denen
keine Frequenzknappheit aufgetreten ist, wurden von
der Regulierungsbehörde Frequenzen ohne Ausschrei-
bung zugeteilt.

5.8.2.2 Beispiel Digitaler terrestrischer Tonrund-
funkdienst (T-DAB)

Am 30. September 1998 hat die Regulierungsbehörde
für mehrere Bundesländer das T-DAB-Frequenz-
vergabeverfahren (Antragsverfahren für den T-DAB-
Regelbetrieb) eröffnet. Inzwischen konnten die Antrags-
verfahren für die Länder Bayern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen, Brandenburg, Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz abgeschlossen und die benötigten
Frequenzen zugeteilt werden. Bis zum Jahresende wird
dies auch für die Vergabeverfahren für Berlin (hier war
eine Ausschreibung erforderlich) und Nordrhein-
Westfalen gelten. Die fünf norddeutschen Länder,
Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Niedersachsen
und Mecklenburg-Vorpommern, sind zur Zeit dabei, die
Vorbereitungen für eine Vergabe abzuschließen. Sie ha-
ben gemeinsam mit den beiden übrigen Ländern, Hes-
sen und Saarland, noch bis zum 31. Dezember 1999
Gelegenheit, das T-DAB-Antragsverfahren über die Re-
gulierungsbehörde einzuleiten.

5.8.3 Allgemeinzuteilungen von Frequenzen

Allgemeinzuteilungen erfolgen in der Regel von Amts
wegen durch die Regulierungsbehörde und gestatten die
Nutzung von bestimmten Frequenzen durch die Allge-

meinheit oder einen nach allgemeinen Merkmalen be-
stimmten oder bestimmbaren Personenkreis. Allge-
meinzuteilungen erfolgten beispielsweise für Schnurlose
Telekommunikationsanlagen im Bereich der öffentli-
chen Mobilfunknetze (Standards CT 1+; CT2 und
DECT), Mobilfunkgeräte im Satellitenfunk, CB-Funk
(Teilbereich und für digitale Datenübertragung), Kurz-
streckensprechfunk (so genanntes „Freephone“), grund-
stücksbezogene Datennetze (RLAN) und Kleinleis-
tungsanwendungen (z. B. Garagentoröffner, drahtlose
Audioverbindungen).

Mit typenbezogenen Allgemeinzuteilungen können
wirtschaftlich wie technisch bedeutsame und innovative
Funkanwendungen realisiert werden, die nicht in die
bestehenden Vorschriften einzuordnen sind. Die typen-
bezogene Allgemeinzuteilung ist für innovative Ent-
wicklungen, die eine Massenproduktion erwarten las-
sen, häufig der Auslöser für die Erarbeitung der ent-
sprechenden Vorschriften. Auf deren Basis können
reguläre Frequenzzuteilungen erfolgen. Als Beispiel sei
die Einführung von elektronischen Wegfahrsperren bei
Kraftfahrzeugen genannt, die in den Jahren 1994 und
1995 eingeführt und 1997 durch eine entsprechende
Zulassungsvorschrift abgedeckt wurden (hieraus resul-
tieren die vergleichsweise hohen Zahlen in den Jahren
1995 bis 1997).

5.8.4 Einzelzuteilungen

Einzelzuteilungen erfolgen durch die Regulierungsbe-
hörde auf Antrag an natürliche oder juristische Perso-
nen oder Personenvereinigungen.

5.8.4.1 Nichtöffentlicher Mobilfunk

Der nichtöffentliche Mobilfunk hat ungeachtet der fort-
schreitenden Verbreitung der lizenzierten Mobilfunk-
dienste für die Öffentlichkeit in den vergangenen Jahren
seine Position als kostengünstige und auf die individu-
ellen Bedürfnisse zugeschnittene Alternative behauptet.
Kernstück des nichtöffentlichen Mobilfunks ist der Be-
triebsfunk. Dieser dient der innerbetrieblichen Kommu-
nikation im industriell-gewerblichen Bereich, z.B. von
Industriebetrieben, Verkehrs- oder Transportunterneh-
men sowie im Bereich der Verwaltung, etwa Kommu-
nen und Straßenmeistereien. Eine spezielle Ausprägung
ist der Funk der Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS), z. B. Polizei, Feuerwehr und
Rettungsdienste. Die Frequenzzuteilung in diesem Be-
reich setzt die Zustimmung der jeweils zuständigen
obersten Bundes- oder Landesbehörden voraus. Von
größerer Bedeutung ist auch der Personenruf-Funk. Ein
weiterer Teilbereich des nichtöffentlichen Mobilfunks
ist der Daten- und Fernwirkfunk (Fernsteuerungen von
Maschinen, Datenfernabfragen, Verkehrsleitsysteme,
Alarmanlagen).
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A b b i l d u n g  7

Funkanlagen im nichtöffentlichen Mobilfunk

A b b i l d u n g  8

Bearbeitete Vorgänge im nichtöffentlichen Mobilfunk

5.8.4.2 Satellitenfunk

Die Nutzung von Frequenzen für ortsfeste Sende-
Erdfunkstellen (Bodensegment) des Satellitenfunks – in
erster Linie handelt es sich hierbei um VSAT (Very
Small Aperture Terminal) und SNG (Satellite News
Gathering)-Anlagen – bedarf in Deutschland einer Ein-
zelzuteilung. Im Bereich des Mobilfunkdienstes über
Satelliten erteilt die Regulierungsbehörde in der Regel
Allgemeinzuteilungen für die mobilen Endgeräte. Die
Frequenzzuteilung erfolgt in den dem Satellitenfunk zu-

gewiesenen Frequenzbändern auf der Grundlage der
nationalen und internationalen Frequenzkoordinierung.
Im Bereich des Festen Funkdienstes über Satelliten die-
nen Satellitenfunkanlagen häufig der Datenübertragung
zu einem oder einer Vielzahl weit entfernter Standorte,
die über das gesamte Bundesgebiet verstreut liegen kön-
nen. Anwendungsbeispiel hierfür ist das Netz von Mi-
neralölkonzernen, das der Übermittlung von Daten via
Satellit, z. B. von Bestellungen der angeschlossenen
Tankstellen an die zentrale Logistik, dient.

Bearbeitete Vorgänge
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A b b i l d u n g  9

Frequenzzuteilungen im Satellitenfunk

Der kontinuierliche Zuwachs im Satellitenfunk resul-
tiert aus der Zunahme an Datenübertragungen und einer
qualitativ hochwertigen und kostengünstigen Alternati-
ve zu den drahtgebundenen, breitbandigen Anwendun-
gen. Als technisch und wirtschaftlich bedeutsame Inno-
vation in diesem Bereich ist die geplante Einführung
von rückkanalfähigen Systemen hervorzuheben. Da-
durch sind interaktive Anwendungen, wie Internetan-
schluss oder Video-on-Demand, via Satellit möglich.

5.8.4.3 Richtfunk

Neben den klassischen Einsatzzwecken hat sich der
Richtfunk im Zusammenhang mit dem Aufbau von Mo-
bilfunknetzen als kostengünstiger und flexibler Übertra-
gungsweg etabliert. Mit der Frequenzzuteilung durch
die Regulierungsbehörde ist die Voraussetzung gegeben,
allen interessierten Bedarfsträgern einen wettbewerbs-
neutralen und schnellen Zugang zum Richtfunk zu er-
möglichen. Ziel ist die effiziente und störungsfreie Nut-
zung von Richtfunkfrequenzen in Deutschland und in
den Nachbarländern.

Für Frequenzzuteilungen zum Betreiben digitaler
Punkt-zu-Punkt-Richtfunkanlagen stehen u. a. die Fre-
quenzbereiche 7-, 13-, 15-, 23-, 26- und 38 GHz zur
Verfügung. Insgesamt bestehen derzeit 40400 Richt-
funkstrecken in Deutschland. Die Regulierungsbehörde
teilt jährlich Frequenzen für durchschnittlich 8000 neue
Punkt-zu-Punkt-Richtfunkstrecken zu.

5.8.4.4 Rundfunk

Für die Rundfunkversorgung werden geeignete Fre-
quenzen benötigt, deren Bereitstellung dem Bund ob-
liegt. Zur Bereitstellung einer geeigneten, störungsfreien
und dem jeweiligen Versorgungsauftrag angepassten
Rundfunkfrequenz sind umfangreiche theoretische bzw.
messtechnische Untersuchungen erforderlich. Die An-

forderung besteht darin, zusätzliche Sender verträglich
in das bestehende Sendernetz einzupassen. Nach der
Planung und einer nationalen Abstimmung mit dem be-
stehenden Rundfunksendernetz erfolgt eine Koordinie-
rung der kennzeichnenden Merkmale mit anderen
Funkdiensten und den betroffenen ausländischen Tele-
kommunikationsverwaltungen.

Eine weitere Voraussetzung für die Zuteilung von Fre-
quenzen zur Übertragung von Rundfunkprogrammen im
Zuständigkeitsbereich der Länder ist das Vorliegen ei-
ner medienrechtlichen Genehmigung der zuständigen
Landesbehörde für die zu übertragenden Rundfunkpro-
gramme.

Im Jahr 1998 wurden im Bereich des Rundfunks insge-
samt 644 Frequenzen zugeteilt, die sich auf die Bereiche
T-DAB, DVB-T, analoger Tonrundfunk (UKW, MW,
KW) und analoges TV verteilen.

5.8.4.5 Frequenzen für innovative
Funkanwendungen

Frequenzzuteilungen für die Nutzung durch Versuchs-
funkstellen werden erteilt

– im Rahmen der Entwicklung und Erprobung neuer
Funkanlagen und Funktechniken,

– zum Test komplexer Funknetzstrukturen,

– zu Funkausbreitungsmessungen und

– für Sonderanwendungen, z. B. im Rahmen von For-
schungsprojekten.

Der Versuchsfunk stellt den ersten Schritt zur Einfüh-
rung einer neuen Funkanwendung dar. Schwerpunkte
der aktuellen Neuentwicklungen sind u. a. die Entwick-
lung und der Testbetrieb von UMTS-Systemen und der
Feldtest von Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunkgeräten in
den Frequenzbereichen 3,5 und 26 GHz.

Anzahl der Frequenzzuteilungen
 im Satellitenfunk
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5.9 Vorgaben durch die Auslands-
koordinierung

Bei der Auslandskoordinierung im Mobilfunk werden
gemeinsam mit zehn Nachbarländern jährlich ca. 25000
Koordinierungsvorgänge bearbeitet. Hierbei bilden die
Funktelefonnetze nach GSM-Standard einen Schwer-
punkt, wobei auch starke Zuwächse von Koordinie-
rungsanfragen aus dem Ausland zu beobachten sind.

Die Koordinierung von Satellitensystemen erfolgt auf-
grund der überregionalen und weltweiten Versorgungs-
gebiete über die ITU. Die entsprechenden Regelungen
sind in den Radio Regulations der ITU verankert. Hier-
bei umfasst die Koordinierung nicht nur andere Satelli-
tensysteme, sondern auch die Abstimmung mit in glei-
chen Frequenzbereichen betriebenen terrestrischen
Funkdiensten.

Die Regulierungsbehörde nimmt die Aufgabe der Koor-
dinierung deutscher Satellitensysteme sowie den Schutz
bestehender Anmeldungen und terrestrischer Funk-
dienste in Deutschland wahr. Ein nationales Verfahren
zur Anmeldung von Satellitensystemen in deutschem
Namen bei der ITU wurde mit der Amtsblattverfügung
46/1999 definiert. Damit sind die Rechte und Pflichten
der Antragsteller im Rahmen einer deutschen Satelliten-
systemanmeldung festgelegt und die Rahmenbedingun-
gen für die Übertragung der Orbit- und Frequenznut-
zungsrechte vorgegeben. Die Regulierungsbehörde be-
treut derzeit 13 umlaufende und 35 geostationäre
deutsche Satellitennetzanmeldungen bei der ITU.

Bei der aktuellen Einführung von weltweiten satelliten-
gestützten Mobilfunksystemen (Satellite Personal
Communications Services, S-PCS), wie Iridium, Global-
star und ICO ist eine gemeinsame Haltung zur Nutzung
dieser Systeme in Europa notwendig. Zu diesem Zweck
wurde vom Europäischen Funkausschuss (ERC) ein
Ausschuss (Milestone Review Committee, MRC) ge-
gründet, der die Überprüfung einzelner Kandidatensys-
teme vornimmt und entsprechende Empfehlungen aus-
spricht. Von der Regulierungsbehörde werden diese
Vorgaben im Rahmen der nationalen Zuteilung und Li-
zenzierung umgesetzt.

5.10 Veranlassung der Prüfung von
Funkanlagen und Aussendungen

Die zugeteilten Frequenzen für Sendefunkanlagen und
Funkaussendungen werden auf Einhaltung ihrer recht-
mäßigen Nutzung geprüft. Die Regulierungsbehörde hat
im Jahr 1998 ca. 22300 solcher Prüfungen durchgeführt
und in rund 5600 Fällen Verstöße festgestellt und
gebührenpflichtig Maßnahmen ergriffen bzw. Aufforde-
rung zur Mängelbeseitigung, Zwangsgeld, Widerruf
der Frequenzzuteilung, Ordnungswidrigkeitenverfahren
ausgesprochen.

6. Sicherheit in der
Telekommunikation
und Jahr 2000-Problematik

6.1 Sicherheit in der Telekommunikation

Das Thema Sicherheit in der Telekommunikation er-
fährt nicht nur in Fachkreisen zunehmend einen höhe-
ren Stellenwert. Das Bundesamt für Post und Telekom-
munikation hat nach § 87 Abs. 1 TKG im Jahr 1997 ei-
nen Katalog von Sicherheitsanforderungen unter
Beteiligung der Fachöffentlichkeit (Wirtschaft, Wissen-
schaft, Verbraucherverbände) und im Benehmen mit
dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik (BSI) erstellt. Die im Rahmen einer öffentlichen
Anhörung übernommenen Änderungsvorschläge wur-
den in den Katalog eingearbeitet, der dem Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz zur Stellungnahme vor-
gelegt wurde. Die endgültige Fassung konnte im No-
vember 1997 im Bundesanzeiger veröffentlicht werden,
und ist auch auf den Internetseiten der Regulierungsbe-
hörde verfügbar.

Gemäß § 87 Abs. 2 TKG haben lizenzpflichtige Betrei-
ber von Telekommunikationsanlagen einen Sicherheits-
beauftragten zu benennen und ein Sicherheitskonzept zu
erstellen, aus dem hervorgeht,

1. welche Telekommunikationsanlagen eingesetzt und
welche Telekommunikationsdienste geschäftsmäßig
erbracht werden,

2. von welchen Gefährdungen auszugehen ist und

3. welche technischen Vorkehrungen oder sonstigen
Schutzmaßnahmen zur Erfüllung der gesetzlichen
Verpflichtungen getroffen oder geplant sind.

Das Sicherheitskonzept ist der Regulierungsbehörde
vorzulegen, verbunden mit einer Erklärung, dass die
darin aufgezeigten technischen Vorkehrungen und
sonstigen Schutzmaßnahmen umgesetzt sind oder bis zu
einem bestimmten Zeitpunkt umgesetzt werden. Stellt
die Regulierungsbehörde im Sicherheitskonzept oder bei
dessen Umsetzung Sicherheitsmängel fest, so kann sie
vom Betreiber deren Beseitigung verlangen.

Bisher liegen der Regulierungsbehörde 125 Konzepte
vor. Dabei ist von etwa 330 Lizenzinhabern der Lizenz-
klassen 1 bis 4 auszugehen (Stand: Juli 1999). Allein im
Jahr 1998 wurden 72 Sicherheitskonzepte zur Prüfung
vorgelegt – im Jahr 1999 bis dato 30 (Stand: September
1999). Diese weisen eine erhebliche Bandbreite sowohl
in ihrer Darstellung (Umfang, Übersichtlichkeit, Struk-
tur), wie auch in ihrer Aussagekraft (Gefährdungsanaly-
se, Schutzmaßnahmen, Detaillierungsgrad) auf. Lizenz-
nehmer, die Kunden mit erhöhtem Sicherheitsbedarf
haben, bauen ihre Sicherheitskonzepte bzw. die damit
verbundenen firmeninternen Arbeitsabläufe zunehmend
in QM-Systeme ein.

Ein Teil der Betreiber kam seiner gesetzlichen Ver-
pflichtung zur Vorlage eines Sicherheitskonzeptes von
sich aus nach, überwiegend erfolgte jedoch eine schrift-
liche Aufforderung durch die Regulierungsbehörde.



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 63 – Drucksache 14/2321

Das TKG sieht nach den §§ 87 und 91 Prüfun-
gen/Kontrollen dieser Telekommunikationsanlagen vor
Ort vor, um die tatsächliche Umsetzung des Sicher-
heitskonzeptes beurteilen zu können. Gründe für An-
lasskontrollen können gravierende Mängel oder Un-
stimmigkeiten im Sicherheitskonzept sein oder auch
Beanstandungen von Außen. Mit Prüfungen – unter
Beteiligung des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz – wurde im Frühjahr 1999 begonnen. Zur Ge-
winnung statistischer Erkenntnisse ist eine höhere An-
zahl der Vor-Ort-Prüfungen erforderlich.

6.2 Probleme des Datumswechsels in der
Telekommunikationsinfrastruktur beim
Übergang zum Jahr 2000

Anfang Oktober 1998 – und in einer weiteren Aktion im
Mai 1999 – wurden 282 lizenzierte Telekommunikati-
onsunternehmen aus den Bereichen Mobilfunk, Bün-
delfunk, Satellitenfunk, Überlassen von Übertragungs-
wegen und Sprachtelefondienst gebeten, Angaben zu
ihren Maßnahmen zur Vorbereitung auf den Datums-
wechsel zu machen. Dabei sollten die Lizenznehmer
Informationen etwa darüber abgeben, ob sie u. a. Be-
standsanalysen und Prüfungen potenziell gefährdeter
IT-Anwendungen oder der IT-gestützten Telekommuni-
kationssysteme vorgenommen haben, welche Vorkeh-
rungen zur Gewährleistung der Verfügbarkeit getroffen
wurden, Probleme bei Netzübergängen zu anderen
Betreibern erwartet werden oder, beispielsweise, ob
Probleme bei der Rechnungserstellung zu erwarten sind.
Dem Schreiben war ein kurz gefasster Informationstext
beigegeben worden, der beispielhaft einen Aktionsplan
zur Bewältigung der Jahr-2000-Umstellung enthielt.

Die eingegangenen Antworten lassen den Schluss zu,
dass alle größeren Telekommunikationsunternehmen für
die Problematik sensibilisiert sind und entsprechende
Maßnahmen eingeleitet haben. Vielfach haben sie hier-
zu Projektgruppen eingerichtet, die entweder der un-
mittelbaren aktiven Steuerung durch Mitglieder der Ge-
schäftsleitung (z. B. Vorstände) unterstehen, oder der
Firmenleitung regelmäßig zu berichten haben.

Etwa ein Viertel der Lizenznehmer, die auf die Befra-
gung reagiert haben, räumt ein, fehlerhafte Komponen-
ten (Soft- bzw. Hardware) ermittelt zu haben. Zur Si-
cherstellung der Verfügbarkeit führen die meisten Un-
ternehmen Tests durch, die je nach Komplexität der
Anwendungen Einzeltests oder Systemtests beinhalten
bzw. mit Testsystemen erfolgen.

In verstärktem Maße bedienten (und bedienen) sich die
Unternehmen für die Analysearbeit des Instruments der
„Bescheinigung der Jahr-2000-Fähigkeit“ der einge-
setzten Produkte (Soft- und Hardware), d. h. sie erbitten
von ihren Soft- oder Hardwarelieferanten diese Testate –
häufig verbunden mit dem Wunsch nach Zusicherung
der diesbezüglichen „Garantie“. Eine uneingeschränkte
Gewährleistung wird hierbei in der Regel von den Zu-
lieferern jedoch nicht generell übernommen.

Von den Unternehmen, die zur Thematik möglicher
Probleme bei Netzübergängen zu anderen Netzbetrei-
bern Stellung nahmen, werden grundsätzlich keine Be-
einträchtigungen erwartet. Zahlreiche Unternehmen
führen hier aber derzeit noch entsprechende Prüfungen
durch. Auch bei der Rechnungslegung werden keine
Probleme erwartet. Einige Unternehmen simulieren der-
zeit Testrechnungen.

Notfallvorsorge für den Zeitpunkt des Jahreswechsels
möchte ein Teil der TK-Betreiber treffen. Einige ma-
chen dies vom Ergebnis der noch laufenden Untersu-
chungen abhängig, d. h. von der Kritikalität der mögli-
cherweise betroffenen Systeme und wollen dann über
Notfallpläne entscheiden.

Tests zwischen nationalen Netzbetreibern
Im Rahmen der Unterarbeitsgruppe „Y2K“ des AKNN
(Arbeitskreis für technische und betriebliche Fragen der
Nummerierung und Netzzusammenschaltung) wurde
die Durchführung eines Netzzusammenschaltungstests
(Interoperabilitätstest) mit Netzbetreibern der nationalen
deutschen Telekommunikationsnetze vereinbart.
Gegenstand der Testdurchführung sollte der Nachweis
der reibungslosen Funktionalität von Telekommunikati-
onsdiensten im Schmalbandbereich über die nationalen
Netzübergänge bei den kritischen Datumsübergängen
des Milleniumwechsels sein.
Testtermin war die 36. Kalenderwoche (06. bis
10. September 1999); zentraler Punkt der Testkonfigu-
ration war das Testzentrum für Vermittlungssysteme der
Deutschen Telekom in Nürnberg als Hub für die ange-
schalteten nationalen Netzbetreiber. Die Labors der Be-
teiligten Telekommunikationsnetzbetreiber waren über
DSV2-Verbindungen an das Testzentrum angebunden.
An dem Interoperabilitätstest beteiligten sich mehrere
Netzbetreiber sowie ein Hersteller von Telekommunika-
tionsanlagen.
Für den Nachweis der Interoperabilität der nationalen
Netze an den kritischen Datumsübergängen (Rollover),
wie z. B. des Milleniumwechsels, wurden folgende Zeit-
bereiche für den Interoperabilitätstest der nationalen
Netzbetreiber ausgewählt:
8. September 1999 auf 9. September 1999,
31. Dezember 1999 auf 1. Januar 2000, 28. Februar
2000 auf 29. Februar 2000, 29. Februar 2000 auf
1. März 2000, 31. Dezember 2000 auf 1. Januar 2001
und 28. Februar 2001 auf 1. März 2001.
Der Test wurde mittlerweile erfolgreich, d.h. ohne Fest-
stellung von „Jahr-2000-Fähigkeits“-Fehlern, durchge-
führt.
In einem weiteren Test wurde das Rating- und Billing-
Verhalten untersucht. Hierzu wurden die Testdaten des
Interoperabilitätstests zugrundegelegt. Die Auswertun-
gen begannen im Anschluss an den Interoperabili-
tätstest; die vollständigen Ergebnisse hieraus liegen der-
zeit (Mitte September 1999) noch nicht vor. Mit
nachteiligen Ergebnissen ist aufgrund bisheriger Erfah-
rungen nicht zu rechnen.
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7. Sonstige Technische Regulierung

7.1 Die Bedeutung von Normen und
Standards im Regulierungsumfeld

Vor dem Hintergrund der weltweiten Liberalisierung
der Telekommunikationsmärkte gewinnen einheitliche
Standards und Normen gegenüber nationalen Zulas-
sungsvorschriften eine immer größere Bedeutung. Sie
ermöglichen diskriminierungsfreie, globale Kommuni-
kationsstrukturen und schaffen eine der wesentlichen
Voraussetzungen für europa- und weltweite Märkte für
Telekommunikationsdienstleistungen, -systeme, und
-endgeräte.

Die Vertretung in nationalen Gremien im Bereich der
Telekommunikation wird von der Regulierungsbehörde
wahrgenommen. Dies erfolgt durch Mitarbeit auf den
Arbeitstagungen relevanter Gremien, wie z.B.
DIN/DKE; ZVEI und in den Spitzengremien der Ak-
kreditierung.

Die Wahrnehmung der Interessen im internationalen
Bereich wie zum Beispiel

– die Umsetzung von nationalen und europäischen
Regulierungszielen im Telekommunikationssektor in
Standards und Normen,

– die Berücksichtigung nationaler Interessen in den
Lenkungs- und Aufsichtsgremien sowie

– die Entscheidungsfindung in Standardisierungs-,
Frequenz-, Sicherheits- und sonstigen regulierungs-
relevanten Fragen

wird eingehend unter Kapitel B.8 (Internationale Akti-
vitäten) beschrieben.

Die Regulierungsbehörde hat dabei Positionen erarbeitet
und bei der Bereitstellung von Standards, insbesondere
in den Bereichen EMV, EMVU, Funkverträglichkeit,
Mobilfunk, Rundfunk, Satellitenfunk, Nummerierung,
offene Schnittstellen, offener Netzzugang, Ende-zu-
Ende-Kommunikation und Sicherheit in der Telekom-
munikation erfolgreich mitgewirkt.

7.1.1 Tätigkeitsbereiche in Gremien

Aus der Arbeit in unterschiedlichen nationalen und in-
ternationalen Gremien sind insbesondere die nachfol-
genden Schwerpunkte erwähnenswert:

– Mitarbeit an Normen und Standards zur Umsetzung
der Zielsetzungen einer effizienten Nutzung von be-
grenzten Ressourcen, der Herstellung funktionsfähi-
gen Wettbewerbs und des Kundenschutzes (TKG,
EMVG und R&TTE).

– Im Europäischen Institut für Telekommunikations-
normen (ETSI) wurde im Jahr 1998 die Hinterle-
gung elektronischer Schlüsselpaare verhindert. Die-
ses Verfahren besaß den gravierenden Nachteil, dass
die Kommunikation von Personen im deutschen Ho-
heitsbereich dann aus einem Land X überwachbar
geworden wäre, wenn sie mit einer überwachten Per-

son im Land X kommuniziert hätte. An einer gene-
rellen Lösung wird noch gearbeitet.

– Zwischen Netzbetreibern und berechtigten Behörden
konnte eine Schnittstelle zur technischen Umsetzung
von gesetzlich vorgesehenen Überwachungsmaß-
nahmen der Telekommunikation standardisiert wer-
den, die nahezu vollständig der in Deutschland ge-
setzlich vorgeschriebenen Lösung entspricht. Im
Jahr 1999 wird die Arbeit an der genannten Schnitt-
stelle weitergeführt mit dem Ziel, eine europaweite
einheitliche Schnittstelle über das Internet zu stan-
dardisieren.

– Sicherstellung der Interoperabilität wird u. a. durch
die Forderungen an die Zeichengabe für die Bereit-
stellung von Diensten und den Betrieb von Netzen
gewährleistet. Dabei werden sowohl die Zeichenga-
beprotokolle als auch die Zeichengabenetze betrach-
tet (Vergabe von Landeskennzahlen, Kodes für In-
ternationale Signalisierungspunkte ISPC).

7.1.2 Internationale Verbindungs- und Koordinie-
rungsstelle

Im Rahmen internationaler Verpflichtungen und der
Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland bei der
ITU nimmt die Regulierungsbehörde als Verbindungs-
stelle Aufgaben zur Herstellung der Öffentlichkeit wahr.
Für den Telekommunikationssektor der ITU übernimmt
die Regulierungsbehörde u. a. die nationale Koordinie-
rung von Expertengruppen sowie die vom „Beirat für
Standardisierung in der Telekommunikation und für
Funkfragen“ zugewiesenen prozeduralen Aufgaben hin-
sichtlich der Abstimmung und Einreichung von deut-
schen Beiträgen sowie das Abfragen und die Abgabe der
deutschen Position bei der Annahmeprozedur neuer
Empfehlungen.

Die internationale Verbindungsstelle hat weiterhin die
Aufgabe, die Abgabe der Stellungnahmen der Regulie-
rungsbehörde im Rahmen der Abstimmungsverfahren
der unterschiedlichen Normungsorganisationen (z. B.
dem Europäischen Institut für Standardisierung in der
Telekommunikation – ETSI – und DIN/DKE) vorzu-
nehmen.

7.2 Zulassungsvorschriften

Zulassungsvorschriften sind immer dann erforderlich,
wenn Endgeräte die gemäß TKG/TKZulV (Telekom-
munikations-Zulassungs-Verordnung) geforderten
grundlegenden Anforderungen einhalten müssen oder
wenn für Funkeinrichtungen die effiziente und stö-
rungsfreie Spektrumsnutzung nachgewiesen werden
muss. Im Interesse eines einheitlichen europäischen
Marktes werden nationale Vorschriften zunehmend
durch europäisch harmonisierte Normen abgelöst. Im
Betrachtungszeitraum wurden 27 Zulassungsvorschrif-
ten neu erstellt. 24 Zulassungsvorschriften sind in Bear-
beitung.
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7.3 Ausschuss für Technische Regulierung in
der Telekommunikation

Vorschriften mit technischen Konsequenzen, die das
Marktgeschehen beeinflussen, werden der interessierten
Öffentlichkeit vor Inkrafttreten zur Kommentierung zu-
gänglich gemacht. Dies erfolgt im Ausschuss für Tech-
nische Regulierung in der Telekommunikation und sei-
nen Arbeitsgruppen. Der Ausschuss hat sich 1998 neu
konstituiert und eine neue Geschäftsordnung verab-
schiedet, um den Auswirkungen der fortgeschrittenen
Liberalisierung besser Rechnung tragen zu können.
Derzeitige Arbeitsschwerpunkte sind die Umsetzung
und Anwendung von Rechtsvorschriften der Regulie-
rungsbehörde und die Bewältigung der stark zunehmen-
den Verträglichkeitsprobleme zwischen Telekommuni-
kationssystemen, -diensten und anderen elektroni-
schen/elektrischen Geräten und Installationen.

7.4 Qualitätsmanagement-Zertifizierung

Seit 1996 zertifiziert die Regulierungsbehörde Quali-
tätsmanagementsysteme. Zertifizieren heißt, ein Quali-
tätsmanagementsystem, das sich eine Firma aufgebaut
hat, durch einen unabhängigen Dritten (Regulierungs-
behörde) im Hinblick auf die Einhaltung der Norm DIN
EN ISO 9000ff zu begutachten.

Ein zertifiziertes Qualitätsmanagement-System bringt
dem Inhaber eines Zertifikats eine Reihe von Wettbe-
werbsvorteilen. Hersteller von Telekommunikations-
endgeräten haben so die Möglichkeit, ihre Geräte ge-
mäß §§ 10 und 11 TKZulV 1997 über ihr Qualitätsma-
nagement-System zuzulassen und damit ihren Aufwand
für die Zulassung spürbar zu verringern. Darüber hinaus
machen Auftraggeber, insbesondere aus dem öffentli-
chen Bereich, ihre Auftragsvergabe immer öfter vom
Nachweis eines zertifizierten Qualitätsmanagement-
Systems abhängig.

7.5 Elektromagnetische Umweltverträglichkeit

Auf Grundlage von § 59 TKG i. V. m. § 6 TKZulV führt
die Regulierungsbehörde das Standortbescheinigungs-
verfahren zur Gewährleistung des Schutzes von Perso-
nen in elektromagnetischen Feldern durch. Die Stand-
ortbescheinigung ist Grundlage des in der 26. Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über elektromagnetische Felder –
26. BImSchV) geregelten Anzeigeverfahrens für Hoch-
frequenzanlagen.

Im Rahmen des Standortbescheinigungsverfahrens wird
gemäß der Amtsblattverfügung 306/97 des ehemaligen
BMPT jede ortsfeste Sendefunkanlage (eine äquivalente
Strahlungsleistung von größer/gleich 10 Watt vorausge-
setzt) auf die Einhaltung der Personen- und Herz-
schrittmachergrenzwerte überprüft. Nur wenn die Ein-
haltung dieser Grenzwerte sichergestellt ist, erteilt die
Regulierungsbehörde eine Standortbescheinigung (vor

dem 1. Januar 1998 erfolgte dies durch das BAPT). Oh-
ne eine gültige Standortbescheinigung darf vom Betrei-
ber eine ortsfeste Sendefunkanlage (z.B. Mobilfunkba-
sisstation) nicht in Betrieb genommen werden.

10 % der im Rahmen des Standortbescheinigungsver-
fahren neu bescheinigten Standorte werden einer stich-
probenartigen Nachüberprüfung unterzogen. Es wird
somit nicht nur vor der Inbetriebnahme, sondern auch
während des Betriebes die Gewährleistung des Schutzes
von Personen in elektromagnetischen Feldern überprüft.
Im Jahr 1998 wurden 1023 Nachüberprüfungen durch-
geführt. Bis Mitte dieses Jahres wurden bereits 400
Nachüberprüfungen durchgeführt. Abgesehen von er-
forderlichen Korrekturen zeigte das Ergebnis der durch-
geführten Nachüberprüfung, dass an keinem Standort
eine Überschreitung der Personenschutzgrenzwerte auf-
trat.

Um der nach dem Gesetz über den Amateurfunk (Ama-
teurfunkgesetz AFuG) geforderten Eigenverantwortlich-
keit des Funkamateurs Rechnung zu tragen, wurde zur
Gewährleistung des Schutzes von Personen in elektro-
magnetischen Feldern eine Dokumentationspflicht für
Funkamateure eingeführt. Funkamateure, die eine orts-
feste Amateurfunkstelle mit einer äquivalenten Strah-
lungsleistung ab 10 Watt betreiben, müssen der Regulie-
rungsbehörde die Einhaltung der Grenzwertanforderun-
gen dokumentieren.

Um Forderungen der Bürger nach Schutz vor elektro-
magnetischen Aussendungen gerecht zu werden, wurde
für Sendeanlagen mit einer Sendeleistung größer 10
Watt ein Verfahren eingeführt, mit dem der Nachweis
zur Einhaltung von Grenzwerten erbracht wird. In
funktechnisch schwierigen Fällen bedarf der rechneri-
sche Nachweis zusätzlich einer messtechnischen Verifi-
zierung. Hierzu wurden annähernd 1100 Messaufträge
vom Prüf- und Messdienst (PMD) der Regulierungsbe-
hörde durchgeführt.

7.6 Elektromagnetische Verträglichkeit (EMV)

Die Regulierungsbehörde wirkt in nationalen und inter-
nationalen EMV-Normungsgremien mit. Hierbei wer-
den Fachbeiträge für die Gestaltung harmonisierter eu-
ropäischer EMV-Normen eingebracht. Diese Fachbei-
träge sind in der Regel durch Untersuchungen im
Prüflabor der Regulierungsbehörde belegt und berück-
sichtigen die Anforderungen aus dem Frequenzbe-
reichszuweisungsplan und den dabei abgeleiteten Ver-
träglichkeiten. Zur EMV-Normenanwendung wurden
zahlreiche Kunden individuell oder in Gruppen (z. B.
auf Tagungen) beraten.

Im Arbeitskreis Rundfunkempfangsanlagen werden u.a.
Probleme der elektromagnetischen Verträglichkeit zwi-
schen Funkdiensten und gleichfrequent genutzten Ka-
belverteilsystemen diskutiert. Zur weiteren Verbesse-
rung der EMV-Anforderungen an Geräte der Unterhal-
tungselektronik und zwischen Funk- und Kabelanlagen
für die Verteilung von Rundfunksignalen wurden ge-
meinsam mit den Geräteherstellern und Netzbetreibern
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Vorschläge zur Aktualisierung der gültigen Normen
hinsichtlich Störstrahlung und Störfestigkeit erarbeitet
und über die Nationale Normungsorganisation (DKE) in
der europäischen Normung verankert.

7.7 Benannte Stelle nach EMVG, Personen-
zulassungen

Die Regulierungsbehörde ist benannte und zuständige
Stelle gemäß EMVG. Im Rahmen der Benannten Stelle
werden EG-Baumusterprüfbescheinigungen (EG-BMB)
über die Einhaltung der Schutzanforderungen für Sen-
defunkanlagen nach § 5 Abs. 1 EMVG ausgestellt (Jahr
1998: 256 EG-BMB; Jahr 1999 (bis September): 276
EG-BMB) und als Zuständige Stelle werden technische
Berichte oder Bescheinigungen im Sinne von § 4 Abs. 2
EMVG über die Einhaltung der Schutzanforderungen
anerkannt oder ausgestellt. Letzteres ist notwendig,
wenn die vorhandenen Normen nicht oder nur teilweise
angewandt wurden oder wenn keine Normen vorhanden
sind.

Gemäß § 63 TKG benötigen Personen und Unterneh-
men, die Telekommunikationsendeinrichtungen an das
öffentliche Telekommunikationsnetz anschalten, diese
aufbauen, ändern und instandhalten wollen, eine Perso-
nenzulassung nach Personenzulassungsverordnung
(PersZulV). Ziel ist, dass nur Personen, die über eine
entsprechende berufliche Qualifikation, über die not-
wendigen Fachkenntnisse und über eine ausreichende
Ausstattung an Mess- und Prüfmitteln verfügen, in die-
sem Bereich tätig werden.

7.8 Schutz von Funkdiensten

Eine innerbetriebliche Messvorschrift wird die Außen-
stellen der Regulierungsbehörde bei ihrer Aufgabe un-
terstützen, die von den Nutzsignalen verursachten un-
erwünschten Aussendungen am Aufstell- und Betriebs-
ort der Kabeltrassen und Telekommunikationstechnik
zu bewerten. Diese Messvorschrift stößt, wegen des
Fehlens gleichartiger internationaler Vorschriften in
den EMV-Normungsgremien, auch in der nationalen
Öffentlichkeit auf großes Interesse.

Die Entwicklung von EMV-Anforderungen für Power-
line-Kommunikationsdienste, bei denen Niederspan-
nungsversorgungsnetze zur Bereitstellung von Tele-
kommunikationsdienstleistungen für die Kunden ge-
nutzt werden, wurde von der Regulierungsbehörde
messtechnisch begleitet. Auf europäischer Ebene wer-
den diese EMV-Anforderungen nunmehr in den Gre-
mien SC 210 A (CENELEC, Geräte) und TC ERM
(ETSI, Netze, Infrastrukturtechnik) behandelt. Es zeich-
net sich ab, dass für die Powerline-Kommunikations-
dienste dieselben EMV-Anforderungen (Grenzwerte)
zur Anwendung zu bringen sind, wie für andere infor-
mationstechnische oder telekommunikationstechnische
Einrichtungen.

7.9 Überwachung des EMVG

Die Regulierungsbehörde führt das EMVG aus, das in
den §§ 4 bis 6 regelt, unter welchen Voraussetzungen
Geräte (einschließlich Sendefunkgeräte) in den Verkehr
gebracht und in Betrieb genommen werden dürfen.
Gleichzeitig ist in § 8 EMVG der Regulierungsbehörde
die Befugnis erteilt, stichprobenweise die Geräte auf
Einhaltung der §§ 4 bis 6 EMVG sowie der elektrischen
Schutzanforderungen zu überprüfen und bei Nichtein-
haltung geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Bei Ver-
triebsverboten wird das so genannte Schutzklauselver-
fahren gemäß EMV-Richtlinie 89/336/EWG der Euro-
päischen Kommission durch die Überwachungsbehörde
eingeleitet. Die Kommission prüft in diesem Verfahren
sowohl mit den Inverkehrbringern als auch mit den
Überwachungsbehörden, ob diese Anordnungen zu
Recht erfolgten.

Mit der Überprüfung soll erreicht werden, dass die am
Markt erhältlichen Geräte in möglichst geringem Maß
zu elektromagnetischen Unverträglichkeiten führen.
Diese Aufgabe trägt im Übrigen nicht nur zur störungs-
freien Nutzung des Funkspektrums bei, sondern stellt
auch einen Beitrag zur Erhaltung der Chancengleichheit
am Markt dar, weil auf diese Weise minderwertige Bil-
ligprodukte, die den Schutzanforderungen nicht gerecht
werden, vom Markt genommen werden können. Bei den
Messungen wurden durchschnittlich 22 % der Geräte
beanstandet. Bei den Inaugenscheinnahmen fielen rund
2700 Geräte auf. Das entspricht einer Quote von 5,5 %.
Neben der Überprüfung von Geräten am Markt gemäß
EMV-Richtlinie und EMVG wird künftig als Folge auf
die R&TTE-Richtlinie zusätzlich mit einer Ausdehnung
auf Telekommunikationsendgeräte und Funkgeräte ent-
sprechend TKG zu rechnen sein.

Senderbetreiber haben jährlich EMV-Beiträge zu leis-
ten, mit denen ein Teil der Regulierungsbehörde entste-
henden Betriebsaufwendungen für die Störungsbearbei-
tung und die Marktüberwachung gedeckt werden. Auf-
grund der Aufwendungen für die Störungsbearbeitung
in Höhe von 46,33 Mio. DM und der Aufwendungen für
die Marktüberwachung in Höhe von 30,28 Mio. DM
wurde im Jahr 1998 eine Gesamtbeitragssumme von
76,61 Mio. DM auf die einzelnen Nutzergruppen um-
gelegt. Für die Aufwendungen bei der Störungsbearbei-
tung und der Marktüberwachung wird im Jahr 1999 ei-
ne Gesamtbeitragssumme von ca. 74,4 Mio. DM auf die
einzelnen Nutzergruppen umgelegt. Dabei belaufen sich
die Aufwendungen für die Störungsbearbeitung auf ca.
43 Mio. DM und die Aufwendungen für die Marktüber-
wachung auf ca. 32 Mio. DM.

7.10 Prüf- und Messdienst

Bei der Aufklärung elektromagnetischer Unverträglich-
keiten wurden 1998 im nationalen Bereich fast 24000
Störungsfälle bearbeitet. Dabei lag der Anteil der elek-
tromagnetischen Störungen an Ton- und Fernsehrund-
funkanlagen bei ca. 56 %. Im Rahmen von internatio-
nalen Störungsmeldungen lagen 456 Fällen vor. Für das
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erste Quartal 1999 wurden 5818 Störungsfälle bearbei-
tet.
Mit der Erteilung von Lizenzen und Zuteilung von Fre-
quenzen werden zur Sicherstellung einer möglichst stö-
rungsfreien und effizienten Frequenznutzung nach den
Vorgaben des Frequenzmanagements stichprobenweise
Überprüfungen durch den PMD vorgenommen.
Die Prüfmenge ist künftig an der Zahl der Beanstan-
dungen zu orientieren, so dass zunächst aus der
R&TTE-Richtlinie in diesem Bereich mengenmäßig
keine Änderung zu erwarten ist. Es scheint jedoch er-
forderlich, die Prüftiefe den neuen Anforderungen der
Frequenzzuteilung anzupassen.
Im Jahr 1998 wurde eine erhebliche Anzahl von Fre-
quenznutzern festgestellt, die Funkanlagen ohne eine
Frequenzzuteilung betrieben haben. Neben 11000 zu-
gelassenen Geräten, deren Betreiber auf diese Weise die
Zahlung von Frequenznutzungsbeiträgen und Gebühren
vermeiden wollten, wurden fast 1000 Nutzungen iden-
tifiziert, für die eine Frequenz gar nicht hätte zugeteilt
werden können. Hierzu gehörten auch Aussendungen
im Flugfunk.
Belegungs- und Versorgungsmessungen lassen erken-
nen, in welchem Umfang weitere Frequenznutzer in de-
finierten Frequenzbereichen zugelassen werden können
bzw. ob mit den zugeteilten Funkparametern die ange-
strebte Versorgung sichergestellt ist.
Insgesamt wurde 37 Messungen im Rahmen technisch
wissenschaftlicher Vorhaben vorgenommen, insbeson-
dere Untersuchungen zu den Abstandsradaranwendun-
gen im Automobilsektor und Messungen bei Schnur-
lostelefonen nach dem DECT-Standard gegen GSM
900/DCS 1800- Mobilfunktelefone. Darüber hinaus
wurden Messungen zur elektromagnetischen Verträg-
lichkeit in der Umwelt sowie (Rundfunk)-Versorgungs-
messungen durchgeführt.

7.11 Akkreditierung

Die Akkreditierungsstelle der Regulierungsbehörde ist
zuständig für die Akkreditierung von Prüflaboratorien,
Produktzertifizierungsstellen und Zertifizierungsstellen
von Qualitätsmanagementsystemen im gesetzlich gere-
gelten Bereich der Telekommunikation und im Bereich
der elektromagnetischen Verträglichkeit.

Die Regulierungsbehörde akkreditiert vorrangig auf den
Gebieten Telekommunikation und elektromagnetische
Verträglichkeit. Unabhängige Gutachter stellen fest, ob
die Laboratorien bestimmte Prüfungen oder Prüfungs-
arten für elektrische oder elektronische Geräte ausfüh-
ren können und ob Zertifizierungsstellen in der Lage
sind, ordnungsgemäß die Übereinstimmung der Pro-
dukte mit den anzuwendenden Normen bzw. gesetzli-
chen Anforderungen zu bescheinigen.

Insgesamt wurden von der Regulierungsbehörde seit
dem Jahr 1992 109 Prüflaboratorien und 35 zuständige
Stellen anerkannt. Zudem wurden bislang 4 Akkreditie-
rungen von Qualitätsmanagement-Zertifizierungsstellen
für den gesetzlich geregelten Bereich der Telekommu-

nikation ausgesprochen. Zur Fortführung dieser Akkre-
ditierungen und damit zur Sicherstellung der Kompe-
tenz der akkreditierten Stellen nach erfolgter Erstakkre-
ditierung sind jährliche Überprüfungen bzw. Über-
wachungen erforderlich.

Ein weiterer Aufgabenschwerpunkt der Akkreditie-
rungsstelle stellt die Überprüfung der benannten Stellen
(Notified Bodies) gemäß § 13 Beleihungs- und Akkre-
ditierungsverordnung (BAkkrV) dar. Grundlage der
Beleihung dieser Stellen ist § 62 TKG. Die Akkreditie-
rungsstelle hat seit Mitte 1998 an der Erarbeitung der
Beleihungs- und Anerkennungsverordnung (BAnerkV)
mitgewirkt, die am 22. Juni 1999 in Kraft getreten ist.
Diese Rechtsverordnung bildet im Bereich der EMV das
Gegenstück zur Beleihungs- und Akkreditierungsver-
ordnung im Telekommunikationsbereich und regelt u. a.
die Bedingungen für die Anerkennung von zuständigen
Stellen auf Grundlage des EMVG.

Nach einer intensiven Überprüfung im Rahmen der Ab-
kommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
Australien sowie Neuseeland über die gegenseitige An-
erkennung der Konformitätsbewertung (Mutual Re-
cognition Agreement) durch den australischen Akkredi-
tierer NATA, unter Beteiligung des neuseeländischen
Akkreditierers IANZ, wurde der Akkreditierungsstelle
der Regulierungsbehörde bereits im vergangenen Jahr
bestätigt, dass sie nach internatioalen Regeln arbeite
und zukünftig auch Akkreditierungen durchführen kön-
ne, die von australischer und neuseeländischer Seite voll
anerkannt würden; ein wichtiger Schritt im Zeichen
globaler Märkte.

Des Weiteren fand im März 1999 eine erfolgreiche
Evaluierung der Akkreditierungsstelle der Regulie-
rungsbehörde durch das Deutsche Akkreditierungssys-
tem unter Beteiligung internationaler Akkreditierungs-
experten statt. Zweck dieser Maßnahme ist der Nach-
weis, dass die Regulierungsbehörde die für
Akkreditierungen relevanten internationalen Vorschrif-
ten und Normen bei ihrer Tätigkeit vollständig und ord-
nungsgemäß berücksichtigt.

7.12 Beleihung privater Unternehmen mit der
Aufgabe der Zulassung

Im Bereich der administrativen Zulassung von Tele-
kommunikationseinrichtungen wurden nach § 62 TKG
im Jahr 1998 acht private Unternehmen mit der staatli-
chen Aufgabe einer benannten Stelle beliehen. Inzwi-
schen sind es jedoch nur noch sieben private Unterneh-
men, die gemäß § 62 TKG benannt sind. Gleichzeitig
stellte die Regulierungsbehörde ihre Arbeiten auf die-
sem Gebiet ein.

Für die Hersteller von Telekommunikationseinrichtun-
gen ergibt sich, dass neue Anträge auf administrative
Zulassung bei einer beliehenen Stelle ihrer Wahl einge-
reicht werden können. Damit wurde ein wesentlich
schnellerer Marktzugang ermöglicht.

Benannte Stellen können dem Anhang 5 entnommen
werden.
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7.13 Technische Umsetzung von
Überwachungsmaßnahmen

Beschränkungen des Fernmeldegeheimnisses dürfen nur
aufgrund Art. 10 Grundgesetz und den Vorschriften
nach §§ 100a und 100b Strafprozessordnung sowie der
§§ 39 und 40 Außenwirtschaftsgesetz angeordnet wer-
den.
Die technischen Einrichtungen zur Umsetzung der ge-
setzlich vorgesehenen Maßnahmen zur Überwachung
der Telekommunikation sind gemäß § 88 Abs. 1 TKG
von dem Betreiber der Telekommunikationsanlage auf
eigene Kosten vorzuhalten. Sie dürfen erst in Betrieb
genommen werden, wenn sie von der Regulierungsbe-
hörde abgenommen wurden.
Um den Aufwand für alle Beteiligten zu minimieren,
vereinbart die Regulierungsbehörde mit Herstellern der
Systemtechnik auf freiwilliger Basis die Erstellung so
genannter Rahmenkonzepte, in denen die Überwa-
chungstechnik beschrieben wird. Nachdem die Regulie-
rungsbehörde die Rahmenkonzepte einschließlich der

korrekten Umsetzung geprüft und das Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Technologie zugestimmt hat,
können sich die nach § 88 TKG verpflichteten Betreiber
in ihren Genehmigungsanträgen auf diese Rahmenkon-
zepte berufen und brauchen für die darin beschriebenen
Funktionen keine eigene Beschreibungen und Nachwei-
se vorzulegen. Inzwischen haben elf Systemhersteller
die Zustimmung zu Rahmenkonzepten erhalten. Eine
weitere Vereinfachung und Kostenersparnis für die ver-
pflichteten Netzbetreiber ist von der entsprechenden
Standardisierung beim ETSI zu erwarten.

Gemäß § 88 Abs. 5 TKG erstellen die nach den §§ 100a
und 100b Strafprozessordnung verpflichteten Betreiber
von Telekommunikationsanlagen eine Jahresstatistik
über die nach diesen Vorschriften durchgeführten
Überwachungsmaßnahmen und stellen diese der Regu-
lierungsbehörde zur Verfügung. Die einzelnen Statisti-
ken ergeben zusammengefasst folgendes Bild:

A b b i l d u n g  1 0

Jahresstatistik nach § 88 Abs. 5 TKG

1997 1998

1 Anzahl der im Kalenderjahr den Unternehmen vorgelegten Anordnungen
(ohne Verlängerungsanordnungen nach Nummer 2)

7776 9802

davon: 1.1 von der Staatsanwaltschaft getroffene Anordnungen 420 1356
davon: 1.1.1 ohne richterliche Bestätigung 264 546

2 Anzahl der im Kalenderjahr vorgelegten Verlängerungsanordnungen 1842 2032

3 Anzahl der von den Anordnungen betroffenen Anschlüsse (Jeder Anschluss mit
Mehrfachrufnummer zählt als 1 Anschluss)

3.1 Telefonanschlüsse (analog)
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1 k. A. 4043
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1 k. A. 541
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1.1 k. A. 153
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 2 k. A. 799

3.2 ISDN-Basisanschlüsse
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1 k. A. 348
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1 k. A. 43
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1.1 k. A. 15
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 2 k. A. 90

3.3 ISDN-Primärmultiplex-Anschlüsse
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1 k. A. 49
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1 k. A. 17
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1.1 k. A. 9
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 2 k. A. 1

3.4 Mobilfunkanschlüsse
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1 3828 6391
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1 375 969
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1.1 172 441
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 2 806 1299
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1997 1998

3.5 Funkrufanschlüsse
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1 181 438
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1 70 22
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1.1 105 2
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 2 6 0

3.6 Sonstige Anschlüsse
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1 0 3
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1 0 1
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 1.1.1 0 0
betroffen von den Anordnungen nach Nummer 2 0 0

k. A.: keine Angaben; das heißt, die Daten wurden von den Unternehmen nicht erfasst

7.14 Auskunftsersuchen nach § 90 TKG

§ 90 TKG regelt das Auskunftsersuchen der Sicher-
heitsbehörden. Wer geschäftsmäßig Telekommunikati-
onsdienste anbietet, ist verpflichtet, Kundendateien zu
führen, in die Rufnummern und Rufnummernkontin-
gente sowie Name und Anschrift von deren Inhabern
aufzunehmen sind, auch wenn diese Daten nicht in öf-
fentliche Verzeichnisse eingetragen sind. Die Kunden-
daten sind für den Abruf einzelner Daten verfügbar zu
halten. Der Abruf erfolgt ausschließlich durch die Re-
gulierungsbehörde in einem automatisierten Verfahren,
die die abgefragten Daten an die anfragende berechtigte
Sicherheitsbehörde weiterleitet.

Im Jahr 1998 wurden entscheidende Fortschritte beim
Aufbau des Auskunftsersuchens erreicht. Das Sicher-
heitskonzept wurde fertiggestellt und mit Stand
1. Januar 1999 dem BSI zur Prüfung übergeben. Zwi-
schenzeitig ist die Bestätigung des BSI eingegangen,
dass das erarbeitete Sicherheitskonzept geeignet ist, ein
angemessenes Schutzniveau für das Auskunftsersuchen
nach § 90 TKG zu erreichen.

Insgesamt sind die Tests zur Aufnahme des Wirkbetrie-
bes für das Auskunftsersuchen seitens der Regulie-
rungsbehörde erfolgreich verlaufen. Seit dem 15. Sep-
tember 1999 läuft der Betrieb mit Talkline und der
Mannesmann Mobilfunk GmbH. Weitere Verpflichtete
(z. B. die DeTeMobilNet GmbH zum 20. Oktober 1999)
werden Zug um Zug in das Verfahren aufgenommen.

7.15 Zivil- und Katastrophenschutz

Der Regulierungsbehörde obliegen nach dem Post- und
Telekommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG) und
den auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnun-
gen, insbesondere der Post- und Telekommunikations-
Zivilschutzverordnung (PTZSV) u. a. Aufgaben der zi-
vilen Verteidigung und des betrieblichen Katastrophen-
schutzes. Die Katastrophenschutzausbilder (KatSA) der
Regulierungsbehörde führen die Aus- und Fortbildung
im betrieblichen Katastrophenschutz für die Kräfte der
Verpflichteten durch und üben die Fachaufsicht aus.

Aufgrund der Telekommunikations-Sicherstellungs-
Verordnung vom 29. November 1997 (TKSiV) können
in Krisensituationen bestimmten Aufgabenträgern, die
lebens- oder verteidigungswichtige Aufgaben zu erfüllen
haben, Vorrechte bei der Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen eingeräumt werden. Vor Inkrafttreten der
TKSiV wurde ein vergleichbares Verfahren lediglich
von der Deutschen Telekom durchgeführt. Die darauf
basierenden Bevorrechtigungen – ca. zwei Millionen
Telefonanschlüsse – bleiben bis zum 31. Dezember
2000 in Kraft.

Zur Sicherstellung von Telekommunikationsdienstleis-
tungen bisher noch nicht festgelegter Bevorrechtigun-
gen und für Bevorrechtigungen, die nach dem
31. Dezember 2000 gültig sein sollen, müssen bevor-
rechtigte Aufgabenträger nach § 4 Abs. 1 TKSiV das
jeweilige Telekommunikationsunternehmen mit der
Ausführung der Vorbereitungsmaßnahmen zur Einräu-
mung von Vorrechten beauftragen. Der Auftrag wird
über die Regulierungsbehörde an das Telekommunikati-
onsunternehmen gesandt. Die Aufträge zur Ausführung
der Vorbereitungsmaßnahmen sollten unverzüglich er-
teilt werden, damit die Versorgung der Bevorrechtigten
mit Telekommunikationsdienstleistungen auch nach
Ablauf der Übergangsfrist gewährleistet ist. Nach Ein-
schätzung der Regulierungsbehörde müssten nach dem
neuen Verfahren etwa fünfhunderttausend bis eine Mil-
lion Anschlüsse bevorrechtigter Aufgabenträger regis-
triert werden.

8. Internationale Aktivitäten

Die Globalisierung der Weltwirtschaft schreitet in allen
Wirtschaftsbereichen – und insbesondere im Telekom-
munikationsbereich – voran. Dies erfordert von den na-
tionalen Volkswirtschaften die Anpassung ihrer Struk-
turen an die sich weltweit ändernden Rahmenbedingun-
gen. In Deutschland wurden mit dem TKG und den
nachfolgenden Rechtsverordnungen die Weichen in
Richtung Liberalisierung gestellt. Zu den Organisatio-
nen, die auf internationaler Ebene, die Rahmenbedin-
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gungen für diesen Liberalisierungsprozess mitgestaltet
haben, zählen

– die Europäische Kommission mit ihren Richtlinien
(RL) zur Liberalisierung der Telekommunikations-
und Postmärkte,

– die OECD und ihr Deregulierungsprogramm, in dem
die Notwendigkeit einer „Regulatory Reform“ fest-
gestellt wurde sowie

– die WTO und ihr Vertragswerk über Basisdienste
der Telekommunikation

Zu den vielfältigen internationalen Aktivitäten der Re-
gulierungsbehörde gehören neben der ökonomischen
Regulierung auch Aufgaben in den Bereichen Vergabe
von Frequenzen, Wegerechte, Rufnummernmanage-
ment, Störungsbeseitigung sowie Datenschutz.

8.1 Allgemeine Aspekte

8.1.1 Richtlinien der Europäischen Union und
Berichte an die Europäische Kommission

Zur Verwirklichung des Binnenmarktes für Telekom-
munikationsdienste legt das Europäische Parlament und
der Rat den Ordnungsrahmen fest. Diese sind von den
Mitgliedstaaten umzusetzen. Als grundlegende Rah-
menrichtlinie für den Telekommunikationsbereich gilt
die Richtlinie des Rates vom 28. Juni 1990 zur Ver-
wirklichung des Binnenmarktes für Telekommunikati-
onsdienste durch Einführung eines offenen Netzzugangs
(Open Network Provision – ONP, 90/387/EWG). Im
Laufe der 90er Jahre ist eine Vielzahl weiterer Richtli-
nien erlassen worden, von denen die wichtigsten in Ka-
pitel A.2.1 aufgeführt werden. Im Berichtszeitraum
wurden weitere EU-Richtlinien erlassen, wie z. B. die
Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 26. Februar 1998 über die Anwendung
des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefon-
dienst und den Universaldienst im Telekommunikati-
onsbereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld
oder die Richtlinie 1999/5/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 9. März 1999 über Funkanla-
gen und Telekommunikationsendeinrichtungen und die
gegenseitige Anerkennung ihrer Konformität.

Die Umsetzung in nationales Recht (z.B. TKG, Rechts-
verordnungen) erfolgt federführend durch das BMWi.
Die Regulierungsbehörde unterstützt das BMWi bei die-
ser Aufgabe. Den sich aus den Richtlinien ergebenden
Berichtspflichten gegenüber der Europäischen Kommis-
sion (§ 5 TKG) ist die Regulierungsbehörde nachge-
kommen.

Die Regulierungsbehörde berichtete der Europäischen
Kommission am 3. Februar 1998 über ökonomische
Kennziffern des deutschen Telekommunikationsmark-
tes. Am 8. Oktober 1998 legte die Regulierungsbehörde
der Europäischen Kommission den vierten Bericht zur
Umsetzung des Telekommunikationsregelwerkes in
Deutschland vor.

8.1.2 ECTRA

Der Europäische Ausschuss für Regulierungsangelegen-
heiten Telekommunikation (ECTRA) ist ein Fachaus-
schuss der Europäischen Konferenz der Verwaltungen
für Post und Telekommunikation (CEPT). Zu seinen
Aufgaben gehören:

– die Ausarbeitung gemeinsamer Standpunkte hin-
sichtlich der Prioritäten und Ziele der europäischen
Telekommunikation,

– die Förderung der Harmonisierung von Vorschriften
und

– die Vorbereitung gemeinsamer europäischer Stand-
punkte für Kongresse und Konferenzen internatio-
naler Organisationen im Bereich der Telekommuni-
kation.

Die Regulierungsbehörde hat sich an allen Tagungen
der ECTRA-Vollversammlung aktiv beteiligt. Der Er-
fahrungsaustausch der 43 Mitgliedsverwaltungen und
die Erarbeitung gemeinsamer europäischer Positionen
zur Regulierungspolitik in den Bereichen Lizenzierung
und Nummerierung standen im Mittelpunkt der Tätig-
keit von ECTRA. Seit 1998 wurden zwei Entscheidun-
gen und acht Empfehlungen verabschiedet, die über den
Kreis der EU-Mitgliedsländer hinaus zur Harmonisie-
rung der europäischen Telekommunikationspolitik bei-
tragen. Die Regulierungsbehörde hat sich darüber hi-
naus aktiv an der Gestaltung des seit 1998 eingeführten
Strategischen Tages beteiligt.

Vertreter der Regulierungsbehörde arbeiten in den
ECTRA-Projektteams

– Allgemeine Genehmigungen und individuelle Li-
zenzierung (PT GAIL);

– Nummerierung (PT N);

– Abrechnungsprinzipien und Regulierung der Zu-
sammenschaltungsangelegenheiten (PT APRII) und

– Technische Regulierung und Standards für Zusam-
menschaltung (PT TRIS)

mit. Durch die Vertreter der Regulierungsbehörde
konnte sichergestellt werden, dass die Arbeitsergebnisse
in den Projektteams den deutschen Bedürfnissen ent-
sprechen.

Mit dem Ziel einer europäisch-harmonisierten Vorge-
hensweise beispielsweise im Bereich der Nummerierung
wurden im ECTRA Projektteam Nummerierung (PT N)
u. a. Kennzahlen bzw. Nummernbereiche für bestimmte
Dienste und Anwendungen festgelegt. Diesbezügliche
Entschließungen und Empfehlungen wurden erarbeitet.

Für neu einzuführende Dienste wurden Beratungen über
die benötigten Nummernressourcen durchgeführt und
entsprechende Leitlinien vereinbart, damit die Regulie-
rungsbehörden bei der Beantragung dieser Ressource
unmittelbar handlungsfähig sein können.
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8.2 Besondere technische Aspekte

Die Regulierungsbehörde ist in den wichtigsten interna-
tionalen Organisationen und Gremien für den Bereich
der Telekommunikation vertreten. Hierzu gehören u. a.
die Mitarbeit

– in der Internationalen Fernmeldeunion (ITU), in der
World Telecommunication Standardisation As-
sembly (WTSA), den Beratungsgruppen Telecom-
munication Standardisation Advisory Group
(TSAG), der Radiocommunication Advisory Group
(RAG) und den regulierungsrelevanten Studien-
kommissionen,

– bei der Internationalen Standardisierungs Organisa-
tion (IEC) und beim Internationalen Sonderaus-
schuss für Funkstörungen (CISPR),

– bei der Europäischen Konferenz der Post- und
Fernmeldeverwaltungen (CEPT), beim Europäischen
Funkausschuss (ERC) und beim Europäischen Aus-
schuss für Regulierungsangelegenheiten Telekom-
munikation (ECTRA),

– bei der Internationalen Organisation für die zivile
Luftfahrt (ICAO),

– bei der Internationalen Maritim Organisation (IMO),

– bei den Plattformen für Digital Audio Broadcasting
(DAB) und Digital Video Broadcasting (DVB),

– beim Europäischen Institut für Telekommunikati-
onsnormen (ETSI) in der Generalversammlung, dem
Vorstand, den Technischen Komitees und den Pro-
jektgruppen,

– bei der Internationalen Organisation für Normung
(ISO) und

– beim Europäischen Ausschuss für Elektrotechnische
Normung (CENELEC), in den Technischen Komi-
tees (TC) und deren Untergruppen (STC) usw.

Die aktive Teilnahme an den Arbeitstagungen in den
relevanten internationalen Organisationen und Gremien
sichert die Erfüllung der Regulierungsziele, indem ei-
gene Beiträge eingebracht und Aufgaben sowie Funkti-
onen übernommen werden.

8.2.1 Internationale Aspekte im Rahmen der
Frequenzordnung

Im Rahmen der festzulegenden Frequenzordnung ge-
mäß § 1 und §§ 44ff TKG hat die Sicherstellung einer
effizienten und störungsfreien Nutzung der Frequenzen
eine besondere Bedeutung und findet deshalb ihren Nie-
derschlag in den umfangreichen Aktivitäten der Regu-
lierungsbehörde auf internationaler Ebene. Als Ziele
werden eine weltweite und vor allem europäische Har-
monisierung der Frequenznutzungen sowie die Koordi-
nation der Frequenznutzungen mit den Nachbarländern
angestrebt. Gemäß § 46 Abs. 1 TKG ist die Harmonisie-
rung der Frequenznutzungen bei der Erstellung des Fre-
quenznutzungsplans zu berücksichtigen.

Die Vorbereitung und Abstimmung der diversen Tages-
ordnungspunkte der nächsten weltweiten Funkkonferenz

(2000) in nationalen, europäischen und weltweiten
Gremien mit Herstellern, Betreibern und Nutzern sowie
anderen Verwaltungen unter Federführung des BMWi
bildete einen Schwerpunkt der internationalen Aktivi-
täten in den Jahren 1998 und 1999.
Mitarbeiter der Regulierungsbehörde waren vertreten in
52 Gremien des Funksektors der ITU, 33 Projektteams
bzw. Arbeitsgruppen des ERC und ECTRA im Rahmen
der CEPT sowie bei 66 anderen internationalen Tagun-
gen (z. B. bilaterale/multilaterale Koordinierungsver-
handlungen).
Die nachfolgend beispielhaft aufgeführten internationa-
len Aktivitäten zeigen nur einige der Arbeitsschwer-
punkte in den Gremien der ITU und CEPT auf:
– Universal Mobile Telecommunications System

(UMTS), Mobilkommunikation der dritten Genera-
tion für mögliche mobile Multimedia-Anwendungen,

– Koexistenz von Anwendungen im Festen Funkdienst
mit Teilnehmerstationen des Festen Funkdienstes
über Satelliten,

– Satellitennavigation,
– Detaillierte Spektrumsuntersuchungen (DSI) im

Rahmen der CEPT,
– Terrestrischer Digitaler Ton- und Fernsehrundfunk

(T-DAB, DVB-T),
– Terrestrische Multimediaanwendungen (Multimedia

Wireless Systems -MWS-), Rundfunkverteilsysteme
(Multi Video Distribution Systems -MVDS-), Teil-
nehmeranbindungen (Fixed Wireless Access -FWA-
bzw. Wireless Local Loop -WLL-),

– Hochleistungsfunkanlagen für Breitbanddatenüber-
tragung (High Performance Local Area Network
-HIPERLAN-).

Die Arbeitsgruppe „Radio Regulatory“ (WG RR) der
CEPT/ERC bemühte sich um möglichst weitgehende
harmonisierte rechtliche Rahmenbedingungen für die
Nutzung von Frequenzen in den Bereichen, in denen
europäisch harmonisierte Frequenznutzungen vereinbart
werden konnten. Mit den getroffenen Entscheidungen
konnten wesentliche Erleichterungen für den Zugang zu
Funkdiensten und für eine grenzüberschreitende freizü-
gige Nutzung, insbesondere von Teilnehmerendgeräten
in Mobil- und Satellitenfunknetzen, erreicht werden.
Die Revision des „Wiener Abkommens“ konnte mit
maßgeblicher Beteiligung von Vertretern der Regulie-
rungsbehörde erfolgreich abgeschlossen und auf der Ta-
gung im April 1999 zur Unterzeichnung durch die Sig-
natare verabschiedet werden. Das „Wiener Abkommen“
ist eines der wichtigsten multilateralen Frequenzkoordi-
nierungsabkommen in Europa zur Koordinierung von
Frequenzen für feste und bewegliche Dienste zwischen
29,7 und 960 MHz. Mit dem Abkommen wird der effi-
ziente und harmonisierte Frequenzeinsatz in den
Grenzgebieten der Signatare auf der Grundlage harmo-
nisierter Störungs-Berechnungsmethoden für Frequen-
zen des festen und mobilen Funkdienstes gesichert.
Im Rahmen der Gewährleistung der Frequenzordnung
erteilte die Regulierungsbehörde zahlreiche Zeugnisse
(z. B. Allgemeine Betriebszeugnisse und Beschränkt
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Gültige Betriebszeugnisse für Funker, Seefunkzeugnis-
se, Amateurfunkzeugnisse) für die Ausübung bestimm-
ter Funkanwendungen. Vertreter der Regulierungsbe-
hörde nahmen an den multilateralen Tagungen teil, auf
denen die Prüfungsanforderungen harmonisiert und die
gegenseitige Anerkennung von Zeugnissen durch die
Verwaltungen behandelt wurden.

8.2.2 Elektromagnetische Verträglichkeit
Für die effiziente und störungsfreie Nutzung von Fre-
quenzen spielt die elektromagnetische Verträglichkeit
(EMV) vor dem Hintergrund ständig zunehmender
Funkanwendungen eine immer entscheidendere Rolle.
Vertreter der Regulierungsbehörde arbeiteten mit
– in der von der Europäischen Kommission geführten

Gruppe der nationalen EMV-Experten (EMV-
Working-Party) in Brüssel (2 Sitzungen/Jahr),

– in dem von der Europäischen Kommission gebilde-
ten SLIM-Team, das sich 1998 mit Vorschlägen zur
Vereinfachung der Anwendung der EMV-Richtlinie
(Simplier Legislation of the Internal Market) be-
fasste (Abschlussreport wurde im September 1998
fertiggestellt),

– in der von der ERO und der Europäischen Kommis-
sion gemeinsam gebildeten Ad-Hoc-Group „A“
(WGRR PT11/AHG-A) mit dem Ziel der Erar-
beitung eines Konzeptes für die Marktüberwa-
chung in Europa für die von der R&TTE-Richtlinie
1999/5/EG betroffenen Funkgeräte und Telekommu-
nikationsendeinrichtungen (Abschlussbericht wurde
im April 1999 fertiggestellt),

– in der von der Europäischen Kommission einge-
richteten Arbeitsgruppe zur administrativen Koope-
ration der EWR-Marktüberwachungsbehörden nach
der EMV-Richtlinie 89/336/EWG,

– an von der Europäischen Kommission ausgerichte-
ten Workshops bezüglich der Vereinbarung über die
gegenseitigen Anerkennung (MRA) zwischen der
EU und den USA sowie Kanada auf dem Sektor der
Elektromagnetischen Verträglichkeit,

– in der von der Europäischen Kommission einge-
richteten Arbeitsgruppe zur Überarbeitung der
EMV-Richtlinie (Umsetzung der vom SLIM-Team
erarbeiteten Reports in einen neuen Richtlinien-
Entwurf) und

– im Rahmen des von der Europäischen Kommission
gebildeten „Mutual Joint Visit Programmes Market
Surveillance“.29

________________________

29 In diesem Programm sind die benannten Mitglieder aufge-
fordert, bei Besuchen in anderen EWR-Mitgliedstaaten das
jeweilige Marktüberwachungssystem des Gastlandes zu
analysieren und darüber einen mit dem Gastland abge-
stimmten Bericht an die Europäische Kommission zu ver-
fassen. In diesem Zusammenhang wurde bereits das
Marktüberwachungssystem der Regulierungsbehörde für
den EMV-Bereich am Standort München einer internatio-
nalen Besuchergruppe vorgestellt. Der deutsche Vertreter
der Regulierungsbehörde nahm bereits an einem Besuch in
Dänemark teil und ist für weitere Besuche in Portugal und
Spanien von der EU eingeplant.

8.2.3 Prüf- und Messdienst
Bei der Bearbeitung von Funkstörungen und bei der
Koordinierung von Frequenzen müssen häufig Messun-
gen beiderseits von nationalen Grenzen ausgeführt wer-
den. In den meisten Fällen wird – aus wirtschaftlichen
und sonstigen Gründen – die Hilfe und Unterstützung
der ausländischen Messdienste notwendig. Für die rei-
bungslose Durchführung der Messungen sind daher auf
internationaler Ebene die Verfahren und Messmethoden
einschließlich der Präsentation der Messergebnisse ab-
zusprechen. Die Vertreter der Regulierungsbehörde ar-
beiten deshalb aktiv in den Gremien mit, die sich mit
den Problemen der Frequenzüberwachung beschäftigen.
Innerhalb der CEPT ist dies das FM Projektteam 22 und
innerhalb der ITU die Working Party 1C.

8.2.4 Standards, Normen und Zulassungsvor-
schriften

Standards, Normen und Zulassungsvorschriften sind
Voraussetzungen für die Schaffung diskriminierungs-
freier, globaler Kommunikationsstrukturen und somit
für die europa- und weltweiten Märkte für Telekommu-
nikationsdienstleistungen, -systeme und -endgeräte un-
erlässlich. Im Jahre 1998 nahmen Vertreter der Regulie-
rungsbehörde an 279 internationalen Tagungen und im
1. Halbjahr 1999 an über 180 Tagungen teil.
Besonders hervorzuheben ist die Mitwirkung bei den
internationalen Gremien ACTE und TCAM (Telecom-
munication Conformity Assessment and Market Sur-
veillance Committee). Im Rahmen des ACTE wird an
den Entscheidungen zu gemeinsamen technischen Vor-
schriften für den Europäischen Wirtschaftsraum sowie
an der gemeinschaftsweit einheitlichen Auslegung und
Implementierung der Richtlinie 98/13/EG (ehemals
Endgeräterichtlinie 91/263/EWG und Satellitenfunk-
richtlinie 93/97/EWG) mitgewirkt.
Der Ausschuss TCAM begleitet die einheitliche Imple-
mentierung der neuen Richtlinie R&TTE in die natio-
nale Gesetzgebung der Mitgliedstaaten. Aufgrund der
grundlegenden Änderungen im Verfahrensablauf der
Konformitätsbewertung und des Marktzugangs sowie
der noch zu treffenden Maßnahmen für eine effiziente
Marktbeobachtung auf dem Gebiet der Telekommuni-
kationsendeinrichtungen sowie des überwiegenden Teils
der Funkanlagen werden hier in naher Zukunft rich-
tungweisende Entscheidungen zu treffen sein. Die Re-
gulierungsbehörde wirkt in diesem Ausschuss als Teil-
nehmer an der vom BMWi geleiteten deutschen Dele-
gation mit.

8.3 Internationale Kontakte, Besuche,
Tagungen

8.3.1 Hochrangige Treffen der Regulierungsbehör-
den, der Europäischen Kommission und der
nationalen Verwaltungen

Dieser „High-Level“-Ausschuss, denen die Präsidenten
der europäischen Regulierungsbehörden und hochrangi-
ge Vertreter von Ministerien und der Europäischen
Kommission angehören, trifft sich in regelmäßigen Ab-
ständen, führt einen intensiven Meinungsaustausch und
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berät sich zu aktuellen Fragen der Regulierung.
1998/1999 fanden insgesamt drei Treffen statt und zwar
am 17. September 1998 in Wien, am 26. Februar 1999
in Bonn und am 17. Juni 1999 in Brüssel.
Beim Bonner Treffen standen Themen auf der Tages-
ordnung wie
– die langfristige Entwicklung des von der Europäi-

schen Kommission vorgegebenen Regulierungsrah-
mens (Stichworte: Konvergenz-Grünbuch, Regulato-
rische Vorgaben, Review 1999),

– der Stand der Umsetzung der EU-Richtlinien und
Stand der Marktentwicklung (Stichwort: Vierter
Umsetzungsbericht),

– Interconnection innerhalb der EU und mit Dritt-
staaten,

– Grünbuch der Europäischen Kommission zur Fre-
quenzpolitik sowie

– Universal Mobile Telecommunications System
(UMTS).

8.3.2 Treffen der Präsidenten der europäischen Re-
gulierungsbehörden (Independent Regulators
Group – IRG)

Die IRG bringt die Präsidenten bzw. Leiter der unab-
hängigen Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union, der Schweiz, von Liechtenstein,
Norwegen und Island zusammen. Ziel der regelmäßig
stattfindenden Treffen ist es, die Kontakte zwischen den
Regulierungsbehörden zu festigen, aktuelle Regulie-
rungsthemen zu diskutieren und Erfahrungen auszutau-
schen. Schwerpunktthemen waren z. B. grenzüber-
schreitende Zusammenschaltung, die Art und Weise der
Bestimmung marktbeherrschender Unternehmen ent-
sprechend den Vorgaben der EU-Richtlinien sowie Fra-
gen des entbündelten Netzzugangs. Es fanden bislang
vier Treffen statt und zwar im November 1997 in Paris,
im März 1998 in Kopenhagen, im Oktober 1998 in
Madrid und im März 1999 in London.

8.3.3 Ausländische Gäste

Die vollständige Liberalisierung des deutschen Tele-
kommunikationsmarktes seit dem 1. Januar 1998 hat
ein enormes Interesse des Auslandes an die von der Re-
gulierungsbehörde vorgenommene Regulierung ausge-
löst. Hochrangige Gäste aus insgesamt 10 Ländern (z.B.
Australien, Brasilien, Japan, China, Russland, Türkei)
informierten sich hier vor Ort bei der Regulierungsbe-
hörde und verschafften sich aus erster Hand einen Über-
blick über die Regulierungspraxis.

9. Lage und Entwicklung auf dem
Gebiet der Telekommunikation in
den Jahren 1998 und 1999

Die Beschreibung der Lage und der Entwicklung auf
dem Gebiet der Telekommunikation wird in den folgen-

den Abschnitten anhand ausgewählter Marktstruktur-
daten vorgenommen. Dabei wird in Abschnitt 9.1 eine
Gesamtmarktbetrachtung nach den Kriterien Zahl der
Anbieter und Art der Produktdifferenzierung, Umsätze
und Investitionstätigkeit vorgenommen. In den Ab-
schnitt 9.2 bis 9.7 werden verschiedene Dienstleistungs-
segmente beschrieben. Der Beobachtungszeitraum be-
zieht sich auf die Jahre 1998 und 1999.

Die Regulierungsbehörde hat im März/April 1999 eine
Primärerhebung bei den Lizenznehmern der Lizenz-
klassen 1 (Mobilfunk), 3 (Übertragungswege), 4
(Sprachtelefondienst), den Diensteanbietern im Mobil-
telefondienst sowie den Unternehmen, die eine Verbin-
dungsnetzbetreiberkennzahl zugeteilt bekommen haben,
durchgeführt. Auf die Einbeziehung solcher Lizenz-
nehmer der Lizenzklasse 1, die nicht zu den Mobiltele-
fonnetzbetreibern zählen, sowie der Lizenznehmer der
Lizenzklasse 2 (Satellitenfunk) in die Erhebung wurde
verzichtet, da der Anteil dieser Anbietergruppen am Ge-
samtmarkt als gering eingestuft wird.

Die Erhebungsunterlagen umfassten ausschließlich den
Datenbedarf, der notwendig war, um eine Analyse der
Lage und Entwicklung sowie der Wettbewerbssituation
vornehmen zu können. Einheitlich wurden von allen
Unternehmen als Grunddaten Umsatz, Sachinvestitio-
nen, Beschäftigte und Infrastruktur abgefragt. Im Übri-
gen waren die Fragebögen den von den Unternehmen
unterschiedlich bedienten Segmenten Telekommunika-
tionsdienstleistungen auf Basis von Festnetzanschlüs-
sen, Mobilfunk, Übertragungswege und Zusammen-
schaltungen angepasst. Die Merkmale wurden jeweils
für das Jahr 1998 und für das erste Quartal 1999 erho-
ben. Die Erhebung erfolgte auf freiwilliger Basis.

Von insgesamt 198 angeschriebenen Unternehmen ha-
ben 105 an der Erhebung teilgenommen. Darunter wa-
ren allerdings nahezu alle Unternehmen mit wesentli-
chen Marktanteilen vertreten, so dass mit den erhalte-
nen Originalangaben der Markt bereits weitestgehend
beschrieben werden konnte. Ergänzende Schätzungen
auf Basis von Sekundärquellen und Clusteranalysen ha-
ben die Ergebnisse somit nur geringfügig beeinflusst.
Die Werte für das Jahr 1999 wurden aufgrund veröf-
fentlichter Erwartungen sowie der vorhandenen Quar-
talszahlen von Anfang 1999 prognostiziert.

9.1 Telekommunikationsdienstleistungen
insgesamt

9.1.1 Angebotsentwicklung

Die Dynamik des liberalisierten Telekommunikations-
marktes in Deutschland lässt sich u. a. an der stetig
wachsenden Zahl von Telekommunikationsdienstleis-
tungsanbietern erkennen. Bis September 1999 hatten
rund 1700 Unternehmen ihre Tätigkeit bei der Regulie-
rungsbehörde angezeigt. Damit sind ca. 500 Unterneh-
men seit dem Inkrafttreten des TKG am 1. August 1996
hinzugekommen.
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A b b i l d u n g  1 1

Entwicklung der Zahl der Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen

Obige Übersicht der Anbieter kann aufgrund der Anzei-
gepflicht nach § 4 TKG erstellt werden.30 Danach muss
jeder Anbieter von Telekommunikationsdienstleistun-
gen die Aufnahme, Änderung und Beendigung des Be-
triebes innerhalb eines Monats bei der Regulierungsbe-
hörde schriftlich anzeigen. Dadurch kann die vom Ge-
setzgeber beabsichtigte Markttransparenz von lizenz-
pflichtigen und lizenzfreien Angeboten erfüllt werden.

Die Unternehmen kommen im Allgemeinen ihrer Mel-
depflicht nach, wenngleich auch nicht immer innerhalb
der Fristen und gelegentlich erst nach Erinnerung. An-
zeigen werden nicht selten bei Veränderungen der
Dienstleistungsangebote versäumt, u. a. bei Ge-
schäftsaufgaben. Dies erfordert von Zeit zu Zeit Revisi-
onen und Korrekturen seitens der Regulierungsbehörde.

________________________

30 Die Angaben vor 1997 entstammen den Anzeigen aufgrund
§ 1a Abs. 1 FAG (Fernmeldeanlagengesetz)
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* Lizenznehmer, die sich sowohl im lizenzfreien als auch im lizenzpflichtigen Bereich betätigen, werden
einfach gezählt. Dadurch stimmt die Kopfzahl nicht mit dem additiven Ergebnis der Einzeldaten überein.

** Der Einbruch in der Darstellung zu Anfang des Jahres 1998 erklärt sich aus einer Revision der Anbieter-
anzeigen (Streichung von inzwischen nichtgewerblichen Angeboten oder unzutreffenden Angaben).



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 75 – Drucksache 14/2321

A b b i l d u n g  1 2

Standortverteilung der Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen

Die Telekommunikationsdienstleistungen werden für
den Zweck der Anzeige und Veröffentlichung in Kate-
gorien eingeteilt und erläutert.31 Generell ist auf den
Unterschied zwischen der Zahl der Anbieter und der
Zahl der Angebote hinzuweisen. Die Zahl der Angebote
entspricht der Häufigkeit der Nennungen pro Einzel-
dienst. So wurden durch die im September 1999 erfaß-
ten 1707 Anbieter insgesamt über 2800 Einzeldienste
angezeigt. Die Analyse der angebotenen Einzeldienste
zeigt, dass der Bereich Netzmanagementdienste mit
1070 Anzeigen dominiert. Davon entfallen 520 Anzei-
gen auf Netzzugangsdienste ins Internet.

Wie zu erwarten, ist vor allem im Bereich der sprachbe-
zogenen Festnetzdienste seit dem Wegfall des Sprach-
telefondienstmonopols ein hoher Zuwachs an Dienst-
leistungsangeboten zu verzeichnen. Innerhalb eines Jah-
res kam es jeweils etwa zu einer Verdoppelung der
Anzahl der Anbieter von Sprachdiensten, Sprachmehr-
wertdiensten und Öffentlichen Telefonstellen und damit
zu einer vermehrten Zahl von Angeboten.

________________________

31 Nach den Erläuterungen in den Amtsblattveröffentlichun-
gen enthalten Netzmanagementdienste neben den Zugangs-
diensten in Netze, z.B. von Mailboxbetreibern, Online-
dienste-Anbietern, Internet-Providern u.a. den Netzbetrieb
für geschlossene Benutzergruppen, Zusammenschaltungs-
dienste zwischen Netzen verschiedener Netzbetreiber, das
Angebot von Netzplattformen für so genannte Intelligente
Netzdienste, wie gebührenfreie Rufnummern usw., und
Callbackdienste. Unter integrierten Mehrwertdiensten
werden Videokonferenz und Business-TV subsumiert. Da-
tenmehrwertdienste sind z.B. Telefaxmehrwertdienste.
Sprachmehrwertdienste sind als Angebot von technischen
Plattformen für Sprachboxen und Audiotext sowie für Ruf-
nummernauskunftsdienste zu verstehen. Zu den Mobiltele-
fondiensten werden neben der Sprachvermittlung u.a. Fax-
und Datenübermittlung, Mailboxdienste, Übermittlung von
Kurznachrichten und Wiederverkauf gezählt.
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Angebote von Festnetz-Dienstleistungen
(Stand: September 1999)

In den Bereichen der Mobilfunk- und Satellitenfunk-
dienstleistungen blieb die Struktur nahezu unverändert.
Lediglich im Bereich der angezeigten Bündelfunk-

dienstleistungen gingen die Angebote aufgrund der Ver-
schmelzung von Unternehmen innerhalb des Jahres
1998 leicht zurück.

A b b i l d u n g  1 4

Dienstleistungsangebote des Mobil- und Satellitenfunks
(Stand: September 1999)
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9.1.2 Umsätze

Der Umsatz im Telekommunikationsmarkt insgesamt
erreichte 1998 über 105 Mrd. DM. Darin sind sowohl
Umsätze mit Telekommunikationseinrichtungen als
auch mit Telekommunikationsdienstleistungen enthal-
ten. Nach Angaben des ZVEI betrugen die Umsätze mit
Telekommunikationsgeräten (Infrastruktur und Endge-
räte) 18,4 Mrd. DM. Zu mehr als 80 % wird der Markt
von Umsätzen mit Telekommunikationsdienstleistungen
bestimmt, die 1998 ein Volumen von rund 87 Mrd. DM
darstellten. Dominierend war dabei der Konzern Deut-
sche Telekom mit einem Anteil von 74 %.

Auch 1999 ist trotz gefallener Preise mit einem Um-
satzniveau in Höhe des Vorjahrs zu rechnen. Für den
gesamten Telekommunikationsdienstleistungsmarkt
geht die Regulierungsbehörde wegen des Preisverfalls
von einem geringen Wachstum von etwa 1 % auf 88
Mrd. DM aus. Hierbei werden die Wettbewerber ihren
Marktanteil mit einem erwarteten Umsatz von 29 Mrd.
DM voraussichtlich auf 33 % steigern können.

A b b i l d u n g  1 5

Entwicklung des Telekommunikations-
dienstleistungsmarktes (Marktsegmente) 32

in Mrd. DM 1998 1999

Gesamtmarkt 87,1 87,8
Leistungen auf Basis von
Festnetzanschlüssen 45,8 40,5
Mobiltelefondienst 19,3 21,9
Mietleitungen   2,1   2,1
Carrier-Geschäft   4,9   7,0
Kabelfernsehen   4,5   4,6
sonstige 10,5 11,7

Die Bereiche Festnetzdienstleistungen und Mobilfunk-
dienstleistungen existieren trotz erster Ansätze für in-
tegrierte Dienstleistungen (Fixed-Mobile-Integration)
nahezu unabhängig voneinander. Auch sind innerhalb
des Betrachtungszeitraums von 1998 bis 1999 keine
nennenswerten Substitutionseffekte zwischen der Mo-
bilkommunikation und der Festnetzkommunikation zu
erkennen.

Die Umsätze der Festnetzwettbewerber der Deutschen
Telekom (ohne Kabelfernsehsegment und sonstige) be-
liefen sich 1998 auf 4,9 Mrd. DM. Zählt man Kabel-
fernsehen, Satellitenkommunikation und sonstige li-
zenzfreie Telekommunikationsdienstleistungen zu den
Festnetzkommunikationsdiensten hinzu, so ergibt sich
für die Wettbewerber in diesem Bereich ein Marktvolu-
men im Jahr 1998 von 7,4 Mrd. DM. Im Mobilfunk-
segment, wozu im Wesentlichen der Mobiltelefondienst
beiträgt,33 kamen die Wettbewerber 1998 auf ein Um-
satzvolumen von 15,5 Mrd. DM. Im Jahr 1999 wird für
den Festnetzwettbewerberanteil (inklusive Kabelfernse-
hen, Satellitenkommunikation und sonstige lizenzfreie
Telekommunikationsdienstleistungen) ein Umsatzvolu-
men von 10,9 Mrd. DM, für den Mobilfunkwettbewer-
beranteil ein Umsatzvolumen von 17,9 Mrd. DM er-
wartet.

Das Leistungsvolumen ist durch die verstärkte Nachfra-
ge und die Wirkungen des Wettbewerbs nachweislich
gewachsen, andererseits haben die Preise nachgegeben.
Infolge der vollständigen Wettbewerbsfreigabe erbrin-
gen die zahlreichen neuen Anbieter vermehrt Leistun-
gen, die aufeinander aufbauen. Die aggregierten Um-
satzzahlen enthalten dementsprechend in höherem Ma-
ße als bislang kumulative Effekte.

________________________

32 Umsätze ohne Fakturierung für andere Unternehmen

________________________

33 Zu den neben dem Mobiltelefondienst bestehenden Mobil-
funkdiensten Funkruf, Bündelfunk, Datenfunk, terrestri-
scher Flugfunk und Seefunk siehe weiter unten.
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Entwicklung des Telekommunikationsdienstleistungsmarktes

Die Untersuchung einzelner Segmente zeigt, dass der
Telekommunikationsdienstleistungsmarkt in Deutsch-
land, wie in anderen EU-Staaten, nach wie vor durch
feste und mobile Sprachdienste geprägt wird. Auf Leis-
tungen im Zusammenhang mit Telefonfestnetzanschlüs-
sen, im Wesentlichen Sprachtelefondienst, entfällt 1998
ein Anteil von 53 % (45,8 Mrd. DM), auf Leistungen im
Mobiltelefondienst 22 % (19,3 Mrd. DM). Im Segment
Kabelfernsehen wurden 4,5 Mrd. DM umgesetzt. Hinzu
tritt das Geschäft zwischen verschiedenen Lizenzneh-
mern (Zusammenschaltungen, Carrier-Börsen), in dem
die Anbieter ihre Vermittlungs- und Übertragungskapa-
zitäten gegenseitig nutzen. In diesem Marktsegment
wurden 1998 Umsatzerlöse von 4,9 Mrd. DM erzielt. Im
Jahr 1999 werden die Zusammenschaltungen von Wett-
bewerbern mit der Deutschen Telekom sowie unterein-
ander auf ein Volumen von ca. 7 Mrd. DM anwachsen.
Unter dem Segment „sonstige“ sind Datenkommunika-
tionsdienste, Rundfunkübertragungsdienste, Multime-
diadienste sowie verschiedene Mehrwertdienste subsu-
miert.

9.1.3 Investitionen

Das Investitionsvolumen im Telekommunikations-
dienstleistungsmarkt betrug im Jahr 1998 15,5 Mrd.
DM (einschließlich der Sachinvestitionen des Konzerns
Deutsche Telekom in Höhe von 9,37 Mrd. DM).

Davon entfielen 3,3 Mrd. DM auf die Festnetz-
Konkurrenten der Deutschen Telekom. Durch Kabel-
fernsehnetzbetreiber und lizenzfrei tätige Unternehmen
kamen weitere 0,3 Mrd. DM hinzu. In den Mobilfunk

investierten die Wettbewerber 1998 über 2,5 Mrd. DM,
1999 werden 2,7 Mrd. DM erwartet.

9.1.4 Beschäftigung

Im Bereich der Telekommunikationsdienstleistungen
waren Ende 1998 fast 220000 Beschäftigte zu verzeich-
nen. Davon entfielen mehr als 179000 Erwerbstätige
auf die Deutsche Telekom und etwa 40500 auf deren
Wettbewerber (lizenzpflichtige und nicht lizenzpflichti-
ge Dienstleistungen einschließlich Beschäftigte im
Segment Breitbandkabel). Zählt man den Bereich der
Telekommunikationsgeräteproduktion hinzu, ergibt sich
eine Gesamtzahl von über 320000 Beschäftigten in der
Telekommunikation im Jahr 1998. Für 1999 wird er-
wartet, dass der Anstieg der Beschäftigtenzahlen bei den
neuen Anbietern den Personalabbau der Deutschen Te-
lekom leicht überkompensieren wird.

Die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen im deutschen
Telekommunikationsdienstleistungsmarkt wird auf der
einen Seite durch die Personalreduzierungen der Deut-
schen Telekom und auf der anderen Seite durch den
Personalbedarf ihrer Wettbewerber bestimmt. Die Deut-
sche Telekom plant im Zeitraum von 1995 bis zum Jahr
2000 ihre Mitarbeiterzahl um 60000 auf rund 170000
zu senken. Sie geht davon aus, dass dieses Ziel bereits
vorzeitig erreicht wird. Für das Jahr 1999 ist zu erwar-
ten, dass die Zahl der Mitarbeiter um weitere 11000 auf
168000 reduziert wird. Das entspricht einem Minus von
6 %.

Die Zahl der Beschäftigten bei den Wettbewerbern (ein-
schließlich der im Segment Breitbandkabel tätigen) soll
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bis Ende des Jahres 1999 um ca. 12500 auf 53000 stei-
gen. Das entspricht einer Zunahme von 31 % gegenüber
dem Vorjahr. Bei den neuen Festnetzanbietern (Lizenz-
klassen 3 und 4) wird von 1998 auf 1999 sogar mit ei-
nem Anstieg der Erwerbstätigen von fast 50 % auf vo-
raussichtlich 28000 gerechnet. Im gleichen Zeitraum ist
im Mobiltelefondienst von einem Zuwachs um 20 % auf
über 19000 Beschäftigte auszugehen.

9.2 Telekommunikationsdienstleistungen auf
Basis von Festnetzanschlüssen34

In den beiden ersten Jahren nach der Liberalisierung des
Telekommunikationsmarktes ist das Festnetz durch
weiter steigende Anschlusszahlen sowie stark steigende
Verkehrsvolumina einerseits und in Teilsegmenten stark
fallende Preise andererseits geprägt. Mitte 1999 gab es
etwa 60 Unternehmen, die Telekommunikationsdienst-
leistungen auf Basis von Festnetzanschlüssen angeboten
haben. Davon traten 26 auch als Teilnehmernetzbetrei-
ber auf.

Telefonkanäle

Ende 1998 gab es in Deutschland über 46,5 Mio. Tele-
fonkanäle. 1999 wird diese Zahl voraussichtlich um
weitere zwei Mio. steigen (zu einem Teil durch eine
weitere Zunahme der ISDN-Kunden der Deutsche Tele-
kom und zum anderen weil sich die Anzahl der Kanäle
der Wettbewerber verdreifachen wird). Dabei stellen die
Wettbewerber zu 85 % ISDN-Kanäle bereit, die Deut-
sche Telekom nur zu etwa einem Viertel. Ende 1999
werden die Wettbewerber erst einen Anteil von 1 % bei
den Teilnehmerkanälen erreicht haben.

A b b i l d u n g  1 7

Telefonkanäle

1998 1999

Wettbewerber
Anzahl Kanäle insgesamt 160 000 500 000
davon analog 15 % 15 %
davon ISDN 85 % 85 %
Anzahl Anbieter 21
DT AG
Anzahl Kanäle insgesamt 46 370 000 48 000 000
davon analog 78 % 73 %
davon ISDN 22 % 27 %
Summe
Anzahl Kanäle insgesamt 46 530 000 48 500 000
Anteil Wettbewerber   0,3 %   1,0 %
Anteil DT AG 99,7 % 99,0 %

Verbindungsminuten

Von 178,1 Mrd. Verbindungsminuten aus dem Festnetz
im Jahr 1997 stieg das Verkehrsvolumen um 10 % auf
196,8 Mrd. Minuten im Jahr 1998. Im ersten Quartal
1999 hat sich dieser Trend nach den Preissenkungen der
Deutsche Telekom und der Wettbewerber noch ver-
stärkt, mit einem Wachstum von 16 % gegenüber dem
Vorjahresquartal. Für das Jahr 1999 kann mit 224 Mrd.
Verkehrsminuten aus dem Festnetz gerechnet werden,
dies entspricht einem Wachstum von 14 % gegenüber
1998. Dabei wächst das Volumen der Wettbewerber be-
sonders stark. Aber auch die Deutsche Telekom kann in
beiden Jahren das Verbindungsminutenvolumen in ih-
rem Netz steigern.

________________________

34 Im Folgenden werden Telekommunikationsdienstleistun-
gen für die Öffentlichkeit betrachtet, die auf den für die
Sprachkommunikation für die Öffentlichkeit vorgesehen
Telekommunikationsnetzen erbracht werden (vgl. auch
§ 16 Absatz 1 Satz 1 TKV und die Begründung zu § 16
Absatz 1 TKV). Die Betrachtung umfasst dabei den Be-
reich Sprachtelefondienst (Anschlussentgelte und Orts-/
City- bzw. Ferngespräche), sowie die Verbindungen aus
einem Festnetz in ein Mobilfunknetz, aus einem Festnetz
ins Ausland, sowie sonstige Verbindungen, die von Fest-
netzanschlüssen ausgehen (aus dem Festnetz zu Online-
Diensten (Verbindungsanteil), von öffentlichen Telefon-
stellen, zu Auskunftsdiensten und Servicenummern). Sie
umfasst nicht die Bereiche Wiederverkauf von Telekom-
munikationsdienstleistungen und geschlossene Benutzer-
gruppen.
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Entwicklung der Verbindungsminuten (1997–1999)35

________________________

35 Verbindungsminuten und Umsätze der Wettbewerber der Deutschen Telekom bei Telekommunikationsdienstleistungen auf
Basis von Festnetzanschlüssen 1998 und 1. Quartal 1999 nach Segmenten:

1998 1. Quartal 1999

Minuten in Mrd. Umsatz in Mrd. DM Minuten in Mrd. Umsatz in Mrd. DM

Orts/City 1,2 0,06 0,8 0,04
Fern 8,5 1,52 5,4 0,64
Mobil 0,4 0,26 0,2 0,15
Ausland 1,2 0,78 0,6 0,36
Sonstige 0,4 0,13 0,5 0,08
Anschlussentgelte 0,03 0,07
Insgesamt 11,7 2,78 7,5 1,34

Zwischen 1997 und 1999 hat sich das Verkehrsauf-
kommen bei den einzelnen Telekommunikationsdienst-
leistungen unterschiedlich dynamisch entwickelt. Im
Jahr 1998 stieg das Volumen der Verbindungen ins
Mobilnetz am stärksten. Aufgrund des Wachstums des
Internet ist seit Ende 1998 ein deutlicher Anstieg bei
Verbindungen zu Online-Diensten zu verzeichnen (wel-
cher zur Verdoppelung der sonstigen Verbindungsmi-
nuten führt).

Insgesamt hat sich durch die unterschiedlichen Wachs-
tumsraten zwischen 1997 und 1999 die Verkehrsstruk-
tur verschoben. Der Anteil der Orts-/Citygespräche, der
1997 noch 62 % des Verkehrsvolumens betrug, geht
Anfang 1999 auf 58 % zurück. Der Anteil der sonstigen
Verkehrsminuten steigt im selben Zeitraum von 6 % auf
10 % (wobei der Rückgang der Minuten von öffentli-
chen Telefonstellen durch den Anstieg bei Online-

Diensten mehr als ausgeglichen wird). Während bei der
Deutsche Telekom von 1997 bis zum ersten Quartal
1999 der Anteil von Orts-/Citygesprächen sogar von
62 % auf 65 % anstieg, überwiegen bei den Wettbewer-
bern im ersten Quartal 1999 die Ferngespräche mit ei-
nem Anteil von 72 %.

Die Umsetzung von Call-by-Call und Preselection zum
1. Januar 1998 hat zur dynamischen Entwicklung im
Festnetzbereich beigetragen. Die Wettbewerber sind da-
bei 1998 mit sehr unterschiedlichen Strategien in den
liberalisierten Markt eingetreten. Einige regionale An-
bieter treten als reine Teilnehmernetzbetreiber auf. Bei
den Verbindungsnetzbetreibern gibt es Anbieter, die nur
reines Call-by-Call anbieten, und solche, die nur Prese-
lection anbieten. Daneben treten auch Anbieter auf, die
Call-by-Call mit vorheriger Anmeldung anbieten, um
die Kapazitäten in ihrem Netz besser planen zu können
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und eine direkte Kundenbeziehung zu haben. Wieder-
verkäufer vermarkten Preselection und Call-by-Call mit
Anmeldung für die Verbindungsnetzbetreiber.36 Bezo-
gen auf die gesamten Verbindungsminuten der Wettbe-
werber überwiegt das Call-by-Call Verfahren, wobei der
Anteil jedoch von 62 % (1998) auf 57 % im ersten
Quartal 1999 zurückgegangen ist. Das heißt 43 % der
Verbindungsminuten der Wettbewerber wurden in einer
festen Kundenbindung generiert, entweder aufgrund von
Preselectionverträgen oder direkt von eigenen Teilneh-
meranschlüssen.

Umsatz

Von 1997 auf 1998 ist der Umsatz mit Telekommuni-
kationsdienstleistungen auf Basis von Festnetzanschlüs-
sen um ca. 1 Mrd. DM auf fast 46 Mrd. DM gestiegen.
Dabei wurden die Preissenkungen bei Ferngesprächen,

Gesprächen ins Ausland und in Mobilfunknetze durch
gestiegene Verbindungsvolumina und Anschlusszahlen
mehr als ausgeglichen. Im ersten Quartal 1999 ist der
Umsatz jedoch gegenüber dem Vorjahresquartal um 8 %
zurückgegangen, weil die starken Preissenkungen An-
fang 1999 stärker ins Gewicht gefallen sind als die
weiter wachsenden Verbindungsvolumina. Voraussicht-
lich wird sich dieser Trend im gesamten Jahr 1999 fort-
setzen. Daher ist mit einem Umsatzrückgang um 12 %
gegenüber 1998 auf 40,5 Mrd. DM zu rechnen. Der
Rückgang der Umsätze bei der Deutschen Telekom um
17 % von 1998 auf 1999 wird nur zum Teil durch die
Umsatzsteigerung der Wettbewerber um 73 % kompen-
siert. Dabei hat die Deutsche Telekom ihren Umsatz-
rückgang zum Teil durch Einnahmen aus den Zusam-
menschaltungszahlungen der Wettbewerber ausgleichen
können.

A b b i l d u n g  1 9

Umsatzentwicklung Festnetz insgesamt (1997–1999)37

Die Umsätze in den verschiedenen Festnetzsegmenten
entwickeln sich unterschiedlich. Während die Umsätze
mit Anschlussentgelten und mit Orts-/Citygesprächen
leicht und die mit Gesprächen aus dem Festnetz in Mo-
bilfunknetze stark ansteigen, fallen die Umsätze mit
Ferngesprächen vom ersten Quartal 1998 zum ersten
Quartal 1999 um 39 %. Das massive Wachstum an Ver-
bindungsminuten zu Online-Diensten wird durch die
Senkung der Einwahltarife Anfang 1999 kompensiert.
Insgesamt ist der Umsatzanteil der Fernverbindungen
von 33 % 1997 auf 22 % im ersten Quartal 1999 gefal-
len, während gleichzeitig der Anteil der Anschlussent-

________________________

36 Die Verbindungsminuten der Wiederverkäufer wurden von
den Verbindungsnetzbetreibern in der Datenerhebung mit
erhoben.

37 Die Umsätze der Wettbewerber enthalten auch die Umsät-
ze mit Internet-by-Call, dabei kann nicht zwischen Verbin-
dungsentgelt und Nutzungsentgelt differenziert werden.

gelte und Orts-/Cityverbindungen von 44 % auf 50 %
gestiegen ist.

Das folgende Schaubild verdeutlicht noch einmal den
Zusammenhang zwischen den steigenden Verbindungs-
volumina einerseits und den im Schnitt gefallenen Prei-
sen andererseits. Zwischen 1997 und 1999 steigt das je
Telefonkanal generierte Verkehrsvolumen um 18 % von
330 auf 390 Minuten je Monat. Gleichzeitig geht der
Umsatz je Telefonkanal um 15 % von 84 DM auf
71 DM zurück. Das bedeutet die Verbraucher haben
durchschnittlich für mehr Leistungen weniger bezahlt.
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Umsatz und Minuten pro Monat je Telefonkanal

Marktanteile und Wertschöpfung der Wettbewerber

Im ersten Quartal 1999 hatten die Wettbewerber insge-
samt einen Anteil an den Verbindungsminuten von
13 %. Nach Marktsegmenten differenziert lag er in ei-

ner Bandbreite zwischen 2 % bei Orts-/Citygesprächen
und 38 % bei Auslandsgesprächen. Ihr Anteil an den
Gesamtumsätzen im selben Zeitraum betrug 13 %.

A b b i l d u n g  2 1

Anteile der Deutschen Telekom und ihrer Wettbewerber bei
Verbindungsminuten nach Verbindungsarten (1. Qu. 1999)

Im Jahr 1998 haben die Wettbewerber ca. 41 % ihres
Umsatzes mit Verbindungsentgelten für Zusammen-
schaltungsleistungen aufgewendet.38 Im ersten Quartal
________________________

38 Dabei sind von den Zusammenschaltungsleistungen hier
nur die pro Minute abgerechneten Interconnection-
Verbindungsentgelte einbezogen, nicht jedoch die Inter-
connection-Anschlussentgelte (z.B. Interconnection-
Anschlüsse, Kollokationsräume, Bereitstellungsentgelte).

1999 betrug dieser Anteil bereits ca. 55 %. Damit ist der
Wertschöpfungsanteil der Wettbewerber gesunken, da
die Margen durch die stark fallenden Preise enger ge-
worden sind.
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9.3 Besondere Netzzugangs-/Zusammen-
schaltungsleistungen39

Der Bereich Besonderer Netzzugang und Zusammen-
schaltung gewinnt für den Telekommunikationsmarkt
eine steigende Bedeutung. Im ersten Quartal 1999 wur-
den 55,7 Mrd. Gesprächsminuten im Festnetz generiert,
während es im Mobilnetz 3,4 Mrd. Minuten waren. Im
selben Zeitraum spielten bei 14 Mrd. Minuten, die zwi-
schen Festnetzen, Mobilfunknetzen und ausländischen
Netzen ausgetauscht wurden, Zusammenschaltungsent-
gelte eine Rolle. Dabei wurden im ersten Quartal 1999
Umsätze40 von ca. 1,6 Mrd. DM erwirtschaftet, im Ver-
gleich zu Umsätzen von 10,6 Mrd. DM mit Telekom-
munikationsdienstleistungen auf Basis von Festnetzan-
schlüssen und 6,4 Mrd. DM in Mobilfunknetzen.

Vor der Liberalisierung 1998 war das Netz der Deut-
schen Telekom zum einen mit ausländischen Netzen
(auf Basis von Accounting Rates) und zum anderen mit
den nationalen Mobilfunknetzen zusammengeschaltet.
Seit der vollständigen Marktöffnung zum 1. Januar
1998 hat sich ein komplexes Geflecht gebildet, bei dem
vor allem die Zusammenschaltungen zwischen der
Deutschen Telekom und den neuen Festnetzbetreibern
eine große Rolle spielen, denn der Wettbewerb wird erst
durch Zusammenschaltungen ermöglicht.

Mitte 1999 gab es bereits über 80 Interconnection-
Verträge der Deutschen Telekom mit anderen Netz-
betreibern in Deutschland. Aber schon heute gestaltet
sich eine immer komplexer werdende Multicarrier-
Landschaft. Vom Minuten- und Umsatzvolumen sind
die Vertragsbeziehungen der Deutschen Telekom (mit
dem Ausland, den Mobilfunkbetreibern und den neuen
Festnetzbetreibern bzw. der Transit zwischen ihnen)
weiter der dominante Teil. Hinzu kommen jedoch auch
neue Zusammenschaltungsleistungen der Wettbewerber
(Transit im Inland und ins Ausland).

________________________

39 In den folgenden Betrachtungen werden die Zusammen-
schaltungsleistungen zwischen Festnetzen, Mobilfunknet-
zen und Telekommunikationsnetzen im Ausland berück-
sichtigt.

40 Ohne konzerninterne Umsätze und die Beträge, die von
deutschen Betreibern ins Ausland gezahlt wurden, aber mit
den Beträgen, die von ausländischen Betreibern an deut-
sche Betreiber entrichtet wurden. Bei Transitleistungen
(z. B. die Leistung O.3 – Verbindung über das Netz der
Deutschen Telekom zu nationalen Mobilfunknetzen) wer-
den die Umsätze kumulativ gerechnet.

9.4 Übertragungswege

Bis Mitte des Jahres 1999 waren rund 160 Unternehmen
im Besitz einer Lizenz zum Erbringen von Telekommu-
nikationsdienstleistungen für die Öffentlichkeit auf der
Grundlage selbst betriebener Übertragungswege. Zu
Anfang waren es vorwiegend lokale, regionale und
überregionale Energieversorgungsunternehmen, die
Tochtergesellschaften ausgegründet haben und nach Li-
zenzerwerb in den öffentlichen Telekommunikations-
markt eintraten. Zunehmend sind es ausländische Kon-
zerntöchter, die neben der Deutschen Telekom lukrative
Wirtschaftszentren mit hochfaserigen Glasfaserkabeln
erschließen und mit den im Konzern vorhandenen in-
ternationalen Infrastrukturen koppeln, um vor allem
Großkunden lukrative Angebote machen zu können.

Glasfaserinfrastruktur

In Deutschland waren Ende 1998 insgesamt 213400 km
Glasfaserkabel verlegt. Bis Ende 1999 ist mit einer Zu-
nahme um 10 % auf 235000 km zu rechnen.

Die Deutsche Telekom verfügte über Glasfaserkabel mit
einer Länge von insgesamt 157400 km im Jahr 1998.
Aufgrund der stetigen Zunahme in den letzten Jahren
kann für Ende 1999 von einer Länge von rund 165000
km ausgegangen werden.

Die Wettbewerber kommen Ende 1998 auf eine Ge-
samtlänge von 56000 km. Geht man davon aus, dass
weitere Infrastruktur-Wettbewerber in den deutschen
Markt eintreten und die bestehenden Unternehmen vor-
aussichtlich verstärkt in eigene Infrastruktur investieren
werden, dürften deren Glasfaserkapazitäten Ende 1999
mindestens eine Länge von 70000 km erreichen. Das
entspricht einer Steigerung von 26 % auf 30 % an der
gesamten Glasfaserkabelstrecke in Deutschland.41

________________________

41 Zu beachten ist, dass die Streckenkilometer nicht unbe-
dingt einen Rückschluss auf die zur Verfügung stehenden
Faserkilometer zulassen, da die Kabel mit unterschiedli-
chen Faserzahlen bestückt sind.
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Entwicklung der Glasfaserkabellängen

Mietleitungen

Der Umsatz mit Mietleitungen betrug im Jahr 1998 über
2,1 Mrd. DM und hat damit einen Anteil von 2 % am
gesamten Telekommunikationsmarkt erreicht. Aufgrund
der fallenden Mietleitungspreise bei gleichzeitiger
Nachfragesteigerung wird für das Jahr 1999 ein Umsatz
in etwa gleicher Höhe erwartet. Bei der Betrachtung der
einzelnen Marktteilnehmer und deren Marktpositionen
bleibt zu berücksichtigen, dass nicht alle, die über selbst
betriebene Übertragungswege verfügen, Mietleitungen
für Dritte anbieten.

Die Deutsche Telekom hat im Geschäftsjahr 1998 einen
Umsatz in Höhe von 1,9 Mrd. DM erzielt. Im gleichen
Zeitraum kamen die Wettbewerber auf einen Gesamt-
umsatz von 0,25 Mrd. DM. Dies entspricht einem An-
teil von 12 %. Auf Basis der Erhebungsergebnisse für
das erste Quartal 1999 wird für die Wettbewerber ein
Jahresumsatz von rund 405 Mio. DM, für die Deutsche
Telekom ein leichter Rückgang auf ca. 1,72 Mrd. DM
erwartet. Der Anteil der Wettbewerber würde damit auf
rund 19 % steigen. Dabei kamen die drei größten Wett-
bewerber zusammen auf einen Anteil von 10 %, die
sechs größten auf rund 12 %.

A b b i l d u n g  2 3

Umsatzentwicklung bei Mietleitungen

Hierbei ist es zweckmäßig, eine differenzierte Betrach-
tung des analogen Bereichs und der drei digitalen Seg-
mente („bis 64 kbit/s“, „bis 2 Mbit/s“ und „größer 2
Mbit/s“) durchzuführen. Für das Jahr 1998 ergeben sich
folgende Umsätze für die einzelnen Segmente: 400 Mio.
DM für analoge Mietleitungen und 1,75 Mrd. DM für
digitale Mietleitungen.

Der Anteil der Wettbewerber am Umsatz differiert in
den einzelnen Bereichen zum Teil erheblich. Bei analo-

gen Mietleitungen lag der Anteil 1998 noch unter 2 %,
hat sich Anfang 1999 allerdings verdoppelt. In beiden
Zeiträumen kamen die drei größten Wettbewerber auf
weniger als 1 % der Umsätze. Bei Mietleitungen bis 64
kbit/s liegt der Anteil der alternativen Anbieter in den
Jahren 1998 und 1999 jeweils zwischen 4 und 5 %, bei
Leitungen bis 2 MBit/s ist er von etwa 7 % (1998) auf
12 % (Anfang 1999) angestiegen. Von diesen 12 % ist
etwa ein Drittel auf die drei größten und etwa die Hälfte
auf die sechs größten Wettbewerber entfallen.
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Im Segment „größer 2 MBit/s“, das die höchsten
Wachstumsraten aufweist, ist die Deutsche Telekom
zwar immer noch größter Anbieter, ihr Umsatzanteil lag
jedoch bereits im Jahr 1998 unter 50 % und ist in die-
sem Jahr nochmals abgesunken. Die drei größten Wett-
bewerber kommen in diesem Segment im Jahr 1999 auf
etwa 30 bis 40 %. Zu beachten sind jedoch sowohl be-
stehende regionale Differenzen als auch die Tatsache,
dass diese Betrachtung nicht berücksichtigt, welcher
Umsatz mit Unternehmen des eigenen Konzerns getätigt
wurde. Vielmehr sind in der Umsatzsumme Vermietun-
gen von Übertragungswegen an Kunden, Wettbewerber
und verbundene Unternehmen (z. B. andere Konzern-
töchter) sowie auch der Wiederverkauf enthalten. Dies
hat zur Folge, dass sich bei zwischenzeitlich erfolgten
Übernahmen die Umsatzanteile von Wettbewerbern ver-
schieben könnten.

Bei der Deutschen Telekom ist ein gleichbleibendes
Verhältnis von 17 % der Umsätze im Ortsnetz und 83 %
im Fernnetz festzustellen. Bei den Wettbewerbern er-
höht sich der Umsatzanteil, der im Ortsnetz erwirt-
schaftet wird von 41 % auf 49 %. Die Deutsche Tele-
kom hat im Jahr 1998 einen Anteil von 26 % des Miet-
leitungsumsatzes mit anderen Lizenznehmern erzielt,
bei den Wettbewerbern betrug dieser Anteil fast 50 %.

9.5 Entwicklung der Mobilfunkdienst-
leistungen

Der Mobilfunk weist insgesamt eine hohe Dynamik auf,
die jedoch ausschließlich auf Zuwächse im Mobiltele-
fondienst zurückzuführen ist. Weitere Segmente des
Mobilfunks wie Bündelfunk, Funkruf und Datenfunk
weisen eher stagnierende oder sogar rückläufige Ent-
wicklungstendenzen auf. Randbereiche wie der terrestri-
sche Flugtelefondienst oder der Seefunkdienst spielen
bei den Mobilfunkdienstleistungen eine untergeordnete
Rolle. Der Anteil der Mobilfunkbereiche Funkruf, Bün-
delfunk und Datenfunk am Gesamt-Mobilfunkumsatz
betrug 1997 noch 1,9 %. Im Jahr 1998 konnte ein
Rückgang auf rund 0,9 % verzeichnet werden.

9.5.1 Mobiltelefondienst

Teilnehmer

Der Mobiltelefondienst hat frühere Prognosen über
Teilnehmerzahlen weit übertroffen. Allein im Jahr 1998
konnte die Gesamtteilnehmerzahl im Mobiltelefon-
dienst42 von 8,3 Millionen auf 13,9 Millionen gesteigert
werden, was einem Teilnehmerzuwachs von 68 % ent-
spricht. Vergleicht man hierzu die Zuwachsraten der
letzten vier Jahre, die zwischen 40 und 49 Prozent la-
gen, so wird das überproportionale Wachstum im Jahr
1998 ersichtlich.

A b b i l d u n g  2 4

Teilnehmerentwicklung und -prognose im Mobiltelefondienst

Die hohen Teilnehmerzuwächse im Jahr 1998 entfielen
vor allem auf den Privatkundenbereich. Ausschlagge-
bend für diese Zuwachsrate dürften insbesondere die
Einführung von Ortsnetztarifen, weitere Tarifsenkungen
bei Verbindungsgebühren sowie die Vermarktung so
genannter Prepaid-Karten gewesen sein.

________________________

42 Teilnehmer im analogen C-Netz und den digitalen GSM
900- und GSM 1800-Netzen

Im Mobiltelefondienst wird 1999 ein Anstieg der Teil-
nehmerzahl auf 22 Millionen erwartet. Die Einführung
spezieller „Ortsnetztarife“ mit einem Tarifniveau von 29
Pfennigen pro Minute zu Anfang des Jahres 1999 geben
Grund zu der Annahme, dass die absoluten Zuwachsra-
ten weiter zunehmen werden. Auch die Fixed Mobile
Integration, das Zusammenwachsen von Mobil- und
Festnetztelefonie, wird mit der Einführung entsprechen-
der Dienstleistungen im Jahr 1999 dazu beitragen, dass
sich einige Kunden für die Kombination eines Mobilte-
lefonanschlusses mit dem bereits vorhandenen Festnetz-
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anschluss entscheiden werden. Mit der Einführung
hochbitratiger mobiler Datendienste wie zum Beispiel
General Packet Radio Service (GPRS) oder High Speed
Circuit Switched Data (HSCSD) und der Einführung
des UMTS-Standards können zukünftig breitbandige
multimediale Mehrwertdienste realisiert werden, die in
erster Linie für den Geschäftskundenbereich, aber auch
in Teilanwendungen wie zum Beispiel dem Bereich der
Bildübertragung für den Privatkundenbereich von Inte-
resse sein können. Das Zusammenspiel von technischen
Innovationen und speziell auf das Privatkundensegment
abzielenden Tarifmaßnahmen dürfte die Teilnehmer-
zahlen im Mobiltelefondienst auch über das Jahr 1999

weiter kräftig ansteigen lassen. Ende 2000 kann inso-
fern mit einer Gesamtteilnehmerzahl von rund 31 Milli-
onen gerechnet werden.

Parallel zu den steigenden Teilnehmerzuwächsen hat
sich auch die Penetration im Mobiltelefondienst erhöht.
Mit einer Steigerung der Penetrationsrate von 17 % En-
de 1998 auf über 37 % Ende 2000 wird sich Deutsch-
land allmählich in das westeuropäische Mittelfeld be-
züglich der Mobilfunkdurchdringungsrate eingliedern.
Hinsichtlich der absoluten Teilnehmerzahlen steht
Deutschland in Europa zusammen mit Großbritannien
an zweiter Stelle hinter Italien.

A b b i l d u n g  2 5

Penetrationsrate und Zuwachsentwicklung im Mobiltelefondienst

Der Mobiltelefondienst wurde Ende 1998 von vier
Netzbetreibern und 10 netzunabhängigen Dienstean-
bietern vermarktet. Ende 1999 ist die Zahl der netz-
unabhängigen Diensteanbieter auf 13 gewachsen. Die
netzunabhängigen Diensteanbieter, die bei der Ver-
marktung von Neuanschlüssen im Mobiltelefondienst
anfangs eine bezüglich der Teilnehmerzahlen nahezu
gleich starke Marktstellung einnahmen wie die Netz-
betreiber, verloren kontinuierlich Marktanteile. Ende
1997 lag der Anteil der Diensteanbieter nur noch bei
38 % am Gesamtteilnehmerbestand im Mobiltelefon-
dienst, im März 1999 bei 31 %. Ausgeklammert bei die-
ser Betrachtung ist die E-Plus Service GmbH, die Mo-
biltelefonanschlüsse direkt für die eigene Muttergesell-
schaft, den Netzbetreiber E-Plus Mobilfunk GmbH,
vermarktet und deshalb nicht als netzunabhängiger
Diensteanbieter eingestuft werden kann. Tendenziell
zeichnet sich bei den Diensteanbietern immer stärker
ab, dass diese ihr Angebot auf die Festnetztelefonie und
den Internetbereich erweitern und somit integrierte Ge-
samtlösungen auf den Markt bringen werden.

Umsätze

Die Mobiltelefondienstanbieter haben 1998 insgesamt
22,5 Mrd. DM umgesetzt. Diese Zahl setzt sich aus der
Aufsummierung der Netzbetreiber- und der Dienstean-
bieter-Umsätze zusammen, die jeweils auch Umsatzan-
teile aus dem Verkauf von Equipment umfassen. Ferner
sind bei den Netzbetreibern die Interconnectionumsätze
enthalten. Der Gesamtumsatz im originären Mobiltele-
fondienst ohne Interconnection beträgt 19,3 Mrd. DM.

Im Jahr 1998 teilte sich der Gesamtumsatz wie folgt
auf: Von den 22,5 Mrd. DM entfielen 16,6 Mrd. DM
auf die vier Netzbetreiber. Rund 6 Mrd. DM konnten die
im Mobiltelefondienst tätigen Diensteanbieter umsetzen.
Der Anteil der Interconnectionumsätze am Umsatz der
Netzbetreiber betrug etwa 3 Mrd. DM, wobei auch Be-
träge berücksichtigt sind, die zwischen verbundenen
Unternehmen erzielt worden sind.
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Gesamtumsatzentwicklung der Mobiltelefondienstanbieter

Insgesamt führten die Diensteanbieter 3,7 Mrd. DM an
die Netzbetreiber für von diesen bezogene Airtime
(Verbindungsminuten) und Anschlussmieten ab. Damit
verblieben den Diensteanbietern 2,2 Mrd. DM, was ei-
nem Anteil von 37 % am eigenen Umsatz entspricht.
Dieser Umsatzanteil setzt sich aus den Gewinnmargen
des Airtimeverkaufs, aus den Anteilen an den Grund-
entgelten und -gebühren, aus dem Equipmentverkauf,
aus den Provisionen für Neukundenzugänge zusammen.
Will man die Überschneidung der Umsatzanteile der
Netzbetreiber und der netzunabhängigen Diensteanbie-
ter vermeiden, so ist es zweckmäßig, für die Bildung des
Gesamtumsatzes im Mobiltelefondienst nur von der
Wertschöpfung der Diensteanbieter auszugehen. Zu dem
Netzbetreiberumsatz von 16,6 Mrd. DM werden somit
nur 1,4 Mrd. DM Umsatzanteil der Diensteanbieter (ge-
schätzter Wertschöpfungsanteil ohne Festnetzumsätze)
addiert; damit ergibt sich ein „überschneidungsfreier“
Gesamtumsatz im Mobiltelefondienst von 18 Mrd. DM
für das Jahr 1998. In der obigen Abbildung wurde dage-
gen keine Bereinigung von kumulativen Effekten vor-
genommen.

Vergleicht man Umsatz- und Teilnehmerentwicklung,
so ist unschwer zu erkennen, dass der Umsatz nicht in

gleichem Maße wie der Teilnehmerbestand im Mobil-
telefondienst gewachsen ist. Hat sich der Teilnehmer-
bestand im Mobiltelefondienst im Zeitraum 1995 bis
1998 um den Faktor 3,7 erhöht, so ist der Umsatz im
gleichen Zeitraum nur um den Faktor 2,3 gewachsen;
diese Wachstumsdifferenz zwischen Umsatz und Teil-
nehmern wird sich in den folgenden Jahren weiter ver-
größern. Dies liegt zum einen daran, dass seit dem Start
des digitalen Mobiltelefondienstes sowohl Grundgebüh-
ren als auch Verbindungsentgelte gesunken sind. Zum
anderen kommt hier zum Ausdruck, dass der Anteil der
Privatkunden, die durchschnittlich ein geringeres Ge-
sprächsvolumen pro Anschluss generieren als Ge-
schäftskunden, bis Ende 1998 auf etwa 60 % angestie-
gen ist.

Verbindungsaufkommen

Das Verbindungsaufkommen im Mobiltelefondienst
wächst stetig. Die folgende Abbildung zeigt die Ge-
samtverbindungsminutenzahlen differenziert nach den
einzelnen Verkehrsrichtungen.
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Verbindungsaufkommen im Mobiltelefondienst

Ende 1998 dominierte die Verkehrsrichtung Mobilnetze
in Festnetze mit einem Verbindungsvolumen von 7
Mrd. Minuten. Tendenziell zeichnet sich jedoch ab, dass
die Verkehrsrichtung Festnetze in Mobilnetze in 1999
höhere Zuwächse verzeichnen kann als die umgekehrte
Verkehrsrichtung, so dass zu erwarten ist, dass sich bei-
de Verkehrsanteile bis zum Jahresende 1999 weiter an-
nähern werden. Der Verkehr, der zwischen Mobilfunk-
teilnehmern geführt wird, repräsentiert zwar bislang
erst einen Anteil von etwa einem Viertel, weist aber
derzeit die höchsten Zuwachsraten auf.

Beschäftigte

Der stetige Anstieg der Teilnehmerentwicklung und der
damit einhergehende Umsatzanstieg brachte zwangs-
läufig auch einen Anstieg der Beschäftigtenzahlen im
Mobiltelefondienst mit sich. Die folgende Abbildung
zeigt den Verlauf der Beschäftigtenentwicklung von
1995 bis 1998 und eine Prognose für die Jahre 1999 und
2000.
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Beschäftigtenentwicklung und -prognose bei Mobiltelefonnetzbetreibern und Diensteanbietern
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Ende 1998 waren insgesamt etwa 22000 Mitarbeiter bei
den vier Mobiltelefonnetzbetreibern und den Dienstean-
bietern beschäftigt. Nahezu lineare Beschäftigtenzu-
wächse seit dem Jahr 1995 resultieren aus dem anhal-
tenden Netzausbau mit Tendenz zu einer höheren Netz-
dichte, der Integration neuer Techniken und Standards,
der zunehmenden Kundenausrichtung und Servicequa-
lität und der Ausdehnung der Produktplattform, bei-
spielsweise auf integrierte Festnetz- und Mobilnetz-
dienste. Daher werden bis Ende 2000 im Mobiltelefon-
dienst knapp 30000 Beschäftigte erwartet.

Investitionen

Die Investitionen der im Mobiltelefondienst tätigen
Unternehmen werden insgesamt durch die vier Mobil-
telefonnetzbetreiber DeTeMobilNet GmbH, Mannes-
mann Mobilfunk GmbH, E-Plus Mobilfunk GmbH und
Viag Interkom GmbH dominiert. Bei einem Gesamtin-
vestitionsvolumen von 3,6 Mrd. DM im Jahr 1998 ent-
fielen lediglich 0,1 Mrd. DM auf die Diensteanbieter.

A b b i l d u n g  2 9

Investitionsentwicklung im Mobiltelefondienst

Charakteristisch für den Verlauf der Investitionskurve
sind Minima und Maxima, die sowohl auf investitions-
schwache Zeitabschnitte wie auch auf einzelne Investiti-
onsschübe hindeuten. Mit dem Erreichen der durch die
Lizenzbedingungen vorgeschriebenen Versorgungsgra-
de war im Jahr 1996 zunächst ein Rückgang der Inves-
titionstätigkeit zu verzeichnen. Im Jahr 1997 wurde
wieder vermehrt investiert, um regionale Versorgungs-
lücken zu schließen und die Netze auch in Randgebieten
attraktiv zu machen. Da die Anzahl der Funkbasisstati-
onen für die Abdeckung der letzten Flächenprozente
überproportional anstieg, liegt im Jahr 1997 ein tempo-
räres Investsitionsmaximum. Nach einem leichten
Rückgang der Gesamtinvestitionen im Jahr 1998 steigt
die Investitionstätigkeit der Netzbetreiber derzeit wieder
an. Ursache hierfür ist die allmähliche Annäherung an
die Kapazitätsgrenzen in den D-Netzen. Durch eine
Verkleinerung der einzelnen Zellen kann die Kapazi-
tätsgrenze wieder erhöht werden. Diese Maßnahme be-
darf jedoch einer Erhöhung der Mobilfunkbasisstationen
und somit einer erhöhten Investitionstätigkeit. Im Jahr
1999 werden die Gesamtinvestitionen schätzungsweise
– nicht zuletzt durch die hohen Netzaufbauinvestitionen
des vierten Netzbetreibers Viag Interkom GmbH – auf
rund 4,2 Milliarden DM ansteigen.

9.5.2 Andere Mobilfunkbereiche

Bündelfunk

Die Entwicklung des analogen Bündelfunks ist nicht
den anfänglichen Wachstumsprognosen der Netzbetrei-
ber gefolgt. Nach einem Wachstum von 205000 Teil-
nehmern Ende 1996 auf rund 230000 Teilnehmern En-
de 1997, was einer relativen Zuwachsrate von rund
12 % entspricht, wurde im Jahr 1998 erstmals ein
Rückgang der Gesamtteilnehmerzahl offensichtlich.
Nach einem vor allem im Jahr 1998 stattfindenden
Konzentrationsprozess bei den Lizenznehmern waren
zum Jahresende 1998 nur noch rund 200000 Bündel-
funkteilnehmer in den Netzen. Der Gesamtumsatz beim
Angebot von Bündelfunkdiensten lag 1998 bei rund 115
Mio. DM, was einem Umsatzrückgang zum Vorjahr von
16,5 % entspricht. Gründe für den Rückgang sind zum
einen bei den Kosten für Bündelfunk-Equipment, die im
Vergleich zur Anschaffung von Mobiltelefonen sehr
hoch sind, zum anderen aber auch bei der schlechten
Geschäftsentwicklung in einigen bündelfunkspezifi-
schen Zielgruppen, wie zum Beispiel dem Baugewerbe
in den neuen Bundesländern, zu suchen. Durch den Zu-
sammenschluss einiger großer Lizenznehmer kann er-
wartet werden, dass die Teilnehmerzahl im analogen
Bündelfunk bis zur kommerziellen Einführung des di-
gitalen Tetra-Standards wieder leicht ansteigt.
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Funkruf

Die im Bereich des Funkrufs tätigen Netzbetreiber
mussten im Jahr 1998 ebenfalls rückläufige Teilneh-
merzahlen in Kauf nehmen. Der im Vergleich zum Mo-
biltelefondienst erst ca. drei Jahre später einsetzende
Wettbewerb sowie schnell anwachsende Penetrationsra-
ten im Mobiltelefondienst, die Einführung von Prepaid-
Angeboten und die Möglichkeit preislich günstige
Kurznachrichten (SMS) zu versenden, führte dazu, dass
der Teilnehmeranstieg im deutschen Funkrufmarkt all-
mählich geringer wurde und nach einem vorläufigen
Maximum von 1,35 Mio. Teilnehmern Ende 1997 um
rund 11 % auf 1,2 Mio. Teilnehmer Ende 1998 zurück-
ging. Der jährliche Gesamtumsatz der Paging-
Netzbetreiber erreichte ebenfalls im Jahr 1997 einen
bisherigen Höchstwert von rund 180 Mio. DM. 1998
ging der Gesamtumsatz auf ca. 90 Mio. DM zurück. Für
diese, im Vergleich zum Teilnehmerrückgang überpro-
portionale Umsatzreduzierung, sind zwei Ursachen aus-
schlaggebend: Zum einen ist die Anzahl der in die Net-
ze eingebuchten Funkrufempfänger um ca. 60 % gerin-
ger als die Anzahl der aktiven Funkrufteilnehmer. Zum
anderen ist selbst bei den aktiven Funkrufnutzern die
Verbindungshäufigkeit rückläufig. Neue Vermarktungs-
strategien, u. a. die gezielte Ausrichtung auf Geschäfts-
kunden, sollen die Teilnehmerzahlen in den nächsten
Jahren wieder ansteigen lassen, so dass die Netze mit
Gewinn betrieben werden können.

Datenfunk

Im Datenfunk ist derzeit nur ein Netzbetreiber tätig,
nachdem 1996 die zweite Lizenz zurückgegeben wurde.
Eine Ende 1997 neu vergebene Lizenz an einen Bün-
delfunkbetreiber lässt keinen direkten Wettbewerb ent-
stehen, da der Netzbetreiber den Datenfunkdienst in be-
stehende Bündelfunknetze integriert.43 Die Zahl der
Datenfunk-Kunden betrug Ende 1998 ca. 27000, im
Vergleich zum Vorjahr ein Zuwachs von 3000 Kunden.

9.6 Breitbandkommunikation

Der deutsche Kabel-TV-Markt zählt zu einem der welt-
weit größten: Von den ca. 39 Mio. Wohneinheiten be-
zogen 1998 rund 17,6 Mio. ihre Rundfunkprogramme
über das BK-Netz. Neben der Deutschen Telekom, die
Träger des Netzes auf den Netzebenen (NE) 1 und 2
sowie zu Teilen auf der NE 3 ist, sind eine Vielzahl von
Wettbewerbern auf der NE 4 (Hausanschlussnetz) aktiv,
die hierüber einen direkten Zugang zu ihren Kunden
realisieren. Rund ein Drittel der angeschlossenen Haus-
halte wird von der Deutschen Telekom direkt versorgt,
der überwiegende Teil von 4000 bis 6000 meist kleinen
und mittelständischen Unternehmen, für die die NE 4
als Zugang zum Kunden („local loop“) an Bedeutung
gewinnt.

A b b i l d u n g  3 0

TV-Kabelanschlüsse je 100 Haushalte 1998

Zusammen generierten die Kabelnetzbetreiber im Jahr
1998 einen Umsatz von rund 4,5 Mrd. DM. Für das Jahr

________________________

43 Die Ende 1997 neu vergebene Datenfunklizenz wurde an
ein Unternehmen vergeben, das im Bündelfunk tätig ist.
Da das Unternehmen Datenfunkdienste ausschließlich auf
der Plattform seiner Bündelfunknetze anbietet, gibt es bis-
lang neben dem Datenfunknetz der DT AG kein zweites
spezielles Datenfunknetz.

1999 rechnet man mit einem leicht steigenden Umsatz-
volumen.

Quelle: EITO
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A b b i l d u n g  3 1
Anschlussstatistik des Breitbandkommunikationsnetzes in Deutschland

Kabelfernsehnetze bieten mit ihrem lokalen Zugang
zum Kunden ein großes Potenzial und vielseitige Nut-
zungsmöglichkeiten. Über die übliche Programmver-
teilung hinaus ermöglichen sie grundsätzlich ein weites
Spektrum an zusätzlichen interaktiven Diensten wie
z. B. Telefonie und breitbandigen Internet-Zugang mit
Übertragungsgeschwindigkeiten von z. B. 550 kbit/s.
Dies entspricht dem Zehnfachen der üblichen ISDN-
Geschwindigkeit. Der Bedarf an hohen Bandbreiten ist
vor allem auf die zukünftigen, kapazitätsintensiven An-
wendungen zurückzuführen.

In Deutschland gibt es bereits seit 1998 erste Breitband-
kabelnetz-Angebote im Bereich der Telefonie wie auch
des Internet-Zugangs. Die Zahl der Anbieter dürfte
durch den angekündigten Verkauf der Kabelnetze der
Deutschen Telekom erheblich zunehmen, was durch die

angekündigten Investitionsvorhaben der privaten Netz-
betreiber deutlich wird.

9.7 Internet- und Online-Dienste

Der Markt für Internet- und Online-Dienste in
Deutschland gehört neben dem Mobilfunksektor zu den
am stärksten wachsenden Bereichen. Die Anzahl der
Internet-Nutzer in Deutschland ist bis zum August 1999
auf fast 10 Mio. angestiegen. Dies entspricht einer Stei-
gerung von 25 % in nur sechs Monaten. Führende An-
bieter sind traditionell T-Online, AOL und Compuserve.
Darüber hinaus sind rund 1000 Internet-Service Provi-
der (ISP) tätig, die bereits knapp die Hälfte der Teil-
nehmer bedienen.

A b b i l d u n g  3 2
Abonnentenentwicklung der drei größten Online-Dienste in Deutschland

Quelle: Deutsche Telekom AG; Angaben 1999 und anschließbare WE 1998: Schätzung Reg TP
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Die zum Jahresanfang 1999 von den Wettbewerbern
eingeführten Internet-by-Call-Dienste haben sich bereits
fest als eine Zugangsmöglichkeit zum Internet etabliert.
Besonders für gelegentliche Nutzer und Einsteiger sind
diese Angebote attraktiv, da das Kennenlernen und die
Nutzung vertrags- und grundgebührenfrei sind. Dies
wird der Verbreitung des Internet in Deutschland einen
weiteren Schub geben und die Entwicklung zum Mas-
senmarkt vorantreiben.

Deutschland im internationalen Vergleich

Im europäischen Vergleich stellt Deutschland auch bis
ins nächste Jahrtausend die größte Zahl von Online-
Nutzern innerhalb Europas.

Bezogen auf die Einwohnerzahl liegt Deutschland der-
zeit zwar hinter den Vereinigten Staaten, Großbritan-
nien und Frankreich, dürfte aber aufgrund seines star-
ken jährlichen Wachstums bald zum Spitzenfeld aufge-
schlossen haben.

A b b i l d u n g  3 3

Penetrations- und Wachstumsraten der Internet-/Online Abonnenten

9.8 Konvergenzentwicklungen

Konvergenz von Telekommunikation, Medien und In-
formationstechnologie ist ein Thema, dass in den kom-
menden Jahren im Hinblick auf die Marktentwicklung
vermutlich stark an Bedeutung gewinnen wird. Der
Konvergenzprozess hebt die eindeutige Zuordnung eines
Dienstes zu einer Übertragungsplattform auf. Konnten
in der Vergangenheit Telefonate nur über ein dedizier-
tes Netzwerk geführt werden, so können heute etwa
auch Kabel-Verteilnetze oder das Internet als Übertra-
gungsplattform für Telefonate genutzt werden. Wesent-
liches Merkmal von Konvergenz ist demnach die Mög-
lichkeit, einen bestimmten Dienst über verschiedene
technologische Plattformen zu erbringen bzw. auf einer
Plattform verschiedene Dienste zu realisieren. Die Glo-
balisierung der Märkte sowie rasche, zumeist nicht anti-
zipierbare Veränderungen sowohl bei den Technologien
als auch auf den Märkten kennzeichnen die Bedingun-
gen, unter denen Konvergenz stattfindet.
Aus diesen Eigenschaften von Konvergenz ergeben sich
bestimmte Anforderungen für die Regulierungspraxis.
Die Behandlung eines Dienstes sollte unabhängig davon

sein, über welche Infrastrukturplattform er realisiert
wird. Dadurch wird Offenheit gegenüber zukünftigen
Entwicklungen erreicht und eine Diskriminierung be-
stimmter Technologien vermieden.

Internet-Telefonie kann als ein Beispiel für den Kon-
vergenzprozess angesehen werden. Im Internet wird
Sprache ebenso wie Daten mit Hilfe des Internet-
Protokolls in Form von Paketen übertragen. Derzeit
wird Internet-Telefonie nicht als Sprachtelefondienst
i. S. d. § 3 Nr. 15 TKG angesehen, da das Kriterium der
Echtzeit nicht erfüllt wird. Die rechtliche Beurteilung
deckt sich mit der Position der Europäische Kommis-
sion. Sollte in Zukunft das Kriterium der Echtzeit erfüllt
sein, so ergibt sich aber auch daraus noch keine Lizenz-
pflichtigkeit, da eine Lizenz der Klasse 4 (§ 6 Abs.2
Nr. 2 TKG) Sprachtelefondienst auf Basis selbst betrie-
bener Netze voraussetzt. Ob ein selbst betriebenes Netz
vorliegt, lässt sich nur im Rahmen einer Einzelfallprü-
fung entscheiden.

Für eine Einschätzung des Marktpotenzials der Internet-
Telefonie ist von Bedeutung, dass sie nur eine von vie-
len Anwendungen ist, die über dass Internet realisiert
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werden können. Es ist daher anzunehmen, dass weniger
die Substitution herkömmlicher Telefonate im Vorder-
grund steht als vielmehr die Integration verschiedener
Anwendungen auf Basis einer einheitlichen technischen
Plattform. Dafür spricht auch, dass der Wettbewerb zu
deutlich niedrigeren Tarifen für Fern- und Auslandsge-
spräche geführt und sich damit der Preisvorteil der In-
ternet-Telefonie verringert hat. Anwendungsmöglich-
keiten und Marktchancen entstehen u. a. im Bereich des
elektronischen Geschäftsverkehrs durch die Einbindung
von Internet-Telefonie in Call-Center.

Das Zusammenwachsen von Fest- und Mobilnetz ist ei-
ne weitere Facette von Konvergenz. Am Markt gibt es
inzwischen erste Endgeräte, die von den Kunden sowohl
als Festnetz- als auch als Mobiltelefon genutzt werden
können. Da diese Entwicklung in den Anfängen steckt,
lässt sich derzeit noch nicht absehen, ob bzw. welche
regulatorischen Konsequenzen sich ergeben.

Im Übrigen richtet sich die Regulierung von Inhalten
nach dem Teledienstegesetz. Internet Service Provider,
Anbieter von Multimedia- oder Datendiensten benötigen
keine Lizenz, es sei denn sie betreiben eigene Netze
oder Übertragungswege.

Mit diesem Rechtsrahmen sind günstige Voraussetzun-
gen für die zukünftige Entwicklung des elektronischen
Geschäftsverkehrs via Internet (Electronic Commerce)
gegeben. Electronic Commerce umfasst sämtliche Ge-
schäftsprozesse zwischen Herstellern, Händlern und
Kunden, die über elektronische Netze abgewickelt wer-
den. Allgemein wird erwartet, dass der Marktplatz In-
ternet ein enormes Marktpotenzial besitzt. Schätzungen
zufolge soll der Umsatz im Bereich des elektronischen
Geschäftsverkehrs 1999 in Deutschland 8 Mrd. DM
betragen.

10. Analyse und Perspektiven des
Wettbewerbs

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2 TKG ist Ziel der Regulierung
die Sicherstellung funktionsfähigen Wettbewerbs, auch
in der Fläche, auf den Märkten der Telekommunikation.
Im Folgenden wird eine erste Einschätzung hinsichtlich
der Realisierung dieser Zielsetzung zum gegenwärtigen
Zeitpunkt gegeben. Dabei sind aufgrund unterschiedli-
cher wettbewerblicher Entwicklungen in den verschie-
denen Segmenten differenzierte Betrachtungen erfor-
derlich.

Unter Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs wird grund-
sätzlich die Erfüllung der vier folgenden Wettbewerbs-
funktionen verstanden: Sicherung von Handlungs- und
Wahlfreiheit, Realisierung von technischem Fortschritt,
Verhinderung nicht leistungsgerechter Einkommen und
Gewährleistung einer effizienten Allokation. Dies im-
pliziert, dass sich die Angebote an den Präferenzen der
Kunden orientieren. Zur Diagnose des Ist-Zustandes
bzw. der Prognose zukünftiger Entwicklungen ist es er-
forderlich, eine dreiteilige Wettbewerbsanalyse durch-
zuführen, die eine Untersuchung der Marktergebnisse,
des Marktverhaltens sowie der Marktstruktur beinhaltet.

Zur Operationalisierbarkeit wird bei der Betrachtung
der Marktergebnisse insbesondere die Entwicklung der
Preise, Gewinne und Absatzvolumina zugrunde gelegt.
Mit Hilfe dieser Merkmale sind Fragen der effizienten
Allokation sowie marktmäßiger Renditen zu beurteilen.

Im Rahmen der Marktverhaltensanalyse sind sowohl die
Preissetzung als auch die Produkt- und Absatzpolitik
von Bedeutung. Der Wettbewerb wird häufig als ein
Prozess von „Vorstoß und Verfolgung“ charakterisiert.
Dabei ist jeweils auch die Wettbewerbsposition zu be-
rücksichtigen, da bestimmte Handlungen (z. B. drasti-
sche Preissenkungen) bei einem marktbeherrschenden
Unternehmen möglicherweise anders zu bewerten sind
als bei einem Wettbewerber. Maßgebend für die Beur-
teilung von Marktverhalten ist überdies, ob die Wettbe-
werbsfreiheit anderer Wirtschaftssubjekte eingeschränkt
wird.

Da Marktergebnis- und Marktverhaltensmerkmale als
alleinige Wettbewerbskriterien nicht ausreichend sind,
wird als drittes Element eine Betrachtung der Markt-
struktur durchgeführt. Im Zentrum des Interesses stehen
hierbei die Zahl der Marktteilnehmer und ihre Markt-
anteilsverteilung, d.h. der absolute und relative Grad
der Konzentration. Als weiteres so genanntes Markt-
strukturmerkmal ist die Höhe der Markteintrittsschran-
ken zu nennen. Für die Frage der Bestreitbarkeit von
Märkten bzw. der Intensität potenzieller Konkurrenz ist
vor allem das Ausmaß der versunkenen Kosten relevant.

Nachfolgend soll anhand aller drei vorgestellten Ansät-
ze eine Untersuchung bezüglich der Funktionsfähigkeit
des Wettbewerbs in den verschiedenen Telekommuni-
kationsbereichen durchgeführt werden. Darüber hinaus
stellt sich ein weiteres Problem bei der Beurteilung der
Wettbewerbsverhältnisse. Denn prinzipiell sind in die-
sem erst seit kurzer Zeit liberalisierten Bereich ver-
schiedene Ausprägungen von Wettbewerb zu unter-
scheiden.

Wesentliches Kriterium für die Klassifizierung der zu
beobachtenden Wettbewerbsarten sind die Eigentums-
verhältnisse an der erforderlichen Infrastruktur zur
Erbringung einer bestimmten Dienstleistung. Solange
Wettbewerber darauf angewiesen sind, die Infrastruktur
eines marktbeherrschenden Unternehmens mitzunutzen,
bedarf es einer staatlichen Instanz, die Preise und Kon-
ditionen der Nutzung festlegt. In diesem Sinne ist zwi-
schen einem sich selbst tragenden und einem regulie-
rungsbedingten Wettbewerb zu differenzieren. Dabei ist
zu betonen, dass diese Unterscheidung keine unmittel-
baren Schlüsse hinsichtlich der Funktionsfähigkeit des
Wettbewerbs bzw. der Wohlfahrtswirkungen zulässt.
Vielmehr ermöglicht sie lediglich eine Aussage über das
Erfordernis regulatorischer Eingriffe zur Herstellung
volkswirtschaftlich effizienter Resultate. Eine generelle
Bewertung der alternativen Wettbewerbsprozesse kann
schon deshalb nicht vorgenommen werden, weil die
Ausprägungen eng mit der jeweiligen Phase der Markt-
öffnung verbunden sind.

Die nachfolgende Analyse konzentriert sich auf die Be-
reiche Sprachtelefondienst, Mietleitungen und Mobil-
funk, wobei zunächst besonderes Augenmerk auf die
zuletzt liberalisierte Festnetztelefonie gelegt wird.
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10.1 Sprachtelefonie

Der Sprachtelefondienst hat sich seit seiner Liberalisie-
rung zum 1. Januar 1998 in seinen Teilsegmenten hete-
rogen entwickelt. Deshalb ist es sinnvoll, hier eine sepa-
rate Analyse der Wettbewerbsintensität für die Bereiche
Ortsgespräche, nationale Ferngespräche und internatio-
nale Gespräche durchzuführen.

10.1.1 Ortsgespräche/Teilnehmeranschlüsse

Im Jahr 1998 sind im Ortsbereich 120 Mrd. Verbin-
dungsminuten abgewickelt worden. Dies entspricht ei-
nem Zuwachs von etwa 9 % gegenüber dem Vorjahr.
Der Anteil an den gesamten Gesprächsminuten liegt bei
über 60 %, weist jedoch eine rückläufige Tendenz auf.
Die Bedeutung des Orts- und Anschlussbereichs für ei-
nen langfristig sich selbst tragenden Wettbewerb im
Sprachtelefondienst ist jedoch kaum zu überschätzen,
weil jede hergestellte Inlandsverbindung an Quelle und
Zielort die Infrastruktur der „letzten Meile“ passiert.

1998 ist von Wettbewerbern der Deutschen Telekom
erst 1 % der Ortsgespräche abgewickelt worden. Zwar
ist dieser Anteil im ersten Quartal 1999 auf etwa 2,5 %
angestiegen, über den weiteren Wachstumspfad lassen
sich jedoch nur schwer Prognosen anstellen. Betrachtet
man die Anzahl der Telefonkanäle im Teilnehmeran-
schlussbereich zeichnet sich ein noch deutlicheres Bild.
Anfang 1999 betrug der Anteil der Wettbewerber hier
noch unter 0,5 %. Daran gemessen ist das darüber ab-
gewickelte Gesprächsvolumen sogar relativ hoch, was
darauf hindeutet, dass die neuen Marktteilnehmer bis-
lang vor allem jene Kunden angeschlossen haben, die
eine überdurchschnittliche Anzahl an Verbindungsmi-
nuten generieren.

Zudem ist zu beobachten, dass das Angebot der Wett-
bewerber bislang nicht flächendeckend existiert, son-
dern räumlich begrenzt ist. Dabei werden naturgemäß
Regionen mit hoher Anschlussdichte vorrangig bedient,
da dort die Erwartungen für eine hohe Investitionsren-
dite relativ günstig sind. Dementsprechend ist davon
auszugehen, dass Großkunden in Ballungsgebieten als
erste von einer künftigen Konkurrenzsituation im Orts-
netzbereich profitieren dürften. Derzeit sind aber auch
hier erst ansatzweise wettbewerbliche Entwicklungen zu
erkennen.

Die Marktergebnisse weisen im Ortsbereich kaum Ver-
änderungen gegenüber der Situation vor der Liberalisie-
rung aus. Die Preise für Ortsgespräche sind laut
Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamtes
durchschnittlich sogar leicht angestiegen, was allerdings
ausschließlich auf die Tarife von öffentlichen Telefon-
stellen zurückzuführen ist. Das Marktverhalten der
Deutschen Telekom lässt in diesem Bereich ebenfalls
auf keinen starken Konkurrenzdruck schließen. Dies
erscheint angesichts der oben dargelegten Marktanteils-
verteilung auch plausibel. Für die Beurteilung der
Marktstruktur ist darüber hinaus auch die Höhe der mit
einem Markteintritt verbundenen versunkenen Kosten
von Bedeutung. Da diese bei den derzeit verwendeten
Technologien relativ hoch sind, stützt auch dieses Krite-
rium die These geringer Wettbewerbsintensität. Allen-

falls die Investitionen in moderne Technologien im
Teilnehmeranschlussbereich zeigen, dass sich die Deut-
sche Telekom darauf einstellt, in Zukunft potenziell
stärkerer Konkurrenz ausgesetzt zu sein.

Die oben dargestellte Situation legt den Schluss nahe,
dass bislang wesentliche Wettbewerbsfunktionen im
Ortsnetzbereich nicht erfüllt sind. Allerdings ist darauf
hinzuweisen, dass insbesondere die Zahl der abge-
schlossenen Verträge über den entbündelten Netzzu-
gang (55, Stand: 31. Oktober 1999) begründeten Anlass
zu der Einschätzung gibt, dass sich die Wettbewerbsin-
tensität auch im Ortsnetz künftig erhöhen wird. Darüber
hinaus dürfte sich der Wettbewerb auch durch den Ein-
satz alternativer Anschlusstechnologien im Ortsbereich
intensivieren. Entsprechende Perspektiven ergeben sich
auch aus einer zunehmenden Nachfrage nach anderen
Diensten wie z. B. Daten- und Bildübertragung, deren
Angebot ebenfalls den Zugang zum Kunden erfordern.
Voraussagen über die potenzielle Konkurrenz, die bei-
spielsweise durch Funkanbindung (Wireless Local
Loop), das Kabel-TV-Netz oder Powerline erzeugt wer-
den kann, sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt jedoch
nicht möglich.

10.1.2 Nationale Ferngespräche

Im Rahmen dieser Betrachtung werden alle inländi-
schen Festnetztelefonate außerhalb des Nahbereichs
(< 20 km) als Ferngespräche bezeichnet. Für solche Ge-
spräche, bei denen die Grenzen eines Ortsnetzbereichs
überschritten werden, ist nach § 43 Abs. 6 TKG durch
Betreiber von Telekommunikationsnetzen sicherzustel-
len, dass jeder Nutzer die Möglichkeit hat, den Verbin-
dungsnetzbetreiber frei auszuwählen, und zwar durch
eine dauerhafte Voreinstellung, die im Einzelfall des
Verbindungsaufbaus durch die Wahl einer Verbin-
dungsnetzbetreiberkennzahl ersetzt werden kann. Dies
hat dazu geführt, dass sich für das Marktsegment der
Ferngespräche gegenüber dem der Ortsnetztelefonie
unterschiedliche Wettbewerbsverhältnisse herausgebil-
det haben.

Bereits im ersten Jahr der Marktöffnung haben die
Kunden von der Möglichkeit, einen alternativen Ver-
bindungsnetzbetreiber auszuwählen, regen Gebrauch
gemacht. Bezogen auf das gesamte Jahr 1998 sind über
15 % der Ferngesprächsminuten von Wettbewerbern
abgewickelt worden. Im ersten Quartal 1999 betrug die-
ser Anteil sogar 35 %. Gemessen am Umsatz liegen die
Anteile aufgrund der geringeren Preise der neuen An-
bieter gegenüber der Deutschen Telekom entsprechend
etwas niedriger.

Diese Werte lassen jedoch keine unmittelbaren Rück-
schlüsse auf das Gewicht der neuen Betreiber auf dem
Gebiet inländischer Ferngespräche zu. Denn hierbei ist
auch zu berücksichtigen, dass bislang fast sämtliche
Telefonate sowohl ihren Ursprung als auch ihr Ziel im
Netz der Deutschen Telekom haben. Dies bedeutet aber,
dass nur ein Teil der angebotenen Leistung von den
Wettbewerbern selbst erbracht wird.

Konkret ergibt sich für das Jahr 1998, dass im Durch-
schnitt über ein Drittel der Gesprächserlöse von einem
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Wettbewerber für Zusammenschaltungsleistungen (in
der Regel) an die Deutsche Telekom abgeführt werden
musste. Infolge der sinkenden Tarife ist dieser Anteil
bei gleichbleibenden Zusammenschaltungsentgelten im
Zeitablauf angestiegen und lag im ersten Quartal 1999
bei ca. 50 %. Noch nicht enthalten sind hierin Beträge,
die ein Wettbewerber z. B. für die Miete von Kollokati-
onsräumen, die Bereitstellung von Zusammenschal-
tungsanschlüssen oder Mietleitungen bezahlen musste.
Überdies kaufen einige der neuen Netzbetreiber derzeit
auch die Inkassoleistung von der Deutschen Telekom
ein, die sie bislang rund 5 % des jeweiligen Verbin-
dungsentgeltes kostet.44

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte gelangt man zu
dem Ergebnis, dass noch immer fast 90 % der Umsätze
mit inländischen Ferngesprächen an die Deutsche Tele-
kom fließen. Dass sie bei ihren absoluten Erlösen in die-
sem Segment dennoch einen starken Rückgang zu ver-
zeichnen hat, ist im Wesentlichen darauf zurückzufüh-
ren, dass die Preise gemäß Berechnungen des
Statistischen Bundesamtes innerhalb der ersten 18 Mo-
nate seit der Liberalisierung um über 40 % gesunken
sind.

Die Marktergebnisse deuten im Bereich der Ferngesprä-
che auf eine deutlich gestiegene Wettbewerbsintensität
hin. Insbesondere der extreme Preisrückgang und die
daraus resultierenden sinkenden Gewinnmargen lassen
auf eine Verringerung monopolistischer Handlungs-
spielräume schließen. Überdies kann auch die schnelle
Anpassung an das deutlich gestiegene nachgefragte
Verkehrsvolumen als Indiz für eine hohe Allokations-
effizienz angesehen werden. Aussagen über die Effi-
zienz im Prozess der Leistungserstellung sind naturge-
mäß schwer zu treffen. Da internationale Vergleichsda-
ten über Kostengrößen nicht vorliegen, können hier al-
lenfalls Preise auf internationalen Vergleichsmärkten
als Anhaltspunkte dienen. Dabei ist festzustellen, dass
die Tarife für Ferngespräche sowohl hinsichtlich ihres
Niveaus als auch in ihrer Struktur mit denen anderer
europäischer Ländern vergleichbar sind.

Obwohl das Marktverhalten erst über einen kurzen Zeit-
raum zu beobachten ist, sind bestimmte Kriterien eines
wettbewerblichen Verhaltens bereits festzustellen. So
waren sowohl die Preissetzung als auch die gesamte Ab-
satzpolitik von permanenten Vorstoßaktivitäten einzel-
ner oder mehrerer Wettbewerber geprägt. Gleichzeitig
folgten jeweils sehr kurzfristig adaptive Reaktionen der
anderen Marktteilnehmer. Insbesondere sind auch bei
der Deutschen Telekom Anpassungsprozesse in Gang
gesetzt worden, die ihrerseits wiederum neue Preisre-
duktionen der Wettbewerber nach sich zogen. Parallel
dazu setzten die Unternehmen mit hoher Intensität
Werbemittel ein, um ein möglichst hohes Gesprächsvo-
lumen auf sich zu ziehen. Infolgedessen kam es zu rela-
tiv starken Schwankungen bei den Marktanteilen, die
als charakteristisch für wettbewerbliche Prozesse gelten.

________________________

44 Die Telekom-Konkurrenten müssen 4,5 % vom Umsatz
plus 7 DM je 1 000 Kommunikationsfälle an die Deutsche
Telekom zahlen, wenn sie deren Inkassoleistung in An-
spruch nehmen.

Angesichts der Tatsache, dass fast jede Fernverkehrs-
minute das Netz der Deutschen Telekom passiert, ist es
zwar problematisch, die Marktstruktur ausschließlich
anhand des Verbindungsvolumens zu untersuchen, in
einem ersten Schritt scheint dies aber dennoch zweck-
mäßig. Dabei ergibt sich, dass die Wettbewerber Anfang
1999 insgesamt über ein Drittel der Ferngesprächsmi-
nuten abwickelt haben. Insgesamt haben zu Beginn die-
ses Jahres fast 20 Unternehmen bundesweit Sprachtele-
fondienstleistungen angeboten. Diese Werte können für
sich genommen die beschriebenen Marktverhaltenswei-
sen bzw. die daraus resultierenden Marktergebnisse nur
bedingt erklären. Vielmehr ist zu berücksichtigen, dass
diese Entwicklung innerhalb einer sehr kurzen Zeit-
spanne vonstatten ging. Die Verschiebungen von
Marktanteilswerten haben sich in einer Dynamik erge-
ben, wie sie wohl noch in keinem anderen liberalisierten
Land zu beobachten war. Zieht man dies in Betracht, ist
es plausibel anzunehmen, dass sich in diesem Markt-
segment schon ein spürbarer Wettbewerbsdruck entwi-
ckelt hat. Ein entscheidender Grund hierfür liegt in der
Tatsache begründet, dass der Markteinstieg mit einem
sehr geringen Maß versunkener Kosten verbunden ist.
Binnen kürzester Zeit ist eine große Anzahl von Anbie-
tern tätig geworden. Auf diese Weise wurde eine Ent-
wicklung in Richtung einer wettbewerblichen Markt-
struktur eingeleitet.

Die dargestellten Entwicklungen haben in jedem Fall
die Freiheitsgrade der Akteure erhöht. Auf Seiten der
Konsumenten ist hier die freie Wahl des Anbieters zu
nennen, die insbesondere eine größere Auswahl an un-
terschiedlichen Tarifmodellen mit sich gebracht hat. In
Bezug auf die Handlungsfreiheit der Unternehmen ist zu
betonen, dass die Liberalisierung des Sprachtelefon-
dienstes zwar bestimmte Pflichten im Rahmen der Zu-
sammenschaltung von Netzen bzw. für marktbeherr-
schende Unternehmen auch beim besonderen Netz-
zugang mit sich bringt, insgesamt aber weite Freiheits-
spielräume eröffnet. So stehen den Wettbewerbern ver-
schiedene Optionen offen, in den Markt einzutreten, die
von der vollständigen Eigenrealisation der angebotenen
Leistung bis hin zum reinen Wiederverkauf reichen.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass im Bereich
der Ferngespräche die durchgeführte Marktanalyse zu
dem Ergebnis führt, dass die oben beschriebenen Funk-
tionen des Wettbewerbs zwar teilweise als erfüllt anzu-
sehen sind. Allerdings handelt es sich hier im Kern um
regulierungsbedingten Wettbewerb. Das bedeutet, dass
eine Änderung des Regulierungsrahmens unmittelbare
Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit des Wettbe-
werbs hätte. Von besonderer Bedeutung für den Wett-
bewerb bei Ferngesprächen sind naturgemäß die Ent-
gelte und Bedingungen für Zusammenschaltungsverein-
barungen. Würden diese nicht grundsätzlich von der
Regulierungsbehörde festgelegt, wäre wohl eine deutlich
geringere Wettbewerbsintensität zu erwarten.

10.1.3 Internationale Gespräche

Als internationale Gespräche werden im Folgenden alle
Gespräche verstanden, die von einem inländischen
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Festnetzanschluss zu einem Gesprächsteilnehmer im
Ausland geführt werden. Für diese Gespräche ist –
analog zu den nationalen Ferngesprächen – die freie
Wahl eines Verbindungsnetzbetreibers zu gewährleis-
ten. Das hat auch in diesem Segment dazu geführt, dass
sich binnen kürzester Zeit Marktanteile von der Deut-
schen Telekom zu deren Wettbewerbern verschoben ha-
ben. Bezogen auf das gesamte Jahr 1998 sind ca. 20 %
der Auslandsgesprächsminuten von Wettbewerbern ab-
gewickelt worden. Im ersten Quartal 1999 betrug dieser
Anteil sogar zwischen 35 und 40 %. Gemessen am Um-
satz liegen die Anteile jedoch deutlich unter diesen
Werten, da die durchschnittlich von der Deutschen Te-
lekom erzielten Erlöse pro Minute Anfang 1999 um
mehr als ein Drittel über denen der neuen Anbieter la-
gen.

Ähnlich wie bei nationalen Ferngesprächen ist auch hier
zu berücksichtigen, dass ein Teil der Leistung weiterhin
regelmäßig von der Deutschen Telekom erbracht wird.
Zum einen hat in deren Netz der weitaus größte Teil
aller Auslandsgespräche ihren Ursprung, zum anderen
erbringt sie für einige ihrer Wettbewerber Transitleis-
tungen ins Ausland. Im Vergleich zu Ferngesprächen ist
der Anteil der Erlöse, der an die Deutsche Telekom
fließt, jedoch deutlich geringer.

Die Marktergebnisse deuten auch im Bereich der Aus-
landsgespräche auf eine deutlich gestiegene Wettbe-
werbsintensität hin. Insbesondere der Rückgang der
durchschnittlichen Verbraucherpreise von deutlich über
30 % und Preissenkungen der Wettbewerber auf den
wichtigsten Auslandsstrecken von mehr als 50 % lassen
auf eine erhebliche Reduzierung der Gewinnmargen
schließen. Überdies kann auch die schnelle Anpassung
des Angebots an das seit 1997 um über 40 % gestiegene
nachgefragte Verkehrsvolumen als Indiz für eine hohe
Allokationseffizienz angesehen werden.

Die Entwicklung hin zu wettbewerblichem Marktver-
halten ist seit der Liberalisierung insbesondere im Be-
reich der Preissetzung festzustellen. Diese ist von Ver-
suchen der Preisunterbietung und adaptivem Verhalten
der übrigen Marktteilnehmer geprägt. Die hierfür typi-
schen Schwankungen bei den Marktanteilen sind auch
in diesem Bereich seit der Marktöffnung festzustellen.

Bei der Abwicklung von Telefonaten mit Ziel im Aus-
land sind die Marktteilnehmer regelmäßig nicht in der
Lage, die angebotene Leistung vollständig selbst zu
erbringen. Insofern ist es schwierig, die Marktstruktur
zu beschreiben, zumal der eigene Wertschöpfungsanteil
zwischen den Anbietern variiert. Dennoch kann die Tat-
sache, dass Anfang 1999 bereits deutlich über ein Drit-
tel der Verkehrsminuten von Wettbewerbern abgewi-
ckelt wurde, als Anhaltspunkt für eine entstandene
Konkurrenzsituation angesehen werden.

Auch hier gilt, dass solche Marktanteilsgrößen für sich
genommen die beschriebenen Marktverhaltensweisen
bzw. die daraus resultierenden Marktergebnisse nur be-
dingt erklären können. Vielmehr ist zu berücksichtigen,
dass diese Entwicklung innerhalb einer sehr kurzen
Zeitspanne und mit unerwartet hoher Dynamik vonstat-
ten ging. Es scheint daher plausibel anzunehmen, dass

sich auch in diesem Marktsegment bereits relativ hoher
Wettbewerbsdruck entfaltet hat.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass im Bereich
der Auslandsgespräche ebenfalls Funktionen des Wett-
bewerbs als teilweise erfüllt anzusehen sind. Hierauf
deuten sowohl die Analyse der Marktergebnisse als auch
von Marktstruktur und -verhalten. Allerdings gilt hier
analog zum Segment der Inlandsferngespräche, dass es
sich um regulierungsbedingten Wettbewerb handelt.
Darüber hinaus spielen hier die Abrechnungsverfahren
für internationale Telekommunikationsdienstleistungen
eine entscheidende Rolle. Um Wettbewerbsverzerrungen
in diesem Bereich zu verhindern, sollten auch im
grenzüberschreitenden Verkehr die Zusammenschal-
tungsentgelte (von marktmächtigen Unternehmen)
transparent, diskriminierungsfrei und kostenorientiert
gestaltet werden.

10.2 Mietleitungen

Unterschiedliche Teilbereiche des Mietleitungsmarktes
sind durch stark differierende Wettbewerbsverhältnisse
gekennzeichnet. Darüber hinaus ist davon auszugehen,
dass räumliche Disparitäten vorliegen, deren Untersu-
chung jedoch anhand des vorliegenden Datenmaterials
nicht möglich ist. Auch eine Analyse der Marktergeb-
nisse sowie des Marktverhaltens ist insbesondere auf-
grund fehlender Preisdaten nicht durchführbar. Das be-
deutet, dass Rückschlüsse auf die Wettbewerbsintensität
einzig aus der Marktstruktur gezogen werden können.

Hierbei ist es zweckmäßig, eine differenzierte Betrach-
tung des analogen Bereichs und der drei digitalen Seg-
mente („bis 64 kbit/s“, „bis 2 Mbit/s“ und „größer 2
Mbit/s“) durchzuführen. Wie bereits in Kapitel B.9 im
Detail dargestellt, lagen die Anteile der Wettbewerber in
allen Segmenten mit einer Kapazität unter 2 Mbit/s bei
weniger als 10 %. Dieser hat sich zwar 1999 erhöht,
liegt aber im Durchschnitt weiterhin unter dieser Mar-
ke. Während Marktanteile in dieser Größenordnung,
verteilt auf die Gesamtheit der neuen Wettbewerber die
Vermutung einer relativ geringen Wettbewerbsintensität
nahe legen, stellt sich die Situation im Bereich der
Mietleitungen mit großer Kapazität anders dar.

Im Segment „größer 2 MBit/s“ ist die Deutsche Tele-
kom zwar immer noch größter Anbieter, ihr Umsatzan-
teil lag jedoch im Jahr 1998 unter 50 % und weist eine
sinkende Tendenz auf. Gleichzeitig kommen die drei
größten Wettbewerber im Jahr 1999 auf einen Umsatz-
anteil von schätzungsweise 30 bis 40 %, wodurch die
Annahme (zumindest partiell) relativ hoher Wettbe-
werbsintensität gestützt wird. Zu beachten sind jedoch
sowohl bestehende regionale Differenzen als auch die
Tatsache, dass zwischen Umsätzen im Außenverhältnis
und solchen mit verbundenen Unternehmen (z.B. ande-
ren Konzerntöchtern) zu differenzieren ist. Überdies
fehlen weitere wesentliche Angaben – insbesondere über
Niveau und Entwicklung der Preise, die die Wettbewer-
ber verlangen –, um eine valide Einschätzung zur
Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs in diesem Segment
vornehmen zu können.
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In den Bereichen mit geringerer Kapazität ist davon
auszugehen, dass die Wettbewerbsfunktionen bislang
allenfalls in Ansätzen erfüllt werden. Angesichts der
Tatsache, dass bei konstantem Gesamtumsatz eine
deutliche Verlagerung der Gewichte in Richtung höhe-
rer Kapazitäten stattfindet, ist jedoch damit zu rechnen,
dass die Deutsche Telekom einem zunehmenden Kon-
kurrenzdruck ausgesetzt sein wird.

10.3 Mobilfunk

Der digitale Mobilfunk unterscheidet sich hinsichtlich
seiner Wettbewerbsverhältnisse fundamental von der
Sprachtelefonie, da dieser Bereich bereits von Beginn an
liberalisiert war. Hier sind durch die Vergabe von knap-
pen Frequenzen die Voraussetzungen für den Wettbe-
werb geschaffen worden. Zunächst haben seit 1992 die
Betreiber der D-Netze, DeTeMobilNet GmbH (D1) und
Mannesmann Mobilfunk GmbH (D2), Mobiltelefonie
am Markt angeboten. Erst später sind die E-Netze in
Betrieb genommen worden und mit der E-Plus Mobil-
funk GmbH (E1) 1994 bzw. der Viag Interkom GmbH
& Co. (E2) 1998 zwei weitere Konkurrenten auf den
Markt getreten. Neben diesen vier Netzbetreibern sind
Ende 1999 zudem 13 netzunabhängige Diensteanbieter
tätig.

Die daraus resultierenden Wettbewerbswirkungen lassen
sich nur schwer erfassen, so dass lediglich eine vorsich-
tige Einschätzung über die Funktionsfähigkeit des
Wettbewerbs im Bereich des Mobilfunks gegeben wer-
den kann. Als problematisch erweist sich die Analyse
insbesondere, weil zum einen die Marktstruktur keine
eindeutigen Rückschlüsse zulässt und zum anderen die
Marktergebnisse hinsichtlich der Frage nach den ver-
bliebenen Gewinnmargen mit Ungewissheiten behaftet
sind.

Die Verbraucherpreise für Mobiltelefondienstleistungen
sind nach Angaben des Statistischen Bundesamtes seit
1995 auf weniger als die Hälfte gesunken. Allein zwi-
schen Mitte 1998 und 1999 ist ein Rückgang von mehr
als 25 % zu verzeichnen. Da derartige Preissenkungen
wohl nicht ausschließlich auf Kosteneinsparungen zu-
rückzuführen sein dürften, belegen diese Werte wettbe-
werblich bedingte Preisanpassungen der Anbieter. Ein
weiteres wesentliches Indiz zur Beurteilung, inwieweit
von funktionsfähigem Wettbewerb zu sprechen ist, wäre
u. a. das Ausmaß nicht leistungsgerechter Renditen. Die
publizierten Unternehmensergebnisse legen diesbezüg-
lich teilweise den Schluss nahe, dass noch weitere Preis-
setzungsspielräume bestehen.

Im Rahmen der Marktverhaltensanalyse sind auch die
auf dem Mobilfunkmarkt agierenden unabhängigen
Diensteanbieter zu berücksichtigen, die einen Anteil
von mehr als 30 % der Kunden auf sich vereinigen. So-
wohl diese Diensteanbieter als auch die Netzbetreiber
selbst zeichnen sich durch eine sehr offensive Absatz-
politik aus. Insbesondere hinsichtlich der Tarifgestal-
tung ist der für Wettbewerb typische Wechsel zwischen
kreativem und adaptivem Marktverhalten zu beobach-
ten. Als innovativ erweisen sich die Anbieter insbeson-

dere in der Entwicklung und Kommunizierung ziel-
gruppenspezifischer Optionsangebote.

Der zu beobachtende relativ hohe Aufwand für Werbe-
maßnahmen ist in engem Zusammenhang mit der ho-
hen Marktdynamik zu sehen. Diese ist trotz sinkender
Preise durch eine Verdoppelung der Umsätze und nahe-
zu eine Vervierfachung der Teilnehmerzahlen seit 1996
gekennzeichnet. Dies ist auch bei der Untersuchung der
Marktstruktur zu beachten. Diese ist geprägt durch zwei
Mobilfunknetzbetreiber, die einen Anteil von jeweils ca.
40 % der Teilnehmer und Gesprächsminuten auf ihr
Netz vereinigen, einen dritten Netzbetreiber, der deut-
lich dahinter zurückbleibt, und einen vierten, der erst
1998 in den Markt eingetreten ist und bislang noch über
einen vergleichsweise kleinen Kundenstamm verfügt.
Für den Markteintritt weiterer Netzbetreiber besteht
aufgrund knapper (GSM 900/1800-)Frequenzen keine
Möglichkeit. Unter der Annahme eines statischen
Marktes wäre bei einer derartigen Konstellation nur ei-
ne geringe Wettbewerbsintensität zu erwarten. Ange-
sichts der dynamischen Entwicklung im Bereich der
Mobiltelefonie, die sich auch in den kommenden Jahren
noch fortsetzen dürfte, ist das Ergebnis jedoch nicht
eindeutig.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass einerseits
die in der Vergangenheit weitgehend ähnlichen Preis-
setzungen und Teilnehmerzuwächse der beiden größten
Anbieter zwar auf einen eher geringen Wettbewerb
schließen lassen. Andererseits deuten aber der ver-
gleichsweise starke Preisrückgang in Verbindung mit
hohen prognostizierten Wachstumspotenzialen auf ei-
nen steigenden Wettbewerbsdruck hin. Deshalb ist für
die kommenden Jahre nicht zuletzt infolge wachsender
Konkurrenz durch die E-Netz-Betreiber von rückläufi-
gen Preissetzungsspielräumen und einer zunehmenden
Erfüllung der wesentlichen Wettbewerbsfunktionen aus-
zugehen. Überdies ist davon auszugehen, dass sich
durch zunehmende Nachfrage anderer Netzbetreiber
nach Zusammenschaltung mit den Mobilfunknetzbetrei-
bern der Wettbewerb intensivieren wird.

10.4 Schlussbemerkungen

Innerhalb von weniger als zwei Jahren, in denen der
Sprachtelefondienst liberalisiert ist, sind bereits deutlich
erkennbare wettbewerbliche Prozesse in Gang gesetzt
worden. Im Bereich der Fern- und Auslandsgespräche
haben die Wettbewerber bereits Anfang 1999 über ein
Drittel aller Verkehrsminuten abgewickelt. Hierbei ist
jedoch zu beachten, dass ein Großteil der von den neuen
Anbietern erzielten Erlöse nicht bei diesen verbleibt,
sondern für Vorleistungen der Deutschen Telekom auf-
zubringen ist. Die Ursache hierfür liegt darin, dass die
Mehrzahl der Wettbewerber die Netzinfrastruktur des
ehemaligen Monopolunternehmens mitnutzt.

Daher ist Wettbewerb nur durch regulatorische Eingriffe
zu erreichen. Das heißt, dass es sich bei den zu beob-
achtenden Entwicklungen in der Festnetztelefonie bis-
lang fast ausschließlich um regulierungsbedingten und
nicht um sich selbst tragenden Wettbewerb handelt.
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Solange nicht flächendeckend konkurrierende Angebote
existieren, sind die Interessen der Verbraucher nur
durch eine Regulierung sowohl der Netzzugangsleistun-
gen als auch der Kundentarife zu wahren. Gleichwohl
ist durch die erfolgreiche Marktöffnung das Fundament
für einen Prozess gelegt worden, der im Zeitablauf eine
behutsame Rückführung der momentanen Regulie-
rungstiefe ermöglichen könnte.

Gegenwärtig bieten die dargestellten Marktergebnisse,
die der Zielsetzung des TKG entsprechen, noch keine
ausreichende Sicherheit hinsichtlich der Nachhaltigkeit
des Wettbewerbs. Die durch regulatorische Eingriffe
angestoßenen positiven Entwicklungen sind daher wei-
terhin durch die vom TKG vorgesehene Regulierung zu
fördern und abzusichern. Insbesondere ist zukünftig
darauf zu achten, dass das ehemalige Monopolunter-
nehmen nicht durch unzulässige Preisabschläge ver-
sucht, Anbieter vom Markt zu verdrängen bzw. neuen
Unternehmen den Markteintritt zu erschweren. Ein
Verzicht auf die Ex-ante-Regulierung der Endkundenta-
rife würde jedoch gerade diese Gefahr erhöhen. Im Üb-
rigen ist darauf hinzuweisen, dass bei Veränderungen
der Marktverhältnisse, nämlich wenn eine marktbeherr-
schende Stellung nicht mehr feststellbar ist, eine Ent-
geltregulierung nicht mehr stattfindet.

Darüber hinaus ist zu unterstreichen, dass durch die
sektorspezifische Regulierung schon heute Funktionen
des Wettbewerbs in Teilen als erfüllt zu betrachten sind.
Während sich die zu vermutenden positiven Impulse auf
den technischen Fortschritt nur schwer nachweisen las-
sen, sind die Effekte auf die Kundentarife bei Gesprä-
chen außerhalb des Ortsnetzes eindrucksvoll zu bezif-
fern. Die effizienzorientierte Anpassung der Preise, die
zu durchschnittlichen Reduzierungen um mehr als ein
Drittel für Fern- und Auslandsgespräche geführt hat, ist
allen Verbrauchern zugute gekommen. Da dem Preis-
mechanismus in einer Marktwirtschaft wichtige Infor-
mations-, Lenkungs- und Ausgleichsfunktionen zu-
kommen, sind richtige Preissignale für alle Branchen
der Volkswirtschaft von hoher Bedeutung. Nicht zuletzt
aus diesem Grund wirkt sich die in Teilsegmenten der
Telekommunikation weitgehend erreichte Funktionsfä-
higkeit eines regulierungsbedingten Wettbewerbs
wohlstandsfördernd aus, auch wenn es noch ein weiter
Weg hin zu einem Wettbewerb ist, der sich selbst trägt
und nicht mehr auf die Unterstützung des Regulierers
angewiesen ist.

Die Regulierungsbehörde hat mit ihrer frühzeitigen Ent-
scheidung zur Entbündelung der Teilnehmeranschluss-
leitung und mit der Vergabe von Frequenzen für Punkt-
zu-Mehrpunkt-Richtfunk (Wireless Local Loop) we-
sentliche Impulse zur Förderung des Wettbewerbs im
Ortsnetzbereich gegeben. Darüber hinaus deuten das
große Interesse neuer Anbieter am Breitbandkommuni-
kationsnetz der Deutschen Telekom sowie erste Versu-
che mit der Powerline-Technologie auf eine Entwick-
lung hin, die zu einer schrittweisen Intensivierung des
Wettbewerbs auch im Anschlussbereich führen kann.
Eine verlässliche Bewertung dieser Entwicklungen ist
derzeit aber noch nicht möglich.

Die Förderung von Wettbewerb im Ortsbereich bleibt
eine Aufgabe von hoher Priorität, da hiervon nicht nur

der Wettbewerb in der Ortsnetztelefonie abhängt. Der
direkte Zugang zum Kunden und die damit verbundene
Möglichkeit der Kundenbindung beeinflussen auch an-
dere Segmente der Sprachtelefonie und Zugangsleistun-
gen zu weiteren Diensten (z. B. Internet). Hierdurch
wird nach Auffassung der Regulierungsbehörde sich
selbst tragender und damit funktionsfähiger Wettbewerb
in der Sprachtelefonie entscheidend geprägt. Die Regu-
lierungsbehörde wird daher weiterhin die im TKG vor-
gesehenen Instrumente nutzen, um auch im Anschluss-
bereich Wettbewerbsprozesse anzustoßen.

Darüber hinaus sind erste wettbewerbliche Entwicklun-
gen auch zunehmend bei Mietleitungen zu beobachten.
Hier ist jedoch zwischen unterschiedlichen Kapazitäten
zu differenzieren. Günstiger stellt sich die Situation im
digitalen Mobilfunk dar, wo bereits eine weitergehende
Annäherung an die Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs
erreicht ist.

11. Universaldienst im Bereich
Telekommunikation

Universaldienstleistungen sind definiert als ein Min-
destangebot an Telekommunikationsdienstleistungen für
die Öffentlichkeit, für die eine bestimmte Qualität fest-
gelegt ist und zu denen alle Nutzer unabhängig von ih-
rem Wohn- oder Geschäftsort zu einem erschwinglichen
Preis Zugang haben müssen (§ 17 Abs. 1 TKG). Die
zum Universaldienst zählenden Telekommunikations-
dienstleistungen sind in § 1 Telekommunikations-Uni-
versaldienstleistungsverordnung (TUDLV) vom 30. Ja-
nuar 1997 aufgeführt. Danach gelten als Universal-
dienstleistungen der Sprachtelefondienst mit – soweit
technisch möglich – bestimmten ISDN-Leistungsmerk-
malen sowie die nicht lizenzpflichtigen Telekommuni-
kationsdienstleistungen, die mit dem Sprachtelefon-
dienst in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Zu
Letzteren gehören das Erteilen von Auskünften über
Rufnummern von Teilnehmern, die in der Regel jährli-
che Herausgabe von Teilnehmerverzeichnissen, die flä-
chendeckende Bereitstellung öffentlicher Telefonstellen
sowie die Bereitstellung von Übertragungswegen gemäß
Anhang II der Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom
5. Juni 1992 zur Einführung des offenen Netzzugang
bei Mietleitungen.

Gemäß §§ 18 und 19 TKG erfolgt die Verpflichtung ei-
nes Unternehmens zum Erbringen von Universal-
dienstleistungen erst, wenn auf dem sachlich und räum-
lich relevanten Markt von der Regulierungsbehörde eine
nicht ausreichende und angemessene Versorgung fest-
gestellt wird bzw. wenn zu besorgen ist, dass eine solche
Versorgung nicht gewährleistet sein wird. Dies ist bis-
her nicht der Fall. Beabsichtigt die Deutsche Telekom,
die als Universaldienstleistungen genannten Dienstleis-
tungen nicht in vollem Umfang oder zu schlechteren als
den in der TUDLV genannten Bedingungen anzubieten,
hat sie dieses der Regulierungsbehörde ein Jahr vor
Wirksamwerden anzuzeigen (§ 97 Abs. 1 TKG).

Auf Basis dieser Rechtsgrundlagen entsprach die Tätig-
keit der Regulierungsbehörde auf dem Gebiet des Uni-
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versaldienstes dem Ziel der Universaldienstregelungen
der EU. Zunächst ist die Leistungsfähigkeit des Wett-
bewerbs hinsichtlich der Marktversorgung mit Univer-
saldienstleistungen auszuschöpfen. Eingegriffen werden
soll erst und auch nur dann, wenn sich Versorgungsde-
fizite abzeichnen. So war die Regulierungsbehörde in
einigen Einzelfällen Kunden bei ihrer Anspruchsbe-
gründung zum Netzzugang (Telefonanschluss) und zur
Eintragung in öffentliche Teilnehmerverzeichnisse be-
hilflich.

Weitere Tätigkeiten der Regulierungsbehörde ergaben
sich besonders für die Universaldienstleistung „Bereit-
stellen von öffentlichen Telefonstellen“. Die erreichte
Vollversorgung mit Telefonanschlüssen sowie vor allem
das starke Wachstum im Markt für Mobilfunktelefonie
haben zu einem veränderten Telekommunikationsver-
halten der Nutzer und zu einer verringerten Nachfrage
nach Nutzung öffentlicher Telefonstellen geführt. Am
31. Dezember 1998 hatte die Deutsche Telekom nach
eigenen Angaben etwa 148000 öffentliche Telefonstel-
len in Betrieb. Im Rahmen der mit einigen Kommunen
bereits abgestimmten Standortkonzepte wurden von der
Deutschen Telekom Veränderungen vorhandener und
die Aufhebung sehr gering genutzter Standorte vorge-
nommen. Dieser Abbau öffentlicher Telefonstellen be-
traf insbesondere Mehrfachstandorte und erfolgte nur in
solchen Fällen, wo den Nutzern in weniger als 3 km
Wegstrecke alternativ eine andere öffentliche Telefon-
stelle zur Verfügung steht. Bei geografisch ungünstig
gelegenen öffentlichen Telefonstellen wurde diese Ent-
fernung deutlich kürzer gewählt. An die Regulierungs-
behörde wurde in diesem Zusammenhang nur eine ge-
ringe Zahl von Beschwerden gerichtet. Dies lässt darauf
schließen, dass die Reduzierung der Anzahl der Stand-
orte überwiegend im Einvernehmen mit den Kommunen
erreicht wurde. Die Regulierungsbehörde hat in diesen
Fällen in Gesprächen mit der Deutschen Telekom regu-
lierend eingegriffen, so dass eine signifikante Reduzie-
rung der Dichte des öffentlichen Sprechstellennetzes
nicht erfolgt ist.

Die Deutsche Telekom hat gegenüber der Regulierungs-
behörde erklärt, dass es Zielsetzung des Unternehmens
sei, den gesetzlichen Auftrag zur Bereitstellung öffentli-
cher Telefonstellen auch in Zukunft zu erfüllen. Um
auch weiterhin an schwach frequentierten Standorten
öffentliche Telefonstellen unter vertretbarem Aufwand
im Sinne einer kosteneffizienten Leistungsbereitstellung
flächendeckend betreiben zu können, wurde von der
Deutschen Telekom ein Alternativkonzept erarbeitet
und der Regulierungsbehörde am 27. Oktober 1998 vor-

gelegt. Dieses Alternativkonzept ist dem Beirat bei der
Regulierungsbehörde in einer Vorlage vorgestellt wor-
den und enthält hinsichtlich des Abbaus weiterer öf-
fentlicher Telefonstellen eine Selbstbindung der Deut-
schen Telekom für ein Jahr. Die dem Beirat dazu eben-
falls vorgelegten „Kriterien zur Sicherstellung einer
flächendeckenden Versorgung mit öffentlichen Telefon-
stellen“ sind von diesem zustimmend zur Kenntnis ge-
nommen worden. Sie wurden im Amtsblatt Nr. 6/1999
der Regulierungsbehörde veröffentlicht.

In einem einjährigen Pilotvorhaben erfolgt der Einsatz
und die Erprobung so genannter Basistelefone an
Standorten, für die ein Zugang zum Telefondienst un-
bedingt sichergestellt werden soll, die aber aufgrund
fehlender Nachfrage nicht wirtschaftlich mit herkömm-
lichen öffentlichen Telefonstellen betrieben werden
können. Dieses Basistelefon wird in einfacherer Aus-
gestaltung als die herkömmliche Telefonstelle in vollem
Umfang die Funktion einer öffentlichen Telekommuni-
kationsstelle erfüllen, jedoch mit erheblich reduziertem
Investitions- und Unterhaltungsaufwand verbunden
sein. Es ermöglicht Sprachkommunikation zu den übli-
chen Entgelten für die Nutzung öffentlicher Telefon-
stellen auf der Basis des Calling-Card-Service der Deut-
schen Telekom und das kostenlose Absetzen von Not-
rufen. Dieses Pilotvorhaben, dessen Auswertung durch
das Institut Infratest Burke erfolgt, wird von den Kom-
munalen Spitzenverbänden und der Regulierungsbehör-
de begleitet. Danach werden die für dieses eine Jahr
geltenden o. g. Kriterien einer erneuten Prüfung durch
die Regulierungsbehörde unterzogen.

Bezüglich der bisher nach der TUDLV definierten Tele-
kommunikationsleistungen ist zu bemerken, dass die
dort als Mindestangebot definierten Telekommunikati-
onsdienstleistungen von den im Markt seit der Liberali-
sierung angebotenen Telekommunikationsdiensten voll
gedeckt, ja im Hinblick auf die Preise sogar erheblich
übertroffen werden. Anhand der wachsenden Nachfrage
nach Internetzugangsleistungen könnte man daran den-
ken, derartige Telekommunikationsdienste in die
TUDLV aufzunehmen. Dies erscheint jedoch nicht not-
wendig, da hier Regulierungsentscheidungen und die
Leistungsfähigkeit des Marktes zu einem für die Nutzer
ausreichenden und im internationalen Maßstab beacht-
lichen Versorgungsniveau geführt haben und aufgrund
weiterer Kostenreduzierungen diese Dienstleistung für
die Nutzer noch erschwinglicher werden wird. Eine Än-
derung der Festlegung, welche Telekommunikations-
dienstleistungen im Sinne von § 17 TKG als Universal-
dienstleistungen gelten, wird insofern nicht empfohlen.
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Teil C  Tätigkeiten und Marktentwicklung im Bereich Post

1. Regulierung für die Kunden

1.1 Postgeheimnis und Datenschutz

Auch auf einem privatisierten Postdienstleistungsmarkt
haben die Bürger ein elementares Interesse an der Wah-
rung des Postgeheimnisses.

Gemäß § 39 Abs. 1 PostG unterliegen die näheren Um-
stände des Postverkehrs natürlicher oder juristischer
Personen sowie der Inhalt von Postsendungen dem
Postgeheimnis. In § 41 PostG sind die wesentlichen
Verpflichtungen zum Schutz personenbezogener Daten
der am Postverkehr Beteiligten enthalten. Weitere Re-
gelungen finden sich in der Postdienstunternehmen-
Datenschutzverordnung (PDSV) und dem ergänzend
anwendbaren Bundesdatenschutzgesetz (BDSG).

Unabhängig von dem Kontrollrecht des Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz (BfD) bezüglich der
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbe-
zogener Daten kann die Regulierungsbehörde nach
§ 42 PostG Kontrollen bei den Verpflichteten durchfüh-
ren und geeignete Anordnungen treffen, um die Ein-
haltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften und
die Wahrung des Postgeheimnisses sicherzustellen.
Die Kontrollmaßnahmen können sowohl anlassbezogen
(z. B. aufgrund von Hinweisen oder Beschwerden
aus der Bevölkerung) als auch anlassfrei sein. Die An-
ordnungen können bis hin zur teilweisen oder vollstän-
digen Untersagung des Erbringens von Postdiensten rei-
chen.

Bis zum 30. Juni 1999 haben 400 Unternehmen eine
Lizenz (lizenzierter Bereich, § 5 PostG) im Bereich der
Postdienste erhalten (nähere Ausführungen hierzu unter
Kapitel C.3).

In einem ersten Schritt hat die Regulierungsbehörde 40
Unternehmen mit einer bundesweiten Lizenz über ihre
Verpflichtungen und über die Aufgaben der Regulie-
rungsbehörde im Bereich Postgeheimnis und Daten-
schutz informiert. Gleichzeitig wurden als erste Kon-
trollmaßnahme Angaben zur Umsetzung des Daten-
schutzes in den Unternehmen abgefragt. Des Weiteren
bestehen Kontakte zu Unternehmen und Verbänden, die
sich mit datenschutzrechtlichen Fragestellungen an die
Regulierungsbehörde gewandt haben. Darüber hinaus
werden Anfragen von Kunden der Postdienstunterneh-
men beantwortet.

Regulierungsbehörde und BfD kooperieren in Fragen
des Datenschutzes und werden die bereits bestehenden
Kontakte weiter ausbauen. Als Beispiele hierfür lassen
sich gemeinsame Informations- und Kontrollbesuche bei
Unternehmen sowie die Teilnahme an Arbeitskreisen
mit Unternehmen und Verbänden anführen.

1.2 Verbraucherschutz

Das PostG hat die Post-Kundenschutzverordnung vom
19. Dezember 1995 außer Kraft gesetzt. Diese hatte die
Qualitätsmerkmale bei der Einlieferung und Geschäfts-
abwicklung, bei der Beförderung und Auslieferung so-
wie Regelungen für Zustellung, Abholung, Nachsen-
dung und Lagerung, Rücksendung, Nachforschung und
Postzustellungsaufträge zum Inhalt.

Im Zusammenhang mit dem Verbraucherschutz stehen
zwei neue Verordnungen: Die Post-Universaldienstleis-
tungsverordnung legt Inhalt und Umfang des Universal-
dienstes im Sinne des § 11 PostG fest (siehe hierzu Ka-
pitel C.11), während eine Postdienstleistungsverord-
nung Rahmenvorschriften für die Inanspruchnahme von
Postdienstleistungen enthalten soll. In dieser Rechtsver-
ordnung können insbesondere Regelungen über den
Vertragsabschluss, den Gegenstand und die Beendigung
der Verträge getroffen und die Rechte und Pflichten der
Vertragspartner und der sonstigen am Postverkehr Be-
teiligten einschließlich Haftungsregelungen und Be-
stimmungen zur Haftungsbeschränkung festgelegt wer-
den.

Der Inhalt zahlreicher Verbraucheranfragen zeigt, dass
an dem Erlass der Postdienstleistungsverordnung in
Verbraucherkreisen ein erhebliches Interesse besteht.
Die Mehrzahl der Anfragen betreffen die Bereiche Zu-
stellung und Filialnetz. Weitere häufig angesprochene
Themen sind Tarife, Service und die Brieflaufzeiten.

Bis zum Inkrafttreten der Postdienstleistungsverordnung
beantwortet die Regulierungsbehörde diese Anfragen
mit einer grundsätzlichen Erläuterung der Rechtslage
sowie durch das Einholen von Stellungnahmen der An-
bieter von Postdienstleistungen (das ist meist die Deut-
sche Post AG, manchmal aber auch ein anderer Anbie-
ter) und leistet auf diese Weise ihren Beitrag zum
Schutz der Verbraucherinteressen.

Der in der Abteilung „Regulierung Telekommunika-
tion“ dem Referat „Universaldienst, Öffentliche Ange-
legenheiten, Verbraucherfragen“ angeschlossene „Ver-
braucherservice“ ist auch auf Anfragen auf dem Gebiet
des Postwesens eingerichtet. Von dieser Möglichkeit,
Auskünfte per Telefon, Internet oder E-Mail einzuho-
len, wird bereits Gebrauch gemacht.

2. Marktzugang

Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG garantiert allen Deutschen das
Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu
wählen. Die Berufsausübung kann gemäß Art. 12 Abs. 1
Satz 2 GG durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes
geregelt werden. Das PostG trägt diesem Grundsatz der
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Berufsfreiheit Rechnung: Grundsätzlich darf jedermann
Postdienstleistungen erbringen. Für die in § 5 Abs. 1
des PostG bestimmten Postdienstleistungen bedarf es
einer Erlaubnis (Lizenz); diese ist jedoch zu erteilen,
wenn nicht im Gesetz abschließend normierte Versa-
gungsgründe dem entgegenstehen (vgl. § 6 Abs. 3
Satz 1 PostG). Die Berufsfreiheit hinsichtlich der
Erbringung von Postdienstleistungen wird beschränkt
durch eine in § 51 Abs. 1 PostG normierte gesetzlich
befristete gesetzliche Exklusivlizenz der Deutschen Post
AG (siehe Kapitel C.12).

Lizenzpflichtig ist die gewerbsmäßige Beförderung von
Briefsendungen für andere, sofern das Gewicht der ein-
zelnen Briefsendung nicht über 1000g liegt (§ 5
Abs. 1). Von dieser Lizenzpflicht ausgenommen sind
Verrichtungs- und Erfüllungsgehilfen und Kurierdienste
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 und 3 PostG). Auch das Befördern von
Begleitpapieren, die Frachtsendungen beigefügt sind,
unterliegt nicht der Lizenzpflicht (§ 5 Abs. 2 Nr. 2
PostG).

Eine Lizenz darf nur versagt werden, wenn die in § 6
Abs. 3 PostG abschließend genannten Versagungsgrün-
de vorliegen. Diese sind: fehlende Leistungsfähigkeit,
Zuverlässigkeit oder Fachkunde oder aber eine Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung (§ 6
Abs. 3 Nr. 1 und 2 PostG).

Diese Versagungsgründe knüpfen an entsprechende
Vorschriften der Gewerbeordnung an und haben zum
Ziel, Gewerbetreibende vom Wirtschaftsverkehr fernzu-
halten, die wegen der Besorgnis einer nicht ordnungs-
gemäßen Gewerbeausübung eine Gefahr für die Allge-
meinheit darstellen. Die Versagungsgründe dienen da-
her – wie etwa § 35 der Gewerbeordnung – dem Schutz
der Allgemeinheit. Dies bedeutet, dass Konkurrenten
des Lizenznehmers durch die Erteilung der Lizenz nicht
in ihren Rechten verletzt werden und die Lizenz daher
nicht mit Erfolg anfechten können (vgl. hierzu Bundes-
verfassungsgericht, Beschluss vom 8. Juni 1960,
BVerfGE 11, 168, 188f; Bundesverwaltungsgericht,
Urteil vom 2. Februar 1982, Gewerbearchiv 1982,
S. 233f).

Eine besondere Stellung nimmt die Vorschrift des § 6
Abs. 3 Nr. 3 PostG ein, da diese keinen sektorspezifi-
schen, sondern einen allgemein sozialpolitischen Versa-
gungsgrund beinhaltet. Diese auf Empfehlung des par-
lamentarischen Vermittlungsausschusses eingefügte
Vorschrift sieht vor, die Briefbeförderungslizenz zu ver-
sagen, wenn „Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass der Antragsteller die wesentlichen Arbeitsbedin-
gungen, die im lizenzierten Bereich üblich sind, nicht
unerheblich unterschreitet“.

Aufgrund der fehlenden Bestimmtheit der Vorschrift ist
ihre praktische Umsetzung zunächst auf Schwierigkei-
ten gestoßen. Erst nach Ablauf mehrerer Monate konnte
sich eine allgemein akzeptierte Auslegungspraxis ent-
wickeln (nähere Ausführungen hierzu unter Kapitel
C.3). Durch das Gesetz zur Neuregelung der geringfü-
gigen Beschäftigungsverhältnisse vom 24. März 1999
und durch das Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversi-
cherung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte

vom 19. Dezember 1998 (Scheinselbständigkeit) ist die
Brisanz der Vorschrift inzwischen entschärft worden.

3. Lizenzierung

3.1 Lizenzpflichtige Postdienstleistungen

Nach § 5 Abs. 1 PostG bedarf einer Lizenz, wer
Briefsendungen, deren Einzelgewicht nicht mehr als
1000g beträgt, gewerbsmäßig für andere befördert.

Für die Beförderung von Briefsendungen mit einem
Einzelgewicht von mehr als 1000g ist keine Lizenz er-
forderlich. Dies gilt auch für die unter § 5 Abs. 2 PostG
aufgeführten Fälle, beispielsweise für den Kurierdienst.

3.2 Lizenzierbare Postdienstleistungen

Der Gesetzgeber hat der Deutschen Post AG für eine
Übergangszeit bis zum 31. Dezember 2002 eine befris-
tete gesetzliche Exklusivlizenz eingeräumt. Der Umfang
der Exklusivlizenz ergibt sich aus § 51 Abs. 1 Satz 1
i. V. m. Satz 2 PostG.

Bis zum 31. Dezember 2002 können demnach Lizenzen
nur für folgende Dienstleistungen erteilt werden, die
kraft gesetzlicher Definition (§ 51 PostG) nicht unter
das ausschließliche Recht der Deutschen Post AG fallen.

A Gewerbsmäßige Beförderung von Briefsendungen
mit einem Gewicht von 200 bis 1000g und/oder von
Briefsendungen, deren Einzelpreis mehr als das
Fünffache des am 31. Dezember 1997 geltenden
Preises für entsprechende Postsendungen der un-
tersten Gewichtsklasse beträgt.

B Gewerbsmäßige Beförderung von inhaltsgleichen
Briefsendungen mit einem Gewicht von mehr als
50g, von denen der Absender eine Mindestzahl von
50 Stück einliefert.

C Gewerbsmäßige Beförderung von Briefsendungen,
die vom Absender in einer Austauschzentrale einge-
liefert und vom Empfänger in derselben oder einer
anderen Austauschzentrale desselben Diensteanbie-
ters abgeholt werden, wobei Absender und Empfän-
ger diesen Dienst im Rahmen eines Dauerschuldver-
hältnisses in Anspruch nehmen (Dokumentenaus-
tauschdienst).

D Dienstleistungen, die von Universaldienstleistungen
trennbar sind, besondere Leistungsmerkmale aufwei-
sen und qualitativ höherwertig sind.

E Gewerbsmäßige Beförderung von Briefsendungen,
die im Auftrag des Absenders bei diesem abgeholt
und bei der nächsten Annahmestelle der Deutschen
Post AG oder bei einer anderen Annahmestelle der
Deutschen Post AG innerhalb derselben Gemeinde
eingeliefert werden.

F Gewerbsmäßige Beförderung von Briefsendungen,
die im Auftrag des Empfängers aus Postfachanlagen
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der Deutschen Post AG abgeholt und an den Emp-
fänger ausgeliefert werden.

3.3 Erteilte Lizenzen

Im Jahr 1998 wurden, beginnend mit dem 2. Quartal,
rund 50 Lizenzen pro Quartal erteilt. Diese Zahl hat

sich 1999 pro Quartal nahezu verdoppelt. Bisher haben
insgesamt 396 Antragsteller eine Lizenz erhalten
(Stand: 30. Juni 1999). Die Zahl der vorgelegten Li-
zenzanträgen liegt bei 601. Versagt wurden bislang drei
Lizenzen, weil Versagungsgründe gemäß § 6 Abs. 3
Nr. 1 PostG vorlagen; im Prüfungsverfahren befinden
sich derzeit noch 202 Anträge.

A b b i l d u n g  3 4

Entwicklung Anzahl Lizenzanträge/Lizenznehmer

3.3.1 Aufschlüsselung nach Lizenzgebiet

Bis Juni 1999 haben 82 Antragsteller bundesweite Li-
zenzen erhalten. Landesweit sind 114 und ausschließ-
lich regional 200 Lizenznehmer tätig.
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3.3.2 Aufschlüsselung nach Bundesländern

Die Aufschlüsselung der erteilten Lizenzen nach Bundesländern ergibt folgendes Bild (Stand: 30. Juni 1999):

Bundesland Zahl der
Anträge

Zahl der
Lizenz-
nehmer

davon mit
D-Lizenzen

neue
Betriebe

Fortführung
des Betriebs

Klein-
betriebe

mittlere
Betriebe

Baden-Württemberg   43   26   20   10   16     7   19
Bayern   48   35   24   15   20   11   24
Berlin   24   12     9     6     6     5     7
Brandenburg   40   23   20   14     9   11   12
Bremen     4     2     2     1     1     0     2
Hamburg   23   21     4     3   18   12     9
Hessen   30   16   12     8     8     4   12
Mecklenburg-Vorp.   34   23   22   14     9   13   10
Niedersachsen   74   58   49   34   24   27   31
Nordrhein-Westfalen 126   79   51   47   32   39   40
Rheinland-Pfalz   20   13     4     7     6     6     7
Saarland     4     4     4     4     0     0     4
Sachsen   41   25   20   14   11   14   11
Sachsen-Anhalt   38   23   18   15     8     9   14
Schleswig-Holstein   30   24   19   10   14     8   16
Thüringen   22   12   11     7     5     4     8

Gesamt: 601 396 289 209 187 170 226

3.3.3 Aufschlüsselung der Lizenzen nach Teillizenzen

Für die Lizenztypen A bis F (siehe C.3.2) ergeben sich folgende Zahlen:

Beliebte
Kombinationen

Bundesland A B C D E F
ABC
DEF

ABD
EF DEF

Baden-Württemberg 19 18 4 20 18 17 4 6 4
Bayern 21 13 7 24 20 21 5 2 9
Berlin 9 4 2 9 8 7 1 2 1
Brandenburg 10 10 5 20 20 19 4 2 12
Bremen 1 1 0 2 0 0 0 0 0
Hamburg 14 9 0 4 17 19 0 1 1
Hessen 9 9 5 12 14 14 5 2 5
Mecklenburg-
Vorpommern 9 5 1 22 19 18 1 4 12
Niedersachsen 39 33 15 49 46 43 13 11 7
Nordrhein-Westfalen 43 38 15 51 56 57 10 9 13
Rheinland-Pfalz 6 5 1 4 10 11 1 1 1
Saarland 2 2 2 4 4 4 2 0 2
Sachsen 13 13 4 20 15 13 2 2 3
Sachsen-Anhalt 13 9 2 18 18 18 2 2 9
Schleswig-Holstein 21 18 14 19 20 20 12 2 0
Thüringen 5 6 3 11 8 8 3 0 3
Gesamt: 234 193 80 289 293 289 65 46 82
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Die Summe der Lizenzen in den einzelnen Kombinatio-
nen weicht von der Gesamtsumme der erteilten Lizen-
zen ab, da die meisten Antragsteller mehrere Lizenz-
typen beantragt haben.

3.4 Zusatzinformationen

3.4.1 Beginn der Lizenzierung

Im ersten Quartal 1998 konnten wegen der nach Erlass
des PostG Ende 1997 erforderlichen Vorarbeiten noch
keine Lizenzen erteilt werden. Die ersten Lizenzen
wurden Anfang April 1998 vergeben.

3.4.2 Zurückgegebene bzw. widerrufene Lizenzen

Wegen Geschäftsaufgabe bzw. Konkurses haben bis
zum 30. Juni 1999 sieben Lizenznehmer ihre Lizenz
zurückgegeben; eine Firma ist erloschen. Zwei Lizenzen
wurden widerrufen, weil nachträglich bekannt geworde-
ne Tatsachen die Annahme rechtfertigten, dass die Li-
zenznehmer insbesondere nicht über die erforderliche
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit verfügten. Aus
den gleichen Gründen wurden drei Lizenzen versagt.

3.5 Antragstellung

3.5.1 Angaben zur Leistungsfähigkeit, Zuverlässig-
keit und Fachkunde

Bei der Antragstellung sind Angaben zur Leistungsfä-
higkeit, Zuverlässigkeit und Fachkunde zu machen.
Zum Nachweis der erforderlichen Leistungsfähigkeit
und Zuverlässigkeit werden vom Antragsteller ein Füh-
rungszeugnis, eine Auskunft aus dem Gewerbezentral-
register sowie eine Schufa-Auskunft abgefordert.

Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit soll der An-
tragsteller zusätzlich insbesondere Art und Umfang der
eingesetzten oder geplanten Produktionsmittel (Perso-
nal- und Sachmittel) beschreiben und ggf. geplante In-
vestitionen und deren Finanzierung darlegen.

Zum Nachweis der Zuverlässigkeit soll der Antragsteller
zusätzlich ggf. bisherige Tätigkeiten im Bereich der
Postmärkte oder in angrenzenden Märkten nachweisen
und angeben, ob ihm oder einer mit der Führung seines
Geschäfts beauftragten Person in den letzten fünf Jahren
eine erteilte Befreiung bzw. Lizenz entzogen wurde.

Zum Nachweis der Fachkunde soll der Antragsteller
darlegen, welche Kenntnisse, Erfahrungen und Fertig-
keiten die von ihm mit der Ausübung der lizenzpflichti-
gen Tätigkeit betrauten oder zu betrauenden Personen
besitzen und wie er sicherstellt, dass diese Personen
auch in Zukunft ständig über diese Eigenschaften verfü-
gen.

Zur Beantragung von Lizenzen zur Beförderung von
Briefsendungen hat die Regulierungsbehörde in der
Mitteilung Nr. 206/1999 im Amtsblatt 8/99 umfassende
Informationen veröffentlicht.

3.5.2 Angaben zu den wesentlichen Arbeits-
bedingungen

Gemäß § 6 Abs. 3 Satz 3 PostG ist die Lizenz zu versa-
gen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
der Antragsteller die im lizenzierten Bereich üblichen
Arbeitsbedingungen nicht unerheblich unterschreitet.
Der Antragsteller soll daher seine wesentlichen Arbeits-
bedingungen im lizenzierten Bereich darlegen. Dazu
gehören insbesondere Angaben darüber, in welchem
Umfang sozialversicherungspflichtige bzw. nichtsozial-
versicherungspflichtige Kräfte von ihm mit der Aus-
übung der lizenzpflichtigen Tätigkeit betraut wurden
bzw. betraut werden sollen.

Die Regulierungsbehörde sieht die Voraussetzungen des
§ 6 Abs. 3 Nr. 3 PostG als gegeben an, sofern der Li-
zenznehmer

a) die lizenzierte Tätigkeit als Selbständiger oder als
Unternehmer mit nicht mehr als 5 Arbeitnehmern
erbringt oder

b) die lizenzierte Tätigkeit zu mindestens 80 % der Ge-
samtarbeitszeit in Arbeitsverhältnissen erbringt, die
bei der gewerbsmäßigen Beförderung von Briefsen-
dungen bis 1000g üblich sind, oder

c) eine sachliche Rechtfertigung dafür nachweist, dass
er die lizenzierte Tätigkeit zu weniger als 80 % der
Gesamtarbeitszeit in den unter b) beschriebenen Ar-
beitsverhältnissen erbringt.

Für b) und c) gelten folgende Anlaufzeiten:

– ein Jahr nach Zugang der Lizenz für den Fall, dass
der Lizenznehmer bereits Postdienstleistungen er-
bringt und die lizenzierte Tätigkeit nunmehr in diese
Leistungen aufnimmt;

– zwei Jahre nach Zugang der Lizenz für den Fall,
dass der Lizenznehmer bisher noch keine Post-
dienstleistungen erbracht hat.

3.5.3 Lizenzen für Dienstleistungen nach § 51 Abs. 1
Satz 2 Nr. 4 PostG

Die tatbestandlichen Voraussetzungen für das Vorliegen
einer Dienstleistung nach § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
PostG sind durch unbestimmte Begriffe beschrieben:
Eine solche Dienstleistung muss von Universaldienst-
leistungen trennbar sein, sie muss besondere Leis-
tungsmerkmale aufweisen und sie muss qualitativ hö-
herwertig sein (die qualitative Höherwertigkeit bezieht
sich auf die Dienstleistung insgesamt und nicht nur auf
die Leistungsmerkmale). Das PostG gibt insoweit keine
eindeutigen und ohne weiteres nachvollziehbaren Ent-
scheidungskriterien vor.

Die Regulierungsbehörde hat für den Regelfall Ent-
scheidungskriterien in Form der folgenden standardi-
sierten Merkmale festgelegt, bei deren Vorliegen die
Tatbestandsvoraussetzungen des § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
PostG nach Prüfung als erfüllt angesehen werden:

(1) Abholung der Briefsendungen beim Kunden zu fest-
gelegten Zeiten oder auf Abruf
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(2) Zustellung der Briefsendungen beim Empfänger

– am Tag der Abholung (Einlieferung) und/oder

– bei Abholung auch über 17.00 Uhr hinaus: bis
spätestens 12.00 Uhr des folgenden Werktags
und/oder

– termingenau (zu einem vom Auftraggeber im
Einzelfall festgelegten Termin)

(3) nachträgliche periodische Abrechnung

(4) Umlenkbarkeit der Sendungen zwischen Abholung
und Zustellung

(5) vertraglich zugesicherte Nichtberechnung des Sen-
dungsentgelts bei Verfehlen des Zeitziels der Zu-
stellung

(6) Ausübung der Dienstleistung in einem wesentlichen
Teil des Bundesgebiets

In der Gesamtbetrachtung werden die Tatbestandsvor-
aussetzungen des § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG ohne
weiteres als erfüllt angesehen, wenn die beabsichtigte
Dienstleistung die standardisierten Merkmale (1) – (5)
umfasst und in einem wesentlichen Teil des Bundesge-
biets ausgeübt wird (Merkmal (6)). Als wesentlicher
Teil des Bundesgebiets wird dabei ohne weiteres ein
Gebiet angesehen, das der Fläche des kleinsten Flächen-
staats der Bundesrepublik (Saarland, rund 2500 qkm)
entspricht.

Dienstleistungen mit Merkmalen, die von den Merk-
malen (1) – (6) abweichen, können ebenfalls die Tatbe-
standsvoraussetzungen des § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
PostG erfüllen; dies unterliegt einer weitergehenden
Einzelfallprüfung.

3.5.4 Lizenzgebühren

Für die Entscheidung über die Erteilung einer Lizenz
werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Regulie-
rungsbehörde hat Gebühren und Auslagen gemäß § 8
PostG nicht erhoben, da die vom Bundesminister für
Wirtschaft und Technologie zu erlassende Gebühren-
verordnung noch aussteht.

Die Lizenznehmer werden darauf hingewiesen, dass die
Gebühren und Auslagen nach Erlass der Verordnung
durch besonderen Bescheid festgesetzt werden.

3.6 Prüfungen nach Lizenzerteilung

Lizenzen gelten solange und soweit die Lizenzierungs-
voraussetzungen fortbestehen. Dies unterliegt der Über-
wachung durch die Regulierungsbehörde, die hierzu ein
Kontrollkonzept entwickelt und eingeführt hat. Bei
Nichteinhaltung von Lizenzauflagen drohen Bußgelder
bzw. vollständiger- oder teilweiser Lizenzentzug.

Die Kontrollen umfassen u. a.:

– regelmäßige Abfragen hinsichtlich Lizenzauflagen
(beispielsweise die Arbeitsbedingungen betreffend),

Lizenzgebiet, Art und Umfang des tatsächlichen Ge-
schäfts;

– regelmäßige Prüfungen durch Testverfahren und vor
Ort hinsichtlich Lizenzgebiet, Zuverlässigkeit,
Leistungsfähigkeit und Fachkunde, Gewichts- und
Preisgrenzen, Mindeststückzahlen, Merkmalen von
Dienstleistungen nach § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
PostG (siehe Kapitel C.3.3);

– zusätzliche Prüfungen bei Hinweisen auf Lizenzver-
stöße oder Unregelmäßigkeiten, die sich beispiels-
weise bei den regelmäßigen Prüfungen ergeben.

4. Entgeltregulierung

4.1 Grundsätzliches

Die Grundsätze der Entgeltregulierung werden von der
Fachabteilung erarbeitet. Die Entgeltgenehmigungsver-
fahren werden im Einzelfall von der zuständigen Be-
schlusskammer durchgeführt.

Das PostG sieht für die Entgeltregulierung vor, dass

– Entgelte für lizenzpflichtige Postdienstleistungen
eines marktbeherrschenden Unternehmens grund-
sätzlich der Genehmigung bedürfen (§ 19 PostG),

– die Entgelte sich an den Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung zu orientieren (§ 20 PostG)
und den folgenden Anforderungen zu entsprechen
haben (§ 20 Abs. 1 und 2 PostG). Danach dürfen die
Entgelte

• keine Aufschläge enthalten, die der Anbieter
aufgrund seiner marktbeherrschenden Stellung
durchsetzen kann,

• keine Abschläge enthalten, die die Wettbe-
werbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf
einem Markt für Postdienstleistungen in miss-
bräuchlicher Weise beeinträchtigen,

• einzelnen Nachfragern keine Vorteile gegenüber
anderen Nachfragern gleichartiger Postdienst-
leistungen einräumen.

– die vorherige Genehmigung nach zwei unterschied-
lichen Verfahren erfolgt (§ 21 PostG):

• Einzelfallgenehmigung (§ 21 Abs. 1 Nr. 1),

• Price-Cap-Verfahren (§ 21 Abs. 1 Nr. 2);

– eine nachträgliche Überprüfung genehmigter Ent-
gelte erfolgt (§ 24 PostG), soweit Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass gegen

• § 20 Abs. 2 Nr. 2 (keine Abschläge) oder

• § 20 Abs. 2 Nr. 3 (keine Diskriminierung) ver-
stoßen wird.

– eine nachträgliche Überprüfung nicht genehmi-
gungsbedürftiger Entgelte erfolgt (§ 25 PostG), so-
weit Tatsachen bekannt werden, die die Annahme
rechtfertigen, dass gegen
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• § 20 Abs. 2 Nr. 1 (keine Aufschläge),
• § 20 Abs. 2 Nr. 2 (keine Abschläge) oder
• § 20 Abs. 2 Nr. 3 (keine Diskriminierung) ver-

stoßen wird.
Ausnahmen sind zulässig, soweit es eine rechtliche
Verpflichtung oder einen sonstigen sachlichen Grund
dazu gibt. So können z. B. Postdienstleistungen für Seh-
behinderte und Blinde kostenlos erfolgen. Eine solche
Entgeltbefreiung bzw. -ermäßigung ist nach § 20 PostG,
EG-Richtlinie Artikel 7 und Artikel 7 Weltpostvertrag
ausdrücklich erlaubt. § 20 Abs. 2 Satz 2 PostG sieht
auch eine angemessene Berücksichtigung der Kosten
vor, die für die Einhaltung der wesentlichen Arbeitsbe-
dingungen, die im lizenzierten Bereich üblich sind, so-
wie die Kosten einer flächendeckenden Versorgung mit
Postdienstleistungen und die Kosten aus der Übernahme
der Versorgungslasten für die Beschäftigten, die aus der
Rechtsnachfolge der Deutschen Bundespost entstanden
sind.

Für die Durchführung der Entgeltgenehmigungsverfah-
ren oder die Überprüfung von Entgelten kann die Regu-
lierungsbehörde nach § 26 PostG Anordnungen erlas-
sen, um vom Anbieter bestimmte entgeltbegründende
Informationen zu erhalten. Hierzu wurde ein Anforde-
rungskatalog erstellt, der den Umfang und den Detail-
lierungsgrad der anzufordernden Unterlagen erfasst.

Nach § 10 Abs. 2 PostG ist ferner sicherzustellen, dass
das Rechnungswesen eines Unternehmens, das auf ei-
nem Markt für Postdienstleistungen marktbeherrschend
ist, so gestaltet ist, dass lizenzierter und nichtlizenzier-
ter Bereich zu trennen sind und getrennte Rechnungsle-
gungskreise bestehen. Die Regulierungsbehörde ist be-
fugt, die Ausgestaltung der internen Rechnungslegung
vorzugeben.

Entgelte werden im Rahmen einer Einzelgenehmigung
oder eines Price-Cap-Verfahrens genehmigt, wobei dem
Price-Cap-Verfahren Vorzug einzuräumen ist (§ 1
PEntgV). Bei der Einzelgenehmigung wird das Entgelt
einer Postdienstleistung nach Feststellung der Kosten
der effizienten Leistungserstellung und nach Prüfung
der entsprechenden Unterlagen festgesetzt. Beim Price-
Cap-Verfahren wird eine Preisobergrenze (Cap) einer
Gruppe (Korb) von Postdienstleistungen für einen be-
stimmten Zeitraum (Price-Cap-Periode) genehmigt.
Auch beim Price-Cap-Verfahren sind die Grundsätze
der effizienten Bereitstellung zu berücksichtigen.

Für die Berechnung der Preisobergrenze mit der Price-
Cap-Formel bedarf es der Festlegung eines Inflationsin-
dexes (I) und der Bestimmung des Produktivitätsfak-
tors X.

Da im Price-Cap-Regime eine Festlegung von Produkt-
körben bereits ohne konkreten Entgeltantrag möglich
ist, wurden von der Regulierungsbehörde die möglichen
Körbe eingegrenzt. Der Bereich der lizenzpflichtigen
Postdienstleistungen ist in mindestens zwei Körbe zu
splitten. Ein Teil der Dienstleistungen wird im Wettbe-
werbsmarkt erbracht, der andere unterliegt der Exklu-
sivlizenz. Diese Trennung dient der Vermeidung der
Quersubventionierung des Wettbewerbsbereiches und
entspricht den Vorgaben der PEntgV. Des Weiteren ist

zu beachten, dass Angebote von Teilleistungen und Zu-
gangsleistungen nicht mit anderen Dienstleistungen in
einem Korb zusammengefasst werden dürfen (§ 7
PEntgV). In einem nächsten Schritt ist die Bestimmung
der Produktivitätsfortschrittsrate und anderer Maßgrö-
ßen geplant. Ein Teil der Vorüberlegungen zu diesem
Bereich ist bereits abgeschlossen.
Für die Einzelgenehmigung von Entgelten wurden die
Methoden zur Festlegung einer geeigneten Eigenkapi-
talverzinsung untersucht. Eigenkapitalzinsen sind Be-
standteil des Gewinns und verursachen somit keine di-
rekten Kosten, die einem Entgelt zurechenbar wären.
Sie sind kalkulatorisch und dennoch wie Zins(aus) zah-
lungen zu behandeln, da die Eigenkapitalzinsen einen
Nutzenentgang darstellen. Der Kapitaleigner würde bei
einer anderen Finanzanlage Zinsen erzielen (Opportu-
nitätskostenprinzip). Die Methoden Weighted Average
Cost of Capital (WACC) und Capital Asset Pricing Mo-
del (CAPM) wurden untersucht um festzustellen, in-
wiefern sie für ein Entgeltgenehmigungsverfahren ge-
eignet sind. Empfehlungen über die Höhe des Zinssatzes
wurden ebenfalls formuliert:
Für die Ermittlung der kalkulatorischen Zinsen wird das
betriebsnotwendige Kapital zugrunde gelegt. Dieses Ka-
pital ist zur Bestimmung des zinsberechtigten Kapitals
um das Abzugskapital (zinslos zur Verfügung stehendes
Kapital) zu vermindern. Je nach Bewertung des Eigen-
kapitals und der Behandlung des Abzugskapitals
schwanken die ermittelten Zinssätze zwischen 4,37 %
und 9,68 %.
Die Regulierungsbehörde hat festzustellen, inwieweit
die Plankosten den Kosten einer effizienten Leistungser-
stellung schon jetzt entsprechen bzw. ob ein Produkti-
vitätsspielraum besteht. Neben einer Überprüfung der
vorgelegten Nachweise kommt für diese Beurteilung
auch ein Vergleich der beantragten Entgelte mit den Ta-
rifen in anderen vergleichbaren Märkten in Betracht,
der sich durch eine Vergleichsmarktstudie realisieren
lässt. Da die Zahl der genehmigungspflichtigen Post-
dienstleistungen sehr groß ist, wurde ein unabhängiges
Institut mit der Erstellung beauftragt. Diese Ver-
gleichsmarktstudie wurde abgeschlossen und liegt der
Regulierungsbehörde vor.
Gleichwohl ist es erforderlich, neben dem Vergleichs-
marktkonzept ein geeignetes Instrument zu entwickeln,
um die durch das antragstellende Unternehmen ange-
setzten Kosten nachvollziehen und ggf. eigene Berech-
nungen dazu durchführen zu können. Zu diesem Zweck
wird ein analytisches Kostenmodell, vergleichbar dem
im Telekommunikationsbereich bereits existierenden,
erarbeitet. Ziel dieser Modelle ist es, auf der Grundlage
der regulierungsspezifischen Anforderungen, die Pro-
duktionsprozesse technisch-ökonomisch als geschlosse-
nes Formelsystem zu beschreiben und kostenmäßig zu
bewerten.

4.2 Beschlusskammerverfahren

Entgeltregulierungsentscheidungen im Bereich der
Postmärkte obliegen der zuständigen Beschlusskammer.
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Sie lassen sich im Wesentlichen in vier Bereiche unter-
gliedern:

1. Zunächst ist die Kammer berufen, die Preise für die
Erbringung von Universaldienstleistungen i. S. v.
§ 11 Abs. 1 PostG im Hinblick auf die so genannte
Erschwinglichkeit zu überprüfen, d.h. Entscheidun-
gen über die Einhaltung der Maßstäbe für die Be-
stimmung dieser Preise zu treffen. Anhaltspunkte
dafür, dass Universaldienstleistungen zu einem
Preis, der nicht erschwinglich ist, angeboten werden,
haben sich bisher nicht ergeben.

2. Überdies unterliegen die Entgelte marktbeherr-
schender Anbieter von Postdienstleistungen unter
bestimmten Voraussetzungen der Entgeltregulierung
im Sinne von Abschnitt 5 des PostG. Es wird unter-
schieden zwischen der Entgeltregulierung ex ante
und ex post.

a) Die Deutsche Post AG hat bisher im Rahmen der
ex ante-Entgeltregulierung keinen Antrag auf
Genehmigung eines Entgeltes i.S. v. § 19 PostG
gestellt. Insbesondere ist eine Veränderung der
Preise für Leistungen im Kerngeschäft – der Be-
förderung von Briefsendungen – der Deutschen
Post AG, die letztmalig mit Wirkung zum
1. September 1997 genehmigt worden sind, nicht
beantragt worden. Vor dem Hintergrund, dass
diese Genehmigung aufgrund einer Befristung
zum 31. August 2000 und somit in überschauba-
rer Zeit wegfallen wird, ist mit dem Antrag auf
Genehmigung der Tarife für die Folgezeit aller-
dings kurzfristig zu rechnen.

Die Deutsche Post AG hat Preise insbesondere
für die Produkte Telegramm und Express-Brief
eingeführt, ohne diese Entgelte einer vorherigen
Genehmigung zugeführt zu haben. Die Kammer
prüft, ob insoweit Maßnahmen gemäß § 23
Abs. 3 PostG angezeigt sind.

b) Im Rahmen der Ex-post-Entgeltregulierung ist
die Regulierungsbehörde im Hinblick auf die
Preise, die die Deutsche Post AG für die Beförde-
rung von Paketen verlangt, anlässlich mehrerer
Eingaben unterschiedlicher Beschwerdeführer,
die kostenunterdeckende Paketpreise der Deut-
schen Post AG vorgetragen haben, in Vorer-
mittlungen eingetreten. Ziel dieser Ermittlungen
ist es festzustellen, ob die Voraussetzungen für
die Einleitung eines Verfahrens gemäß § 25
Abs. 1 Satz 1 PostG i. V. m. § 20 Abs. 2 Nr. 2
PostG vorliegen. Voraussetzung für die Eröff-
nung eines solchen Verfahrens ist jedenfalls die
marktbeherrschende Stellung der Deutschen Post
AG auf dem hier sachlich und räumlich relevan-
ten Markt der Paketbeförderung, der bereits seit
geraumer Zeit dem Wettbewerb geöffnet ist. Da-
rüber hinaus setzt die Überprüfung nicht geneh-
migungsbedürftiger Entgelte gemäß § 25 Abs. 1
Satz 1 PostG i. V. m. § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG
voraus, dass der Regulierungsbehörde Tatsachen
bekannt werden, die die Annahme rechtfertigen,
dass die in Rede stehenden Frachtpreise der
Deutschen Post AG Abschläge enthalten, welche

die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unter-
nehmen auf diesem Markt in missbräuchlicher
Weise beeinträchtigen. Insbesondere diese beiden
Vorfragen sind noch nicht abschließend beant-
wortet.

Aufgrund einer weiteren Beschwerde ermittelt die
Kammer derzeit auch, ob die Entgelte der Deutschen
Post AG im Briefdienst, hier insbesondere der Kilo-
tarif-Ausland, im Rahmen eines Verfahrens gemäß
§ 24 Abs. 1 Satz 1 PostG i. V. m. § 20 Abs. 2 Nr. 3
PostG im Hinblick auf eine mögliche Diskriminie-
rung zu überprüfen sind, weil die Deutsche Post AG
entsprechend vorteilhafte Kilotarife im Inlandsbrief-
dienst nicht anbietet. Es ist jedenfalls nicht schlecht-
hin auszuschließen, dass der Inlands- und der Aus-
landsbriefdienst gleichartige Postdienstleistungen
i. S. v. § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG darstellen und die
Deutsche Post AG durch die Gewährung des Kilota-
rif-Ausland, der letztlich einen Mengennachlass be-
inhaltet, einzelnen Nachfragern Vorteile gegenüber
anderen, die die Beförderung von Inlandsbriefen
nachfragen, einräumt.

Des Weiteren befindet sich die Regulierungsbehörde
aufgrund mehrerer Eingaben unterschiedlicher Be-
schwerdeführer in Vorermittlungen im Hinblick auf
die Frage, ob die Deutsche Post AG mit Großkunden
im Rahmen von Verträgen über Postdienstleistungen
i. S. v. § 4 Nr. 1 PostG Entgelte vereinbart, die nicht
den Maßstäben des § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3
PostG entsprechen oder von den genehmigten Ent-
gelten i. S. v. § 23 PostG abweichen.

Eine Überprüfung der mit Wirkung zum 1. Septem-
ber 1997 genehmigten Entgelte der Deutschen Post
AG für die Briefbeförderung im Hinblick auf einen
mehrfach vorgetragenen Preishöhenmissbrauch ge-
mäß § 24 Abs. 1 Satz 1 PostG i. V. m. § 20 Abs. 2
Nr. 1 PostG wurde nicht eingeleitet. Die Überprü-
fung bereits genehmigter Entgelte dahingehend, ob
ein Preishöhenmissbrauch vorliegt, ist im Rahmen
dieser Vorschriften grundsätzlich ausgeschlossen.
Die nachträgliche Überprüfung derartiger Entgelte
beschränkt sich gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 PostG le-
diglich auf Diskriminierungssachverhalte i.S. v. § 20
Abs. 2 Nr. 3 PostG und auf solche Sachverhalte, die
Preisabschläge i. S. v. § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG
betreffen.

Schließlich sind weder die Entgelte der Deutschen
Post AG für die Beförderung von Fremdbeilagen in
Zeitschriften noch die Entgelte der Deutschen Post
AG für die Beförderung von Postwurfsendungen Ge-
genstand einer Überprüfung gemäß § 25 Abs. 1
Satz 1 PostG geworden. Ein Verfahren zur Feststel-
lung einer möglichen Preisdiskriminierung nach
§ 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG zwischen Nachfragern die-
ser beiden Beförderungsleistungen wurde nicht ein-
geleitet, da die gesetzlichen Voraussetzungen nicht
vorlagen. Die Beförderung von Postwurfsendungen
(nichtadressierte Mitteilungen) ist bereits keine
Postdienstleistung i.S. v. § 4 Nr. 1 PostG.

3. Die Genehmigung der Entgelte für die Zustellung
von Schriftstücken nach den Vorschriften der Pro-
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zessordnungen und der Gesetze, die die Verwal-
tungszustellung regeln (förmliche Zustellung), stellt
gemäß § 34 Satz 4 PostG eine besondere Art der
Entgeltregulierung dar. Hier sind die Maßstäbe der
Entgeltregulierung des § 20 Abs. 1 und 2 PostG, die
zur Regulierung ausschließlich marktbeherrschender
Unternehmen entwickelt wurden, auf sämtliche –
somit auch auf nicht marktbeherrschende – Anbieter
derartiger Beförderungsleistungen entsprechend an-
zuwenden. In der Praxis hat dies allerdings zu kei-

nen Rechtsanwendungsproblemen geführt. Die Höhe
der Entgelte, deren Genehmigung die überwiegend
regional tätigen Lizenznehmer regelmäßig beantra-
gen, liegt im Durchschnitt bei etwa 8 DM, d.h. etwa
30 % unter dem Preis, den die Deutsche Post AG für
die entsprechende Dienstleistung verlangt. Bisher
sind 73 Entgeltgenehmigungen dieser Art beantragt
und 32 Anträge – wie nachfolgend aufgeführt – ge-
nehmigt worden.

A b b i l d u n g  3 5

Genehmigte Entgelte für die förmliche Zustellung nach § 34 PostG

Antragsteller beantragtes
Gebiet

Entgelt
(exkl. USt)

Eichhorst B. & B. marketing & werbegesell-
schaft mbH, Berlin

Bundesland Berlin 8,45 DM

City-Kurier Quedlinburg,
Quedlinburg

Landkreise:
 Quedlinburg,
 Wernigerode,
 Halberstadt,
 Aschersleben

8,00 DM

Panda Kurierlogistik GmbH Halle, Halle/Saale Kreisfreie Stadt Halle/Saale 6,72 DM
Boten & Kurierdienst Hahne,
Bad Harzburg

Kreisfreie Stadt Braunschweig,
Landkreis Goslar

8,45 DM

Citipost Gesellschaft für Kurier-
und Postdienstleistungen mbH,
Langenhagen

Kreisfreie Stadt Hannover,
Landkreis Hannover

8,50 DM

City Brief Bote,
Schwedt/Oder

Kreisfreie Stadt Frankfurt/Oder,
Landkreise:

 Uckermark,
 Barnim,
 Oder-Spree,
 Märkisch-Oderland

7,00 DM

Blitz-Kurier Schwarzlose,
Mögelin

Amtsgemeinden des Landkreises Havelland:
 Rathenow,
 Premnitz,
 Rhinow,
 Milow,
 Nennhausen

8,19 DM

Maria Theresia Gries, St. Ingbert Bundesland Saarland 8,00 DM
BBI-Service, Göldenitz Bundesland Mecklenburg-Vorpommern 7,30 DM
Björn Grunert, Halle/Saale Kreisfreie Stadt Halle/Saale 7,76 DM
Jürgen Czekalla,
Cottbus

Kreisfreie Stadt Cottbus,
Landkreis Spree-Neiße

6,90 DM

Uwe Kaiser, Hamm Kreisfreie Stadt Hamm 5,60 DM
Exit Management GmbH,
Burgebrach

Regierungsbezirke:
 Oberfranken,
 Mittelfranken,
 Unterfranken.

8,19 DM

BBS Blitz Brief Service & Kurierdienst,
Salzgitter

Kreisfreie Städte Braunschweig und Salzgitter,
Landkreis Wolfenbüttel

6,80 DM

SBL Stephan Stern,
Lübeck

Kreisfreie Stadt Lübeck,
Stadt Bad Schwartau,
Gemeinde Stockelsdorf

4,00 DM

Antragsteller beantragtes Entgelt
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Gebiet (exkl. USt)
Kuno´s-Brief-Service Dirk Oestreich,
Parchim

Landkreise Güstrow und Parchim 8,00 DM

Roder & Reichardt GbR,
Magdeburg

Kreisfreie Stadt Magdeburg,
Stadt Schönebeck

7,50 DM

Markus Engel GmbH,
Bad Orb

Landkreis Main-Kinzig-Kreis,
Gemeinden des Landkreises Wetteraukreis:

 Altenstadt,
 Büdingen,
 Gedern,
 Glauburg,
 Hirzenhain,
 Kefenord,
 Limeshain,
 Nidda,
 Ortenberg,
 Ranstadt

8,50 DM

STADTPILOT Brief- u. Kurierdienst,
Bielefeld

Kreisfreie Stadt Bielefeld 7,59 DM

von Varga GmbH,
Siegen

Städte und Gemeinden des Landkreises
Siegen-Wittgenstein:

 Freudenberg,
 Hilchenbach,
 Kreuztal,
 Neunkirchen,
 Netphen,
 Siegen,
 Wilnsdorf;

Städte des Landkreises Oberbergischer Kreis:
 Bergneustadt,
 Gummersbach,
 Wiehl

7,59 DM

NBK Der Norddeutsche Briefkurier GmbH,
Kropp

Leitregionen 24 und 25 6,00 DM

BriefdienstDIREKT,
Stralsund

Kreisfreie Städte Greifswald und Stralsund,
Landkreise Nordvorpommern und Rügen

8,60 DM

Bernd Stechemesser, Delitzsch Landkreis Delitzsch 8,00 DM
City-Post Olpe, Olpe Landkreise Olpe und Siegen-Wittgenstein 7,50 DM
Briefboten-Service Eberswalde,
Finowfurt

Landkreis Barnim 7,00 DM

Marko Kittan,
Großenhain

Landkreis Riesa-Großenhain 9,00 DM

PWSD-GmbH Sicherheitsdienst,
Cottbus

Kreisfreie Stadt Cottbus 9,00 DM

duo Werbe-Vertriebsservice GmbH,
Alfeld

Landkreis Hildesheim 8,50 DM

RIDAS Sicherheits- u. Handelsges. mbH,
Ahrenshagen

Landkreis Nordvorpommern 7,76 DM

Flying Letter’s GbR,
Augsburg

Kreisfreie Stadt Augsburg,
Landkreis Augsburg

8,00 DM

DATACOLOR Druck- und Fullservice GmbH,
Lüneburg

Bundesländer Hamburg und Berlin,
kreisfreie Stadt Hannover,
Landkreis Hannover

7,76 DM

Fiebig Transport, Bernburg Landkreis Bernburg 7,54 DM
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4. Eine weitere – besondere – Art der Entgeltregulie-
rung stellt das Verfahren gemäß § 31 Abs. 2 PostG
dar. Unter bestimmten Voraussetzungen hat die Re-
gulierungsbehörde durch die Beschlusskammer auf
Antrag die Bedingungen eines Vertrages über Teil-
leistungen gemäß § 28 PostG oder über den Zugang
zu Postfachanlagen und Adressänderungssystemen
gemäß § 29 PostG zwischen einem marktbeherr-
schenden Anbieter und dessen Wettbewerber festzu-
legen, wenn zwischen diesen Beteiligten innerhalb
von drei Monaten ab Geltendmachung des Zugangs-
begehrens ein Vertrag nicht zustande gekommen ist.
Im Gegensatz zu den Verfahren der Entgeltgeneh-
migung gemäß §§ 19ff. PostG und den Verfahren
der Überprüfung der Entgelte gemäß §§ 24 und 25
PostG hat die Regulierungsbehörde hier eine Preis-
gestaltungs- und Preisfestsetzungspflicht, weil die
Beteiligten sich regelmäßig gerade nicht über die
Höhe des für die fragliche Zugangsleistung zu ent-
richtenden Entgeltes einigen können.

Bisher sind sechzehn Entscheidungen dieser Art be-
antragt worden. Sieben Anträge wurden wieder zu-
rückgezogen, wobei dies i. d. R. auf eine vertragliche
Einigung zwischen den Beteiligten zeitlich nach An-
rufung der Beschlusskammer zurückzuführen war.
Im Hinblick auf sechs weitere Anträge konnte kein
förmliches Verfahren eingeleitet werden, weil die
gesetzlichen Voraussetzungen dafür nicht vorlagen.
Im Rahmen von Verträgen über den Zugang zu
Postfachanlagen hält die Regulierungsbehörde in
Übereinstimmung mit dem Bundeskartellamt ein
Entgelt von höchstens 0,17 DM je Briefsendung, die
durch Kräfte der Deutschen Post AG in ein Postfach
eingelegt wird, für angemessen. Dieses Entgelt ist
vor dem Hintergrund der von der Deutschen Post
AG bisher vorgelegten unzureichenden Kosten-
nachweise im Rahmen einer Vergleichspreisbe-
trachtung ermittelt und in zwei Fällen angeordnet
worden. Der Preis für den Zugang zu den Adressän-
derungsdaten der Deutschen Post AG im Wege des
elektronischen Datenabgleichs „alt gegen neu“ sollte
unter Berücksichtigung einer Vergleichspreisrech-
nung der Kammer für jeden so genannten Treffer,
d. h. für jede aktualisierte Adresse, deutlich unter
dem Preis, den die Tochter der Deutschen Post AG,
die Deutsche Post Adress GmbH, für die entspre-
chende Dienstleistung verlangt, liegen.

5. Besondere Missbrauchsaufsicht

Die besondere Missbrauchsaufsicht nach § 32 PostG
stellt eine kartellamtsähnliche Missbrauchsaufsicht ex
post dar. Sie ist eine spezialgesetzliche Ergänzung zu
dem allgemeinen Verbot der Wettbewerbsbeschränkung
und Diskriminierung, das sich aus den §§ 22 und 26
GWB a. F. ergibt.

Im Unterschied zu § 22 Abs. 5 GWB a. F. erlaubt es
§ 32 Abs. 2 PostG der Regulierungsbehörde jedoch
nicht nur, einem marktbeherrschenden Anbieter ein
missbräuchliches Verhalten zu untersagen und Verträge

teilweise für unwirksam zu erklären, sondern gewährt
darüber hinaus die Möglichkeit, einem auf dem Markt
für Postdienstleistungen marktbeherrschenden Anbieter
ein missbrauchsverhinderndes Verhalten aufzuerlegen.
Während eine Abmahnung vor dem Erlass einer ent-
sprechenden Verfügung in § 22 Abs. 5 Satz 2 GWB a.F.
lediglich als Sollbestimmung ausgestaltet ist, sieht § 32
Abs. 2 Satz 2 PostG eine vorherige Abmahnung zwin-
gend vor.

Hintergrund der Regelung des § 32 PostG ist der Um-
stand, dass die Deutsche Post AG nach der Marktöff-
nung in weiten Teilen des Postsektors mit einem Markt-
anteil von nahezu 100 % in den Wettbewerb geht, so
dass insbesondere in der Anfangsphase darauf zu achten
ist, dass der übermächtige Altanbieter neu aufkommen-
den Wettbewerb nicht durch eine unbillige Behinderung
im Keim erstickt.

Der tatbestandliche Kern des § 32 PostG ist nicht ohne
weiteres ersichtlich. Er dürfte sich in erster Linie aus
§ 32 Abs. 1 S. 2 i. V. m. Abs. 1 S. 1 PostG unter beson-
derer Berücksichtigung der §§ 22 Abs. 4 Nr. 1 und 26
GWB a. F. ergeben.

Jedenfalls umfasst die Vorschrift sowohl Behinderungen
auf dem beherrschten Markt als auch solche, die sich
auf Drittmärkte auswirken. Vor diesem Hintergrund und
zur Vermeidung eines Verfahrens gemäß § 32 PostG
haben sich die Deutsche Post AG und ein Beschwerde-
führer unlängst über den Schaden verglichen, der die-
sem dadurch entstanden war, dass die Deutsche Post AG
die Beförderung von Briefsendungen des Beschwerde-
führers wegen angeblich unzulässigen Remailings von
der Zahlung eines zusätzlichen Inlandsentgeltes gemäß
Art. 25 Weltpostvertrag abhängig gemacht hat.

6. Angebot von Teilleistungen;
Zugang zu Postfachanlagen und
Adressänderungen

6.1 Teilleistungen

Um den Marktzutritt und den Wettbewerb auf dem
Markt für lizenzpflichtige Postdienstleistungen zu för-
dern, hat der Gesetzgeber i. d. R. §§ 28 und 29 PostG für
Nachfrager auf diesem Markt einen Zugang zur Infra-
struktur des dort marktbeherrschenden Anbieters vorge-
sehen. Um ein missbräuchliches Verhalten des Markt-
beherrschers zu verhindern, ist für derartige Verträge
eine Pflicht zur Vorlage und Prüfung durch die Regulie-
rungsbehörde vorgesehen.

Teilleistungen bestimmen sich nach § 28 PostG:

– „Ist ein Lizenznehmer auf einem Markt für lizenz-
pflichtige Postdienstleistungen marktbeherrschend,
so hat er, soweit dies nachgefragt wird, auf diesem
Markt Teile der von ihm erbrachten Beförderungs-
leistungen gesondert anzubieten, sofern ihm dies
wirtschaftlich zumutbar ist“, § 28 Abs. 1 Satz 1
PostG.
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– „Gegenüber einem anderen Anbieter von Post-
dienstleistungen besteht die Verpflichtung nach
Satz 1 nur dann, wenn das nachfragende Unterneh-
men nicht marktbeherrschend ist und wenn ansons-
ten Wettbewerb auf demselben oder einem anderen
Markt unverhältnismäßig behindert würde“, § 28
Abs. 1 Satz 2 PostG.

Diese – wie auch die in § 28 Abs. 2 und 3 PostG formu-
lierten – Regelungen knüpfen an dem Begriff der Teil-
leistungen an.
Soweit es sich bei dem Nachfrager um einen Wettbe-
werber des betroffenen Marktbeherrschers handelt, der
ebenfalls auf dem betroffenen beherrschten Markt tätig
ist, soll auf diese Weise ein offener Netzzugang etabliert
werden, um so der Gefahr eines Scheiterns von Entste-
hung und Entwicklung wettbewerblicher Strukturen
aufgrund von so genannten Bottleneck-Ressourcen beim
Marktbeherrscher vorzubeugen. Die ökonomischen
Vorteile, die aus der Arbeitsteilung auch mit diesem
Wettbewerber zu erwarten sind, sollen letztlich die Ge-
samtkosten des gesamten Postsektors senken und zu ei-
nem niedrigeren Preisniveau führen.
Die Eigenleistungen des Nachfragers können alle Teile
der Wertschöpfungskette eines Gesamtbeförderungsvor-
gangs und damit Leistungsbestandteile betreffen, die zu
Beginn und/oder am Ende und/oder innerhalb des Ge-
samtvorgangs liegen. Insoweit kann der Gesamtvorgang
der Beförderung als eine Briefbeförderungsdienstleis-
tung betrachtet werden, die in diverse Herstellungs-
schritte (z.B. Einsammeln, Sortieren, Weiterleiten,
Ausliefern) unterteilt ist, wobei sich grundsätzlich
Möglichkeiten zur Ausgliederung von einzelnen oder
mehreren Herstellungsschritten bieten. Damit soll Kun-
den die Möglichkeit eingeräumt werden, Teile der
Wertschöpfungskette in Eigenleistung zu erbringen und
damit existierende Vorteile der Arbeitsteilung zu nut-
zen. Dadurch wird der heute noch unzureichende Grad
der Arbeitsteilung im Postsektor erhöht werden (vgl.
Begründung zu § 27 PostG-E).
Zusammenfassend ist die Teilleistung i.S. d. § 28 PostG
die um die Eigenleistungen des Nachfragers reduzierte
restliche Leistung einer ansonsten als Gesamtvorgang
angebotenen lizenzpflichtigen Beförderung eines
Postdienstleisters.
Die aus § 28 PostG folgende bzw. mit dieser Vorschrift
verbundene Regulierung ist an den marktbeherrschen-
den Anbieter der zugrunde liegenden Gesamtbeförde-
rung gerichtet.
Die Entgelte, die der verpflichtete Marktbeherrscher für
die von ihm anzubietenden Teilleistungen verlangt, un-
terliegen gemäß § 28 Abs. 2 PostG der Ex-ante-
Entgeltregulierung nach den §§ 19 und 20 PostG, sofern
das Teilleistungsangebot in die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen des Marktbeherrschers aufgenommen wer-
den soll; andernfalls erfolgt lediglich eine Ex-post-
Entgeltregulierung nach § 25 PostG. Die Entgeltregulie-
rung gilt allerdings nach § 28 Abs. 3 PostG auch dann,
wenn ein Marktbeherrscher Teilleistungen aufgrund ei-
gener Entscheidung anbietet, ohne hierzu gemäß § 28
Abs. 1 PostG verpflichtet zu sein.
Schließlich sind die von diesem Marktbeherrscher abge-
schlossenen Teilleistungsverträge gemäß § 30 PostG

innerhalb eines Monats nach dem jeweiligen Vertrags-
abschluss der Regulierungsbehörde vorzulegen. Der
Verstoß gegen diese Vorlagepflicht ist eine Ordnungs-
widrigkeit und gemäß § 49 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 Nr. 6
PostG bußgeldbewehrt.

Die lizenzpflichtigen Postdienstleistungen, die gegen-
wärtig von der Deutschen Post AG als Gesamtvorgang
durchgeführt werden, beginnen mit dem Einsammeln
der in die Briefkästen eingeworfenen Individual-
briefsendungen oder mit der Annahme am Postannah-
meschalter bzw. – bei inhaltsgleichen Briefsendungen in
einer Mindestmenge von 50 Stück – mit der Einliefe-
rung in der jeweiligen Annahmestelle. Sie enden mit
der Zustellung der Briefsendungen an den jeweiligen
Empfänger durch den „Briefträger“, mit der Abholung
der Sendungen aus dem jeweiligen Postfach des Emp-
fängers oder mit der Abholung von anderen Ausgabe-
stellen der Deutsche Post.

Daneben bietet die Deutsche Post ihren Kunden Beför-
derungen an, die gegenüber den als Gesamtleistung
durchgeführten Vorgängen modifiziert sind. Insbeson-
dere werden bei diesen modifizierten Leistungsangebo-
ten sämtlich Vorleistungen des Kunden vorausgesetzt,
die Bestandteile der jeweils zugrunde liegenden Ge-
samtbeförderung ersetzen. Diese Leistungsangebote ha-
ben folglich Teilleistungen i.S. d. § 28 PostG zum Ge-
genstand.

Die Regulierungsbehörde hat – nach vorheriger mehrfa-
cher Aufforderung zur Einhaltung der Verpflichtung
aus § 30 PostG und zur Vorlage der seit dem 1. Januar
1998 abgeschlossenen Teilleistungsverträge – gegen die
Deutsche Post eine schriftliche Auskunftsanordnung
gemäß § 45 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 Nr. 1 PostG erlassen,
in der das Unternehmen dazu aufgefordert wurde, der
Regulierungsbehörde Auskunft über den gesamten In-
halt aller Verträge zu erteilen, die die Deutsche Post seit
dem 1. Januar 1998 über Teilleistungen i. S. d. § 28
PostG geschlossen hat.

Zur Durchsetzung dieser Auskunftsanordnung wurde
zugleich ein Zwangsgeld nach dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz in Höhe von 1 Mio. DM für den Fall
angedroht, dass die geforderte Auskunft nicht in der
vorgegebenen Frist erteilt würde.

Mit der Erklärung, dass sie bisher keine Verträge über
Teilleistungen abgeschlossen habe und dass die von ihr
innerhalb des Konzernverbundes erbrachten Post-
dienstleistungen ohnehin nicht der Regulierung nach
dem PostG unterliegen könnten, hat die Deutsche Post
der Regulierungsbehörde Unterlagen (u. a. diverse
Musterverträge) übersandt. Ferner hat sie Klage gegen
die o. g. Maßnahmen der Regulierungsbehörde beim
Verwaltungsgericht in Köln erhoben.

Die von der Deutsche Post vorgelegten Unterlagen er-
füllen in keiner Weise das Auskunftsverlangen der An-
ordnung. Diese Anordnung ist also erfolglos geblieben.

Allerdings kann den darin enthaltenen Angaben ent-
nommen werden, dass die Deutsche Post im Zeitraum
1. Januar 1998 bis 24. März 1999 mindestens 35208
Verträge entgegen der Regelung des § 30 PostG der Re-
gulierungsbehörde vorenthalten hat.
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6.2 Postfachanlagen

Nach § 29 Abs. 1 PostG ist ein marktbeherrschender
Anbieter von lizenzpflichtigen Postdienstleistungen auf
Nachfrage „verpflichtet, auf diesem Markt anderen An-
bietern von Postdienstleistungen gegen Entrichtung ei-
nes Entgelts die Zuführung von Postsendungen zu den
von ihm betriebenen Postfachanlagen zu gestatten, es
sei denn, dies ist sachlich nicht gerechtfertigt. § 28
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.“
Ziel des Gesetzes ist, den Markteintritt privater Betrei-
ber zu erleichtern, indem ihnen die Möglichkeit eröffnet
werden soll, auch an Postfächer des betroffenen Markt-
beherrschers adressierte Sendungen ordnungsgemäß
auszuliefern und ihnen ein Mindestmaß an Zugang zu
gestatten. Die Entgelte für die Gestattung des Zugangs
zu den Postfachanlagen unterliegen der Regulierung
nach den §§ 19 und 20 PostG und sind genehmigungs-
bedürftig, wenn der verpflichtete Marktbeherrscher die-
ses Leistungsangebot in seine Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen aufnehmen will (Ex-ante-Entgeltregulie-
rung).
Wird der Zugang nicht in den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen angeboten, sind die Entgelte nicht geneh-
migungsbedürftig und werden nur nachträglich auf die
Einhaltung der Maßstäbe des § 20 Abs. 2 PostG über-
prüft (so genannte Ex-post-Entgeltregulierung).
Die genannten Verfahren zur Entgeltregulierung finden
auch dann Geltung, wenn ein Marktbeherrscher den
Zugang zu seinen Postfachanlagen freiwillig, also ohne
hierzu i. S. d. § 29 Abs. 1 PostG dazu verpflichtet zu
sein, anbietet.
Des Weiteren ist ein marktbeherrschender Anbieter von
lizenzpflichtigen Postdienstleistungen gemäß § 30
PostG dazu verpflichtet, jeden Vertrag, den er über eine
Leistung i. S. d. § 29 Abs. 1 PostG abgeschlossen hat,
binnen eines Monats nach Vertragsabschluss der Regu-
lierungsbehörde vorzulegen. Der Verstoß gegen diese
Vorlagepflicht ist nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 i.V. m. Abs. 2
PostG eine bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeit.
Die Beschlusskammer hat zum Postfachzugang am
8. Juni 1999 eine Entscheidung getroffen, die näher in
Kapitel C.4 niedergelegt ist.

6.3 Zugang zu Adressänderungen

Gemäß § 29 Abs. 2 PostG i. V. m. § 29 Abs. 1 und § 28
Abs. 2 und 3 PostG lässt sich der Zugang zu Adressän-
derungen wie folgt formulieren:
– Ist ein Lizenznehmer auf einem Markt für lizenz-

pflichtige Postdienstleistungen marktbeherrschend,
so ist er, soweit dies nachgefragt wird, verpflichtet,
auf diesem Markt anderen Anbietern von Post-
dienstleistungen gegen Entrichtung eines Entgelts
den Zugang zu den bei ihm vorhandenen Informati-
onen über Adressänderungen zu gestatten, es sei
denn, dies ist sachlich nicht gerechtfertigt.

– Das Entgelt für den zu gestattenden Zugang zu Ad-
ressänderungen bedarf der Genehmigung nach den

§§ 19 und 20 PostG, wenn der Zugang von dem ver-
pflichteten Marktbeherrscher in seine Allgemeinen
Geschäftsbedingungen aufgenommen wird. Entgelte
für Zugänge, die nicht in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen enthalten sind, unterliegen der Überprü-
fung nach § 25 PostG.

– Diese Entgeltregulierung gilt auch für den Fall, dass
ein marktbeherrschender Anbieter von lizenzpflich-
tigen Postdienstleistungen den Zugang zu den bei
ihm vorhandenen Informationen über Adressände-
rungen freiwillig anbietet.

Auf diese Weise soll der erfolgreiche Markteintritt ins-
besondere von kleineren und mittleren Anbietern von
Postdienstleistungen unterstützt und damit der Wettbe-
werb gefördert werden.

Bei der Frage, in welcher Form ein Zugriff auf die Ad-
ressänderungen erfolgen kann, sind grundsätzlich zwei
Methoden denkbar: der nachträgliche Adressabgleich
und die automatische Durchleitung der Änderungen.

Bei der Variante „Adressabgleich“ würde der berech-
tigte Postdienstleister seinen fehlerhaften Adressenbe-
stand an den Verpflichteten weiterleiten und von diesem
die korrigierten Daten zurückerhalten. Die Variante
„Durchleitung“ würde die bei dem Verpflichteten vor-
handenen Adressänderungen automatisch an den be-
rechtigten Postdienstleister übermitteln.

Bei der Suche nach dem günstigsten Zugriffsverfahren
wird die Kostenfrage eine nicht unerhebliche Rolle
spielen. Es wird auf die Ausführungen unter C.2.4.2
verwiesen.

6.4 Regulierung grenzüberschreitender Post-
dienstleistungen

6.4.1 Gesetzliche Grundlage

Grenzüberschreitende Postdienstleistungen fallen gemäß
§ 3 PostG grundsätzlich in den Anwendungsbereich des
PostG und unterliegen der dort vorgegebenen Regulie-
rung.

Dies gilt allerdings nur soweit, als nicht durch völker-
rechtliche Verträge und die zu deren Durchführung er-
gangenen Gesetze und Rechtsverordnungen etwas ande-
res bestimmt wird. In diesen Fällen wird die betroffene
postgesetzliche Regelung durch den in § 3 PostG fest-
gelegten Vorrang der völkerrechtlichen Bestimmungen
verdrängt und ist dann nicht mehr anwendbar.

6.4.2 Gegenwärtige Regulierungssituation

6.4.2.1 Verträge des Weltpostvereins

Der Weltpostverein, dem fast alle Länder der Erde an-
gehören, darunter alle Mitgliedsländer der EU, regelt
mit seinen Verträgen den internationalen Postverkehr
zwischen seinen Mitgliedern. Dabei kommt dem Welt-
postvertrag, der den internationalen Briefdienst zum
Gegenstand hat, besondere Bedeutung zu. Der Welt-
postvertrag vom 14. April 1994 ist ein völkerrechtlicher
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Vertrag. Mit dem Gesetz zu den Verträgen vom
14. September 1994 des Weltpostvereins (Vertragsge-
setz) wurde u. a. der Weltpostvertrag in nationales
Gesetz transformiert. Dies hat zur Folge, dass bei
grenzüberschreitenden postalischen Sendungen, die auf
diesem Regelungswerk beruhen, gemäß der Vorrangre-
gelung in § 3 PostG im Grundsatz die einschlägigen
Regeln des PostG außer Kraft gesetzt und durch die Re-
gelungen des Vertragsgesetzes ersetzt werden. Die re-
gulatorische Aufsicht über ein Postdienstunternehmen,
das als Teilnehmer an dem durch das Vertragsgesetz
erfassten internationalen Postverkehr auftritt, richtet
sich folglich allein nach den Vorschriften des Vertrags-
gesetzes und der durch ihn umgesetzten Verträge des
Weltpostvereins. Damit bleibt kein Raum für eine mate-
rielle Regulierung dieses Bereichs nach dem PostG.

Die Deutsche Post wurde in Art. 3 Abs. 1 S. 1 Vertrags-
gesetz umfassend damit beauftragt, für die Bundesrepu-
blik Deutschland die Rechte und Pflichten wahrzuneh-
men, die sich für eine Postverwaltung im Verhältnis zu
den Benutzern und zu den anderen Postverwaltungen
aus dem Weltpostvertrag, dem Postpaket- und dem
Postnachnahmeübereinkommen sowie den dazu gehöri-
gen Vollzugsordnungen und Schlussprotokollen erge-
ben.

Die Deutsche Post AG ist somit in Bezug auf diejenigen
Aktivitäten, die sie in Ausübung der Rechte und Pflich-
ten aus Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Vertragsgesetz und daher
unter Berufung auf die betreffenden Verträge des Welt-
postvereins durchführt, aufgrund § 3 PostG der postge-
setzlichen Regulierung entzogen.

Nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Vertragsgesetz wird die Ein-
haltung der transformierten Verträge des Weltpostver-
eins einschließlich der aufgrund des Vertragsgesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen vom Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Technologie überwacht. Diese
Aufgabe kann das Ministerium gemäß Art. 5 Abs. 1
Satz 2 Vertragsgesetz an die Regulierungsbehörde oder
an eine andere Behörde in seinem Geschäftsbereich de-
legieren, was bislang aber nicht erfolgt ist.

6.4.2.2 Richtlinie (EG)

Der oben dargestellte Ausschluss der Anwendbarkeit
des PostG erfährt jedoch für einen Teilbereich des inter-
nationalen Briefdienstes, den grenzüberschreitenden in-
nergemeinschaftlichen Postverkehr, eine Einschränkung
durch die Regelungen der Richtlinie 97/67/EG des Eu-
ropäischen Parlamentes und des Rates vom 15. Dezem-
ber 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Ent-
wicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Ge-
meinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität,
die – jedenfalls für die hier relevanten Fragen – von der
Bundesrepublik Deutschland durch das Postgesetz um-
gesetzt wurde.

Die Richtlinie erfasst den so genannten Universaldienst
einschließlich der grenzüberschreitenden Dienste und
enthält Vorgaben zur gemeinschaftsweiten Harmonisie-
rung in diesem Bereich. Dabei wurden im Wesentlichen
die Mindestanforderungen an den Universaldienst ein-
schließlich der Dienstequalität vereinheitlicht, die reser-

vierbaren Dienste bestimmt sowie die Grundsätze zur
Tarifierung und zur transparenten Rechnungslegung
durch die betroffenen Universaldienstleister festgelegt.
Ferner wurde den Mitgliedsländern aufgegeben, jeweils
eigene nationale Regulierungsbehörden zu benennen,
die von ihren nationalen Postbetreibern rechtlich und
betrieblich unabhängig zu gestalten und insbesondere
mit der Kontrolle der Einhaltung der aus der Richtlinie
folgenden Verpflichtungen zu beauftragen sind (siehe
auch Abschnitt A.2.2.2).

Das Gemeinschaftsrecht genießt im Geltungsbereich der
Mitgliedstaaten Vorrang vor dem jeweiligen nationalen
Recht. Wird also ein Sachverhalt sowohl von den Re-
gelungen des Gemeinschaftsrechts als auch von den na-
tionalen Vorschriften erfasst, aber dabei jeweils unter-
schiedlich behandelt, ist diese Kollision gemäß dem
Grundsatz des Anwendungsvorrangs des Gemein-
schaftsrechts vor dem nationalen Recht zu lösen. In Be-
zug auf die Richtlinie bedeutet dies, dass ihre Bestim-
mungen, sofern sie durch das PostG umgesetzt wurden,
vorrangige Geltung vor dem jeweiligen nationalen
Recht, hier insbesondere in der Gestalt der transfor-
mierten Verträge des Weltpostvereins und des Vertrags-
gesetzes selbst, haben. Dementsprechend ist § 3 PostG
dahingehend gemeinschaftsrechtskonform auszulegen,
dass im Bereich des grenzüberschreitenden innerge-
meinschaftlichen Postverkehrs die Anwendbarkeit der-
jenigen postgesetzlichen Bestimmungen, die eine Um-
setzung der Vorgaben aus der EU-Postrichtlinie dar-
stellen, nicht verdrängt wird. In diesem Falle müssen
die Regelungen des Vertragsgesetzes und der Verträge
des Weltpostvereins gegenüber den dann vorrangig an-
zuwendenden Vorschriften aus dem PostG zurücktreten.

6.4.2.3 Zuständigkeit der Regulierungsbehörde
beim grenzüberschreitenden innergemein-
schaftlichen Postverkehr aufgrund der
Richtlinie (EG)

Die Regulierungsbehörde wurde in der Notifizierung
durch die Bundesrepublik Deutschland als die nationale
Behörde benannt, die mit der Wahrnehmung der aus der
Richtlinie folgenden Aufgaben betraut ist. Daher ist im
Geltungsbereich der in nationales Gesetz umgesetzten
Richtlinie die Regulierungsbehörde zuständige Überwa-
chungsbehörde, und sie bleibt es auch für die damit ver-
bundene Regulierung des grenzüberschreitenden inner-
gemeinschaftlichen Postverkehrs.

6.4.2.4 Regulatorische Einordnung von REIMS II

Das so genannte REIMS II-Abkommen (REIMS II), bei
dem die Deutsche Post AG Vertragspartei ist, regelt das
Endvergütungssystem zwischen den beteiligten Post-
betreibern im Rahmen des internationalen Briefdienstes,
wie es auch Gegenstand des Weltpostvertrages ist. Da-
bei weichen die Vertragsparteien von REIMS II zwar –
mit Geltung im Verhältnis zwischen den Vertragspar-
teien – von den diesbezüglichen Bestimmungen des
Weltpostvertrages ab. Doch sind die Vertragsparteien
hierzu aufgrund des Weltpostvertrages berechtigt, denn
gemäß Art. 49 § 7 Weltpostvertrag können die „betei-
ligten Verwaltungen . . . auf der Grundlage zwei- oder
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mehrseitiger Vereinbarungen bei der Abrechnung der
Endvergütungen andere Vergütungssysteme (als das in
Art. 49 des Weltpostvertrages, insbesondere in seinen
§§ 2 bis 4, vorgegebene Abrechnungssystem) anwen-
den“.

Da eine Regulierungstätigkeit der Regulierungsbehörde
im Bereich des internationalen Postverkehrs, soweit er
auf den umgesetzten Verträgen des Weltpostvereins be-
ruht, grundsätzlich ausgeschlossen ist, ist die Regulie-
rungsbehörde auch nicht zu einer Überprüfung von
REIMS II berechtigt, weil dieses Abkommen den inter-
nationalen Briefdienst im Rahmen des Weltpostvertrags
zum Gegenstand hat. Somit kann die Regulierung dieses
Abkommens grundsätzlich nur entsprechend der in na-
tionales Recht umgesetzten Vorschriften der Verträge
des Weltpostvereins erfolgen.

Gemäß Art. 5 Abs. 1 S. 1 Vertragsgesetz liegt die Über-
wachungszuständigkeit hier beim Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie.

Mangels einer postgesetzlichen Umsetzung des Art. 13
der Richtlinie (EG), in dem – allerdings ohne einen ver-
bindlichen Umsetzungsauftrag an die Mitgliedsländer –
auch bezüglich der Endvergütungen Tarifierungsgrund-
sätze formuliert wurden, ergibt sich trotz des Anwen-
dungsvorrangs dieser Richtlinie nichts Gegenteiliges.
Insoweit bleibt es bei der Geltung des Vertragsgesetzes
und der aufsichtlichen Zuständigkeit des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Technologie.

7. Förmliche Zustellung

Die förmliche Zustellung eines Schriftstücks ist dadurch
gekennzeichnet, dass die Auslieferung des Schriftstücks
in einer öffentlichen Urkunde festgehalten und damit
amtlich bescheinigt wird. Derartige förmliche Zustel-
lungen sind in der Zivilprozessordnung und anderen
Prozessrechtsgesetzen, aber auch in den Verwaltungszu-
stellungsgesetzen des Bundes und der Länder vorgese-
hen. Durch die beschriebene amtliche Beurkundung
wird ein qualifizierter Beweis ermöglicht, dass das
Schriftstück den Empfänger erreicht hat.

Neben den Gerichtsvollziehern und den auf die förm-
liche Zustellung eigener Schriftstücke angewiesenen
Verwaltungen hatte seinerzeit auch die Deutsche Bun-
despost – in ihrer Eigenschaft als hoheitlich organisierte
staatliche Verwaltung – die Befugnis, förmliche Zu-
stellungen durchzuführen und die Auslieferung dement-
sprechend amtlich zu beurkunden. Nach der mit Beginn
des Jahres 1995 erfolgten Umwandlung der Deutschen
Bundespost in eine Aktiengesellschaft, also in ein
Rechtssubjekt des privaten Rechts, hätte es indessen in
der Logik der Sache gelegen, derartige hoheitlich zu be-
urkundende Zustellungen nur noch von Justizorganen
oder Verwaltungsangehörigen vornehmen zu lassen.

Die Justizverwaltungen hatten jedoch ein Interesse da-
ran, dass förmliche Zustellungen weiterhin durch die
Post durchgeführt wurden. Aus diesem Grunde sah das
Postneuordnungsgesetz vom 14. September 1994 vor,
dass die am 1. Januar 1995 unter der Firma Deutsche

Post AG entstehende Aktiengesellschaft mit der hoheit-
lichen Befugnis beliehen wurde, förmliche Zustellungen
vorzunehmen.

Diese Beleihung wurde auf Initiative des Bundesminis-
teriums der Justiz im PostG vom 22. Dezember 1997
dahingehend erweitert, dass der Deutschen Post AG,
aber auch allen anderen privaten Briefbeförderern die
Verpflichtung auferlegt wurde, förmliche Zustellungen
durchzuführen (§ 33 Abs. 1 PostG). Dabei haben aller-
dings nicht marktbeherrschende Unternehmen in der
Regel die Möglichkeit, sich durch die Regulierungsbe-
hörde von dieser Verpflichtung befreien zu lassen.

Die Bestimmungen des durch Gesetz vom 18. Februar
1998 in die ZPO eingefügten § 195 Abs. 2 Satz 3
i. V. m. § 418, wonach „Zustellungsurkunden der Be-
diensteten der Deutschen Post AG“ öffentliche Urkun-
den sind, werfen die Frage auf, ob auch die von anderen
Postdienstleistern ausgestellten Zustellungsurkunden
öffentliche Beweiskraft besitzen. Die Folgerung aus den
angegebenen Normen, dass Bedienstete anderer Beför-
derungsunternehmen keine öffentlichen Urkunden aus-
stellen können, stünde jedoch im Widerspruch zu den
Bestimmungen im PostG, da jeder Lizenznehmer nach
dem PostG zur förmlichen Zustellung verpflichtet ist.
Weiter stellt sich die Frage, ob bei einer Niederlegung
des zuzustellenden Schriftstücks die Geschäftsstelle des
privaten Briefbeförderers der in § 182 der ZPO ge-
nannten „Postanstalt“ gleichzusetzen ist. Die durch das
PostG erfolgte Liberalisierung führt mithin zu Anwen-
dungsproblemen der Vorschriften über die förmliche
Zustellung.

Die erforderliche Anpassung der Vorschriften über die
förmliche Zustellung hat durch das Zustellreformgesetz
zu erfolgen, das sich derzeit im zuständigen Bundesmi-
nisterium der Justiz im Entwurfstadium befindet.

Im Zusammenhang mit der nach § 6 Abs. 3 PostG bei
der Lizenzerteilung vorzunehmenden Prüfung der
Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit und Fachkunde ver-
tritt das Bundesministerium der Justiz die Auffassung,
dass sich die Prüfung auch auf die Fähigkeit des An-
tragstellers zur förmlichen Zustellung unter Beachtung
aller diesbezüglichen öffentlich-rechtlichen Vorschriften
zu erstrecken habe.

Die Regulierungsbehörde geht in der Regel so vor, dass
sie die vom Bundesministerium der Justiz verlangten
erhöhten Zulassungsanforderungen nur dann anwendet,
wenn der Antragsteller von der Möglichkeit, sich von
der Verpflichtung zur förmlichen Zustellung befreien zu
lassen, keinen Gebrauch macht.

Ungeachtet dieser pragmatischen Vorgehensweise der
Regulierungsbehörde bleibt festzustellen, dass es verfas-
sungsrechtlich problematisch erscheint, die berufliche
Ausübung von Postdienstleistungen mit der Verpflich-
tung zur Vornahme von förmlichen Zustellungen zu
verknüpfen. Es wäre daher zu überlegen, förmliche Zu-
stellungen ausschließlich durch Kräfte der Justiz bzw.
der Verwaltung durchführen zu lassen. Dies würde viele
der gegenwärtig auftretenden rechtlichen Zweifel besei-
tigen. Derartige Unsicherheiten betreffen beispielsweise
die Frage, ob bei einer Niederlegung des zuzustellenden
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Schriftstücks die Geschäftsstelle des privaten Briefbe-
förderers der in § 182 der ZPO genannten „Postanstalt“
gleichzusetzen ist.

Die privaten Briefbeförderungsunternehmen können für
die Vornahme förmlicher Zustellungen ein Entgelt ver-
langen. Dieses Entgelt hat gemäß § 34 Satz 3 PostG den
Maßstäben zu entsprechen, die für die Briefentgelte
marktbeherrschender Unternehmen gelten. Dies bedeu-
tet, dass die Entgelte keine Aufschläge enthalten dürfen,
die der Anbieter nur aufgrund seiner marktbeherrschen-
den Stellung durchsetzen kann, und dass die Entgelte
nicht zu einer wettbewerbswidrigen Preisunterbietung
oder Diskriminierung einzelner Nachfrager führen dür-
fen. Des Weiteren wird auf die Ausführungen unter
C.4.2 verwiesen.

8. Internationale Aktivitäten

8.1 Weltpostverein

In Absprache mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie arbeitet die Regulierungsbehör-
de auf allen Ebenen in internationalen Postangelegen-
heiten mit. Im Weltpostverein (WPV), der 189 Mit-
gliedsländer umfassenden UN-Sonderorganisation auf
dem Gebiet des Postwesens, nimmt sie die Jahrestagun-
gen des Verwaltungsrats und des Rats für Postbetrieb
wahr und macht hier u. a. die Lizenzierung privater
Postbetreiber sowie die Öffnung des internationalen
Postnetzes für diese zum Thema.

Die Erarbeitung deutscher Positionen für den alle fünf
Jahre stattfindenden Weltpostkongress ist zu einem er-
heblichen Anteil Aufgabe der Regulierungsbehörde. Der
Kongress von Peking im Spätsommer 1999, bei dem die
Regulierungsbehörde einen der Vizepräsidenten stellte,
brachte vor allem eine Neufassung der Verträge des
WPV, auf deren Grundlage der internationale Postver-
kehr abgewickelt wird. Die Endvergütungen, die die
Postbetreiber für die Zustellung grenzüberschreitender
Briefsendungen voneinander verlangen können, werden
im neuen Weltpostvertrag so geregelt, dass sie durch
zunehmenden Kostenbezug den Interessen der Betreiber
in Industrieländern eher gerecht werden.

8.2 Europäischer Ausschuss für
Regulierung Post

Der Europäische Ausschuss für Regulierung Post
(CERP) ist innerhalb der 43 Länder umfassenden Euro-
päischen Konferenz der Verwaltungen für Post und Te-
lekommunikation (CEPT) das für Postfragen zuständige
Gremium. Die Regulierungsbehörde nimmt an den
ein- bis zweimal jährlich stattfindenden CERP-Vollver-
sammlungen teil und arbeitet in den Arbeitsgruppen
Regulierung (Schwerpunkte u. a.: internationale Libera-
lisierungstendenzen; Kostenrechnung sowie Mehr-
wertsteuerpflicht der Postbetreiber), WPV-Fragen und
Endvergütungen sowie in der übergeordneten Len-

kungsgruppe mit. In der Arbeitsgruppe Standardisie-
rung, durch die vor allem auf das Europäische Komitee
für Normung (CEN) eingewirkt wurde, stellt sie den
Vorsitzenden.

8.3 Europäische Union

Die Richtlinie der EG vom 15. Dezember 1997 sieht in
Art. 21 zur Unterstützung der Kommission einen Aus-
schuss vor, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt. Für Deutschland arbeitet in diesem
Ausschuss, der bisher nur seine Geschäftsordnung be-
raten hat, neben dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie auch die Regulierungsbehörde mit.

8.4 Europäisches Komitee für Normung

Hinsichtlich der Verbesserung der Dienstequalität im
Bereich der Postdienstleistungen werden im PostG
selbst keine konkreten Festlegungen getroffen. Die
Richtlinie 97/67 EG hat das Ziel, Qualitätsnormen für
Universaldienstleistungen festzulegen und ein System
zu schaffen, das die Einhaltung dieser Normen gewähr-
leistet.

Die Festlegung dieser Normen und die Schaffung einer
gemeinsamen Messmethodik ist Aufgabe des im Auftrag
der EU arbeitenden Europäischen Komitees für Nor-
mung (CEN) bzw. seines Technischen Komitees Post
(TC 331). Von den aus Regulierersicht relevanten
Normentwürfen im Bereich der Qualitätsmessung sind
der Entwurf zur Beschwerdebearbeitung sowie der die
Laufzeitmessung bei Briefsendungen betreffende Ent-
wurf am weitesten vorangeschritten.

Bei Letzterem handelt es sich um den Normentwurf mit
dem Arbeitstitel: „Qualität postalischer Dienstleistungen
– Messung der Beförderungszeit von Ende zu Ende für
vorrangig zu befördernde Briefsendungen“. Dieser steht
vor dem Abschluss; das entsprechende öffentliche Kon-
sultationsverfahren, mit dem die Zustimmung der Be-
troffenen zum Normentwurf eingeholt werden soll, wird
voraussichtlich zum Jahresende eingeleitet. Festzuhalten
ist in diesem Zusammenhang, dass der bestehende Ent-
wurf tendenziell stark auf die Betreiberbedürfnisse aus-
gerichtet ist. Konkret bedeutet dies, dass die Qualität für
den Kunden sich im Ergebnis nicht ändert, beispiels-
weise die Leerungszeiten der Briefkästen immer weiter
vorverlegt werden. Die Regulierungsbehörde wird sich
in diesem Bereich weiter für eine verbraucherorientierte
Lösung einsetzen, bei der echte End-to-End-Beförde-
rungszeiten gemessen werden. In jedem Fall – und dies
gilt für alle von diesem Gremium erarbeiteten Normen –
ist die Anwendung der endgültigen Norm von den Mit-
gliedstaaten zu überwachen. In Deutschland wird diese
Aufgabe von der Regulierungsbehörde wahrgenommen.

Beim Normentwurf „Qualität postalischer Dienstleis-
tungen – Beschwerdemessung und Wiedergutmachungs-
verfahren“ ist im nächsten Jahr mit der Einleitung des
öffentlichen Konsultationsverfahrens zu rechnen. Diese
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Norm hat die Einführung eines EU-weiten harmoni-
sierten Beschwerdemanagements, was die zeit- und
sachgerechte Bearbeitung von Beschwerden betrifft, so-
wie eines abgestimmten Verfahrens für Entschädigungs-
regelungen zum Ziel.

Weitere Normentwürfe sind in Arbeit.

9. Lage und Entwicklung auf dem
Gebiet des Postwesens in den
Jahren 1998 und 1999

Der deutsche Postmarkt umfasst rund 42 Mrd. DM
(Umsätze 1998). Knapp zwei Drittel dieses Marktes
sind bereits für den Wettbewerb geöffnet. Die Überfüh-
rung des gesamten Postmarkts in den Wettbewerb ist im
PostG bereits vorgezeichnet: Die gesetzliche Exklusivli-
zenz der Deutschen Post AG im Briefbereich ist bis zum
31. Dezember 2002 befristet.

Der Gesamtumsatz der Deutschen Post AG lag 1998 bei
rund 28 Mrd. DM, das sind rund zwei Drittel des ge-
samten deutschen Postmarkts. Der größte Teil hiervon
entfällt auf den Unternehmensbereich Briefkommuni-
kation (ca. 20 Mrd. DM). Das restliche Drittel teilen
sich eine Vielzahl von Anbietern, insbesondere Kurier-,
Express- und Paketdienste.

Der Umsatz im lizenzierten Bereich (Beförderung von
Briefsendungen ≤ 1000g) betrug 1998 rund 19 Mrd.
DM. Die Deutsche Post AG hält hier trotz Öffnung be-
stimmter Bereiche für den Wettbewerb weiterhin einen
Marktanteil von über 99 %. Im Kerngeschäft des tradi-
tionellen Briefs hat sie nach eigenen Angaben trotz

wachsendem Wettbewerbsvolumen 1998 ein Umsatzplus
von 4 % gegenüber dem Vorjahr erwirtschaftet.
Nach wie vor ist die Deutsche Post AG das dominieren-
de Unternehmen im Postmarkt. Es hat sich auch 1998
gezeigt, dass dieser Markt weiterhin expandiert. Sowohl
die Deutsche Post AG als auch die meisten anderen
Unternehmen konnten Absatz und Umsatz steigern.
1998 ist für viele Unternehmen im lizenzierten Bereich
als Start- und Anlaufphase zu sehen. Dies zeigt sich in
den Vergleichszahlen des ersten Quartals 1999. In die-
sem Zeitraum wurden teilweise die Gesamtvolumina des
Jahres 1998 erreicht, in einigen Fällen sogar übertrof-
fen. Nach wie vor haben die lizenzierten Unternehmen
allerdings im Vergleich zur Deutschen Post AG bei den
Briefsendungen (Lizenztyp A) und den inhaltsgleichen
Sendungen (Lizenztyp B) lediglich einen Marktanteil
von unter 1 Prozent des Gesamtmarktes.
Das größte Wachstum zeigt sich bei den Massensen-
dungen. So konnte der Markt für Werbesendungen in
den letzten Jahren überdurchschnittliche Zuwachsraten
aufweisen, wobei die Werbung per Post zeitweise zwei-
stellige Zuwachsraten aufweist. 1998 lag der Sektor In-
fopost der Deutschen Post AG (Infopost, Infobrief und
nicht adressierte Postsendungen, so genannte Post-
wurfsendungen) in der Absatzmenge mit rund 9,5 Mrd.
Sendungen über dem des traditionellen Briefes (rund
9,2 Mrd.).
Im Geschäftsbericht 1998 gibt die Deutsche Post für ih-
re Produkte im Bereich des Direktmarketings ein Ab-
satzwachstum im Vergleich zu 1997 von über 11 % an.
Auch bei den Mitbewerbern der Deutsche Post war im
lizenzierten Bereich bei inhaltsgleichen Sendungen (Li-
zenztyp B) ein größeres Wachstum zu verzeichnen als
bei den Briefsendungen (Lizenztyp A).

A b b i l d u n g  3 6

Netto-Werbeeinnahmen45 in Deutschland

1995
Mio. DM

Veränd.
%

1996
Mio. DM

Veränd. 
%.

1997
Mio. DM

Veränd. 
%

1998
Mio. DM

Veränd. 
%

Werbeträger

Tageszeitungen 10721,7 3,4 10678,7 – 0,4 10869,7 1,8 11477,4 5,6
Fernsehen 6342,0 12,6 6896,9 8,7 7438,2 7,8 7904,9 6,3
Werbung per Post 5251,4 15,4 5717,2 8,9 5926,0 3,7 6806,7 14,9

Publikumszeitschriften 3505,4 6,0 3416,6 – 2,5 3509,4 2,7 3655,4 4,2
Anzeigenblätter 2917,4 3,5 3011,0 3,2 3278,8 8,9 3446,0 5,1
Adressbücher 2263,0 3,1 2299,0 1,6 2302,0 0,1 2343,0 1,8
Fachzeitschriften 2211,4 7,8 2110,0 – 4,6 2162,0 2,5 2205,0 2,0
Hörfunk 1127,7 2,5 1153,2 2,3 1176,0 2,0 1182,7 0,6
Außenwerbung 1001,6 4,7 1038,2 3,7 1002,4 – 3,4 1100,8 9,8
Wochen-/Sonntagszeitungen 448,9 7,8 439,4 – 2,1 472,3 7,5 487,6 3,2
Filmtheater 295,8 7,0 299,9 1,4 305,4 1,8 323,6 6,0
Zeitungssupplements 252,2 – 1,7 225,7 – 10,5 211,5 – 6,3 180,5 – 14,7

Insgesamt 36338,5 37285,8 38653,7 41113,6

________________________

45 Quelle: Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft (Hrsg.): Werbung in Deutschland 1999.
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Der Markt für Kurier-, Express- und Paketdienste weist
seit mehr als 10 Jahren ein deutliches Wachstum auf,
allerdings ist hier zwischen den einzelnen Teilmärkten
zu unterscheiden. Der größte Zuwachs ist im Expressbe-
reich zu finden, hier ist auch in den kommenden Jahren
weiterer Anstieg zu erwarten. Die Entwicklung im Pa-
ketsektor wird stark durch eine vermehrte Nachfrage
nach Leistung aus dem Expressbereich beeinflusst. Als
Marktführer ist die Deutsche Post davon am meisten
betroffen. Sie weist seit mehreren Jahren Verluste mit
abnehmender Tendenz im Paketsektor auf (1998 rund
500 Mio. DM). Der Kuriersektor hält sich auf stabilem
Niveau mit einer leichten Steigerungstendenz.
Der Markt für Kurier-, Express- und Paketdienste be-
findet sich in einer Umbruchphase. Dies beruht insbe-
sondere auf der zunehmenden Internationalisierung, auf
der Bildung von immer komplexeren Netzwerken sowie

auf dem Trend zum Outsourcing einzelner Unterneh-
mensaktivitäten.
Deutsche Unternehmen akquirieren zunehmend im in-
ternationalen Markt, wobei die Deutsche Post AG in den
letzten Jahren besonders hervorgetreten ist (siehe Ta-
belle „Wesentliche Beteiligungen der Deutschen Post
AG“). Auch ausländische Unternehmen verfolgen in
Deutschland diese Strategie. Dabei sind insbesondere zu
erwähnen: die französische La Poste (DPD Deutscher
Paket Dienst GmbH & Co.), die britische Royal Mail
(German Parcel und Der Kurier GmbH) und die nie-
derländische TNT-Post-Group (KPN/TNT). Noch nicht
in diese Aktivitäten involviert scheint bisher United
Parcel Service (UPS).
Die Struktur des deutschen und europäischen Marktes
für Kurier-, Express- und Paketdienste (KEP-Markt) hat
sich, wie die folgende Übersicht46 zeigt, zwischen 1995
und 1999 deutlich verändert:
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Kurier-, Express- und Paketdienste in Europa und Deutschland

KPN Koninklijke PTT Nederlande N. V.
TNT Thomas Nationwide Transport Ltd.
UPS United Parcel Service
DHL DHL International Ltd.

________________________

46 Quelle: Manner-Romberg Unternehmensberatung, Berech-
nungen der Regulierungsbehörde.
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Die verstärkte Ausrichtung auf den internationalen
Markt wird zunehmend Auswirkungen auf den natio-
nalen deutschen Markt haben. Die großen Unternehmen
Deutsche Post AG, UPS, KPN mit TNT, La Poste mit
DPD und Royal Mail mit German Parcel werden wei-
terhin kleineren Anbietern mit Nischenstrategien gegen-
überstehen (zur Zeit gibt es in diesem Bereich in
Deutschland mehr als 40000 Unternehmen, überwie-
gend allerdings Unternehmen mit weniger als 5 Be-
schäftigten).

Auch die Öffnung der Briefmärkte in Europa und
Deutschland wird eine wesentliche Rolle bei der Ent-
wicklung des Wettbewerbs spielen. Der Briefmarkt und
die dazugehörenden Segmente werden regional und lo-
kal tätigen Anbietern eine Chance bieten, mit den gro-
ßen Anbietern zu kooperieren und eigene Tätigkeitsfel-
der zu erschließen. Weitere Entwicklungstendenzen und
Entwicklungspotenziale sind in Kapitel C.10 beschrie-
ben, z. B. Electronic Commerce.

Die direkten und indirekten Auswirkungen der Liberali-
sierung des Postmarktes auf die Beschäftigungssituation
sind zur Zeit noch als geringfügig zu betrachten. Der-
zeit wird der Abbau der Beschäftigten bei der Deutschen
Post AG noch nicht durch die Zunahme der Aktivitäten
und die entsprechenden Neueinstellungen bei den Wett-
bewerbern kompensiert. Überkapazitäten und die nied-
rige Produktivität der Deutschen Post AG bis Mitte der
neunziger Jahre haben die Deutsche Post AG dazu ge-
zwungen, dem zunehmenden Wettbewerbsdruck mit er-
heblichen Produktivitätssteigerungen zu begegnen, was
erhebliche Auswirkungen auf die Beschäftigungssitua-
tion bei der Deutschen Post AG hatte: Über 30 % der
Stellen wurden von 1990 bis 1998 abgebaut. Im Jahr
1998 hat sich die Anzahl der Beschäftigten bei der
Deutschen Post AG (umgerechnet auf Vollkräfte) von
233 350 auf 223 863 verringert. Der Abbau ist jedoch
nicht auf Umsatz- oder Absatzrückgänge im Unterneh-
mensbereich Briefkommunikation zurückzuführen.
Denn in beiden Bereichen hat die DPAG nach den An-
gaben in ihrem Geschäftsbericht 1998 um 3,0 Prozent
bzw. um 4,3 Prozent zugelegt.
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Beschäftigte bei den Lizenznehmern (ohne DPAG)

Arbeitskräfte im
lizenzierten Bereich

Vollzeit-
Beschäftigte

Teilzeit-
Beschäftigte

geringfügig
Beschäftigte

AVP (1)

am 31.12.98 632 1123 3989 54,5 %

am 31.03.99 897 1305 4500 57,9 %

(1) AVP = Anteil der Arbeitszeit in versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen an der Gesamtarbeitszeit

Bei den Lizenznehmern sind zusätzliche Arbeitsplätze
entstanden, die ohne deren Tätigwerden nicht geschaf-
fen worden wären. Zwar noch überwiegend im Bereich
geringfügig Beschäftigte, aber auch dort ist ein Trend
zu mehr Arbeitszeit in versicherungspflichtigen Ar-

beitsverhältnissen erkennbar. Dieser Trend dürfte sich
nach der neuen Gesetzeslage verstärken, so dass in ab-
sehbarer Zeit die Vorgabe von 75–80 Prozent erreicht
werden dürfte.
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Wesentliche Beteiligungen der Deutschen Post AG47

Land
Direkte Anteile
Obergesellschaft

(in %)

Umsatzerlöse
31.12.1998

(in Mio. DM)

Belgian Parcel Distribution N. V. Belgien 98 15,9

Deutsche Kontrakt Logistik GmbH Deutschland 100 35,2

Deutsche Post Adress GmbH Deutschland 51 19,6

Deutsche Post Consult GmbH Deutschland 100 48,1

Deutsche Post Consult International GmbH Deutschland 100 3,1

Deutsche Post Direkt GmbH Deutschland 100 16,5

Deutsche Post Express GmbH Deutschland 100 237,4

Deutsche Post Service- und Vertr.-ges. mbH Deutschland 100 203,5

Deutsche Post Transport GmbH Deutschland 75,2 402,3

Deutsche Postbank AG Deutschland 100 14455,00
(Bilanzsumme)

DTZ Zadelhoff GmbH Deutschland 100 26,6

GMS Deutsche Post Logistik GmbH Deutschland 100 57

IMS International Mail Servvice GmbH Deutschland 100 20,5

McPaper Aktiengesellschaft Deutschland 100 186,4

Merkur Direktwerbegesellschaft mbH u. Co. KG Deutschland 51,1 44,2

trans-o-flex Schnell-Lieferdienst GmbH Deutschland 24,8 1035,00

Werbeagentur Janssen GmbH Deutschland 100 k. A.

Ducros Services Rapides SA Frankreich 68,3 295

Securicor Distribution Großbritannien 50 1556,00

MIT Italien 90 176

Koninklijke Nedloyd48 Niederlande 100 2840

IPP Paketbeförderung Gesellschaft m. b. H. Österreich 100 19,3

Servisco Sp. z o o. Polen 60 61,2

Danzas Holding AG Schweiz 98,1 7300,00

Qualipac AG Schweiz 100 25,7

quickstep parcel service AG Schweiz 100 40,2

Guipuzcoana Spanien 49 365

DHL International Ltd. USA 25,001 k. A.

Global Mail Ltd. USA 100 94,5

Yellow Stone Int. Corp. USA 100 35,1

(Stand: Juni 1999)

________________________

47 Quelle: Geschäftsbericht der DPAG 1998, Pressemitteilungen der DPAG.
48 Erwerb der Sparte European Transport and Distribution. Kaufpreis 1 043 Mrd. DM.
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Zusammengefasste Daten zum Postmarkt

Postmarkt insgesamt 1998 rund 42 Mrd. DM Umsatz

Wettbewerbsbereich (nach PostG) rund 28 Mrd. DM Umsatz

davon KEP-Markt rund 17 Mrd. DM Umsatz

Die Regulierungsbehörde hat im April 1999 bei der
Deutschen Post AG und bei allen Lizenznehmern, de-
nen bis zum 31. März 1999 eine Lizenz erteilt worden

ist, Angaben zu Umsatz und Absatz im lizenzierten Be-
reich für 1998 und für das erste Quartal 1999 abgefragt.
Das Ergebnis stellt sich wie folgt dar:
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Umsätze und Absätze im lizenzierten Bereich (einschließlich Exklusivlizenz)

Jahr 1998 1. Quartal 1999

Umsätze Absatz [Stück] Umsätze Absatz [Stück]

19126 Mio. DM 14945 Mio. 5039 Mio. DM 3925 Mio.
Zuwachs 1998
≈≈≈≈750 Mio. DM  berechnet aus Angaben im Geschäftsbericht der Deutschen Post AG 1998

Die Rücklaufquote bei der o. a. Abfrage lag bei rund
70 %. Für die Lizenznehmer, die (noch) nicht geant-

wortet haben, wurden Umsatz und Absatz auf Basis der
Angaben vergleichbarer Lizenznehmer hochgerechnet.
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Umsätze und Absätze der Lizenznehmer (ohne Deutsche Post AG)

Jahr 1998 1. Quartal 1999
Umsatz
[DM]

Absatz
[Stück]

Umsatz
[DM]

Absatz
[Stück]

A Briefsendungen > 200g oder > 5,50 DM 9,8 Mio. 0,8 Mio. 11,8 Mio. 2,6 Mio.
B inhaltsgleiche Briefsendungen > 50g und ≥ 50 Stück 32,6 Mio. 32,5 Mio. 8,0 Mio. 9,1 Mio.
C Dokumentenaustauschdienst – – 0,1 Mio. 0,2 Mio.
D qualitativ höherwertige Dienstleistungen 7,7 Mio. 8,0 Mio. 10,2 Mio. 12,8 Mio.
E Einlieferung bei Annahmestellen der Deutsche Post 2,2 Mio. 10,0 Mio. 0,6 Mio. 4,7 Mio.
F Abholung aus Postfachanlagen der Deutsche Post 1,4 Mio. 9,2 Mio. 0,5 Mio. 4,3 Mio.
Summe 53,7 Mio. 60,5 Mio. 31,2 Mio. 33,7 Mio.

1998 1. Quartal 1999Marktanteile
Umsatz
[DM]

Menge
[Stück]

Umsatz
[DM]

Menge
[Stück]

Markt insgesamt 19126 Mio. 14945 Mio. 5039 Mio. 3925 Mio.
Lizenznehmer (ohne Deutsche Post)49 53,7 Mio. 41,3 Mio. 31,2 Mio. 24,7 Mio.
Marktanteile Lizenznehmer 0,28 % 0,28 % 0,62 % 0,63 %
Marktanteile Deutsche Post 99,72 % 99,72 % 99,38 % 99,37 %
nachrichtlich: Marktanteile der höherwertigen Dienst-
leistungen (D-Lizenz)

0,04 % 0,05 % 0,2 % 0,32 %

________________________

49 Bereinigung um die Mengen der Dienstleistungen E und F, da Mengen sonst doppelt gezählt würden (bei der Einlieferung
und bei der Beförderung nach der Einlieferung bzw. bei der Beförderung und bei der Abholung aus Postfächern).
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Marktverhältnisse 1998 (Flächen entsprechen Umsätzen)

Der Gesetzgeber hat mit dem PostG vom 22. Dezember
1997 im lizenzpflichtigen Bereich (Beförderung von
Briefsendungen bis 1000g) einen Monopol- und einen
Wettbewerbsbereich festgelegt. Die Regulierungsbehör-
de geht für 1998 von einem materiellen Umfang des
Monopolbereichs von rund 14 Mrd. DM aus.

Der Umsatz der Deutschen Post AG ist 1998 trotz ein-
setzendem Wettbewerb um 4 % gestiegen. Die Aktivi-

täten der 250 Lizenznehmer bewegten sich 1998 ein-
deutig im materiellen Umfang des Wettbewerbsbereichs.
Der materielle Umfang des Exklusivbereichs, der der
Deutschen Post AG für eine Übergangszeit gewährt
worden ist, wurde nicht tangiert (siehe grafische Dar-
stellung). Der gesamte Umsatz aller Lizenznehmer lag
im übrigen 1998 bei rund 7 % des Umsatzzuwachses der
Deutschen Post AG.

Umsätze der
250 Lizenz-
nehmer (LN)

54 Mio DM

höherwertige
Dienstleistun-
gen (alle LN !)

8 Mio DM

Briefmarkt 1998
   insgesamt

~ 19 Mrd. DM

DPAG
Zuwachs 1998
~ 750 Mio D

Monopolbereich Wettbewerbs
bereich

~ 14 Mrd. DM ~ 5 Mrd. DM
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10. Analyse und Perspektiven

10.1 Entwicklungspotenziale und -tendenzen

Die Entwicklung der letzten Jahre auf den traditionellen
Postmärkten zeigt eine bemerkenswerte Dynamik, die
nicht unbedingt erwartet werden konnte. Postdienst-

leistungen stellen sich aufgrund wandelnder Nachfrage-
strukturen heute als eindeutige Wachstumsfelder dar.

Diese Wachstumspotenziale liegen weniger im privaten
Bereich als bei den Geschäftskunden. Auch Prognosen
der Wirtschaftsverbände sehen weiter einen ungebro-
chenen Anstieg; diese Prognosen werden einen durch
internationalen Vergleich50 unterstützt:

A b b i l d u n g  4 4

Briefsendungen je Einwohner im internationalen Vergleich

________________________

50 Statistisches Bundesamt (1998): Statistisches Jahrbuch für
das Ausland 1998, Stuttgart.
Uiversal Postal Union (1997): Postal Statistics 1996, Bern.
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Land51
Briefsendungen je Einwohner

1996
(in Stück)

Bruttosozialprodukt
(pro Kopf in US $)

(Kaufkraftparitäten)

Mexiko     8,33   7660
Türkei   19,98   6060
Polen   39,06   6000
Griechenland   39,90 12730
Tschechien   66,03 10870
Korea, Republik   83,00 13080
Ungarn   93,10 6730
Portugal 107,10 13450
Spanien 107,96 15290
Italien 111,25 19890
Irland 149,72 16750
Japan 199,51 23420
Australien 241,91 19870
Deutschland 245,70 21110
Island 254,95 21710
Großbritannien 312,34 19960
Luxemburg 314,52 34480
Österreich 321,56 21650
Belgien 328,95 22390
Dänemark 334,73 22120
Kanada 359,17 21380
Finnland 379,30 18260
Frankreich 416,46 21510
Schweden 502,89 18770
Norwegen 524,63 23220
Schweiz 592,28 26340
USA 689,00 28020

________________________

51 OECD Länder ohne Niederlande und Neuseeland.

Im Vergleich zu Frankreich Schweden, Norwegen,
Schweiz und USA sind die Sendungen je Einwohner
und Jahr in Deutschland deutlich niedriger, was zeigt,
welche Potenziale noch ausschöpfbar erscheinen; beim
Spitzenreiter USA beträgt das Sendungsvolumen fast
das Dreifache von Deutschland.

Durch die bereits beschriebene fortschreitende Interna-
tionalisierung und die Integration des Gemeinsamen
Marktes werden im bislang primär inlandsorientierten
Postbereich neue Absatzpotenziale erschlossen. Weniger
als zehn Prozent des gesamten Sendungsaufkommens
der deutschen Kurier-, Express- und Paketdienste ent-
fallen zur Zeit auf internationale Sendungen. Da der
Welthandel schneller als die inländische Produktion
wächst, zeichnen sich im internationalen Geschäft
deutliche Zuwachsraten ab.

Dies gilt auch für Postdienstleistungen, die sich aus dem
elektronischen Handel (Electronic Commerce) ergeben,
bei dem Bestellungen über neue Medien komplette phy-

sische Warendistributionsvorgänge auslösen. Während
nach Einschätzung der Europäischen Kommission be-
reits im Jahr 2001 mehr als 500 Mrd. DM Umsatz
weltweit über Online-Medien abgewickelt werden, sa-
gen erste Schätzungen für Deutschland ein Umsatzvo-
lumen für das Jahr 2000 von rund 11 Mrd. DM voraus.
Hieraus lässt sich ein zusätzliches Aufkommen zwi-
schen 15 und 45 Mio. Sendungen in Deutschland pro
Jahr errechnen

10.2 Marktentwicklungen und -tendenzen

Der Postbereich kann sich gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklungen, wie sie auch in anderen Branchen anzu-
treffen sind, nicht verschließen. In einer Zeit, die von
Unternehmenskonzentrationen und Fusionen sowie
Marktöffnung gekennzeichnet ist, wechseln die Anbie-
terkonstellationen ständig. In diesem Zusammenhang
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ändern sich auch die Wettbewerbsverhältnisse. Sie zei-
gen eine Tendenz zu mehr Größe und damit zu poten-
zieller Marktbeherrschung.

Die zahlreichen Zukäufe von Unternehmensbeteiligun-
gen (siehe auch Kapitel C.9) sowie die Fusionswelle von
Anbietern auf den Postmärkten deuten bereits an, dass
Marktteilnehmer nach Erweiterungen und Wachstums-
feldern suchen und an nationalen Grenzen nicht halt-
machen. Insbesondere bei den nationalen europäischen
Postdienstanbietern ist festzustellen, dass im Vorgriff
auf die weitere Liberalisierung Wachstumsfelder außer-
halb ihres Kerngeschäftes, der Briefbeförderung im
Monopol, erschlossen werden, um dort potenziell sin-
kende Marktanteile auffangen zu können. Umgekehrt
suchen aber auch Unternehmen der angrenzenden
Transport- und Logisitikmärkte die Nähe zu den Post-
märkten, so dass sich traditionelle Grenzen bisher weit-
gehend separater Märkte zunehmend auflösen.

Bei wachsendem Wettbewerb im Postbereich ist tenden-
ziell davon auszugehen, dass die Preise sinken. Die
Entgelte der Deutschen Post AG für die standardisierte,
flächendeckende Briefbeförderung im reservierten Be-
reich sind bis Mitte des kommenden Jahres festge-
schrieben. Angebote der Wettbewerber außerhalb der
Exklusivlizenz zeigen, dass die Briefbeförderung in hö-
herer Qualität durchaus zu differenzierteren, teilweise
günstigeren Entgelten für den Verbraucher erbracht
werden kann. Im liberalisierten Paketmarkt herrscht
ohnehin schon seit langem Wettbewerb und damit auch
Preiskampf. Im internationalen Vergleich wird deutlich,
dass die Nachfrage nach Postdienstleistungen nicht
preisunsensibel ist, so dass Preissenkungen voraussicht-
lich auch zu Nachfragesteigerungen führen werden.

Während die private Nachfrage im Zeitablauf lediglich
geringen Präferenzschwankungen unterworfen ist, hat
sich seitens der gewerblichen Auftraggeber ein Wandel
in der Nachfrage nach postalischen Dienstleistungen
herauskristallisiert, der auf strukturelle Ursachen vor
allem in den Branchen des industriellen Sektors zurück-
zuführen ist:

Zwar hat sich aufgrund neuer Organisations- und Pro-
duktionsformen (Verschlankung der Produktion, zeit-
kritische Produktionsformen mit „Just-in-time“, Reduk-
tion von Lagerbeständen aufgrund flexibler und kurz-
fristiger Kundennachfrage sowie Ausgliederung ganzer
Unternehmenssparten durch Konzentration auf das
Kerngeschäft) das Sendungsaufkommen insbesondere
im Paketbereich deutlich erhöht. Allerdings liegen die
Wachstumsfelder nicht mehr in der gewohnten reinen
Beförderungsdienstleistung, sondern in der Schaffung
von Zusatznutzen für die Kunden im Rahmen so ge-
nannter Mehrwertleistungen.

Darüber hinaus werden am Markt zunehmend Angebote
aus einer Hand von den Kunden verlangt (one-stop-
shopping). Somit suchen traditionelle Postdienstleister
in verstärktem Maße die Nähe zu den angrenzenden
Transportmärkten durch Kooperation oder Kapitalver-
flechtungen. Dabei spielt es eine wesentliche Rolle, dass
gewerbliche Kunden ihre Distributionsprozesse zuneh-
mend auslagern und aufgrund der Komplexität entspre-
chenden Transportspezialisten überlassen. Diese über-

nehmen dann neben der Steuerung der Warenströme
aufgrund ihrer Einbindung in die Produktionsprozesse
der Unternehmen auch die Kontrolle der Informations-
und Finanzströme ihres Aufgabenbereiches. Insofern
werden Logistikdienstleistungen, die eines der letzten
verbliebenen Felder mit erheblichen Rationalisierungs-
potenzialen in Unternehmen darstellen, als eine Aus-
prägungsform dieser Mehrwertleistungen zukünftig
auch für die Postmärkte eine größere Bedeutung haben.

Die Integration vormals nicht kombinierter Dienstleis-
tungen wird zunehmend einfacher durch die Verbesse-
rung der Produktionstechnik wie beispielsweise den
Einsatz elektronischer Scannersysteme, die dazu beitra-
gen, den Produktionsverlauf, also die physischen Distri-
butionsprozesse transparenter zu gestalten. Daraus er-
wachsen Rationalisierungs- und Reorganisationspoten-
ziale für bestehende Ablaufprozesse, nicht zuletzt auch
für Anbieter und Nachfrager von Postdienstleistungen.
Die erweiterte Nutzung der IT-Technologien ermöglicht
zudem den Ausbau so genannter Hybridprodukte, einer
Kombinationen aus Post- und Telekommunikations-
dienstleistungen.

10.3 Markteintrittsbarrieren

Marktzutrittsbeschränkungen sind im Postbereich in
erster Linie gesetzlicher Art. Im Briefmarkt wirkt sich
die befristete gesetzliche Exklusivlizenz der Deutschen
Post AG besonders restriktiv aus. Neue Wettbewerber
müssen, um z. B. eine Lizenz nach § 51 Abs. 1 Satz 2
Nr. 4 PostG zu erhalten, eine explizit von der Standard-
dienstleistung der Deutschen Post AG trennbare, quali-
tativ höherwertige Dienstleistung anbieten (siehe hierzu
Kapitel C.3).

Große Unternehmen, die wie die Deutsche Post AG be-
reits seit langer Zeit als Anbieter am Markt auftreten,
können gegenüber ihren kleineren Konkurrenten zahl-
reiche Größen- und Verbundvorteile nutzen. Im Postbe-
reich sind so genannte „Firstmover“-Vorteile, die sich
daraus ergeben, dass ein Wettbewerber früher am Markt
tätig geworden ist oder bereits Erfahrungen in produkt-
verwandten und eventuell sogar synergiestiftenden
Märkten gesammelt hat, noch gravierender als in der
Telekommunikation einzuschätzen, wo Übertragungs-
wege durch neue Wettbewerber angemietet werden kön-
nen. Im Postbereich wirken sie für den Marktzutritt
zwar nicht prohibitiv, im Vergleich jedoch als eine star-
ke Markteintrittsbarriere vor allem strategischer Art.

Für die Zukunft wird derjenige die besten Marktchancen
haben, der aufgrund seines zeitlichen Vorsprungs be-
reits im Besitz solcher Beförderungssysteme ist und die-
se seit einiger Zeit betreibt oder über die ausreichende
Finanzkraft verfügt, um eine solche Infrastruktur aufzu-
bauen oder aufzukaufen. Die Investitionen in den Netz-
aufbau stellen sehr hohe Marktzutrittskosten, für sich
genommen jedoch keine Eintrittsbarriere dar, da sie
grundsätzlich reversibel sind.

Schließlich ist festzustellen, dass die Deutsche Post AG
versucht, eine strategische Markteintrittsbarriere zu er-
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richten, indem sie ihre Exklusivrechte nach § 51 PostG
extensiv interpretiert und zur Durchsetzung der ihr zu-
stehenden Rechte die Regulierungsbehörde und neue
Marktteilnehmer mit gerichtlichen Verfahren überzieht.
Diese Auseinandersetzung um die Rechtmäßigkeit der
Erteilung von Lizenzen (und damit der Teilnahme am
Markt) wirken wie eine Markteintrittsbarriere. Diese
Vorgehensweise der Deutschen Post AG führt dazu,
dass potenzielle Konkurrenten von einem Marktzutritt
absehen, solange das Prozessrisiko nicht beseitigt ist.
Für neugegründete kleine Unternehmen kann dies sogar
zu einem Marktausschluss führen, wenn sie mit An-
walts- und Gerichtskosten belastet werden, die ihre
finanziellen Verhältnisse übersteigen.

10.4 Wettbewerbsintensität

Aufgrund der Vorgaben des PostG sind die Postmärkte
durch unterschiedliche Wettbewerbsverhältnisse und
-intensitäten gekennzeichnet.

Da im Markt für lizenzpflichtige Briefdienstleistungen
bis Ende des Jahres 2002 ein Monopol der Deutschen
Post AG nach § 51 PostG existiert, bleiben Wettbewer-
bern lediglich wenige Möglichkeiten, ein ernstzuneh-
mendes Konkurrenzpotenzial gegenüber der Deutschen
Post AG aufzubauen. Dies ist für die Wettbewerber um-
so weniger zufriedenstellend, als die Kunden vermehrt
nach Angeboten aus einer Hand verlangen. Das PostG
erlaubt den neuen Wettbewerbern den Zutritt zum
Marktsegment für die Beförderung von Individual-
briefsendungen des unteren Gewichtssegmentes nur
über das Angebot einer Dienstleistung i. S. d. § 51
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG. Diese einzige, bis zum Aus-
lauf der Exklusivlizenz bestehende Möglichkeit, in die-
sem interessanten Gewichtsbereich tätig zu werden wird
derzeit vorwiegend von kleinen Unternehmen angebo-
ten, die zusammengenommen trotz partiell günstigerer
Preise keine nennenswerten Marktanteile erzielen
konnten (siehe auch C.9, Abbildung 32, Abbildung 33).

Bei weitgehend gefestigten Angebotsstrukturen ist im
Paketmarkt eine hohe Wettbewerbsintensität zu ver-
zeichnen, die bereits zu Verdrängungswettbewerb ge-
führt hat. Die besonders hohe Wettbewerbsintensität im
Markt für gewerbliche Kunden, die entsprechende Min-
destmengen zur Beförderung an die Paketdienste geben
können, wird zumindest mittelfristig andauern. Einer-
seits sind die Angebotspreise in diesem Bereich nach-
fragegetrieben und somit für diese Kunden flexibel ge-
staltbar; andererseits sind die Anbieter aufgrund ihrer
eigenen Situation zu sinkenden Preisen gezwungen, da
sie eine Auslastung ihrer hohen, bereitgehaltenen Kapa-
zitäten realisieren müssen. Im Markt für private Kunden
ist auf absehbare Zeit keine vergleichbar hohe Wettbe-
werbsintensität vorstellbar, da die Konkurrenten der
Deutschen Post AG zwar dabei sind, ein flächendecken-
des Netz von Annahmestellen für die eingelieferten
Sendungen aufzubauen, dieses Vorhaben aufgrund ge-
ringerer Wachstumserwartungen jedoch keine Priorität
besitzt.

Ähnliche Wettbewerbsverhältnisse wie im gewerblichen
Paketmarkt sind auch im Kurier- und Expressbereich
anzutreffen, dessen Unternehmen schon seit langem
keinen Angebotsschranken durch reservierte Bereiche
ausgesetzt sind. Die Wettbewerbsintensität wird in die-
sem Bereich weiter zunehmen, da aufgrund der sehr
günstigen Wachstumserwartungen mit einer steigenden
Zahl von Anbietern – auch aus dem Ausland – zu rech-
nen ist.

11. Universaldienst im Bereich des
Postwesens

Universaldienstleistungen sind ein Mindestangebot an
Postdienstleistungen, die allgemein als unabdingbar an-
gesehen und flächendeckend in einer bestimmten Qua-
lität und zu einem erschwinglichen Preis erbracht wer-
den. Der Universaldienst ist grundsätzlich auf lizenz-
pflichtige Postdienstleistungen beschränkt. Das PostG
enthält in § 11 Abs. 2 die Ermächtigung der Bundesre-
gierung, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung
des Bundestages und des Bundesrates bedarf, Inhalt und
Umfang des Universaldienstes festzulegen.

Die „Post-Universaldienstleistungsverordnung“ (PUDLV)
ist am 7. Juli 1999 vom Kabinett beschlossen worden;
der Bundesrat hat am 24. September 1999 und der Bun-
destag am 4. November 1999 zugestimmt.

Mit dieser Verordnung wird im Übrigen auch die
Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame
Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes
der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung
der Dienstequalität hinsichtlich des Universaldienstes in
nationales Recht umgesetzt.

Aufgabe der Regulierungsbehörde ist es, das in §§ 13ff
PostG im Einzelnen geregelte Verfahren umzusetzen,
wenn feststeht oder „zu besorgen“ ist, dass eine Univer-
saldienstleistung nach § 11 PostG nicht ausreichend
oder angemessen erbracht wird, d. h.:

– Veröffentlichung der Feststellung im Amtsblatt
(§ 13 Abs. 1 PostG)

– Ankündigung, nach § 13 Abs. 2 bis 4 und nach
§§ 14 bis 17 PostG vorzugehen

– u. U. Ausschreibungsverfahren gemäß § 14 PostG

– Verpflichtung eines Unternehmens gemäß § 13
Abs. 2 PostG.

Lediglich bezüglich der möglichen Verpflichtung eines
Unternehmens gemäß § 13 Abs. 2 und 3 PostG enthält
das PostG in § 52 eine Übergangsvorschrift dahinge-
hend, dass bis zum Ablauf der Exklusivlizenz aus-
schließlich die Deutsche Post AG verpflichtet werden
kann.

Die Regulierungsbehörde führt seit ihrer Errichtung,
also seit dem Inkrafttreten des Postgesetzes am
1. Januar 1998, eine Marktbeobachtung unter dem As-
pekt der Grundversorgung auf den Postmärkten durch.
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Bis zum endgültigen Inkrafttreten der Post-Universal-
dienstleistungsverordnung (PUDLV) ist Maßstab hierfür
zum einen die jeweilige Entwurfsfassung der genannten
Verordnung, zum anderen der Umfang der Postdienst-
leistungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Postgesetzes erbracht wurden.

In diesem Zeitraum ist es nicht zu nennenswerten Redu-
zierungen im Gesamtangebot an von der Deutschen Post
AG und anderen Anbietern am Markt erbrachten Post-
dienstleistungen gekommen. Der mengenmäßig über-
wiegende Teil der Leistungen, die nach der aktuellen
Entwurfsfassung der PUDLV als Universaldienstleis-
tungen deklariert werden, wird von der Deutschen Post
AG oder von mit ihr verbundenen Unternehmen er-
bracht. Lediglich zu „Wertsendungen“ ist zu bemerken,
dass diese am Schalter nur noch bis zu einer bestimmten
Werthöchstgrenze versichert werden können. Der versi-
cherte Transport besonders hochwertiger Sendungen
wird jedoch auf dem Markt für Kurierdienstleistungen –
im Wege individueller Verträge – nach wie vor ange-
boten. Unter Aspekten des Universaldienstes nach § 11
PostG bestehen hiergegen keine Bedenken.

Bezüglich des Filialnetzes der Deutschen Post AG ha-
ben sich die aus Sicht der Entwurfsfassung der PUDLV
(E-PUDLV) maßgeblichen Zahlen verändert. Nach Er-
kenntnissen der Regulierungsbehörde und den ihr vor-
liegenden aktuellen Angaben der Deutschen Post AG
liegen die beiden relevanten Zahlen (14042 „stationäre
Einrichtungen“, davon 6225 „eigenbetriebene“, Stand:
21. Oktober 1999) jedoch nach wie vor über den im
Entwurf der PUDLV genannten Werten (12000 statio-
näre Einrichtungen, 5000 davon „mit unternehmensei-
genem Personal“). Hinweise dafür, dass die übrigen in
§ 2 Ziff. 1 E-PUDLV genannten Vorgaben nicht ein-
gehalten sind, liegen der Regulierungsbehörde nicht
vor.

Weitere Qualitätsmerkmale (E-PUDLV) werden von der
Regulierungsbehörde im Hinblick auf deren Einhaltung
beobachtet, z. B. dass in allen Gemeinden mit mehr als
4000 Einwohnern mindestens eine ortsfeste Einrichtung
vorhanden sein muss (nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes sind dies ca. 3 000 Gemeinden mit 85 %
der Bevölkerung) oder Qualitätsmerkmale bei der Brief-
beförderung eingehalten werden müssen, vor allem be-
stimmte durchschnittliche Laufzeiten: 80 % der inländi-
schen Briefe müssen am Tag nach der Einlieferung,
95 % spätestens am zweiten Tag nach der Einlieferung
beim Empfänger sein.

Zur Überprüfung des letztgenannten Qualitätsmerkmals
führt die Regulierungsbehörde Brieflaufzeitmessungen
mit Testbriefen durch, die von Absendern im gesamten
Bundesgebiet an Empfänger im gesamten Bundesgebiet
geschickt werden. Das Verfahren beruht auf einem End-
to-end-Konzept, bei dem von der Übergabe des jeweili-
gen Testbriefs durch den Absender (in einen Briefkasten
oder bei einer Postfiliale bzw. Agentur) bis zur Ankunft
beim Empfänger (im Briefkasten oder Postfach) die ge-
samte Laufzeit in Tagen gemessen wird. Da beim Ver-
sand der Briefe einige weitere statistische Merkmale er-
hoben werden (z. B. Einwurfzeit, Leerungszeit des
Briefkastens, Art der Anschrift, Art der Freimachung
u. Ä.) ist eine differenzierte Auswertung der Daten und
damit eine Beurteilung der Service-Qualität möglich.
Monatlich werden rund 22000 Testbriefe verschickt.
Zur Zeit werden grundsätzlich Standardbriefe ver-
schickt, zweimal jährlich werden zusätzlich größere
Briefe versandt. Besondere Versendungsarten wie Ein-
schreiben, Wertsendungen o. Ä. werden zur Zeit nicht
berücksichtigt. Die Auswertung und Veröffentlichung
der Ergebnisse für das gesamte Bundesgebiet erfolgt
vierteljährlich.

A b b i l d u n g  4 5

Brieflaufzeiten

Brieflaufzeiten52

Zeitraum E+1
Quote in %53

E+2
Quote %54

mittlere ∅∅∅∅-Laufzeit
in Tagen55

maximale Laufzeit
in Tagen56

2. Quartal 1999 95,5 4,1 1,05 2
1. Quartal 1999 94,9 4,6 1,06 2
4. Quartal 1998 93,6 5,5 1,08 2
3. Quartal 1998 95,4 4,1 1,05 2
2. Quartal 1998 95,2 4,3 1,05 2
1. Quartal 1998 94,8 4,7 1,06 2

________________________

52 Quelle: eigene Untersuchungen.
53 Anteil der Briefe mit einer Laufzeit von E + 1 (Einlieferungstag + 1 Werktag).
54 Anteil der Briefe mit einer Laufzeit von E + 2 (Einlieferungstag + 2 Werktage).
55 Durchschnittliche Laufzeit aller Briefe in Werktagen.
56 Anzahl der Werktage, nach der 99% aller Briefe den Empfänger erreicht haben.

Anmerkung: Briefe, die am Einlieferungstag E nach der
letzten Leerung eines Briefkastens eingeworfen werden,
können dem Empfänger systembedingt frühestens am

übernächsten Werktag zugestellt werden. Beim Quali-
tätsmessverfahren Briefdienst der Regulierungsbehörde
wird dies derzeit insoweit berücksichtigt, dass die Test-
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briefe, die systembedingt keine Laufzeit E+1 erreichen
können, bei der Berechnung der Laufzeit so behandelt
werden, als wären sie erst am nächsten Posttag einge-
liefert worden.

12. Befristete gesetzliche
Exklusivlizenz

§ 51 Abs. 1 PostG regelt die befristete gesetzliche Ex-
klusivlizenz der Deutschen Post AG. Verfassungsrecht-
liche Grundlage für diese Vorschrift ist Artikel 143b
Abs. 2 Satz 1 GG. Danach können die vor der Um-
wandlung bestehenden ausschließlichen Rechte des
Bundes durch Bundesgesetz für eine Übergangszeit der
Deutschen Post AG als dem aus der Deutschen Bundes-
post POSTDIENST hervorgegangenen Unternehmen
verliehen werden.

§ 51 Abs. 1 Satz 1 PostG sieht dementsprechend vor,
dass der Deutschen Post AG bis zum 31. Dezember
2002 das ausschließliche Recht zusteht, Briefsendungen
und adressierte Kataloge zu befördern, deren Gewicht
weniger als 200g und deren Preis weniger als 5,50 DM
beträgt (Exklusivlizenz). § 51 Abs. 1 Satz 2 PostG
nennt allerdings eine Reihe von Fällen, die von diesem
Ausschließlichkeitsrecht der Deutschen Post AG nicht
erfasst werden. Bei inhaltsgleichen Briefsendungen
(entspricht der Infopost der Deutschen Post AG), von
denen mindestens 50 Stück eingeliefert werden, ist die
Gewichtsgrenze mit dem PostG auf 50g abgesenkt wor-
den. Nicht der Exklusivlizenz unterliegen ferner – ne-
ben den lizenzfreien Briefbeförderungsleistungen – der
sogenannte Dokumentenaustausch, die Beförderung von
Briefsendungen zu einer Annahmestelle der Deutschen
Post AG, die Abholung von Briefsendungen aus Postfä-
chern sowie die Erbringung von Briefbeförderungsleis-
tungen aufgrund einer Universaldienstausschreibung der
Regulierungsbehörde. Das in § 51 Abs. 1 Satz 1 PostG
enthaltene ausschließliche Recht gilt schließlich auch
nicht für Dienstleistungen, die von Universaldienstleis-
tungen trennbar sind, besondere Leistungsmerkmale
aufweisen und qualitativ höherwertig sind (§ 51 Abs. 1
Satz 2 Nr. 4 PostG), wenn also beispielsweise die
Briefsendungen beim Absender abgeholt und dem
Empfänger noch am selben Tage zugestellt werden

Die Deutsche Post AG wendet sich gegen eine Lizenz-
erteilung, wenn der Antragsteller qualitativ höherwerti-
ge Dienstleistungen nach § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
PostG erbringen will. Das Unternehmen führt hierzu
zahlreiche Prozesse, und zwar vor den Zivilgerichten
gegen Anbieter solcher höherwertiger Dienstleistungen
und vor dem Verwaltungsgericht gegen die Erteilung
entsprechender Lizenzen durch die Regulierungsbe-
hörde.

Die Zivilgerichte haben überwiegend zugunsten der
Wettbewerber entschieden, sofern sie eine von der Re-
gulierungsbehörde erteilte Lizenz besaßen. Eines dieser
Wettbewerbsverfahren ist mittlerweile beim Bundesge-
richtshof anhängig. Mit einer kurzfristigen Entschei-
dung dürfte allerdings nicht zu rechnen sein.

Vor dem Verwaltungsgericht Köln hat die Deutsche
Post AG die von der Regulierungsbehörde erteilten Li-
zenzen für höherwertige Dienstleistungen in mehr als
180 Fällen angefochten.

Das Verwaltungsgericht hat zwischenzeitlich in fünf
Musterverfahren eine Entscheidung gefällt. Die Klage
der Deutschen Post AG wurde in vier Fällen abgewie-
sen. In einem Fall wurde der Klage teilweise stattgege-
ben.

Das Verwaltungsgericht hat die Klagen in denjenigen
Fällen als unbegründet erachtet, in denen die Lizenz-
nehmer die abgeholten Briefe dem Empfänger noch am
selben Tage zustellen. Hierin hat das Gericht zu Recht
eine qualitativ höherwertige Dienstleistung gesehen, die
sich von der Standardleistung der Deutschen Post AG
– dem gewöhnlichen Briefdienst – unterscheidet und
damit nicht unter die befristete gesetzliche Exklusivli-
zenz der Deutschen Post AG fällt.

In seiner Entscheidung hat das Verwaltungsgericht
ebenfalls die Rechtsauffassung der Regulierungsbehörde
bestätigt, wonach § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG keine
ungeschriebenen Tatbestandsmerkmale enthält und des-
halb bei der Lizenzerteilung in diesem Bereich weder
das wirtschaftliche Gleichgewicht der Deutschen Post
AG, noch besondere Bedürfnisse von Wirtschaftsteil-
nehmern oder die Entgelthöhe der höherwertigen
Dienstleistung zu beachten sind.

In einem Fall wurde der Klage der Deutschen Post AG
insoweit stattgegeben, als der Lizenznehmer die Briefe
erst am späten Nachmittag sowie am Abend bis 24 Uhr
abholt und am nächsten Tag bis 12 Uhr zustellt. Darin
sieht das Verwaltungsgericht keine höherwertige
Dienstleistung.

Nach Auffassung der Regulierungsbehörde wird hierbei
jedoch verkannt, dass das Standardangebot der Deut-
schen Post AG eine Absendung in den späten Nachmit-
tags- und Abendstunden häufig nicht mehr ermöglicht
und derartige Briefsendungen daher von der Deutschen
Post AG erst am übernächsten Tag zugestellt werden.
Die geschilderte Dienstleistung des Lizenznehmers hin-
gegen erweist sich bereits hierin als höherwertig, denn
sie wird dem Empfänger einen vollen Kalendertag frü-
her zugestellt.

Ein weiterer relevanter Qualitätsunterschied zur Stan-
darddienstleistung der Deutschen Post AG liegt aber
auch darin, dass der Lizenznehmer die Briefsendungen
beim Absender abholt, dieser sich also den Gang zur
Post oder zum Briefkasten ersparen kann. Der Lizenz-
nehmer bietet des Weiteren eine Garantie für den Zu-
stellungszeitpunkt; falls dieser nicht eingehalten wird,
erhält der Absender zumindest sein Geld zurück. Bei
der Standardleistung der Deutschen Post AG wird der
Zustellzeitpunkt weder garantiert (erwartet wird Zu-
stellung am auf den Einlieferungstag folgenden Werk-
tag E + 1), noch hat eine Zustellung erst am über-
nächsten Tag irgendwelche Folgen.

Die Regulierungsbehörde geht im Übrigen grundsätz-
lich davon aus, dass sich die Höherwertigkeit einer
Dienstleistung aus einer Gesamtschau – also aus einer
Betrachtung der Merkmale der Dienstleistung insgesamt
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– ergibt und nicht nur aus der Betrachtung eines einzel-
nen Merkmals, nämlich der taggleichen, jedenfalls aber
schnelleren Zustellung. Aus den genannten Gründen hat
die Regulierungsbehörde gegen das o.a. Urteil, mit dem der
Klage der Deutschen Post AG teilweise stattgegeben wurde,
Berufung eingelegt.

Unter Hinweis auf Kapitel C.9 (Lage und Entwicklung
auf dem Gebiet des Postwesens in den Jahren 1998 und
1999) und Kapitel C.10 (Analyse und Perspektiven) ist
festzustellen, dass sich die Deutsche Post AG gut im
Wettbewerbsmarkt positioniert hat. Der gesamte deut-
sche Postmarkt umfasste 1998 einen Umsatz von ca. 42
Mrd. DM, wovon rund zwei Drittel auf die Deutsche
Post AG entfallen. Das restliche Drittel teilen sich eine
Vielzahl von Anbietern, darunter vornehmlich Kurier-,
Express- und Paketdienste.

Die Entwicklung des Wettbewerbs im Markt für Brief-
dienstleistungen ist wenig intensiv, weil die gesetzlich
befristete Exklusivlizenz die Aufteilung des Marktes für
lizenzpflichtige Briefdienstleistungen weitgehend be-
stimmt, weshalb auch für die nähere Zukunft keine gra-
vierenden Änderungen erwartet werden. So hat die
Deutsche Post AG bei einem Volumen des Briefmarktes
insgesamt von rund 19 Mrd. DM einen Marktanteil von
über 99 Prozent halten können. Der gesamte Umsatz
aller anderen Lizenznehmer lag 1998 bei rund 7 Prozent
des Umsatzzuwachses der Deutschen Post AG.

Die Deutsche Post AG hat nach ihren eigenen Angaben
im Geschäftsbericht 1998 die Sanierung des Unterneh-
mens endgültig abgeschlossen und nach Einschätzung
namhafter Beobachter des Marktgeschehens den Um-
strukturierungsprozess von einem Staatsunternehmen in
eine Gesellschaft privaten Rechts erfolgreich bewältigt.57

Ihre strategische Ausrichtung geht jetzt hin zum inter-
national führenden Briefkommunikations- und Logis-
tikkonzern.

Bei einem Marktanteil von über 99 Prozent im Brief-
kerngeschäft sind derzeit keine Gründe erkennbar, die
eine Beendigung der ausschließlichen Rechte ab
1. Januar 2003 in Frage stellen. Schließlich ist darauf
hinzuweisen, dass das Briefbeförderungsmonopol in
Schweden und Finnland bereits im Jahre 1993 vollstän-
dig abgeschafft wurde. An der faktischen Monopolstel-
lung der dortigen zuvor staatlichen Postgesellschaften
hat sich hierdurch nichts geändert. Es sind keinerlei
signifikante Ergebnisverschlechterungen aufgetreten.
Auch vor diesem Hintergrund kann der Deutschen Post
AG auch ohne eine weitere Verlängerung des Briefbe-
förderungsmonopols eine gesicherte Zukunft vorausge-
sagt werden.

Die Regulierungsbehörde hält aus heutiger Sicht die
Aufrechterhaltung einer Exklusivlizenz über den
31. Dezember 2002 hinaus für nicht erforderlich.

________________________

57 Zitat aus dem Geschäftsbericht 1998: „Die wirtschaftlichen
Kennzahlen des Konzerns Deutsche Post haben mit dem
Jahresabschluss 1998 neue Spitzenwerte erreicht. Das Er-
gebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit betrug im Be-
richtsjahr 1 276 Mio. DM und lag damit um 68 Prozent ü-
ber dem Vorjahresergebnis von 758 Mio. DM. Der Umsatz
stieg um fast 4 Prozent auf 28,7 Mrd. DM.“

In diesem Zusammenhang wird auch an die im Gesetz-
gebungsverfahren aufgeworfenen rechtlichen Bedenken
gegen die Fortführung einer Exklusivlizenz erinnert.

Artikel 143b Abs. 2 Satz 1 des GG erlaubt die Fortgel-
tung des der Deutschen Post AG zugestandenen Brief-
beförderungsmonopols nur „für eine Übergangszeit“. So
ging der Rechtsausschuss anlässlich der Beratung des
Artikels 143b GG offensichtlich davon aus, dass mit
dem Außerkrafttreten des Gesetzes über das Postwesen
am 31. Dezember 1997 auch die Übergangsfrist für das
Monopol beendet sein würde. In der Beschlussempfeh-
lung des Rechtsausschusses zur diesbezüglichen Grund-
gesetzänderung heißt es, Absatz 2 Satz 1 enthalte eine
Übergangsregelung für die befristet fortbestehenden
Monopole im Bereich des Postdienstes und der Tele-
kommunikation. Die für eine Übergangszeit zulässigen
ausschließlichen Rechte des Bundes (richtig müsste es
wohl heißen: der Aktiengesellschaften) seien in § 2
PostG und in § 1 Abs. 2 und 4 FAG näher bezeichnet.
Die Übergangszeit stehe im Zusammenhang mit der im
Postneuordnungsgesetz vorgesehenen Befristung der
Geltungsdauer des Gesetzes über Fernmeldeanlagen
(FAG), des Gesetzes über das Postwesen (PostG) und
des Gesetzes über die Regulierung der Telekommuni-
kation und des Postwesens (PTRegG) auf den 31. De-
zember 1997 (Bundestagsdrucksache 12/8108, Satz 7).

Auch aus ordnungspolitischen Gründen dürfte ein Mo-
nopol zugunsten einer Aktiengesellschaft, unter Aus-
schluss anderer privater Anbieter problematisch sein. In
der durch Berufs- und Gewerbefreiheit geprägten deut-
schen Wirtschaftsordnung ist ein solches Monopol ein
Fremdkörper. In diesem Zusammenhang ist noch ein-
mal auf den durch die zweite Postreform geschaffenen
Artikel 87f des GG zu verweisen. Dessen Absatz 2 be-
stimmt ausdrücklich, dass die Dienstleistungen im Be-
reich des Postwesens und der Telekommunikation „als
privatwirtschaftliche Tätigkeiten durch die aus dem
Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorgegange-
nen Unternehmen und durch andere private Anbieter
erbracht“ werden.

Demgemäß sieht auch das neue PostG vor, dass eventu-
elle Mehrkosten des Universaldienstes nicht durch ein
Monopol, sondern durch Ausgleichszahlungen aller am
Markt tätigen Anbieter lizenzierter Postdienstleistungen
finanziert werden (vgl. §§ 15ff. PostG und Ausführun-
gen zu Kapitel C.11). Aus letzterem Grund erscheint
eine Beibehaltung der Exklusivlizenz auch aus gemein-
schaftsrechtlicher Sicht problematisch: Nach dem Er-
wägungsgrund 16 sowie nach Artikel 7 Abs. 1 der
Richtlinie 97/67/EG können Postdienstleistungen nur
reserviert werden, soweit dies für die Aufrechterhaltung
des Universaldienstes notwendig ist. Da nach § 15
PostG jedoch eine mit der Verpflichtung zur Erbringung
von Universaldienstleistungen verbundene Kostenunter-
deckung von der Regulierungsbehörde finanziell aus-
zugleichen ist, besteht folglich keine – nach der Richtli-
nie erforderliche – Notwendigkeit, das Monopol für die
Aufrechterhaltung des Universaldienstes beizubehalten.
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Teil D  Zusammenfassende Würdigung

Nach § 81 Abs.1 TKG und § 47 Abs. 1 PostG legt die
Regulierungsbehörde alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbe-
richt vor. Hierin ist insbesondere auch über die Lage
und Entwicklung auf dem Gebiet der Telekommunika-
tion sowie des Postwesens zu berichten. Darüber hinaus
ist auch zu der Frage Stellung zu nehmen, ob sich eine
Änderung der Festlegung, welche Telekommunikations-
bzw. Postdienstleistungen als Universaldienstleistungen
im Sinne des § 17 TKG bzw. § 11 PostG gelten, emp-
fiehlt. Ferner ist für den Postbereich eine Einschätzung
zu der Frage abzugeben, ob und gegebenenfalls bis zu
welchem Zeitpunkt und in welchem Umfang die Auf-
rechterhaltung einer Exklusivlizenz nach § 51 PostG
über den dort angegebenen Zeitpunkt hinaus erforder-
lich ist.

Lage und Entwicklung auf dem Gebiet der Tele-
kommunikation
Innerhalb von weniger als zwei Jahren, in denen der
Sprachtelefondienst liberalisiert ist, sind bereits deutlich
erkennbare wettbewerbliche Prozesse in Gang gesetzt
worden. Im Bereich der Fern- und Auslandsgespräche
haben die Wettbewerber bereits Anfang 1999 über ein
Drittel aller Verkehrsminuten abgewickelt. Hierbei ist
jedoch zu beachten, dass ein Großteil der von den neuen
Anbietern erzielten Erlöse nicht bei diesen verbleibt,
sondern für Vorleistungen der Deutschen Telekom auf-
zubringen ist. Die Ursache hierfür liegt darin, dass die
Mehrzahl der Wettbewerber die Netzinfrastruktur des
ehemaligen Monopolunternehmens mitnutzt.

Daher ist Wettbewerb nur durch regulatorische Eingriffe
zu erreichen. Das heißt, dass es sich bei den zu beob-
achtenden Entwicklungen in der Festnetztelefonie bis-
lang fast ausschließlich um regulierungsbedingten und
nicht um sich selbst tragenden Wettbewerb handelt.
Solange nicht flächendeckend konkurrierende Angebote
existieren, sind die Interessen der Verbraucher nur
durch eine Regulierung sowohl der Netzzugangsleistun-
gen als auch der Endkundentarife zu wahren.

Der Umsatz im Telekommunikationsmarkt insgesamt
erreichte 1998 über 105 Mrd. DM. Darin sind sowohl
Umsätze mit Telekommunikationseinrichtungen (18
Mrd. DM) als auch Umsätze mit Telekommunikations-
dienstleistungen (87 Mrd. DM) enthalten. Letztere um-
fassen insbesondere Leistungen im Zusammenhang mit
Telefonfestnetzanschlüssen – im wesentlichen Sprach-
telefondienst – mit über 45 Mrd. DM Umsatz sowie
Leistungen im Mobiltelefondienst (19 Mrd. DM). Auch
1999 ist trotz gefallener Preise mit einem Umsatzniveau
in Höhe des Vorjahrs zu rechnen.

Das Investitionsvolumen im Telekommunikations-
dienstleistungsmarkt betrug im Jahr 1998 15,5 Mrd.
DM. Davon entfielen 3,3 Mrd. DM auf die Festnetz-
Konkurrenten der Deutschen Telekom. In Deutschland
waren Ende 1998 insgesamt 213000 km Glasfaserkabel

verlegt. Davon verfügten die Wettbewerber der Deut-
schen Telekom über eine Gesamtlänge von 56000 km.

Im Bereich der Telekommunikationsdienstleistungen
waren Ende 1998 fast 220000 Beschäftigte zu verzeich-
nen, davon mehr als 179000 Erwerbstätige bei der
Deutschen Telekom. Zählt man den Bereich der Tele-
kommunikationsgeräteproduktion hinzu, ergibt sich ei-
ne Gesamtzahl von über 320000 Beschäftigten in der
Telekommunikation im Jahr 1998. Für 1999 wird der
Anstieg der Beschäftigtenzahlen bei den neuen Anbie-
tern den Personalabbau der Deutschen Telekom über-
kompensieren.

Während 1997 noch 178 Mrd. Verbindungsminuten aus
dem Festnetz generiert wurden, wird das Verkehrsvo-
lumen 1999 mit über 220 Mrd. Minuten um etwa ein
Viertel darüber liegen. Dabei wächst das Volumen der
Wettbewerber besonders stark. Aber auch die Deutsche
Telekom kann in den Jahren 1998 und 1999 das Ver-
bindungsminutenvolumen in ihrem Netz steigern. Seit
Ende 1998 ist insbesondere ein deutlicher Anstieg bei
Verbindungen zu Online-Diensten zu verzeichnen. Zwi-
schen 1997 und 1999 steigt das je Telefonkanal gene-
rierte Verkehrsvolumen um 18 % von 330 auf 390 Mi-
nuten je Monat. Gleichzeitig geht der Umsatz je Tele-
fonkanal um 15 % von 84 DM auf 71 DM zurück. Das
bedeutet die Verbraucher haben durchschnittlich für
mehr in Anspruch genommene Leistungen weniger be-
zahlt.

Im ersten Quartal 1999 hatten die Wettbewerber der
Deutschen Telekom insgesamt einen Anteil an den Ver-
bindungsminuten von 13 %. Nach Marktsegmenten
differenziert betrug er 2 % bei Orts-/Citygesprächen,
35 % bei inländischen Ferngesprächen und 38 % bei
Auslandsgesprächen. Als Folge des einsetzenden Wett-
bewerbs sind die Preise für Ferngespräche drastisch ge-
sunken. Die günstigsten Angebote für die Verbraucher
waren zu bestimmten Verkehrszeiten sowohl für inlän-
dische als auch ausländische Ferngespräche um etwa
85 % günstiger als jene vor der Liberalisierung.

Die Anpassung der Preise ist allen Verbrauchern zugute
gekommen. Da dem Preismechanismus in einer Markt-
wirtschaft eine wichtige Funktion zukommt, sind richti-
ge Preissignale für alle Branchen der Volkswirtschaft
von hoher Bedeutung. Nicht zuletzt aus diesem Grund
wirkt sich der in Teilsegmenten der Telekommunikation
erreichte regulierungsbedingte Wettbewerb wohlstands-
fördernd aus, auch wenn es noch ein weiter Weg hin zu
einem Wettbewerb ist, der sich selbst trägt und nicht
mehr auf die Unterstützung des Regulierers angewiesen
ist.

Dies wird insbesondere im Anschlussbereich deutlich,
der bislang weiterhin als größter Engpass zu charakteri-
sieren ist. Hiervon hängt nicht nur der Wettbewerb in
der Ortsnetztelefonie ab. Von der Konkurrenzsituation
um Teilnehmeranschlüsse sind auch die anderen Seg-
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mente der Sprachtelefonie sowie Zugangsleistungen zu
anderen Diensten (z. B. Internet) betroffen. Die lang-
fristigen Chancen für sich selbst tragenden funktionsfä-
higen Wettbewerb dürften sich daher im Anschlussbe-
reich entscheiden.

Der Mobiltelefondienst hat frühere Prognosen über
Teilnehmerzahlen weit übertroffen. Allein im Jahr 1998
konnte die Gesamtteilnehmerzahl im Mobiltelefondienst
von 8,3 Millionen auf 13,9 Millionen gesteigert werden,
was einem Teilnehmerzuwachs von 68 % entspricht.
Das Zusammenspiel von technischen Innovationen und
speziell auf das Privatkundensegment abzielenden Ta-
rifmaßnahmen dürfte die Teilnehmerzahlen im Mobil-
telefondienst auch über das Jahr 1999 weiter kräftig an-
steigen lassen. Ende 2000 kann insofern mit einer Ge-
samtteilnehmerzahl von etwa 30 Millionen gerechnet
werden. Mit einer Steigerung der Penetrationsrate von
17 % Ende 1998 auf über 37 % Ende 2000 wird sich
Deutschland allmählich in das westeuropäische Mittel-
feld bezüglich der Mobilfunkdurchdringungsrate ein-
gliedern. Hinsichtlich der absoluten Teilnehmerzahlen
steht Deutschland in Europa bereits heute an zweiter
Stelle hinter Italien.

Universaldienst im Bereich Telekommunikation

Universaldienstleistungen sind definiert als ein Min-
destangebot an Telekommunikationsdienstleistungen für
die Öffentlichkeit, für die eine bestimmte Qualität fest-
gelegt ist und zu denen alle Nutzer unabhängig von ih-
rem Wohn- oder Geschäftsort zu einem erschwinglichen
Preis Zugang haben müssen (§ 17 Abs. 1 TKG). Als
Universaldienstleistungen gelten der Sprachtelefon-
dienst mit – soweit technisch möglich – bestimmten
ISDN-Leistungsmerkmalen sowie die nicht lizenz-
pflichtigen Telekommunikationsdienstleistungen, die
mit dem Sprachtelefondienst in unmittelbarem Zusam-
menhang stehen. Zu Letzteren gehören das Erteilen von
Auskünften über Rufnummern von Teilnehmern, die in
der Regel jährliche Herausgabe von Teilnehmerver-
zeichnissen, die flächendeckende Bereitstellung öffent-
licher Telefonstellen sowie die Bereitstellung von Über-
tragungswegen.

Die erreichte Vollversorgung mit Telefonanschlüssen
sowie vor allem das starke Wachstum im Markt für Mo-
bilfunktelefonie haben zu einem veränderten Telekom-
munikationsverhalten der Nutzer und zu einer verrin-
gerten Nachfrage nach Nutzung öffentlicher Telefon-
stellen geführt. Am 31. Dezember 1998 hatte die
Deutsche Telekom nach eigenen Angaben etwa 148000
öffentliche Telefonstellen in Betrieb. Im Rahmen der
mit einigen Kommunen bereits abgestimmten Standort-
konzepte wurden von der Deutschen Telekom Verände-
rungen vorhandener und die Aufhebung sehr gering
genutzter Standorte vorgenommen. Dieser Abbau öf-
fentlicher Telefonstellen betraf insbesondere Mehrfach-
standorte und erfolgte nur in solchen Fällen, wo den
Nutzern in weniger als 3 km Wegstrecke alternativ eine
andere öffentliche Telefonstelle zur Verfügung steht. An
die Regulierungsbehörde wurde in diesem Zusammen-
hang nur eine geringe Zahl von Beschwerden gerichtet.
Die Behörde hat in diesen Fällen in Gesprächen mit der

Deutschen Telekom regulierend eingegriffen, so dass
eine signifikante Reduzierung der Dichte des öffentli-
chen Sprechstellennetzes nicht erfolgt ist. Die Deutsche
Telekom hat gegenüber der Regulierungsbehörde er-
klärt, dass es Zielsetzung des Unternehmens sei, den
gesetzlichen Auftrag zur Bereitstellung öffentlicher Te-
lefonstellen auch in Zukunft zu erfüllen.

Eine Änderung der Festlegung, welche Telekommuni-
kationsdienstleistungen im Sinne von § 17 TKG als
Universaldienstleistungen gelten, wird gegenwärtig
nicht empfohlen. Dies gilt insbesondere auch für den
Zugang zum Internet, da hier die Leistungsfähigkeit des
Marktes besonders für die nähere Zukunft als ausrei-
chend angesehen wird und aufgrund weiterer Kostenre-
duzierung diese Dienstleistung für die Nutzer noch er-
schwinglicher wird.

Lage und Entwicklung auf dem Gebiet der Post

Mit Inkrafttreten des PostG zum 1. Januar 1998 hat sich
die ordnungspolitische Situation auf den Postmärkten
weitgehend gewandelt: Die Briefbeförderung wurde in
bestimmten Bereichen für den Wettbewerb geöffnet; mit
der gesetzlichen Befristung bis Ende 2002 ist auch ein
Ende der derzeit noch bestehenden Exklusivlizenz der
Deutschen Post AG absehbar.

Der gesamte deutsche Postmarkt umfasste 1998 einen
Umsatz von ca. 42 Mrd. DM, wovon rund zwei Drittel
auf die Deutsche Post AG entfallen. Das restliche Drittel
teilen sich eine Vielzahl von Anbietern, darunter vor-
nehmlich Kurier-, Express- und Paketdienste.

In dem schon seit langer Zeit und größtenteils liberali-
sierten Markt für Kurier-, Express- und Paketdienste
kann man sich selbst tragenden Wettbewerb unterstel-
len, bei dem derzeit lediglich in Einzelfällen eine ex
post-Regulierung erforderlich ist.

Anders stellt sich die Situation im Briefmarkt dar. Dort
werden die Marktanteile im wesentlichen durch die Ex-
klusivlizenz der Deutschen Post AG bestimmt. Wettbe-
werb ist nur in Randbereichen zugelassen. So konnten –
wie schon an anderer Stelle erwähnt – die neuen Li-
zenznehmer bei einem Gesamtumsatz des Briefmarktes
von insgesamt 19 Mrd. DM im Jahr 1998 lediglich ei-
nen Umsatz von 54 Mio. DM erreichen. Bei den höher-
wertigen Dienstleistungen (sogenannte D-Lizenzen) be-
trug der Umsatz nur 8 Mio. DM. Ein chancengleicher
und funktionsfähiger Wettbewerb ist somit insgesamt
erst nach Ablauf der Exklusivlizenz erreichbar.

Insgesamt betrachtet expandiert der deutsche Postmarkt.
So konnten sowohl die Deutsche Post AG als auch die
meisten anderen Unternehmen im Jahr 1998 und im be-
ginnenden Jahr 1999 Absatz und Umsatz steigern.
Ebenso konnten im lizenzierten Bereich des Briefmark-
tes Unternehmen, die sich in der Mehrheit noch in der
Gründungs- bzw. Aufbauphase befinden, Zuwächse er-
zielen, wenngleich auch auf einem vergleichsweise
niedrigen Niveau.

Während im Briefgeschäft, insbesondere bei inhaltsglei-
chen Briefsendungen (z. B. „Infopost“), überdurch-
schnittliche Wachstumsraten zu verzeichnen sind, sind
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die Erwartungen im Paketmarkt niedriger gesteckt. So
hat der intensive Wettbewerb des bereits liberalisierten
Paketmarktes zu erheblichen Preissenkungen für Pakete
von gewerblichen Kunden geführt und den Druck auf
die Margen der Wettbewerber weiter erhöht. Zwar ist
das Sendungsaufkommen deutlich gestiegen, allerdings
liegen die Wachstumsfelder nicht mehr in der gewohn-
ten reinen Beförderungsleistung, sondern in der Schaf-
fung von Zusatznutzen für die Kunden im Rahmen so-
genannter Mehrwertleistungen. Das anhaltende Wirt-
schaftswachstum und der Trend zu kleineren Losgrößen
in der Industrie lassen jedoch auch für den Paketmarkt
eine weiterhin günstige Prognose für die Marktteilneh-
mer zu. Die Entwicklung im Paketmarkt wird zudem
stark durch die vermehrte Nachfrage nach Express-
dienstleistungen mit zeitgenauen Zustellungsformen be-
einflusst, so dass auch die Aussichten für den Kurier-
und Expressbereich als insgesamt positiv zu bewerten
sind.

Eine Entwicklung des Postbereichs losgelöst von der
Gesamtwirtschaft ist aufgrund seines Charakters als
nachgelagerter Markt nicht denkbar. Somit beeinflussen
auch die branchenübergreifend festzustellenden Ent-
wicklungen wie Internationalisierung, mehr Größe am
Markt und Bildung durchgängiger Netzwerke insbeson-
dere die Kurier-, Express- und Paketmärkte in einem
hohen Maß. Auch ist ein Zusammenwachsen mit vor-
mals weitgehend getrennten Märkten des Transportge-
werbes erkennbar. Somit halten insgesamt Fusionen,
Beteiligungen und strategische Allianzen derzeit das
Marktgeschehen in Bewegung. Von Seiten der Nachfra-
ge erschließen sich für die Anbieter von Postdienstleis-
tungen neue Absatzfelder durch den Trend der gewerb-
lichen Abnehmer zu Auslagerung ihrer Unternehmens-
aktivitäten (Outsourcing von Post- und Logistikdienst-
leistungen), steigenden Bedürfnissen nach höherwerti-
gen Angeboten mit kürzeren, garantierten Laufzeiten
sowie dem Wunsch nach integrierten Leistungen aus
benachbarten Märkten des Transport- und Logistikge-
werbes im Rahmen eines Komplettangebotes „aus einer
Hand“. So werden beispielsweise dem neuen Wachs-
tumsfeld e-Commerce (Bestellung und Lieferung) güns-
tige Prognosen vorausgesagt.

Universaldienst im Bereich Post

Universaldienstleistungen sind ein Mindestangebot an
Postdienstleistungen, die allgemein als unabdingbar an-
gesehen und flächendeckend in einer bestimmten Qua-
lität und zu einem erschwinglichen Preis erbracht wer-
den. Das PostG enthält in § 11 Abs. 2 die Ermächtigung
der Bundesregierung, durch Rechtsverordnung, die der
Zustimmung des Bundestages und des Bundesrates be-
darf, Inhalt und Umfang des Universaldienstes festzule-

gen. Die Post-Universaldiensleistungsverordnung wurde
am 24. September 1999 bzw. am 4. November 1999
vom Bundesrat und Bundestag beschlossen, so dass die
Regulierungsbehörde aufgrund des kurzen Zeitraumes
jetzt noch keine Aussage entsprechend § 47 PostG tref-
fen kann, nämlich ob sich eine Änderung der Festle-
gung, welche Postdienstleistungen als Universaldienst-
leistungen gelten, empfiehlt.

Die Regulierungsbehörde wird, nachdem die PUDLV
nunmehr in Kraft ist, das Marktgeschehen mit seinem
Leistungsangebot intensiv beobachten und in seinem
nächsten Bericht ausführlich entsprechend § 47 PostG
Stellung nehmen.

Befristete gesetzliche Exklusivlizenz

§ 51 Abs. 1 Satz 1 PostG sieht vor, dass der Deutschen
Post AG bis zum 31. Dezember 2002 das ausschließli-
che Recht zusteht, Briefsendungen und adressierte Ka-
taloge zu befördern, deren Gewicht weniger als 200g
und deren Preis weniger als 5,50 DM beträgt. Aller-
dings nennt § 51 Abs. 1 Satz 2 PostG eine Reihe von
Fällen, die von diesem Ausschließlichkeitsrecht der
Deutschen Post AG nicht erfasst werden. Hierzu gehö-
ren insbesondere die Beförderung inhaltsgleicher
Briefsendungen mit einem Gewicht von mehr als 50g,
von denen der Absender eine Mindestzahl von 50 Stück
einliefert (§ 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 PostG) und Dienst-
leistungen, die von Universaldienstleistungen trennbar
sind, besondere Leistungsmerkmale aufweisen und qua-
litativ höherwertig sind (§ 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
PostG), wenn also beispielsweise die Briefsendungen
beim Absender abgeholt und dem Empfänger noch am
selben Tage zugestellt werden

Die Deutsche Post AG hat nach ihren eigenen Angaben
im Geschäftsbericht 1998 die Sanierung des Unterneh-
mens endgültig abgeschlossen und nach Einschätzung
namhafter Beobachter des Marktgeschehens den Um-
strukturierungsprozess von einem Staatsunternehmen in
eine Gesellschaft privaten Rechts erfolgreich bewältigt.
Die strategische Ausrichtung des Unternehmens geht
jetzt hin zum international führenden Briefkommunika-
tions- und Logistikkonzern.

Bei einem Marktanteil von derzeit über 99 Prozent bei
lizenzpflichtigen Postdienstleistungen (Beförderung von
Briefsendungen bis 1000g) und abgeschlossenem
Strukturwandel sind derzeit keine Gründe erkennbar,
die eine Beendigung der ausschließlichen Rechte ab
1. Januar 2003 in Frage stellen. Die Regulierungsbehör-
de hält aus heutiger Sicht die Aufrechterhaltung einer
Exklusivlizenz über den 31. Dezember 2002 hinaus für
nicht erforderlich.
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Verzeichnis der Abkürzungen und Kurzschreibweisen

Abs. Absatz
ACTE/TRAC Zulassungsausschuss für Tele-

kommunikationsendeinrichtungen
(Approvals Committee for Termi-
nal Equipment)

AFuG Amateurfunkgesetz
AfoD Angebot für Online-Dienste-Anbie-

ter
AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen
APL Abschlusspunkt der Linientechnik
APRII Abrechnungsgrundsätze und Zu-

sammenschaltungsangelegenheiten
(Accounting Principles and Regu-
latory Interconnection Issues)

BAPT Bundesamt für Post und Telekom-
munikation

BDSG Bundesdatenschutzgesetz
BfD Bundesbeauftragten für den Daten-

schutz
BImSchG Bundesimmissionsschutzgesetz
BK-Netz Breitbandkommunikationsnetz
BMPT Bundesministerium für Post und

Telekommunikation
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft

und Technologie
BSI Bundesamt für Sicherheit und In-

formationstechnik
BZT Bundesamt für Zulassungen in der

Telekommunikation

CAPM Capital Asset Pricing Model
CEN Comité Européen de Normalisation
CENELEC Europäischer Ausschuss für Elek-

trotechnische Normung (Comité
Européenne de Normalisation
Electrotechnique)

CEPT Konferenz der Europäischen Euro-
päische Konferenz der Post- und
Fernmeldeverwaltungen (Confè-
rence Europèenne des Administra-
tions des Postes et des Tèlècommu-
nications, Conference of European
Posts and Telecommunications
Administrations)

CERP Europäischer Ausschuss für Regu-
lierung Post

CFV Carrier-Festverbindungen

CISPR Comité International Spécial des
Perturbation Radioélectriques, In-
ternational Special Committee on
Radio Interfaces

CPG Conference Preparatory Group
CTR Common Technical Regulation

DAB Digitaler Hörrundfunk (Digital
Audio Broadcasting)

DAR Deutscher Akkreditierungsrat
DCS Digital Cellular System
DEC Entscheidung (Decision)
DECT Digital Enhanced Cordless Te-

lephone
DELKOS Dezentrale Leistungs- und Kosten-

rechnung
Deutsche Telekom Deutsche Telekom AG
DIN Deutsches Institut für Normung
DKE Deutsche Elektrotechnische Kom-

mission im DIN
DSI Detaillierte Spektrumsuntersu-

chungen (Detailed Sprectrum In-
vestigation)

DVB Digitaler Fernsehrundfunk (Digital
Video Broadcasting)

DVB-T Terrestrischer Digitaler Fernseh-
rundfunk

EBU European Broadcasting Union
ECTRA European Committee on Telecom-

munications Regulatory Affairs
EG-BMB EG-Baumusterprüfbescheinigungen
EMV Elektromagnetische Verträglichkeit
EMVG Gesetz über elektromagnetische

Verträglichkeit
EMVU Elektromagnetische Umweltver-

träglichkeit
ERC European Radiocommunications

Committee
ERMES European Radio Message System
ETO European Telecommunications

Office
ETR European Technical Report
ETSI Europäisches Institut für Tele-

kommunikationsnormen
EG Europäische Gemeinschaften
EMV Elektromagnetische Verträglichkeit
ERO Europäisches Funkbüro (European

Radiocommunications Office)
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EU Europäischen Union
EU-KOM Europäische Kommission
EWG Europäisches Wirtschaftsgebiet
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
EVN Einzelverbindungsnachweis

FM Frequenzmanagement (Frequency
Management)

FWA Fester Drahtloser Zugang (Fixed
Wireless Access)

FÜV Fernmeldeüberwachungsverord-
nung

GAIL Allgemeine Zulassungen (Geneh-
migungen) und individuelle Lizen-
zen (General Authorisation and In-
dividual Licensing)

GfK Gesellschaft für Konsumforschung
GG Grundgesetz
GMDSS Weltweites Seenot- und Sicher-

heitsfunksystem für die Schiffahrt
GOC Allgemeine Betriebszeugnisse für

Funker
GSM Global System for Mobile Commu-

nications
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen
GPS Global Postioning System
GPRS General Packet Radio Service

HSCSD High Speed Circuit Switched Data
HIPERLAN Breitbanddatenübertragung (High

Performance Local Area Network)

ICA Interconnection-Anschlüsse
ICAO Internationale Organisation für die

zivile Luftfahrt
ICC Internationale Carrier Connect

Verbindungen
IEC Internationale Elektrotechnische

Kommission (International
Electrotechnical Commission)

IMO Internationale Maritim Organisati-
on (International Maritime Orga-
nization)

IRG Gruppe der unabhängigen Regulie-
rungsbehörden (Independent Re-
gulators’ Group)

ISO Internationale Organisation für
Normung

ISPC International Signalling Point Co-
des

ISP Internet Service Provider

ITU International Telecommuications
Union

KEP-Markt Markt für Kurier-, Express und
Paketdienste

LfD Landesbeauftragter für Daten-
schutz

MRA Mutual Recognition Agreements
MVDS Rundfunkverteilsysteme (Multi Vi-

deo Distribution Systems)
MWS Multimedia Wireless Systems
MoU Memorandum of Understanding
MRC Milestone Review Committee

NBEMC Group of Notified Bodies under the
EMC Direchtive

NZV Netzzugangsverordnung

OECD Organisation for Economic Co-
operation and Development

ONP Offener Netzzugang (Open Net-
work Provision)

OVG Oberverwaltungsgericht

PDH Plesiochrone Digitale Hierarchie
PDSV Postdienstunternehmen-

Datenschutzverordnung
PEntgV Post-

Entgeltregulierungsverordnung
PT Projektteam
PTN Projektteam Nummerierung
PG Postgesetz
PCN Personal Communication Network
PersZulV PersonenZulassungsVerordnung
PTRegG Gesetz über die Regulierung der

Telekommunikation und des Post-
wesens

PTSG Post- und Telekommunikations-
sicherstellungsgesetz

PUDLV Post-Universaldienstleistungsverord-
nung

PEntgV Post-
Entgeltregulierungsverordnung

PostG Postgesetz

RAG Radiocommunication Advisory
Group

REIMSII REIMSII-Abkommen
Regulierungs- Regulierungsbehörde für Tele-
behörde kommunikation und Post
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RL Richtlinie
RR Funkregulierung (Radio Regulato-

ry)

SDH Synchrone Digitale Hierarchie
SLIM Simpler Legislation for the Internal

Market
SNG Satellite News Gathering
SRD Kleinleistungsfunkanwendungen

(Short Range Devices)
SK IT&T Sektor Komitee Informationstech-

nologie und Telekommunikation
SFV Standard-Festverbindungen
S-PCS Satellite Personal Commincations

Services

TC Technische Komitees
TCAM Telecommunication Conformity

Assessment and Market Surveil-
lance Committee

T-DAB Terrestrischer Digitaler Tonrund-
funk

TEntgV Telekommunikations-
Entgeltregulierungsverordnung

TFTS Flugtelefondienstlizenz
TK Telekommunikation
TKG Telekommunikationsgesetz
TKV Telekommunikations-

Kundenschutzverordnung
TRAC Ausschuss zur Anwendung techni-

scher Empfehlungen (Technical
Recommendation Application
Committee)

TRIS Technische Regulierung und Er-
fordernisse der Standardisierung
der Zusammenschaltung (Techni-
cal Regulations and Standards Re-
quirements for Interconnection)

TSAG Telecommunication Standardisati-
on Advisory Group

TKZulV Telekommunikations-Zulassungs-
Verordnung

TUDLV Telekommunikations-Universal-
Dienstleistungs-Verordnung

UPT Universal Personal Telecommuni-
cation

UMTS Universal Mobile Telecommunica-
tions System

USt Umsatzsteuer

Vfg Verfügung
VG Verwaltungsgericht
VNB Verbindungsnetzbetreiber
VSAT Very Small Aperture Terminal
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

WACC Weigthed Average Cost of Capital
WG RR Arbeitsgruppe (Working Group)
WIK Wissenschaftliches Institut für

Kommunikationsdienste GmbH
WLL Wireless Local Loop
WTO Welthandelsorganisation (World

Trade Organization)
WTSA World Telecommunication Stan-

dardisation Assembly
WPV Weltpostverein

ZVEI Zentralverband Elektrotechnik-
und Elektronikindustrie E. V.

ZPO Zivilprozessordnung
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A n h a n g  1

Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des Beirates
bei der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post

Stand: 26.08.1999

Vorsitzender: Dr. Peter Fischer
Minister für Wirtschaft, Technologie
und Verkehr des Landes Niedersachsen

Stellvertretender Vorsitzender: Elmar Müller
Mitglied des Deutschen Bundestages

Deutscher Bundestag

Mitglied Stellvertreter

Barthel, Klaus
Gewerkschaftssekretär

Rübenkönig, Gerhard
Betriebsleiter

Bierwirth, Petra
Diplomingenieurin

Vogt, Ute
Rechtsanwältin

Bury, Hans Martin
Vorstandassistent

Barnett, Doris
Juristin

Hovermann, Eike
Lehrer

Deichmann, Christel
Diplomingenieurin (FH)

Adam, Ulrich
Geschäftsführer

Dr. Meister, Michael
Diplommathematiker

Dr. Mayer, Martin
Diplomagraringenieur

Blank, Renate
Einzelhändlerin

Müller, Elmar
Landesgeschäftsführer

Prof. Schulhoff, Wolfgang
Diplomvolkswirt

Hermenau, Antje
Diplompädagogin

z. Zt. unbesetzt

Brüderle, Rainer
Staatsminister a. D.

Otto, Hans-Joachim
Rechtsanwalt
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Bundesrat

Mitglied Stellvertreter

Huber, Erwin
Staatsminister und Leiter der
Bayerischen Staatskanzlei
Postfach 22 00 11
80535 München

Spitzner, Hans
Staatssekretär im Bayerischen
Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Technologie
80525 München

Dr. Linde, Jürgen
Minister und Chef
der Staatskanzlei
des Landes Brandenburg
Postfach 60 10 51
14410 Potsdam

Branoner, Wolfgang
Senator für Wirtschaft und Betriebe
des Landes Berlin
Martin-Luther-Str. 105
10820 Berlin

z. Z. unbesetzt
Senator für Häfen, überregionalen
Verkehr und Außenhandel
der Freien Hansestadt Bremen
Kirchenstr. 4–5a
28195 Bremen

Dr. Mirow, Thomas
Präses der Wirtschaftsbehörde
und Senator
der Freien und Hansestadt Hamburg
Postfach 11 21 09
20421 Hamburg

Posch, Dieter
Staatsminister für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung
des Landes Hessen
Postfach 31 29
65021 Wiesbaden

Bülck, Horst Günter
Minister für Wirtschaft,
Technologie und Verkehr
des Landes Schleswig-Holstein
Postfach 100
24100 Kiel

Prof. Dr. Eggert, Rolf
Minister für Wirtschaft des
Landes Mecklenburg-Vorpommern
Postfach
19048 Schwerin

Gabriel, Mathias
Minister für Wirtschaft, Technologie
und Europaangelegenheiten
des Landes Sachsen-Anhalt
Postfach 34 80
39043 Magdeburg

Dr. Fischer, Peter
Minister für Wirtschaft,
Technologie und Verkehr
des Landes Niedersachsen
Postfach 1 01
30001 Hannover

Glogowski, Gerhard
Ministerpräsident
des Landes Niedersachsen
Planckstr. 2
30169 Hannover

Clement, Wolfgang
Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen
Horionplatz 1
40213 Düsseldorf

Krajewski, Christiane
Ministerin für Wirtschaft
und Finanzen
des Saarlandes
Postfach 10 09 41
66009 Saarbrücken

Bauckhage, Hans-Artur
Staatsminister im Ministerium
für Wirtschaft, Landwirtschaft
und Weinbau
des Landes Rheinland-Pfalz
Postfach 32 60
55022 Mainz

Müller, Ulrich
Minister für Umwelt und Verkehr
des Landes Baden-Württemberg
Postfach 10 34 39
70029 Stuttgart

Dr. Schommer, Kajo
Staatsminister für Wirtschaft
und Arbeit
des Freistaates Sachsen
Postfach 12 09 37
01008 Dresden

Schuster, Franz
Minister für Wirtschaft
und Infrastruktur
des Freistaates Thüringen
Postfach 2 42
99005 Erfurt
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Ehemalige Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des Beirates
bei der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post

Deutscher Bundestag

Name ausgeschieden als
ordentliches Mitglied

ausgeschieden als
stellvertretendes Mitglied

Bulmahn, Edelgard Januar 1999 –

Doss, Hansjürgen – Januar 1999

Dr. Kiper, Manuel Oktober 1998 –

Kurzhals, Christine        Mai 1998 –

Mosdorf, Siegmar    Januar 1999 –

Dr. Pohler, Hermann – Oktober 1998

Dr. Protzner, Bernd    Januar 1999 –

Dr. Röhl, Klaus – Oktober 1998

Dr. Stadler, Max    Januar 1999 –

Bundesrat

Name ausgeschieden als
ordentliches Mitglied

ausgeschieden als
stellvertretendes Mitglied

Beckmeyer, Uwe Juni 1999 –

Brüderle, Rainer November 1998 –

Prof. Dr. Faltlhauser, Kurt – November 1998

Klemm, Lothar April 1999 –

Krajewski, Christiane – September 1999

Dr. Linde, Jürgen Oktober 1999 –

Pieroth, Elmar – November 1998

Prof. Dr. Rittershaus, Erhard – November 1997

Schaufler, Hermann – Oktober 1998

Dr. Schucht, Klaus – März 1999

Seidel, Jürgen November 1998 –

Steinbrück, Peer – Oktober 1998

Dr. Wiesheu, Otto November 1998 –
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A n h a n g  2

Mitglieder des Wissenschaftlichen Arbeitskreises für Regulierungsfragen
bei der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post

Prof. Dr. Dres. h. c. Eberhard Witte
Universität München
Institut für Organisation
Vorsitzender bis zum 30. Juni 1998

Prof. Dr. Dr. h. c. Arnold Picot
Universität München
Institut für Organisation
Seminar für Betriebswirtschaftliche Informations- und
Kommunikationsforschung
stellv. Vorsitzender bis 30. Juni 1998
Vorsitzender seit 1. Juli 1998

Prof. Dr. Juergen B. Donges
Wirtschaftspolitisches Seminar der Universität zu Köln
stellv. Vorsitzender seit 1. Juli 1998

Prof. Dr. Charles B. Blankart
Humboldt-Universität zu Berlin
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät
Institut für Öffentliche Wirtschaft und
Wirtschaftspolitik

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Walther Busse von Colbe
Universität Bochum
Seminar für Theoretische Betriebswirtschaftslehre

Prof. Dr. Jürgen Doeblin
Fachhochschule Nürnberg
ausgeschieden am 31. Dezember 1998

Prof. Dr. Torsten J. Gerpott
Gerhard Mercator Universität, GHS Duisburg
Fachbereich für Wirtschaftswissenschaft
Schwerpunkt Telekommunikationswirtschaft

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Herbert Giersch
Institut für Weltwirtschaft, Kiel
ausgeschieden am 31. Dezember 1998
Prof. Dr. Ludwig Gramlich
Technische Universität Chemnitz
Professur für Öffentliches Recht und Öffentliches
Wirtschaftsrecht
Prof. Dr. Herbert Kubicek
Universität Bremen, Fachbereich 3: Angewandte
Informatik
berufen im Februar 1999 bei der Regulierungsbehörde
Prof. Dr. Dr. h. c. Ernst-Joachim Mestmäcker
Max-Planck-Institut für ausländisches und internatio-
nales Privatrecht, Hamburg
ausgeschieden am 31. Dezember 1998
Dr. Werner Neu
Wissenschaftliches Institut für Kommunikationsdienste
GmbH, Bad Honnef
Prof. Dr.-Ing. Peter Vary
Institut für Nachrichtengeräte und Datenverarbeitung,
RWTH Aachen
Prof. Dr. Axel Zerdick
Freie Universität Berlin
Institut für Publizistik- und Kommunikationswissen-
schaft
berufen im März 1999
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A n h a n g  3

„Leitlinien für die Regulierungspolitik“ des Wissenschaftlichen
Arbeitskreises für Regulierungsfragen bei der Regulierungsbehörde

Der Wissenschaftliche Arbeitskreis für Regulierungs-
fragen bei der Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post wurde im Februar 1998 geschaffen, um
die Regulierungsbehörde in Grundsatzfragen der Regu-
lierung sowie zu Sonderthemen zu beraten (§ 70 TKG).
Bei der Erfüllung seiner Aufgaben geht der Arbeitskreis
von folgenden Leitlinien und Grunderkenntnissen aus,
die der Gesetzeslage und dem internationalen Diskussi-
onsstand in Theorie und Praxis der Regulierungspolitik
entsprechen:

(1) Regulierungspolitik als sektorspezifische Ord-
nungspolitik dient unmittelbar oder mittelbar dem
Verbraucher. Ihre wichtigste Aufgabe ist, die bis-
her durch staatliche Monopole geprägten Sektoren
für Wettbewerb zu öffnen und im Interesse der Be-
nutzer der Einrichtungen und Dienste von Tele-
kommunikation und Post für die Etablierung eines
nachhaltig funktionsfähigen Wettbewerbs zu sor-
gen. Diese Aufgabe erschöpft sich nicht in der
Aufhebung eines (staatlichen) Monopols durch das
Parlament, sondern sie beinhaltet auch die Gestal-
tung gesetzlicher Rahmenbedingungen in der Te-
lekommunikation und im Postwesen. Auf ihrer
Grundlage obliegt es der Regulierungsbehörde, die
Entstehung chancengleichen Wettbewerbs zu för-
dern und dessen dauerhafte Funktionsfähigkeit si-
cherzustellen.

(2) In der Regulierungsarbeit sind den gesetzlichen
Regelungen entsprechend bestimmte Nebenbedin-
gungen (z. B. Universaldienstangebot) zu beachten,
die im Wesentlichen den Interessen der Verbrau-
cher und anderer Nutzer dienen sollen. Mit dem
Universaldienstziel verbundene Regulierungsvor-
gaben sollen wettbewerbsneutral und nicht als
Marktzutrittsschranke für potenzielle Konkurren-
ten wirken.

(3) Darüber hinaus nimmt die Regulierungsbehörde
verschiedene sektorspezifische Hoheitsaufgaben
wahr (z. B. im Bereich der Vergabe von Nummern
und Frequenzen), die beim gegenwärtigen Stand
der Technik nicht privatisierbar sind. Im Hinblick
auf die anzuwendenden Vergabeverfahren ist die
Regulierungsbehörde dem Grundsatz der Wettbe-
werbsneutralität verpflichtet. Vergabeverfahren
sollen transparent und nicht diskriminierend sein.

(4) Bei ihrer Arbeit hat sich die Regulierungsbehörde
im Rahmen der Entgeltregulierung und der Ge-
währleistung von offenem Netzzugang und von
Zusammenschaltungen mit dem konkreten Ange-
botsverhalten des ehemaligen Monopolanbieters –
bzw. eines jeden sich als marktbeherrschend er-
weisenden Unternehmens – auseinander zu setzen.
Insbesondere hat sie sich auch mit der Kostensitu-

ation ehemaliger Monopolanbieter zu befassen, um
zu prüfen, ob die festgestellten aktuellen Kosten
dem Maßstab der „Kosten der effizienten Leis-
tungserbringung“ entsprechen. Festgestellte aktu-
elle Kosten sind in vielen Fällen nicht mit den
Kosten der effizienten Leistungserbringung gleich-
zusetzen. Wegen der Schwierigkeiten bei der Ab-
grenzung und Zuordnung von Kosten oder bei der
Bestimmung eines kosteneffizienten Leistungspro-
zesses ist nach aller Erfahrung nicht selten zur
Orientierung auf unternehmensexterne Informati-
onen wie z. B. solche aus Vergleichsmärkten zu-
rückzugreifen (§ 3 Telekommunikations-Entgelt-
regulierungsverordnung – TEntgV).

(5) Entscheidungen der Regulierungsbehörde, die sich
auf Kosten oder Preise eines marktbeherrschenden
Anbieters zum Zwecke der Gewährleistung von
Wettbewerb beziehen, sind ordnungspolitisch ge-
boten und verfassungsrechtlich legitim. Sie sind
nicht als Eingriff in die internen Strukturen dieses
Unternehmens misszuverstehen; vielmehr sind sie
Voraussetzungen zur Förderung von Effizienz im
Wettbewerb.

(6) Regulierungspolitik ist keine Industriepolitik für
oder gegen bestimmte Anbieter oder Anbieter-
gruppen; sie ist in dieser Hinsicht neutral angelegt
und einzig am chancengleichen Marktzugang von
Anbietern und an den langfristigen Interessen der
Nachfrager ausgerichtet.

(7) Bei ihrer Tätigkeit kommt der Regulierungsbehör-
de Unabhängigkeit zu, vor allem gegenüber regu-
lierten marktbeherrschenden Unternehmen, aber
auch gegenüber der Einflussnahme anderer Unter-
nehmen und Institutionen, die sich jenseits der Re-
gulierungsziele primär an Partikularinteressen ori-
entieren. Diese unabhängige Stellung ergibt sich
aus Vorgaben des internationalen WTO- und des
europäischen Rechts, sie entspricht auch der Kon-
zeption des Art. 87f GG (Grundgesetz). Unabhän-
gigkeit bedeutet u. a., dass der Staat auf die strikte
Trennung zwischen Eigentümerfunktion beim re-
gulierten Unternehmen und Regulierungsfunktion
im Hinblick auf den für den Wettbewerb zu öff-
nenden Sektor achtet. Es ist zu vermeiden, dass
Interessenkonflikte zwischen diesen beiden Funk-
tionen in der Weise durchschlagen, dass die Regu-
lierungsbehörde zugunsten spezifischer Eigentü-
merinteressen etwa des Staates oder einer anderen
Gruppe in Anspruch genommen wird. Das Tren-
nungs- und Unabhängigkeitsgebot soll die nach
allen Erfahrungen stets vorhandene Gefahr einer
Einvernahme („capture“) von Regulierungsbehörde
und Regulierungspolitik durch mächtige staatliche
oder private Akteure minimieren. Zu verwirkli-
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chen ist dieses Prinzip insbesondere durch die
„Verfassung“ der Regulierungsbehörde, durch die
Qualität der Personalpolitik bei der Besetzung von
Führungs- und Fachpositionen in der Regulie-
rungsbehörde, durch qualifizierte Beratung sowie
durch abschirmende Führung seitens des zuständi-
gen Ressortministeriums gegenüber politischem
Druck von dritter Seite.

(8) Weitere zentrale Prinzipien der Regulierungspoli-
tik sind Transparenz und Angemessenheit (Subsi-
diarität). Angemessenheit bedeutet, dass die Ein-
griffe auf das im Sinne der Regulierungsziele un-
abweisbar Notwendige beschränkt bleiben (Prinzip
der minimalistischen Regulierung). Einzelnen Re-
gulierungsmaßnahmen sollte eine Wirkungsanaly-
se vorausgehen, die systematisch die verschiedenen
Alternativen abwägt und bewertet.

(9) Die Regulierungsbehörde sollte der interessierten
Öffentlichkeit regelmäßig über die Fortschritte bei
der Schaffung eines funktionierenden Wettbewerbs
berichten. Je erfolgreicher die Politik der Regulie-
rungsbehörde ist, desto entbehrlicher wird ihre re-
gulatorische Aufgabe im engeren Sinne. Nach aller
Erfahrung ist für den Übergang vom monopolge-
prägten zum wettbewerblichen Markt in Tele-
kommunikation und Post jedoch ein längerer Zeit-
raum zu veranschlagen.

(10) Die Erfahrungen aus der Regulierungspolitik sind
ständig auszuwerten. Regierung und gesetzgeben-
de Organe sind laufend darüber zu informieren,
damit notwendige Änderungen des sektorspezifi-
schen Regulierungsrahmens ggf. schnell eingelei-
tet werden können.
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A n h a n g  4

Der Nummernraum für das öffentliche Telefonnetz/ISDN in Deutschland
– Zusammenfassende tabellarische Darstellung –

Stand: 30.08.1999

Nummer bzw. Nummernraum Verwendung Planungen

0 nationale Verkehrsausscheidungsziffer

00 internationale Verkehrsausscheidungsziffer;
Ausnahme:

0010 Fernvermittlung Hand der DTAG (auslaufend)

010xy, 0100yy
mit x = 1 . . . 9 und y = 0 . . . 9

optional der Verkehrsausscheidungsziffer voran-
zustellende Ziffernfolge zur Verbindungsnetz-
betreiberauswahl Call-by-Call;

(0)11 Mehrwertdienste (auslaufend) Verlagerung wird ge-
genwärtig vorbereitet;
danach: Reserve

(0)12 Innovative Dienste

(0)13 frei; Ausnahmen: soweit frei: Reserve

(0)130 – Freephone-Dienste (auslaufend) Reserve

0)13111, (0)13115, (0)13119 – Zugänge zu Datennetzen der DTAG
(auslaufend)

Reserve

(0)136 – frei Dienste für Massenver-
kehre zu bestimmten
Zielen

(0)137, (0)1381 – Televotum, Teledialog Verlagerung nach
(0)136 bzw. (0)902;
danach Reserve

(0)14 frei Reserve

(0)15 frei Reserve

(0)160 frei Reserve

(0)161 C-Netz (T-Mobil)

(0)162 frei Reserve

(0)163 Testbetrieb Ermes

(0)164 Cityruf (T-Mobil)

(0)165 Quix (Miniruf GmbH)

(0)166 Telmi (Deutsche Funkruf GmbH)

(0)167 frei Reserve

(0)168 Scall (T-Mobil)

(0)169 Cityruf, Scall, Skyper (T-Mobil)

(0)170 D1 (T-Mobil)

(0)171 D1 (T-Mobil)

(0)172 D2 (Mannesmann Mobilfunk)
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Nummer bzw. Nummernraum Verwendung Planungen

(0)173 D2 (Mannesmann Mobilfunk)

(0)174 D2 (Reserve Mannesmann Mobilfunk)

(0)175 D1 (T-Mobil)

(0)176 E2 (Reserve Viag Interkom)

(0)177 E1 (E-Plus Mobilfunk)

(0)178 E1 (E-Plus Mobilfunk)

(0)179 E2 (Viag Interkom)

(0)180 Shared Cost-Dienste Eine Verlagerung der
Shared Cost-Dienste ist
nicht geplant

(0)181xxx, (0)181xxxx Kennzahlen für Internationale Virtuelle Private
Netze (IVPN)

(0)18xy, (0)18xyy, (0)18xyyy,
(0)18xyyyy, (0)18xyyyyy,
(0)18xyyyyyy
mit x = 2 . . . 9 und y = 0 . . . 9

Kennzahlen für geschlossene Nutzergruppen;
Ausnahme:

(0)182 auslaufende Nutzung für „UPT“ durch DTAG

(0)19 frei; Ausnahmen: soweit frei: Reserve

(0)190 – Premium Rate-Dienste Verlagerung nach
(0)900; danach: Reserve

(0)19xz, (0)19yzzz
mit x = 1 . . . 3, y = 1 . . . 4 und
z = 0 . . . 9

– Online-Dienste Verlagerung nach
(0)905; danach: Reserve

(0)195, (0)197 – Zugänge zu Datennetzen der DTAG
(auslaufend)

Reserve

(0)1989 – Routingnummern für Auskunftsdienste

(0)199 – Netzinterne Verkehrslenkung

(0)xy, (0)xyy, (0)xyyy, (0)xyyyy
mit x = 2 . . . 9 und y = 0 . . . 9

Ortsnetzkennzahlen (ONKz); Ausnahmen:

(0)31 – Testrufnummern

(0)500, (0)501, (0)600 (z. Z. be-
legt, erst bei Bedarf freizuräu-
men), (0)601

– frei Reserve für Telekom-
munikationsdienste

(0)700 – Persönliche Rufnummern

(0)701 – frei Reserve für Persönliche
Rufnummern

(0)800 – Freephone Dienste

(0)801 – frei Reserve für Freephone
Dienste

(0)900 – frei Nutzung für Premium
Rate-Dienste ist in Vor-
bereitung

(0)902 – frei Dienste für Massenver-
kehre zu bestimmten
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Zielen

Nummer bzw. Nummernraum Verwendung Planungen

(0)901, (0)903, (0)904 – frei Reserve für Telekom-
munikationsdienste

(0)905 – frei Online-Dienste

xyy (auslaufend), xy yy (auslau-
fend), x yy yy, xy yy yy,
x yy yy yy, xy yy yy yy
mit x = 1 . . . 9 und y = 0 . . . 9

Teilnehmerrufnummern; Ausnahmen:

110 – Polizei

112 – Notruf, Feuerwehr

118xy mit x = 1 . . . 9 und
y = 0 . . . 9
1180yy

– Auskunftsdienste; Rufnummern der
Struktur 1180yy werden nur zugeteilt,
wenn keine Rufnummern der Struktur
118xy mehr verfügbar sind

übrige Bereiche der Gasse 11 – netzinterne Nutzung
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A n h a n g  5

Benannte Stellen im Bereich der administrativen Zulassung
von Telekommunikationseinrichtungen

Anschrift Scope Kenn-Nr. Kurzzeichen

BZT-ETS
Certification GmbH
Storkower Straße 38c
15526 Reichenwalde
0 33 63/18 88 71

alle TK-Einrichtungen und
Funkanlagen 0681 ETS

TÜV Product Service GmbH
Ridlerstraße 31
80339 München
0 89/50 08 48 72

alle TK-Einrichtungen und
Funkanlagen 0123 TPS

TÜV Rheinland
Product Safety GmbH
Am Grauen Stein
51105 Köln
02 21/8 06 17 22

TK-Einrichtungen mit analo-
gem und digitalem Netzzugang
(außer Funk)

0197 TRP

LGA Landesgewerbeanstalt
Bayern
Tillystraße 2
90431 Nürnberg
09 11/6 55 57 61

nichtöffentlicher Funk 0125 LGA

CETECOM ICT Service GmbH
Untertürkheimer Straße 6–10
66117 Saarbrücken
06 81/5 98 88 11

alle TK-Einrichtungen und
Funkanlagen 0682 ICT

Ingenieurbüro
EMCC Dr. Rasêk
Moggast 72–74
91320 Ebermannstadt
0 91 94/90 16

nichtöffentlicher Funk 0678 EMC

Phoenix Test-Lab GmbH
Königswinkel 10
32825 Blomberg
0 52 35/9 50 00

alle TK-Einrichtungen und
Funkanlagen 0700 PTL
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Erläuterung zu Anhang 6

Eine seit dem 1. August 1999 gültige, gestraffte und
aufgabenorientierte Organisationsstruktur ermöglicht

der Regulierungsbehörde eine effiziente Erledigung die-
ser Aufgaben.

Von den Abteilungen werden zentrale Verwaltungsauf-
gaben und Fachaufgaben wahrgenommen, zu denen u. a.
wirtschaftliche und rechtliche Fragen der Regulierung
und Lizenzierung im Bereich der Telekommunikation
und Post sowie technische Fragen in den Bereichen Fre-
quenzen, Normung und Standardisierung sowie Num-
merierung zählen.

Ein wichtiger Gesichtspunkt der jetzigen Organisations-
struktur ist die Verknüpfung frequenzpolitischer mit
wirtschaftlichen Gesichtspunkten mit der Ansiedlung in
der Abteilung 1. Um den einheitlichen Charakter der
Behörde stärker zu unterstreichen, werden die zur Zeit
über 50 Außenstellen, mit deren Hilfe die Regulierungs-
behörde den Kontakt zu den Verbrauchern und der In-
dustrie in der Fläche hält, von einer eigenen Abteilung
betreut und koordiniert.

Aufgabe der Außenstellen ist es z.B., über die Regelun-
gen des TKG, über Voraussetzungen zur Erteilung von
Lizenzen und Frequenzen und über die Vorschriften zur
elektromagnetischen Verträglichkeit von Geräten zu be-
raten. Sie erteilen Genehmigungen, stellen Standortbe-
scheinigungen für Sendefunkanlagen aus und führen
Prüfungen für Zeugnisse und Genehmigungen im
Flugfunk und Amateurfunk durch. Sie sind auch zu-
ständig für die Zuteilung von Frequenzen für Mobil-
funk-, Flugfunk- und CB-Funkanlagen. Darüber hinaus
kontrollieren sie mit stationären und mobilen, hochent-
wickelten Messgeräten das Frequenzspektrum Tag und
Nacht, damit Störungen und Verstöße sofort erkannt,
ausgewertet und eingegrenzt werden können. Ihre Zu-
ständigkeit erstreckt sich auch auf die Überprüfung von
Lizenzauflagen und -bedingungen; zur Zeit wird die
Überprüfung der Postlizenzen dort organisiert. Im Be-
richtszeitraum wurden drei Außenstellen aufgelöst, bzw.
mit einer anderen Außenstelle zusammengelegt. Ziel ist
eine weitere Reduzierung von Außenstellen. Durch die
Straffung der Organisation sollen eine effizientere Auf-

gabenerledigung und bessere Erbringung von Dienst-
leistungen erreicht werden. Bei der Entscheidung über
die Auflösung, bzw. Zusammenlegung einzelner Au-
ßenstellen sind wesentliche Gesichtspunkte wie Infra-
strukturdaten, Kunden- und Marktnähe, Flächenpräsenz
und Kosten zu berücksichtigen. Auch die Sozialverträg-
lichkeit der Maßnahmen ist in angemessenem Umfang
in die Planungen mit einzubeziehen.

Die Erfüllung der Aufgaben mit Hilfe einer adäquaten
Organisation wird begleitet durch eine entsprechende
Personalstrukturierung und Personalentwicklung. Akti-
ves Personalmanagement hat bei der Regulierungsbe-
hörde einen hohen Stellenwert. Der Einsatz der richti-
gen Beschäftigten am richtigen Platz erschließt Res-
sourcen, die für eine moderne Behörde wichtig sind. Da
die Tätigkeit der Regulierungsbehörde stark interdiszi-
plinär geprägt ist, verfügt sie über Spezialisten der ver-
schiedensten Richtungen wie Juristen, Ökonomen, In-
genieure verschiedener Fachrichtungen, Mathematiker,
Informatiker, Verwaltungsfachleute u. a.

Von den rund 2600 Beschäftigten der Regulierungsbe-
hörde sind ca. 900 in der Zentrale und ca. 1600 in den
Außenstellen im gesamten Bundesgebiet beschäftigt. Sie
verteilen sich auf vier Laufbahngruppen (höherer, geho-
bener, mittlerer und einfacher Dienst). Diese Einteilung
entstammt dem Beamtenrecht, gilt aber sinngemäß auch
für die rund 300 Tarifkräfte.

Im Einzelnen:

Höherer Dienst (rd. 200 Beschäftigte, davon rd. 70
Techniker)
Neben Juristen sind hier Volks- und Betriebswirte mit
verschiedenen Ausbildungsschwerpunkten vertreten.
Rund 70 Beschäftigte sind Ingenieure – neben den
„posttypischen“ Nachrichtentechnikern sind auch einige
Hochbauer und Maschinenbauer in der Regulierungsbe-
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hörde tätig. Einzelne Beschäftigte gehören auch ande-
ren, in ihrem speziellen Arbeitsgebiet gefragten Fach-
richtungen an.

Gehobener Dienst (rd. 950 Beschäftigte, davon rd.
800 Techniker

Im nichttechnischen Bereich arbeiten auf der Ebene des
gehobenen Dienstes vor allem Diplom-Verwaltungswirte
und Betriebswirte/FH. Rund 800 Beschäftigte des gehobe-
nen Dienstes sind Techniker; hier liegt der Schwerpunkt
bei den Ingenieuren der Nachrichtentechnik.

Mittlerer Dienst (rd. 1400 Beschäftigte, davon rd.
600 Techniker)

Im nichttechnischen Bereich sind im mittleren Dienst
ganz überwiegend Kräfte mit der verwaltungseigenen

Beamtenausbildung vertreten. Die Techniker verfügen
über eine abgeschlossene Berufsausbildung als Fern-
meldehandwerker oder Kommunikationselektroniker
(Ausbildungsgang, der die Fernmeldehandwerker-
Ausbildung abgelöst hat).

Einfacher Dienst (rd. 70 Beschäftigte, davon 20
Techniker)

Auch die Kräfte des einfachen Dienstes verfügen z.T.
über eine abgeschlossene Lehre. Sie werden in den ver-
schiedensten Bereichen – etwa Botendienst und Haus-
verwaltung – eingesetzt.
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Sondergutachten der Monopolkommission gemäß § 81 Abs. 3
Telekommunikationsgesetz und § 44 Postgesetz

Wettbewerb auf Telekommunikations- und Postmärkten?
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Teil I   Funktionsfähiger Wettbewerb auf Telekommunikationsmärkten?

1. Einführung

1.  Zwei Jahre nach der vollständigen Öffnung der Te-
lekommunikationsmärkte in Deutschland steht erstma-
lig die Überprüfung der erreichten Wettbewerbsintensi-
tät auf der Tagesordnung. Der Gesetzgeber hat diese
Aufgabe der Monopolkommission übertragen. Nach
§ 81 Abs. 3 Telekommunikationsgesetz (TKG) legt die
Monopolkommission alle zwei Jahre einen Bericht zu
der Frage vor, ob auf den Märkten der Telekommunika-
tion funktionsfähiger Wettbewerb herrscht. In diesem
Bericht kann die Kommission auf notwendige Konse-
quenzen für einzelne Bestimmungen des TKG hinwei-
sen. Sie soll insbesondere darlegen, ob die Bestimmun-
gen zur Entgeltregulierung im Dritten Teil des TKG
(§§ 23–32) weiterhin erforderlich sind.

Die sektorspezifische Regulierung der Telekommunika-
tion, in deren Mittelpunkt die Entgeltregulierung steht,
ist nicht auf Dauer angelegt. Ihre Notwendigkeit ent-
fällt, sobald auf den relevanten Märkten funktionsfähi-
ger Wettbewerb entstanden ist. Ist dies der Fall, tritt an
die Stelle der sektorspezifischen Regulierung die allge-
meine Wettbewerbsaufsicht. Die Zuständigkeit wechselt
von der Regulierungsbehörde für Telekommunikation
und Post zu den Kartellbehörden.

2.  Der Untersuchungsauftrag des TKG bezieht sich auf
diejenigen Märkte, auf denen Entgeltregulierung in ih-
rer eingriffintensivsten Form, der Entgeltgenehmigung,
stattfindet. Im Mittelpunkt stehen damit die zuletzt libe-
ralisierten Märkte für Sprachtelefondienste im Festnetz
sowie die vorgelagerten Märkte, auf denen Vorprodukte
für die Erbringung solcher Leistungen angeboten wer-
den. Untersucht wird, ob und auf welchen Teilmärkten
der Festnetztelefonie bereits eine Situation entstanden
ist, in der die Verhaltensspielräume des ehemaligen
Monopolanbieters Deutsche Telekom AG hinreichend
wirksam durch Wettbewerb kontrolliert werden. In Fra-
ge steht darüber hinaus, ob vor diesem Hintergrund die
Vorschriften des TKG über die Ex-ante-Regulierung der
Entgelte bereits jetzt oder in absehbarer Zeit ganz oder
in Teilen verzichtbar sind.

3.  Zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme hat die Mo-
nopolkommission das Wissenschaftliche Institut für
Kommunikationsdienste (WIK) mit einer Untersuchung
„Wettbewerb auf Telekommunikationsmärkten“ beauf-
tragt. Die Arbeitsergebnisse wurden am 18. Juni 1999
im Rahmen einer Sitzung der Monopolkommission mit
den Autoren diskutiert. Eine im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie ebenfalls
vom WIK erstellte Studie „Erstellung einer empirischen
Datenbasis auf dem Telekommunikationssektor“ wurde
der Monopolkommission zur Verfügung gestellt. Empi-
rische Daten zur Entwicklung der Marktstrukturen in
der Telekommunikation wurden zudem von der Regu-

lierungsbehörde für Telekommunikation und Post erho-
ben. Bei der Vorbereitung der Erhebung haben die Re-
gulierungsbehörde und die Monopolkommission zu-
sammengearbeitet. Die Kommission hatte nur insoweit
Zugang zu den erhobenen Einzeldaten und zu aggre-
gierten Daten, wie dies von den befragten Unternehmen
autorisiert wurde.

4.  In zwei Anhörungen hat die Monopolkommission
mit Vertretern von Unternehmen und von Verbänden
über deren Einschätzung der Wettbewerbsentwicklun-
gen in der Telekommunikation diskutiert:

• am 30. April 1999 mit der Deutschen Telekom AG,

• am 28. Mai 1999 mit Wettbewerbern und Verbän-
den. Teilnehmer aus dem Kreis der Wettbewerber
waren die Unternehmen

– E-Plus Mobilfunk GmbH,

– Mannesmann Arcor AG & Co.,

– Mannesmann Mobilfunk GmbH,

– NetCologne GmbH,

– Star Telecommunications Deutschland GmbH,

– Talkline GmbH,

– VIAG INTERKOM GmbH & Co. KG.

Folgende Verbände waren vertreten:

– Arbeitsgemeinschaft Telekommunikation (ATekom)
im Verband kommunaler Unternehmen,

– Verband Privater Kabelnetzbetreiber e. V. (ANGA),

– Bundesverband der regionalen und lokalen Tele-
kommunikationsgesellschaften e.V. (breko),

– Verband der Anbieter von Telekommunikations-
und Mehrwertdiensten e. V. (vatm).

Die Deutsche Telekom AG, einige der angehörten
Wettbewerber und die Verbände haben ihre vorgetrage-
ne Auffassung zusätzlich durch schriftliche Stellung-
nahmen ergänzt. Eine weitere Stellungnahme liegt vom
Deutschen Industrie- und Handelstag vor.

5.  Die Monopolkommission hatte weiterhin das Bun-
deskartellamt und die Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post um Stellungnahmen gebeten.
Beide Institutionen sind dem mit ausführlichen Ausar-
beitungen nachgekommen.

Der Präsident der Regulierungsbehörde, Herr Klaus-
Dieter Scheurle, und Mitarbeiter seiner Behörde haben
mit der Monopolkommission am 10. September 1999
Fragen der Wettbewerbsentwicklung in der Telekom-
munikation und auf den Postmärkten diskutiert.
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Darüber hinaus gab es vielfältige Kontakte zwischen
Mitarbeitern der Monopolkommission und Mitarbeitern
der Regulierungsbehörde, des Bundeskartellamtes und
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolo-
gie. Die Gespräche und Stellungnahmen waren wichtig
für die Meinungsbildung der Monopolkommission. Die
Kommission dankt allen Beteiligten für ihre Mitwir-
kung.

2. Marktabgrenzung

6.  Eine Untersuchung der Wettbewerbsverhältnisse in
der Telekommunikation setzt die Abgrenzung sachlich
und räumlich relevanter Märkte voraus. Nach dem Be-
darfsmarktkonzept kommt es dabei wesentlich auf die
funktionelle Austauschbarkeit der Produkte und
Dienstleistungen aus Sicht der Nachfrager an. Zu einem
sachlich relevanten Markt gehören sämtliche Produkte
oder Dienstleistungen, die von den Verbrauchern hin-
sichtlich ihrer Eigenschaften, Preise und ihres vorgese-
henen Verwendungszwecks als austauschbar angesehen
werden. Räumlich relevanter Markt ist das Gebiet, in
dem die in Rede stehenden Produkte nachgefragt wer-
den, in dem die Wettbewerbsbedingungen hinreichend
homogen sind und das sich von anderen Gebieten durch
spürbar unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen un-
terscheidet.

Die Liberalisierung hat im Bereich der Telekommuni-
kation zwei Arten von Märkten hervorgebracht: Märkte,
auf denen Telekommunikationsdienstleistungen für
Endbenutzer erbracht werden, und Märkte für den Zu-
gang zu Einrichtungen oder Leistungen, die zur Erbrin-
gung von Diensten für Endbenutzer erforderlich sind.1

Erstere werden als Endkundenmärkte, letztere wegen
des Vorleistungscharakters der Leistungen als Vor-
leistungs- oder Carriermärkte bezeichnet.

Sprachtelefondienst auf der Basis von Festnetzanschlüs-
sen (Festnetztelefonie) umfasst als endkundenrelevante
Leistungen die Bereitstellung des Teilnehmeranschlus-
ses, Ortsgespräche, nationale und internationale Fernge-
spräche sowie Gespräche zu Mobilfunkanschlüssen.

7.  Teilnehmeranschluss und Ortsgespräche werden
demselben sachlich relevanten Markt zugerechnet. Zwar
sind beide Leistungen aus Nachfragersicht nicht aus-
tauschbar, sie werden bisher jedoch ausschließlich in
Kombination angeboten. Das Unternehmen, welches
den Anschluss bereitstellt, führt auch die Ortsgespräche
aus. Wegen der festen Koppelung unterliegen beide
Leistungen einheitlichen Wettbewerbsbedingungen, was
die Zuordnung zu demselben sachlich relevanten Markt
rechtfertigt. Eine für die zukünftige Marktentwicklung
erwartete Entkoppelung des Angebots hätte zur Folge,
dass dann auch von unterschiedlichen relevanten
Märkten auszugehen wäre. Die weitere Differenzierung
des Marktes nach technischer Spezifikation (analoger
________________________

1 Vgl. Europäische Kommission, Mitteilung über die An-
wendung der Wettbewerbsregeln auf Zugangsvereinba-
rungen im Telekommunikationsbereich, Rahmen, rele-
vante Märkte und Grundsätze, ABl. EG C 265 vom
22. August 1998, S. 2, Rd.-Nr. 45.

Standardanschluss, ISDN-Basisanschluss oder ISDN-
Primärmultiplexanschluss) oder nach Kundengruppen
(Geschäfts- und Privatkunden) kommt dann in Betracht,
wenn sich die Wettbewerbsbedingungen auseinander-
entwickeln. Dies deutet sich bereits an. Wegen der ge-
gebenen Preisrelationen im Teilnehmeranschlussbereich
– Wettbewerber zahlen ein höheres Entgelt für den
Teilnehmeranschluss als die Endkunden der Deutschen
Telekom AG – wird es kaum ein wettbewerbliches An-
gebot für die Bereitstellung des analogen Standardan-
schlusses geben. Stattdessen wird sich der Wettbewerb
auf das Angebot von ISDN-Anschlüssen beschränken.
Unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen sind auch
zwischen Geschäfts- und Privatkunden zu beobachten.
Geschäftskunden können bereits heute in einem stärke-
ren Maß auf alternative Anbieter von Teilnehmeran-
schlüssen zurückgreifen, während den Privatkunden le-
diglich in wenigen Regionen ein konkurrierendes An-
gebot zur Verfügung steht.

8.  Die Märkte für Ferngespräche sind hiervon als ei-
genständige sachlich relevante Märkte zu trennen.
Ferngespräche sind aus Nachfragersicht nicht durch
Ortsgespräche substituierbar. Zudem unterliegt das An-
gebot von Ferngesprächen regulatorisch bedingt grund-
sätzlich anderen Wettbewerbsbedingungen. Wegen der
im Telekommunikationsgesetz geregelten Verbindungs-
netzbetreiberauswahl müssen Ferngespräche nicht mit
demjenigen Betreiber geführt werden, der den Teilneh-
meranschluss bereitstellt. Alternative Anbieter können
fallweise durch die Vorwahl einer Netzbetreiberkenn-
zahl (Call-by-Call) oder per dauerhafter Voreinstellung
(Preselection) in Anspruch genommen werden. Dasselbe
gilt für Auslandsgespräche und für Gespräche zu Mo-
bilfunkanschlüssen. Sie sind weder untereinander noch
mit Inlandsferngesprächen funktional austauschbar und
bilden jeweils eigenständige sachlich relevante Märkte.2

9.  Aus Nachfragersicht zumindest teilweise substituier-
bar sind Gespräche von Festnetz- und Mobilfunkan-
schlüssen. Gleichwohl ist von getrennten sachlich rele-
vanten Märkten auszugehen. Dafür sprechen vor allem
die weiterhin signifikanten Preisunterschiede und die
bisher teilweise noch vorhandenen Qualitätsunterschie-
de bei der Sprachübertragung. Ebenfalls nur bedingt
substituierbar ist der Teilnehmeranschluss im Festnetz
durch den Mobilfunkanschluss. Einige Anbieter entwi-
ckeln Konzepte, die auf eine Integration von Festnetz-
und Mobilkommunikation hinauslaufen. Der so ge-
nannte HomeZone-Tarif (Genion), den VIAG INTER-
KOM seit August 1999 anbietet, ermöglicht es bei-
spielsweise, das Mobiltelefon zu Hause zu den Preisen
des Festnetzanschlusses nutzen zu können. Trotzdem ist
die Substitution eines Festnetzes durch einen Mobil-
________________________

2 Ein anderes Abgrenzungskonzept hat die Regulierungsbe-
hörde im Rahmen ihrer Price-Cap-Regulierung der Ent-
gelte für Sprachtelefondienstleistungen verfolgt. In der
Entscheidung wurden der Teilnehmeranschluss, Ortsge-
spräche, Ferngespräche, Auslandsgespräche und Gesprä-
che zu Satellitentelefonen demselben Warenkorb und da-
mit demselben sachlich relevanten Markt zugeordnet. Vgl.
RegTP: Price-Cap-Regulierung von Entgelten für den
Sprachtelefondienst – Entscheidung der Beschlusskam-
mer 2 vom 30. Januar 1998, in: Multimedia und Recht,
Jg. 1, 1998, S. 327 f.
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funkanschluss nur für wenige Kundengruppen sinnvoll.
Für Geschäftskunden und für große Teile der Privatnut-
zer werden auch auf längere Sicht der Festnetz- und der
Mobilfunkanschluss eher in einem komplementären
denn in einem substitutiven Verhältnis zueinander ste-
hen.

10.  Gleichfalls nicht austauschbar sind festnetzgebun-
dene Sprachtelefonie und Internettelefonie. Bei der In-
ternettelefonie sind drei Arten zu unterscheiden:
Sprachübermittlung von PC zu PC, von PC zu Telefon
und von Telefon zu Telefon. Letztere Methode ist am
ehesten mit herkömmlicher Sprachtelefonie vergleich-
bar. Dabei ruft ein Teilnehmer einen Internet-Service-
Provider an und gibt die Telefonnummer des ge-
wünschten Gesprächspartners an. Der Provider leitet
den Anruf dann aus dem öffentlichen Telefonnetz in das
Internet und von dort wiederum in das öffentliche Te-
lefonnetz zum gewünschten Gesprächsteilnehmer. Bis-
her hat diese Art der Telefonie, die zudem noch mit
technischen Problemen behaftet ist, keine Bedeutung bei
nationalen Ferngesprächen und spielt eine lediglich
untergeordnete Rolle bei Auslandsgesprächen. Eine
Einbeziehung in die sachlich relevanten Märkte für
Fern- oder Auslandsgespräche kommt gegenwärtig
nicht in Betracht.

11.  Räumliche Marktabgrenzungen sind für die Märkte
für Teilnehmeranschlüsse und Ortsgespräche von Be-
deutung. Dafür sprechen örtlich unterschiedliche Wett-
bewerbsbedingungen. In einigen Ballungsräumen sind
neben der Deutschen Telekom AG bundesweit agieren-
de Teilnehmernetzbetreiber und Citynetzbetreiber tätig,
die Teilnehmeranschlüsse bereitstellen und Ortsgesprä-
che durchführen. In den meisten anderen Regionen
fehlen solche Angebote bislang. Ferngespräche, Aus-
landsgespräche und Gespräche in Mobilfunknetze wer-
den bundesweit abgegrenzt. Die Regelungen zur Ver-
bindungsnetzbetreiberauswahl und zur Zusammen-
schaltung ermöglichen es allen Verbindungsnetzbetrei-
bern, unabhängig von der geographischen Ausbreitung
ihrer Netze, solche Leistungen anzubieten. Die Märkte
für Auslandsgespräche sind darüber hinaus nach Ziel-
ländern zu differenzieren, da sich die Wettbewerbsver-
hältnisse nach Ländergruppen zum Teil deutlich unter-
scheiden.

12.  Von den Endkundenmärkten sind die Märkte abzu-
grenzen, auf denen Vorleistungen für das Angebot von
Telekommunikationsdiensten erbracht werden. Im We-
sentlichen handelt es sich hier um Zusammenschal-
tungsleistungen, den Zugang zur Teilnehmeranschluss-
leitung und um Mietleitungen.

Zusammenschaltungsleistungen (Interconnection) sind
entweder Zuführungs- oder Terminierungsleistungen.
Im Falle der Zuführung wird eine Verbindung, etwa von
einem anrufenden Anschluss, zu einem Netzübergabe-
punkt hergestellt; dies ermöglicht den Zugang zu den
Übermittlungsleistungen des Netzes. Im Fall der Termi-
nierung wird die Verbindung von einem  Netzübergabe-

punkt zu einem angewählten Anschluss hergestellt; dies
ermöglicht den Zugang zum Teilnehmeranschluss des
Gesprächspartners. Je nachdem auf welcher Netzebene
die Netzübergabepunkte liegen, ist zwischen lokaler,
regionaler und nationaler Zuführung bzw. Terminierung
zu unterscheiden. Keine dieser Leistungen ist durch an-
dere Leistungen austauschbar. Sie bilden jeweils eigene
sachlich relevante Märkte.

Auf der lokalen Netzebene ist eine weitergehende Diffe-
renzierung notwendig, da lokale Terminierungsleistun-
gen ausschließlich durch den Teilnehmernetzbetreiber
erbracht werden können, an dessen Netz der angerufene
Teilnehmer angeschlossen ist. Damit gibt es so viele
sachlich relevante Märkte für lokale Terminierungen,
wie es Teilnehmernetzbetreiber gibt. Dasselbe gilt für
die lokale Zuführung.

13.  Von Zusammenschaltungsleistungen zu unterschei-
den ist die Miete der Teilnehmeranschlussleitung. Al-
ternative Carrier mieten von der Deutschen Telekom
AG den Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung, um
ihren Endkunden den Netzzugang und Ortsgespräche
anbieten zu können.

Eine weitere Vorleistung sind Mietleitungen. Sie unter-
scheiden sich von der Zusammenschaltung dadurch,
dass sie zwei Anschlussstellen dauerhaft miteinander
verbinden und dass sie nur einem einzigen Nachfrager
zur Nutzung überlassen werden. Kriterien zur Abgren-
zung sachlich relevanter Mietleitungsmärkte sind die
Art der Nutzer – Carrier oder Endkunden – und die
Übertragungskapazität. Netzbetreiber beschränken ihre
Nachfrage in aller Regel auf digitale Leitungen mit hö-
heren Übertragungskapazitäten.

3. Marktstrukturen und
Wettbewerbsintensität

3.1 Sprachtelefondienst im Festnetz

14.  Knapp zwei Jahre nach der endgültigen Liberalisie-
rung sind auf den Teilmärkten der Festnetztelefonie
unterschiedliche Entwicklungen zu beobachten. Auf
dem sachlich relevanten Markt für die Bereitstellung
des Teilnehmeranschlusses und für Ortsgespräche ist
bisher kein nennenswerter Wettbewerb entstanden. An-
dere Entwicklungen sind auf den Märkten für Fern- und
für Auslandsgespräche anzutreffen. Bevor im Anschluss
eine differenzierte Analyse der Wettbewerbssituation auf
den Teilmärkten des Sprachtelefondienstes vorgenom-
men wird, werden zunächst einige Struktur- und Ent-
wicklungsmerkmale des Gesamtmarktes behandelt.

15.  Sprachtelefondienste auf der Basis von Festnetzan-
schlüssen sind der umsatzstärkste Bereich des nationa-
len Marktes für Telekommunikationsdienste. Bei einem
Gesamtumsatz von 87,1 Mrd. DM wurden in diesem
Teilsegment im Jahr 1998 45,8 Mrd. DM umgesetzt
(vgl. Tabelle 1).



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 153 – Drucksache 14/2321

T a b e l l e  1

Entwicklung des Telekommunikationsdienstleistungsmarktes in Mrd. DM

1998 19991

Gesamtmarkt2 87,1 87,8

Sprachtelefondienst auf Basis von Festnetzanschlüssen3 45,8 40,5

Mobiltelefondienst 19,3 21,9

Mietleitungen   2,1   2,1

Carrier-Geschäfte   4,9   7,0

Kabelfernsehen4   4,5   4,6

Sonstige5 10,5 11,7
1 Schätzung der Regulierungsbehörde auf Grundlage der Angaben für das 1. Quartal 1999 und Halbjahreszahlen der Deutschen Telekom AG.
2 Umsatzzahlen korrigiert um die Fakturierungsumsätze der Deutschen Telekom AG.
3 Inkl. Umsätze Auskunftsdienst, öffentliche Telefonstellen, Servicenummern.
4 Schätzungen der Regulierungsbehörde.
5 Umfasst Umsätze aus Datenkommunikation, Multimediadiensten, verschiedenen Mehrwertdiensten, Verkauf von Endgeräten usw.
Q u e l l e :  Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post

Für das Jahr 1999 wird ein Rückgang der Umsätze um
etwa 5 Mrd. DM auf 40,5 Mrd. DM erwartet. Der
Grund dafür ist, dass die Preise in der Festnetztelefonie
stark sinken. Ins Gewicht fallen vor allem die Preissen-
kungen der Deutschen Telekom AG im Januar und im
April 1999.

Das mengenmäßige Marktvolumen im Sprachtelefon-
dienst ist 1998 im Vergleich zu 1997 um 10 % auf 196
Mrd. Verbindungsminuten angestiegen. Für das Jahr
1999 wird ein weiterer Anstieg um 20 % auf insgesamt
235 Mrd. Minuten erwartet.3 Dabei gewinnt der Ein-
wahlverkehr zum Internet und zu Online-Diensten zu-
nehmend an Bedeutung.

16.  Indikatoren für die ansteigende Wettbewerbsinten-
sität auf den Märkten der Festnetztelefonie sind die gro-
ße Zahl der Marktzutritte und die Entwicklung des
Preisniveaus. Die Anzahl der Unternehmen, die Tele-
fondienste auf der Basis eigener, wenn auch überwie-
gend nur rudimentärer Netzinfrastrukturen anbieten, lag
Mitte 1999 bei etwa 60. Daneben betreiben ca. 40 Un-
ternehmen reinen Wiederverkauf von Gesprächsminu-
ten, die sie zu Großhandelspreisen von anderen Netz-
betreibern erworben haben. Alle Netzbetreiber und
Wiederverkäufer (Reseller) bieten Fern- und zumeist
auch Auslandsgespräche an. Ein Teil von ihnen besitzt
zudem die Voraussetzungen, um ihren Kunden einen
Teilnehmeranschluss und die Durchführung von Orts-
gesprächen anbieten zu können. Die neuen Anbieter ha-
ben in der Festnetztelefonie im Jahr 1998 einen Umsatz
von 2,78 Mrd. DM erwirtschaftet, was einem Marktan-
teil von etwa 6 % entspricht. Die Gesamtmenge der von
ihnen erbrachten Verbindungsminuten lag bei knapp 12
Mrd.

________________________

3 Vgl. Regulierungsbehörde für Post und Telekommunika-
tion, Telekommunikations- und Postmarkt im Jahr 1999,
Stand: 30. Juni 1999, Bonn 1999, S. 8.

Auskunft über die Entwicklung des Preisniveaus in der
Telekommunikation gibt der vom Statistischen Bundes-
amt monatlich aktualisierte Verbraucherpreisindex für
Telefondienstleistungen.4 Danach sind die Preise für
festnetzgebundenen Sprachtelefondienst im Zeitraum
Ende 1997 bis Mitte 1999 um durchschnittlich 12,2 %
gesunken.

3.1.1 Ortsgespräche und Teilnehmeranschluss

17.  Die Wettbewerbsintensität auf den Märkten für
Ortsgespräche und die Bereitstellung des Teilnehmeran-
schlusses ist auch knapp zwei Jahre nach der Liberali-
sierung gering. Dies belegen die geringen Marktanteile
der neuen Carrier und das Fehlen von Preiswettbewerb.
Wettbewerbliche Entwicklungen sind allenfalls in eini-
gen Ballungsräumen anzutreffen. Nach Feststellungen
des WIK gab es Mitte 1999 in lediglich 25 deutschen
Städten alternative Angebote für die Einrichtung eines
Teilnehmeranschlusses und die Übernahme von Ortsge-
sprächen. Diese waren überwiegend an Geschäftskun-
den gerichtet, nur in Regionen mit einem bereits am
Markt etablierten Citynetzbetreiber wie z.B. in Köln
richten sich die Angebote auch an Privatkunden.

18.  Die Entwicklung der Marktanteile auf den Märkten
für Teilnehmeranschlüsse und Ortsgespräche wäre ent-
sprechend der vorgenommenen Marktabgrenzung regi-
onal zu betrachten. Dies ist nicht möglich, da solche
Angaben nur vereinzelt vorliegen. Stattdessen wird
nachfolgend von einem bundesweiten Markt ausgegan-
gen. Die Anzahl der Teilnehmeranschlüsse im Festnetz
lag Mitte 1999 bei rund 47,4 Mio. Davon betrieb die
________________________

4 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreise für Tele-
fondienstleistungen, verschiedene Ausgaben. Berechnun-
gen zitiert nach Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post, Telekommunikations- und Postmarkt im
Jahr 1999, a. a. O., S. 10.
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Deutsche Telekom AG 47,2 Mio., was einem Marktan-
teil von 99,6 % entsprach. Auch bei einer regionalen
Betrachtung ändert sich dieses Bild nicht entscheidend.
In Köln ist mit NetCologne einer der marktaktivsten
und bereits seit längerem etablierten Citynetzbetreiber
tätig. Selbst dort liegt der Marktanteil der Telekom bei
den Teilnehmeranschlüssen weiterhin bei etwa 95 %. In
der überwiegenden Zahl der Regionalmärkte ist die

Deutsche Telekom AG im Privatkundensegment und
zum Teil auch bei Geschäftskunden weiterhin Alleinan-
bieter.

19.  Bei Ortsgesprächen lag der Marktanteil der neuen
Anbieter Ende des ersten Quartals 1999 gemessen am
Umsatz bei 1,8 % und nach erbrachten Verbindungsmi-
nuten bei 2,5 % (vgl. Tabelle 2).

T a b e l l e  2

Umsätze und Verbindungsminuten im Ortsnetz (inklusive Nahverbindungen bis 20 km)1

1998 1. Quartal 1999

DTAG Wettbewerber DTAG Wettbewerber

Umsatz in Mrd. DM (Marktanteil) 8,35 (99,3 %) 0,06 (0,7 %) 2,14 (98,2 %) 0,04 (1,8 %)

Verbindungsminuten in Mrd.
(Marktanteil) 118,8 (99 %) 1,2 (1 %) 31,4 (97,5 %) 0,8 (2,5 %)

1 Nicht enthalten sind Umsätze/Verbindungsminuten des Auskunftsdienstes, öffentlicher Telefonstellen, Servicenummern.
Q u e l l e :  Eigene Berechnungen auf der Grundlage empirischer Daten aus der Marktstrukturerhebung der Regulierungsbehörde für Telek ommuni-
kation und Post.

Die noch deutlich niedrigeren Marktanteile im Jahr
1998 sind Folge der Gesamtjahresbetrachtung. Dabei
wird die Bedeutung der Neuanbieter unterschätzt, da
diese überwiegend erst im Verlauf des ersten Wettbe-
werbsjahres mit Ortsgesprächsangeboten in den Markt
eingetreten sind.

20.  Die Marktanteile der neuen Anbieter sind niedriger,
wenn „reine“ Ortsgespräche betrachtet werden. Nach
üblicher Abgrenzung werden Orts- und Nahzonenge-
spräche bis zu einer Entfernung von 20 km zusammen-
gefasst. Nach Auffassung der Monopolkommission wäre
es sachgerechter, Nahzonengespräche, bei denen eine
Vorwahlnummer zu wählen ist, den Ferngesprächen zu-
zuordnen. Anders als bei „reinen“ Ortsgesprächen be-
steht bei Nahzonengesprächen die Möglichkeit der Ver-
bindungsnetzbetreiberauswahl, was dazu führt, dass die
Wettbewerbsbedingungen hier eher denen bei Fernge-
sprächen entsprechen. Nach Berechnungen des WIK lag
der Marktanteil der neuen Anbieter bei „reinen“ Ortsge-
sprächen im Jahr 1998 bei jeweils 0,5 % bezogen auf
den Umsatz und die Verbindungsminuten.

21.  Die Preise für die Bereitstellung des Teilnehmeran-
schlusses und für Ortsgespräche sind seit der Marktöff-
nung nicht gesunken. Der Verbraucherpreisindex für
Telefondienstleistungen weist für den Zeitraum Ende
1997 bis Mitte 1999 sogar einen Preisanstieg um 12,3 %
aus, der allerdings ausschließlich auf die Tarifumstel-
lung der Deutschen Telekom AG bei den Gesprächen
von öffentlichen Fernsprechern zurückgeht.5 Diese Ent-
wicklung ist vor dem Hintergrund der bestehenden Ent-
geltregulierung der deutlichste Hinweis auf das Fehlen
von Ortsnetzwettbewerb. Die Preise der Deutschen Te-
lekom AG für Sprachtelefondienste im Festnetz unter-
liegen der Price-Cap-Regulierung. Mit Entscheidung
vom 30. Januar 1998 hat die Regulierungsbehörde für
Telekommunikation und Post den Preisanstieg für die in
Warenkörbe für Geschäfts- und Privatkunden zusam-
________________________

5 Vgl. Ebenda.

mengefassten Dienstleistungen auf die Inflationsrate
minus einem Faktor von 6 % für Produktivitätsfort-
schritte begrenzt. Für die Jahre 1998 und 1999 ergeben
sich daraus Preisermäßigungen je Warenkorb in Höhe
von 4,3 %. Die deutlich stärker ausgefallenen Preissen-
kungen für Fern- und Auslandsgespräche lassen es zu,
dass die im Warenkorb für Privatkunden ebenfalls ent-
haltenen Entgelte für Ortsgespräche und für den Teil-
nehmeranschluss nicht reduziert werden müssen. Im
Gegenteil, angesichts der starken Preisermäßigungen
bei Fern- und Auslandsgesprächen besteht regulie-
rungsbedingt Spielraum für Preiserhöhungen. Das Bun-
deskartellamt hatte frühzeitig auf die Möglichkeit einer
solchen differenzierten Preisentwicklung hingewiesen
und in diesem Zusammenhang vor allem die Zusam-
menfassung von Orts- und Ferngesprächsentgelten in
einem Warenkorb kritisiert.6

22.  Für den bisher nur schwach entwickelten Wettbe-
werb im Ortsnetz gibt es nach Auffassung der Mono-
polkommission im Wesentlichen drei Gründe:

– Die Marktzutrittskosten für neue Anbieter sind im
Ortsnetz deutlich höher als bei Fern- und Auslands-
gesprächen.

– Der Preis, den die Wettbewerber für den Zugang zur
Teilnehmeranschlussleitung zahlen müssen, ist hö-
her als der Endkundenpreis der Deutschen Telekom
AG. Dies behindert den Marktzutritt neuer Anbieter
und begrenzt deren Wachstumspotentiale.

– Der potentielle Wettbewerb durch alternative Zu-
gangstechnologien ist bisher gering.

________________________

6 Vgl. Bundeskartellamt, Pressemitteilung vom 8. Februar
1998, Kritik an der Genehmigung von Telefontarifen.
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Marktzutrittskosten

23.  Marktzutritte im Ortsnetz sind entweder auf der
Grundlage des Telefonnetzes der Deutschen Telekom
AG oder mittels alternativer Netzinfrastrukturen mög-
lich. In beiden Fällen sind Investitionen notwendig, die
bei einem eventuellen Marktaustritt verloren sind (ver-
sunkene Kosten). Ein Netzbetreiber, der den entbündel-
ten Teilnehmeranschluss von der Deutschen Telekom
AG mietet, kann den Umfang der zu versenkenden
Kosten vermindern. Sie sind allerdings deutlich höher
als im Ferngesprächsmarkt. Dies liegt daran, dass der
Zugang zur (gemieteten) Teilnehmeranschlussleitung
am Hauptverteiler, d. h. dem ersten Konzentrations-
punkt im Netz, erfolgt. Ein Teilnehmernetzbetreiber
muss die Hauptverteiler des Netzes der Deutschen Tele-
kom AG anbinden und dazu in Übertragungswege und
Vermittlungstechnik investieren. Solche Infrastruktur-
investitionen sind mit Größennachteilen verbunden, die
dadurch entstehen, dass ein neuer Anbieter zunächst nur
einzelne, unzusammenhängende Kunden gewinnen
kann. Hinzu kommt, dass die Kundenakquirierung und
der Aufbau eines Kundenstammes im Teilnehmeran-
schlussbereich erheblich mehr Zeit in Anspruch nimmt
als auf dem Ferngesprächsmarkt.

24.  Die Deutsche Telekom AG ist als dominierender
Teilnehmernetzbetreiber zudem in der Lage, die Kosten
des Marktzutritts im Ortsnetz für neue Anbieter zu be-
einflussen. Dies vor allem, weil sie die Modalitäten der
Umschaltung eines Teilnehmeranschlusses, wie z.B. die
Zeitdauer bis zur erfolgten Umschaltung, die Dauer der

erforderlichen Abschaltung des Telefons, die Schnellig-
keit bei der Fehlerbehebung usw., bestimmt.7 Insbeson-
dere bei der Umschaltung von Geschäftskunden können
die daraus resultierenden Kosten erheblich sein. Der
Anreiz, solche Behinderungspotentiale zu nutzen, ist
groß. Von Bedeutung ist vor allem die damit verbunde-
ne Abschreckungswirkung auf potentielle neue Anbie-
ter.

Preis für den Teilnehmeranschluss

25.  Marktzutritte neuer Anbieter im Bereich Teilneh-
meranschluss/Ortsgespräche sind gegenwärtig nahezu
ausschließlich über das Teilnehmeranschlussnetz der
Deutschen Telekom AG möglich. Die Preise, die Wett-
bewerber für den Zugang zu der Teilnehmeranschluss-
leitung zahlen müssen, sind damit von ausschlaggeben-
der Bedeutung für die Möglichkeit von Wettbewerb im
Ortsnetz. Entsprechend umstritten war die Preisstellung
für diese Leistung. Zwischen Dezember 1997 und Feb-
ruar 1999 lagen der Regulierungsbehörde insgesamt
vier Anträge der Telekom auf Genehmigung der Ent-
gelte für den Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung
vor. Dabei wurden unterschiedlich hohe monatliche
Mietpreise genannt. Die Regulierungsbehörde geneh-
migte am 8. Februar 1999, mit einer Laufzeit bis Ende
März 2001, ein monatliches Entgelt von 25,40 DM (oh-
ne MWSt.). Daneben werden für die Übernahme oder
die Neuschaltung eines Anschlusses einmalige Entgelte
fällig (vgl. Tabelle 3).

T a b e l l e  3

Preise der Deutschen Telekom AG für die Miete der entbündelten Teilnehmeranschlussleitung
(gültig bis 31. März 2001)

Leistung Preis
(DM)1

ohne Montage 191,64
Entgelt bei Übernahme

mit Montage 241,31

ohne Montage 196,55
Entgelt bei Neuschaltung

mit Montage 337,17

Bereitstellungsentgelte

Entgelt bei Kündigung 107,70

Monatliches Entgelt (Kupferdoppelader 2 Draht)   25,40

Zum Vergleich: Grundgebühr für Teilnehmeranschluss   21,39
1 Preise ohne Umsatzsteuer
Q u e l l e :  Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post

26.  Die Höhe dieser Entgelte sind seitens der Wettbe-
werber und des Bundeskartellamtes kritisiert worden.
Problematisch ist vor allem, dass der Preis, den die
Wettbewerber für die Teilnehmeranschlussmiete zahlen
müssen, über dem Entgelt liegt, das die Deutsche Tele-
kom AG ihren Endkunden für den analogen Standard-
anschluss (21,39 DM ohne MwSt.) in Rechnung stellt.
Die Regulierungsbehörde hatte dies mit der Begründung
akzeptiert, dass die Endkundenpreise der Deutschen

Telekom AG für Teilnehmeranschlüsse nicht kosten-
deckend kalkuliert seien und durch die Verbindungsent-
gelte quersubventioniert werden. Ob dies der Fall ist,
kann angesichts der Schwierigkeiten, die eine kosten-
orientierte Entgeltregulierung in der Praxis aufwirft
– Stichwort hier ist die zum Teil nur willkürlich mögli-
________________________

7 Vgl. dazu ausführlich Möschel, W., Europäisches Kartell-
recht in liberalisierten Wirtschaftssektoren, Wirtschaft
und Wettbewerb, Jg. 49, 1999, S. 832 ff., 841.
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che Zuordnung der Fixkosten auf Einzelleistungen –
dahingestellt bleiben. Wesentlich für die Beurteilung
der Wettbewerbswirkungen ist, dass die Entscheidung
der Regulierungsbehörde den Marktzutritt neuer An-
bieter im Ortsnetz auf der Grundlage der gemieteten
Teilnehmeranschlussleitung zwar nicht verhindert, ihn
allerdings in der Tendenz erschwert. In Anbetracht der
Preisstrukturen erfolgen Marktzutritte vor allem mit
ISDN-Anschlüssen. Bei analogen Anschlüssen sind
konkurrenzfähige Angebote nur dann möglich, wenn
der Neuanbieter die Kosten des gemieteten Teilnehmer-
anschlusses wie die Telekom über die Verbindungsent-
gelte quersubventioniert. Dies wird sich nur bei einem
hohen Gesprächsaufkommen und damit lediglich bei
einem kleineren Teil der Endkunden rechnen.

Alternative Anschlusstechnologien

27.  Neben der herkömmlichen Telefonleitung bieten
alternative Anschlusstechnologien die Möglichkeit zur
Überbrückung der so genannten letzten Meile und den
direkten Endkundenzugang. Das Wettbewerbspotential
der in Frage stehenden Technologien – Funkanbindung
(Wireless Local Loop, WLL), Stromnetz (Powerline
Communications) und Breitbandkabel – ist jedoch noch
unsicher.

Ende August 1999 hat die Regulierungsbehörde 662
WLL-Frequenzen (Punkt-zu-Mehrpunkt-Richtfunk) für
insgesamt 262 Versorgungsgebiete flächendeckend für
die gesamte Bundesrepublik Deutschland vergeben.
Frequenznehmer sind insgesamt zwölf Unternehmen,
vier davon agieren bundesweit. Die Bereitstellung dieser
Frequenzen für die Überbrückung der sogenannten
letzten Meile kann verhältnismäßig kurzfristig für eine
Intensivierung des Wettbewerbs im Ortsnetz sorgen,
dies allerdings nach Einschätzung von Experten vor-
nehmlich beim Anschluss von Geschäftskunden und
nicht bei Privatkunden. Darüber hinaus ist diese Tech-
nologie weiterhin mit technischen Problemen behaftet.
Stichworte sind hier die Notwendigkeit von Sichtver-
bindungen zwischen den Antennen, eine letztlich nur
beschränkte Kapazität an Bandbreite sowie der Um-
stand, dass der Zugang über eine Dachantenne erfolgt,
wohingegen Telefon- und Datenanschlüsse normaler-
weise im Keller eines Hauses liegen. Damit braucht ein
Teilnehmeranschlussbetreiber den Zugang zur Inhaus-
Verkabelung, die sich teilweise im Eigentum der Deut-
schen Telekom AG befindet und über die im Falle einer
angestrebten Nutzung zunächst Mietverträge abge-
schlossen werden müssen.

28.  Powerline Communications steht für die Nutzung
des Stromnetzes für Sprachtelefondienste und Daten-
transport auf der letzten Meile. Damit wird – so das
technische Konzept – jede Steckdose zu einem Kommu-
nikationsanschluss mit einer Datenübertragungsrate von
mehr als 1 Mbit/s, was gleichzeitig den schnellen Inter-
netzugang, Online-Dienste und spezifische Dienste für
Energieversorgungsunternehmen (Ablesen von Strom,
Gas und Wasser) ermöglicht. Die breite Anwendung
dieser Technologie ist gegenwärtig noch mit Unsicher-
heiten behaftet und eher von längerfristiger Perspektive.
Die weitere technische Entwicklung dürfte nicht zuletzt

davon abhängen, ob die Energieversorger weiterhin eine
Perspektive in dem Geschäftsbereich Telekommunika-
tion sehen. Angesichts des zunehmenden Wettbewerbs
bei der Stromversorgung und der damit verbundenen
Aussicht auf rückläufige Gewinne könnte die Bereit-
schaft für Investitionen in „fremde“ Geschäftsbereiche
nachlassen.

29.  Mit dem Breitbandkabelnetz, welches überwiegend
im Eigentum der Deutschen Telekom AG liegt, steht in
Deutschland eine alternative Infrastruktur mit etwa 20
Mio. angeschlossenen und weiteren etwa 6 Mio. an-
schließbaren Haushalten zur Verfügung. Von den ange-
schlossenen Haushalten kontrolliert die Telekom 17,7
Mio. Davon sind 6,1 Mio. Endkunden der Deutschen
Telekom AG, 11,6 Mio. nehmen als Endkunden anderer
Netzbetreiber Vorleistungen der Telekom in Anspruch.
Die Nutzung des Breitbandkabelnetzes für die Erbrin-
gung von Telekommunikationsdienstleistungen, ein-
schließlich der Sprachtelefonie, hängt maßgeblich da-
von ab, ob und zu welchen Bedingungen die Telekom
ihr Netz veräußert. Anlass für das Unternehmen, kon-
krete Verkaufsbemühungen aufzunehmen, war nicht
zuletzt der von der Europäischen Kommission ausge-
übte politische Druck.8 Eine rechtliche Verpflichtung
zur Veräußerung besteht allerdings nicht. Aktueller
Stand der Verkaufsbemühungen ist der: Zum 1. Januar
1999 hatte die Deutsche Telekom AG die Kabel
Deutschland GmbH gegründet und ihr das Kabelge-
schäft einschließlich der technischen Anlagen übertra-
gen. Aus ihr heraus wurden im Laufe des Jahres neun
regionale Kabelbetriebsgesellschaften gegründet, von
denen jeweils Anteile bis zu einer Gesamthöhe von
75 % minus einer Aktie zum Verkauf stehen. Das Bie-
terverfahren für die Regionalgesellschaften wurde Ende
August 1999 abgeschlossen. Nach Aussagen des Unter-
nehmens wird die Veräußerung von mindestens einer
Regionalgesellschaft bis zum Ende des Jahres ange-
strebt.

30.  Trotz dieser Perspektive ist hinsichtlich einer Nut-
zung des Kabelnetzes als alternativer Telekommunika-
tionsinfrastruktur im Teilnehmeranschlussbereich zu-
mindest vorläufig eine gewisse Skepsis angebracht. Eine
solche Nutzung erfordert erhebliche Investitionen zur
technischen Aufrüstung des Kabels. Diese wie auch die
Vermarktung des Netzes werden durch die getrennte
Eigentümerstruktur auf der Letztverteilerebene (Netz-
ebene 4) erheblich erschwert. Von Bedeutung ist auch
der Umstand, dass die Deutsche Telekom AG Minder-
heitsbeteiligungen in Höhe von 25 % plus eine Aktie an
den Regionalgesellschaften behalten will. Nach eigenen
Aussagen möchte sich die Telekom darüber den Kun-
denzugang für eigene Diensteangebote sichern und
– wie bei einer reinen Finanzanlage – an den zu erwar-
tenden Wertsteigerungen des Netzes partizipieren. Un-
geachtet dieser Absichtserklärung sind die mit einer
Minderheitsbeteiligung von 25 % plus eine Aktie ver-
bundenen Mitspracherechte wettbewerbspolitisch von
Bedeutung, geben sie doch der Telekom die Möglich-
keit, auch nach der Teilveräußerung auf die Verwen-
________________________

8 Vgl. Monopolkommission, Marktöffnung umfassend ver-
wirklichen, Hauptgutachten 1996/1997, Baden-Baden
1998, Tz. 18 ff.



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 157 – Drucksache 14/2321

dung des Kabelnetzes zum Wettbewerb in der Tele-
kommunikation Einfluss zu nehmen. Dies würde um so
mehr gelten, falls die Kontrollmöglichkeiten der Käufer
der restlichen Anteile verwässert würden.9

3.1.2 Fern- und Auslandsgespräche

31.  Verglichen mit der Entwicklung im Ortsnetz sind
die Märkte für Fern- und Auslandsgespräche durch eine
deutlich höhere Wettbewerbsintensität gekennzeichnet.

Die Anzahl der Marktzutritte ist hoch, die neuen An-
bieter konnten bereits Marktanteile in relevanten Grö-
ßenordnungen an sich ziehen, es herrscht intensiver
Preiswettbewerb.

32.  Mitte 1999 boten etwa 60 Netzbetreiber und 40 Re-
seller Fern- und Auslandsgespräche an. Bei den In-
landsferngesprächen lag ihr Marktanteil nach Umsatz
Ende des ersten Quartals 1999 bei 28,6 %, nach Ver-
bindungsminuten bei 35,3 % (vgl. Tabelle 4).

T a b e l l e  4

Umsätze und Verbindungsminuten bei Inlandsferngesprächen (außerhalb der Nahzone von 20 km)1

1998 1. Quartal 1999

DTAG2 Wettbewerber DTAG Wettbewerber

Umsätze in Mrd. DM (Marktanteil) 12,46 (89,1 %) 1,52 (10,9 %) 1,6 (71,4 %) 0,64 (28,6 %)

Verbindungsminuten in Mrd.
(Marktanteil) 45,3   (84,2 %) 8,5   (15,8 %) 9,9 (64,7 %) 5,4   (35,3 %)

1 Nicht enthalten sind Umsätze und Verbindungsminuten des Auskunftsdienstes, öffentlicher Telefonstellen, Servicenummern.
2 Angaben der Deutschen Telekom AG ohne Fakturierungsumsätze für andere Carrier.
Q u e l l e :  Eigene Berechnungen auf der Grundlage empirischer Daten aus der Marktstrukturerhebung der Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post.

Werden die mit der Deutschen Telekom AG geführten
Nahzonengespräche bis zu einer Entfernung von 20 km
dem Ferngesprächsmarkt zugerechnet10, liegt der
Marktanteil der neuen Anbieter nach den Feststellungen
des WIK um rund ein Drittel niedriger. Für das zweite
Quartal 1999 ergab sich nach dieser Abgrenzung für die
neuen Anbieter auf dem Ferngesprächsmarkt lediglich
ein Anteil von 19,4 % an den insgesamt erbrachten
Verbindungsminuten. Der Marktanteil der Telekom
verbleibt danach bei etwa 80 %.

________________________

9 Die Deutsche Telekom AG hat inzwischen die Bedingun-
gen für den Verkauf des Fernsehkabelnetzes dahingehend
geändert, dass die Investoren lediglich 35 % der jeweili-
gen regionalen Kabelgesellschaft erwerben können. Wei-
tere 40 % der Anteile sollen ohne Stimmrechte sein und
innerhalb der nächsten zwei Jahre an die Börse gebracht
werden. Bis dahin sollen sie bei der Telekom verbleiben.
Dem Erwerber des 35 %-Paketes soll per Gesellschafter-
vertrag die Kontrolle über die Kabelgesellschaft einge-
räumt werden. Vgl. Handelsblatt vom 9. November 1999
„Telekom will Kontrolle über das TV-Kabelnetz behalten“
und Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10. November
1999 „Verwirrung um Verkauf des Kabelnetzes“.

10 Vgl. dazu Tz. 20.

33.  Die größten Marktanteilsverluste musste die Deut-
sche Telekom AG bisher auf dem Markt für internatio-
nale Gespräche hinnehmen. Ende des ersten Quartals
1999 lag der relative Anteil der neuen Carrier hier nach
Umsatz bei gut 30 % und nach Verbindungsminuten
bereits bei 37,5 % (vgl. Tabelle 5). Bei einzelnen Aus-
landsmärkten dürfte dieser Anteil zum Teil noch höher
liegen. Differenziertes Zahlenmaterial liegt der Mono-
polkommission dazu allerdings nicht vor.
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T a b e l l e  5
Umsätze und Verbindungsminuten bei Auslandsgesprächen

1998 1. Quartal 1999

DTAG Wettbewerber DTAG Wettbewerber

Umsätze in Mrd. DM (Marktanteil) 4,07 (83,9 %) 0,78 (16,1 %) 0,82 (69,5 %) 0,36 (30,5 %)

Verbindungsminuten in Mrd.
(Marktanteil) 4,7   (79,7 %) 1,2   (20,3 %) 1,0   (62,5 %) 0,6   (37,5 %)

Q u e l l e :   Eigene Berechnungen auf der Grundlage empirischer Daten aus der Marktstrukturerhebung der Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post.

34.  Die Preise auf den betrachteten Märkten sind deut-
lich zurückgegangen. Ende Juni 1999 lagen die güns-
tigsten Angebote für Inlandsferngespräche zur Haupt-
verkehrszeit um bis zu 85 % niedriger als Ende 1997.11

Kostete die Ferngesprächsminute in der Hauptzeit an
Werktagen vor der Liberalisierung 60 Pfennig pro Mi-
nute, so ist diese Leistung Mitte dieses Jahres für
9 Pfennig zu erhalten. Der Verbraucherpreisindex für
Telefondienstleistungen weist im Juni 1999 für Fernge-
spräche im Inland ein um 42,1 % niedrigeres Preisni-
veau als Ende 1997 aus.12

Bei Auslandsgesprächen bestand bereits vor der Libera-
lisierung ein gewisser Preiswettbewerb durch so ge-
nannte Call-back-Dienste. Nach der Marktöffnung hat
sich dieser Trend fortgesetzt. Im Vergleich zu Ende
1997 waren Mitte 1999 Gespräche in die zehn wich-
tigsten Auslandsmärkte zwischen 47 % und 89 % güns-
tiger.13 Der Verbraucherpreisindex für Auslandsgesprä-
che ist im Zeitraum von Ende 1997 bis Mitte 1999 um
31 % zurückgegangen.14

35.  Bei einer Betrachtung der zeitlichen Entwicklung
des Wettbewerbs auf den Märkten für Fern- und Aus-
landsgespräche fällt die Geschwindigkeit auf, in der die
Deutsche Telekom AG Marktanteile an die neuen An-
bieter abgeben musste und in der es zu Preisanpassun-
gen kam. Dies könnte als Ausdruck eines besonders in-
tensiven Wettbewerbs gedeutet werden, welcher die do-
minierende Marktstellung der Telekom rasch und
zunehmend relativiert. Nach Auffassung der Monopol-
kommission ist eine solche Interpretation nicht
zwangsläufig. Die Telekom hat bis zum Herbst 1998 auf
den Wettbewerb der Neuanbieter nicht reagiert. Erst als
es im letzten Quartal 1998 zu einem vergleichsweise
drastischen Einbruch der Preise und damit auch der
Marktanteile kam, änderte die Telekom ihre Strategie
und reduzierte ihrerseits die Preise. In der Folge konnte
________________________

11 Vgl. Regulierungsbehörde für Telekommunikation und
Post, Telekommunikations- und Postmarkt im Jahre 1999,
a. a. O., S. 8 ff.

12 Vgl. Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreise für Tele-
fondienstleistungen, zitiert nach Regulierungsbehörde für
Telekommunikation und Post, Telekommunikations- und
Postmarkt im Jahre 1999, a. a. O., S. 10.

13 Vgl. Ebenda, S. 9.
14 Der Verbraucherpreisindex für Auslandsgespräche erfasst

nur die Tarife der Deutschen Telekom AG. Bei Inlands-
ferngesprächen gehen seit Januar 1999 die Preise der
neuen Telefongesellschaften mit einem Gewicht von 30 %
in die Berechnung des Index ein.

sie, obwohl ihre Entgelte immer noch höher als die der
Konkurrenten waren, den weiteren Verlust von Markt-
anteilen stoppen oder zumindest spürbar verlangsamen.
Die Vermutung liegt nahe, dass die Marktanteilsverluste
der Telekom in engeren Grenzen zu halten gewesen wä-
ren, hätte das Unternehmen früher auf den Preiswettbe-
werb der Newcomer reagiert.

36.  Der entstandene Wettbewerb bei Fern- und Aus-
landsgesprächen ist nach Auffassung der Monopol-
kommission vor allem auf die grundlegenden regulatori-
schen Weichenstellungen des Telekommunikationsge-
setzes und die frühzeitige Entscheidung des Regulierers
über die Zusammenschaltungsentgelte zurückzuführen.
Namentlich sind drei Ursachen zu benennen:

– Die Regelungen des Telekommunikationsgesetzes
zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl erleichtern
den Anbieterwechsel.

– Die Regelungen des Telekommunikationsgesetzes
zur Zusammenschaltung und zum Netzzugang er-
möglichen alternativen Carriern den vergleichsweise
einfachen Marktzutritt.

– Die Entscheidung des Regulierers für kostenorien-
tierte Zusammenschaltungsentgelte war eine Vor-
aussetzung für den intensiven Preiswettbewerb.

Verbindungsnetzbetreiberauswahl

37.  Die Regelungen des Telekommunikationsgesetzes
zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl (Carrier-Selec-
tion) relativieren die vertikalen Integrationsvorteile, die
die Deutsche Telekom AG bei dem Angebot von Tele-
fondienstleistungen durch ihren flächendeckenden Zu-
gang zu Teilnehmeranschlüssen hat. Sie ermöglichen es
dem Kunden, Fern- und Auslandsgespräche mit anderen
Telefondienstanbietern zu führen, ohne den Betreiber
des Teilnehmeranschlusses wechseln zu müssen. Mög-
lich sind drei Formen des Anbieterwechsels:

– Offenes (echtes) Call-by-Call, bei dem der Carrier
ohne Registrierung oder Voranmeldung lediglich
durch die Vorwahl einer Netzbetreiberkennzahl aus-
gesucht wird. Die Rechnungsstellung und das Inkas-
so für solche Gespräche werden von der Deutschen
Telekom AG durchgeführt.

– Geschlossenes Call-by-Call, bei dem eine vorherige
Registrierung des Kunden erforderlich ist. Der Netz-
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betreiber wird sodann wie bei offenem Call-by-Call
durch die Vorwahl der Netzbetreiberkennzahl ange-
wählt. Die Rechnungsstellung erfolgt durch den
Call-by-Call-Anbieter.

– Dauerhafte Voreinstellung (Preselection), bei dem
der Nutzer auf der Grundlage einer längerfristigen
Vertragsbeziehung auf die Netzbetreiberkennzahl
eines Carriers fest voreingestellt wird. Sämtliche
Fern- und Auslandsgespräche werden sodann über
diesen Carrier abgewickelt, der auch die Rechnungs-
stellung übernimmt.

38.  Marktzutritte zu Beginn der Liberalisierung er-
folgten vor allem auf der Grundlage von offenem Call-
by-Call. Insbesondere bei den Privatkunden war und ist
festzustellen, dass die Nutzer jede Form von Voranmel-
dung oder Registrierung eher meiden. Typischerweise
bleiben sie Kunden der Deutschen Telekom AG und
führen nur fallweise, aber offenbar mit zunehmender
Konsequenz, Fern- und Auslandsgespräche über andere
Carrier. Anders ist dies bei Geschäftskunden. Sie ten-
dieren eher zu Preselection und damit zu einer festen
Anbieterbindung. Exakte Zahlen über die Verteilung
des Gesprächsaufkommens nach der Art der Verbin-
dungsnetzbetreiberauswahl liegen nicht vor. Nach
Schätzungen der Boston Consulting Group lag der An-
teil von Call-by-Call an den insgesamt von Wettbewer-
bern erbrachten Verbindungsminuten Ende 1998 bei
über 90 %.15 Die Regulierungsbehörde nennt für 1998
einen Anteil von 62 %, der im ersten Quartal 1999 auf
57 % zurückgegangen sei. Unabhängig von genauen
Zahlen gilt in der Tendenz, dass die überwiegende Zahl
der Privatkunden Call-by-Call nutzt und Preselection
eher für Geschäftskunden typisch ist.

Zusammenschaltung

39.  Das TKG verpflichtet alle Betreiber öffentlicher
Telekommunikationsnetze zur Zusammenschaltung
(Interconnection). Darüber hinaus ist die Deutsche Te-
lekom AG als marktbeherrschender Betreiber eines Te-
lekommunikationsnetzes dazu verpflichtet, anderen
Nutzern Zugang zu ihrem Telekommunikationsnetz
oder zu Teilen desselben zu gewähren. Auf dieser regu-
latorischen Grundlage können Neuanbieter den Zutritt
auf die Märkte für Fern- und Auslandsgespräche ver-
gleichsweise leicht realisieren. Von Bedeutung ist insbe-
sondere, dass das Ausmaß von Investitionen in Netz-
infrastruktur und damit der Umfang so genannter ver-
sunkener Kosten des Marktzutritts im Fernverkehr ge-
ring bleiben. Die Regulierungsbehörde hat im Dezember
1998 definiert, dass ein öffentliches Telekommunikati-
onsnetz aus mindestens drei Übertragungswegen und
einer Vermittlungseinrichtung besteht.16 Die Betreiber
solcher Netze sind zur Zusammenschaltung zu kosten-
orientierten Preisen berechtigt. Grundsätzlich reicht
________________________

15 Vgl. The Boston Consulting Group, Telekommunikati-
onswettbewerb in Deutschland: Start in die zweite Phase.
Erfahrungen und Prognosen nach einem Jahr Liberalisie-
rung im Festnetz, München und Düsseldorf, 16. Dezember
1998, S. 13 f.

16 Vgl. Regulierungsbehörde für Telekommunikation und
Post, Eckpunkte vom 15. Dezember 1998.

damit ein Ort der Zusammenschaltung aus, um überall
in Deutschland Fern- und Auslandsgespräche anbieten
zu können. Erst ab einem bestimmten Gesprächsauf-
kommen, welches ein Zusammenschlussberechtigter in
einem Grundeinzugsbereich des Verbindungsnetzes der
Deutschen Telekom AG verursacht, tritt die so genannte
Migrationspflicht ein. Danach hat der Netzbetreiber ei-
nen weiteren Ort der Zusammenschaltung einzurich-
ten.17 Die erforderlichen Übertragungswege können zu-
dem aus Mietleitungen bestehen.

Kostenorientierte Zusammenschaltungsentgelte

40.  Eine der wichtigsten Entscheidungen der Regulie-
rungsbehörde für die bisherige Wettbewerbsentwicklung
bei Fern- und Auslandsgesprächen betrifft die Entgelte
für Zusammenschaltungsleistungen. Sie unterliegen der
Ex-ante-Regulierung. Maßstab sind die Kosten der effi-
zienten Leistungsbereitstellung. Die bis Ende 1999 gel-
tenden Zusammenschaltungsentgelte wurden noch vom
damaligen Bundesminister für Post und Telekommuni-
kation festgelegt. Grundlage war ein internationaler Ta-
rifvergleich, in den insgesamt zehn Länder einbezogen
waren. Die Entscheidung des Regulierers – über ver-
schiedene Entfernungs- und Zeitzonen wurde ein
Durchschnittsentgelt von 2,7 Pfennig pro Minute festge-
setzt – war umstritten. Aus Sicht der Deutschen Tele-
kom AG wurden zu niedrige, aus Sicht der Wettbewer-
ber zu hohe Entgelte festgesetzt. Die Monopolkommis-
sion hatte in ihrem Hauptgutachten, wie zuvor bereits
das Bundeskartellamt, die Methode zur Ermittlung der
Zusammenschaltungsentgelte kritisiert.18 Anstelle eines
strukturell möglichst ähnlichen Vergleichsmarktes mit
minimalen Interconnectiontarifen, orientierte sich das
Ministerium an einer Durchschnittsbetrachtung. Ten-
denziell führte dies zu überhöhten Entgelten. In der
Anfangsphase des Wettbewerbs blieb dies ohne Folgen.
Entscheidend war, dass die festgesetzten Interconnec-
tionentgelte auf Seiten der Wettbewerber Spielraum für
Preiswettbewerb mit der Deutschen Telekom AG ließen.
Wäre es den Newcomern wegen höherer Zusammen-
schaltungsentgelte nicht möglich gewesen, die Preise
der Telekom deutlich zu unterbieten, hätte es für die
Verbraucher kaum Argumente gegeben, den Fernge-
sprächsanbieter zu wechseln. Seitdem der Marktführer
den Preisabstand zu seinen Konkurrenten verringert hat,
fällt es selbst den inzwischen etablierten Neuanbietern
zunehmend schwerer, Marktpositionen zu behaupten
oder auszubauen. Der Spielraum für weiteren Wettbe-
werb wird enger, je weiter sich Endkundenpreise und
Zusammenschaltungsentgelte annähern.

________________________

17 Vgl. Regulierungsbehörde für Telekommunikation und
Post, Zusammenschaltungsanordnungen AugustaKom
GmbH und EconoPhone GmbH, in: Multimedia und
Recht, Jg. 2, 1999, S. 429–440.

18 Vgl. Monopolkommission, Marktöffnung umfassend ver-
wirklichen, a. a. O., Tz. 27 f.
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3.2 Vorleistungen für das Angebot von 
Sprachtelefondienst

3.2.1 Zusammenschaltungsleistungen

41.  Je nachdem, auf welcher Netzebene Zusammen-
schaltungsleistungen erbracht werden, ist zwischen lo-
kaler, regionaler und nationaler Zusammenschaltung
(Zuführung und Terminierung) zu unterscheiden. Die
zu erbringende physische Leistung besteht darin, einen
Nutzkanal mit einer Übertragungsbreite von 64 KBit/s
zwischen Anschluss und Netzübergabepunkt aufzubau-
en und ihn für die Dauer der Verbindung aufrecht zu
erhalten.19 Bei lokalen Zuführungs- und Terminie-
rungsleistungen liegt der Netzübergabepunkt bei einer
Teilnehmervermittlungsstelle. Die Zusammenschaltung
ermöglicht den Zugang zu allen angeschlossenen Teil-
nehmeranschlüssen. Bei regionaler Zusammenschaltung
erfolgt die Übergabe des Gesprächs bei einer Weitver-
mittlungsstelle. Dort werden alle Verbindungen eines
Großraumes gebündelt. Das Netz der Deutschen Tele-
kom AG umfasst 294 solcher Großräume (Standardein-
zugsbereiche). Bei nationaler Zuführung bzw. Terminie-
rung liegt der Netzübergabepunkt bei einem der Ver-
bindungspunkte der insgesamt 23 Grundeinzugsbe-
reiche des Telefonnetzes.
42.  Nachfrager von Zusammenschaltungsleistungen
sind alle Telekommunikationsnetzbetreiber, die Sprach-
telefondienst am Markt anbieten. Dazu zählt auch die
Deutsche Telekom AG, die lokale Zuführungs- und
Terminierungsleistungen nachfragt, wenn sie die Ver-
bindung zu einem Endkunden herstellt, dessen Teil-
nehmeranschluss von einem alternativen Carrier bereit-
gestellt wird.
43.  Anbieter von lokalen Zuführungs- oder Terminie-
rungsleistungen sind sämtliche marktaktiven Teilneh-
mernetzbetreiber. Faktisch ist die Deutsche Telekom
AG jedoch nahezu Alleinanbieter auf diesen Märkten,
da die Wettbewerber im Privatkundenbereich erst in ei-
nem geringen Umfang eigene Teilnehmer angeschlos-
sen haben (0,3 % aller Teilnehmer im Jahr 1998). In
diesem Zusammenhang ist einschränkend zu bedenken,
dass a priori jeder Teilnehmernetzbetreiber Monopolist
für das Angebot lokaler Zuführungs- und Terminie-
rungsleistungen ist. Damit bleibt Wettbewerb auf den
Märkten für lokale Zusammenschaltungsleistungen
grundsätzlich ausgeschlossen.
44.  Anbieter von regionalen und nationalen Zusam-
menschaltungsleistungen sind alle Verbindungsnetz-
betreiber. Grundsätzlich können Zuführungs- und Ter-
minierungsleistungen auf diesen Ebenen auch dann an-
geboten werden, wenn der Netzbetreiber nicht über den
unmittelbaren Zugang zu dem anrufenden bzw. ange-
rufenen Teilnehmer verfügt. Im Falle der regiona-
len/nationalen Terminierung komplettieren solche An-

________________________

19 Vgl. Schmidt, F., Gonzáles López, F., Hackbarth, K., Cu-
ardra, A., Ein analytisches Kostenmodell für das nationale
Verbindungsnetz – Referenzdokument, erstellt durch das
WIK im Auftrag der Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation und Post, Bad Honnef 1999.

bieter ihre Leistung, indem sie die lokale bzw. regionale
Terminierung über Zusammenschaltungsverträge mit
der Deutschen Telekom AG und gegebenenfalls anderen
Teilnehmernetzbetreibern beziehen. Im Falle regiona-
ler/nationaler Zuführung ist vorstellbar, dass Fernge-
sprächsanbieter eine solche Leistung für andere Fernge-
sprächsteilnehmer erbringen, indem die lokale Zufüh-
rung wiederum von der Deutschen Telekom AG bzw.
einem anderen Teilnehmernetzbetreiber erbracht wird.
In jedem Fall gilt, dass Zusammenschaltung Wettbe-
werb sowohl bei regionaler/nationaler Terminierung als
auch Zuführung möglich macht. Bisher ist es dazu je-
doch nur in Ansätzen gekommen. Auf den Märkten für
regionale und nationale Zuführung ist die Deutsche Te-
lekom AG nach Einschätzung des WIK nahezu Allein-
anbieter. Dasselbe gilt für die regionale Terminierung.
Alternative Angebote existieren für nationale Terminie-
rung. Insbesondere Unternehmen, die bereits über um-
fängliche eigene Fernnetze verfügen, weiten ihr Ange-
bot in diesem Bereich aus. Als Motiv für Netzinvestitio-
nen steht bei ihnen allerdings weniger das Interconnec-
tiongeschäft als vielmehr der Gesprächsverkehr der ei-
genen Kunden im Vordergrund.

45.  Für die zukünftige Entwicklung der Märkte für Zu-
sammenschaltungsleistungen ist zu erwarten, dass der
Bedarf an lokaler und regionaler Zuführung und Termi-
nierung zunimmt, während das Marktvolumen insbe-
sondere bei nationaler Terminierung abnimmt. Mit dem
Aufbau eigener Netze substituieren die neuen Carrier
den Bezug von Zusammenschaltungsleistungen. Ein
Netzbetreiber fragt keine nationalen Zusammenschal-
tungsleistungen mehr nach, wenn er in allen 23 Grund-
einzugsbereichen Zusammenschaltungspunkte (Points
of Interconnection, POI) mit dem Netz der Deutschen
Telekom AG besitzt. Legt man die Netzausbauplanung
der Wettbewerber Ende des Jahres 1998 zugrunde, wer-
den dies Ende 1999 insgesamt 13 Unternehmen sein
(vgl. Tabelle 6).

46.  Um zusätzlich regionale Zusammenschaltungen
durch Eigenrealisierung zu ersetzen, sind 294 POI in
allen Standardeinzugsbereichen des Netzes der Telekom
notwendig. Bislang scheint nur Mannesmann Arcor ei-
ne entsprechende Netzverdichtung anzustreben. Gleich-
wohl haben im Verlauf des Jahres 1999 die Bemühun-
gen der Wettbewerber um den Auf- und Ausbau der ei-
genen Netze deutlich zugenommen. Einer der größten
alternativen Netzbetreiber ist inzwischen die Regio-Net,
eine Netzkooperation der sechs führenden Regionalcar-
rier Isis Multimedia Net, Tesion, Hanse-Net, EWE-Tel,
NetColgne und VEW Telnet, die über ein Netz mit einer
Gesamtlänge von 35000 km verfügt. Grundsätzlich
nicht durch Eigenproduktion zu ersetzen sind die loka-
len Zuführungs- und Terminierungsleistungen, da diese
ausschließlich durch die Teilnehmeranschlussbetreiber
erbracht werden können.
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T a b e l l e  6

Anzahl der Zusammenschaltungspunkte mit dem
Netz der Deutschen Telekom AG 1998 und 19991

Netzbetreiber Zahl der
Zusammenschaltungspunkte

Ende 1998 Ende 19991

Mannesmann Arcor 87 294
o.tel.o 30 n. a.
MobilCom 22   30
TelDaFax 15   24
WorldCom 12   23
VIAG Interkom 11   23
Colt 10   23
RSL Com 10   23
Esprit   9   13
Interoute   9   23
TelePassport   9   23
Star Telecom   8   13
Talkline   8   23
Tele2   6   40
Viatel   5   40
EWE Tel   3     4
KDD Conos   2   40
WestCom   1     8
ACC   1     8
First Telecom   0     8

1 Stand der Planungen Ende 1998
Q u e l l e : Telecom Handel, 25–26/98 vom 11. Dezember 1998, S. 20;

zitiert nach WIK

3.2.2 Inkasso

47.  Neben den Zusammenschaltungsleistungen bezie-
hen die neuen Telefondienstanbieter weitere, damit in
Zusammenhang stehende Leistungen. So übernimmt die
Deutsche Telekom AG für sie die Rechnungsstellung
und das Inkasso für Call-by-Call-Gespräche. Ohne diese
Vorleistung, zu deren Erbringung die Telekom nach ei-
gener Einschätzung nicht verpflichtet ist, wäre offenes
Call-by-Call als Angebotsform der Festnetztelefonie
nicht denkbar. Bei der Marktöffnung Anfang 1998 hatte
die Deutsche Telekom AG mit allen Call-by-Call-
Anbietern kombinierte Faktorierungs- und Inkassover-
träge geschlossen. Einerseits wurde damit den Newco-
mern der Einstieg in den Wettbewerb erleichtert, ande-
rerseits waren und sind damit für die Telekom auch
Vorteile verbunden. Sie behielt das Monopol auf den
alleinigen Kundenkontakt – die Anbieter von offenem
Call-by-Call verfügen über keinerlei eigene Kunden-
kontakte – und erhielt einen Informationsvorsprung ge-
genüber ihren Wettbewerbern, indem sie wie kein ande-
res Unternehmen die Gesprächspraktiken der Kunden
und die Angebote ihrer Konkurrenten überschaut.

48.  Diese Vorteile bleiben erhalten, wenn die Deutsche
Telekom AG, wie angekündigt, ab April des Jahres
2000 zwar die Fakturierung weiterführt, das Inkasso für
ihre Wettbewerber aber einstellt.20 Stattdessen soll auf
der Telekom-Rechnung die Kontoverbindung jedes
Call-by-Call-Anbieters angegeben werden, der in An-
spruch genommenen wurde. Für die Einziehung der
Beträge hätten diese dann selbst zu sorgen. Die notwen-
digen Kundendaten müsste ihnen die Telekom zur
Verfügung stellen. Bei diesem Vorschlag bleibt unklar,
ob die Kunden ihre Überweisung auch weiterhin in ei-
nem Gesamtbetrag an die Deutsche Telekom leisten
können oder ob sie in jedem Fall Einzelüberweisungen
vornehmen bzw. eine größere Anzahl von Kontoein-
zugsermächtigungen erteilen müssen.

Zuvor hatte die Telekom bereits eine veränderte Ent-
geltstruktur für die Durchführung von Fakturierung und
Inkasso angekündigt. Bisher zahlen die Wettbewerber
dafür 4,5 % des abgerechneten Umsatzes zuzüglich 0,7
Pfennig pro Geschäftsvorfall. Ab April 2000 soll ein
vom Verrechnungsumsatz unabhängiger Mindestpreis
von 0,80 DM erhoben werden. Für den Großteil der
Wettbewerber hätte dies eine Verteuerung des Inkasso
und damit erhöhte Vorleistungskosten zur Folge.21 Vor
diesem Hintergrund haben die Wettbewerber bereits die
Überprüfung der neuen Entgelte durch die Regulie-
rungsbehörde beantragt.

3.2.3 Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung

49.  Gegenwärtig und bis auf weiteres verfügt aus-
schließlich die Deutsche Telekom AG über ein flächen-
deckendes drahtgebundenes Teilnehmeranschlussnetz.
Daran waren Mitte des Jahres 1999 mehr als 47 Mio.
Teilnehmer angeschlossen. Andere Unternehmen betrei-
ben im Vergleich dazu nur wenige eigene Teilnehmer-
anschlussleitungen, die zudem auch nicht vermietet
werden. Es kann deshalb von einem Markt für drahtge-
bundene Netzzugangsdienstleistungen im Teilnehmer-
anschlussbereich ausgegangen werden, auf dem die
Deutsche Telekom AG Alleinanbieter ist. Nach § 35
Abs. 1 TKG ist sie als marktbeherrschende Betreiberin
eines Telekommunikationsnetzes, die Telekommunika-
tionsdienstleistungen für die Öffentlichkeit anbietet,
verpflichtet, anderen Nutzern den Zugang zu ihrem
Netz oder Teilen davon zu ermöglichen. Diese Ver-
pflichtung betrifft sowohl den „gebündelten“ als auch
den „entbündelten“ Zugang. Der „entbündelte“ Zugang
umfasst die Leitung vom Hauptverteiler bis zum Teil-
nehmeranschluss ohne vorgeschaltete Übertragungs-
technik. Ein „gebündelter“ Zugang umfasst darüber
hinaus die eingesetzten vorgeschalteten übertragungs-
technischen Systeme.

________________________

20 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 22. Oktober 1999 „Tele-
kom beendet Fremdinkasso“.

21 Nach Angaben des Verbandes der Anbieter von Telekom-
munikations- und Mehrwertdiensten führt der Mindest-
preis erst ab einer Call-by-Call-Rechnung von knapp
18,00 DM pro Monat nicht zu Mehrkosten. 70 % der Call-
by-Call-Rechnungen, die die Deutsche Telekom AG für
andere Telefondienstanbieter abrechnet, liegen jedoch
unterhalb von 10,00 DM.
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50.  Nachfrager der Leistung sind andere Netzbetreiber,
die ihren Endkunden Teilnehmeranschlüsse und Ortsge-
spräche anbieten wollen. Sie fragen bevorzugt den ent-
bündelten Netzzugang nach. Die Entgelte für diese
Leistung wurden von der Regulierungsbehörde nach ei-
ner langwierigen Auseinandersetzung mit der Telekom
Anfang Februar 1999 festgesetzt.22 Mit Stand vom
27. Oktober 1999 hat die Deutsche Telekom AG mit 55
Unternehmen Verträge über die Nutzung der Teilneh-
meranschlussleitung abgeschlossen.

3.2.4 Mietleitungen

51.  Netzbetreiber können anstelle eigener Übertra-
gungswege zum Aufbau von Netzinfrastrukturen Miet-
leitungen verwenden. Gemeint sind damit Übertra-
gungswege, die zwei Anschlussstellen dauerhaft mitein-
ander verbinden. Im Unterschied zur Zusammenschal-
tung wird eine Mietleitung nur einem einzigen Nach-
frager zur Nutzung überlassen, so dass darüber nur des-
sen Verkehr geführt wird. Die Märkte für Mietleitungen
können nach verschiedenen Kriterien abgegrenzt wer-
den. Von Bedeutung sind die Nutzergruppe und die
Übertragungskapazität. Mietleitungen werden entweder
von Netzbetreibern oder von Geschäftskunden ange-
mietet. Netzbetreiber beschränken ihre Nachfrage in al-
ler Regel auf digitale Leitungen mit einer Übertra-
gungskapazität von mehr als 64 KBit/s.

52.  Anbieter von Mietleitungen müssen eine Übertra-
gungswegelizenz der Klasse 3 besitzen. Jeder Inhaber
einer solchen Lizenz ist potentieller Anbieter von Miet-
leitungen. Allerdings ist nur ein kleiner Teil der Li-
zenzinhaber tatsächlich mit einem Angebot auf dem
Markt. Dabei hat die Deutsche Telekom AG aufgrund
ihrer Infrastrukturdominanz und ihrer Präsenz im Orts-
netz erhebliche Wettbewerbsvorteile. Sie ist als nahezu
einziger Anbieter in der Lage, ihren Kunden End-to-
End-Verbindungen anzubieten. Wettbewerber können
diese Leistung nur dann End-to-End anbieten, wenn sie
fehlende Verbindungen wiederum bei der Telekom
mieten.

53.  Die Monopolkommission geht davon aus, dass die
Deutsche Telekom AG in allen Segmenten des Mietlei-
tungsmarktes weiterhin marktbeherrschend ist. Nach
Angaben der Regulierungsbehörde liegt der Marktanteil
alternativer Netzbetreiber bei Mietleitungen bis zu einer
Übertragungskapazität von bis zu 2 Mbit/s noch deut-
lich unterhalb von 10 %. Bei Leitungen größerer Kapa-
zität werden allerdings höhere Marktanteile von bis zu
50 % erreicht. Ob die beherrschende Stellung der Deut-
schen Telekom AG damit in diesem Segment des Miet-
leitungsmarktes bereits in Frage steht, kann die Mono-
polkommission auf der Grundlage des ihr zur Verfü-
gung stehenden Datenmaterials nicht abschließend
entscheiden.

________________________

22 Vgl. Tz. 25 f.

4. Wettbewerbspolitische Folgerungen

4.1 Funktionsfähiger Wettbewerb?

54.  Der Liberalisierungsansatz des Telekommunikati-
onsgesetzes sieht vor, den Übergang von einem staatlich
legitimierten Monopol zum Wettbewerb durch Regulie-
rung zu gestalten. Das Gesetz formuliert als Ziel die Si-
cherstellung funktionsfähigen Wettbewerbs. Dies ist ein
strukturell gesicherter Wettbewerb, der auch dann fort-
besteht, wenn die wettbewerbsgestaltende Regulierung
zurückgeführt wird.

Sprechen die bisherigen Entwicklungen auf den Märk-
ten der Festnetztelefonie dafür, dass ein sich selbst tra-
gender funktionsfähiger Wettbewerb bereits erreicht ist
oder in absehbarer Zeit erreicht wird? Diese Frage ist
für die verschiedenen Märkte der Festnetztelefonie je-
weils gesondert zu untersuchen.

55.  Bei Ortsgesprächen und der Bereitstellung des
Teilnehmeranschlusses ist bisher kein nennenswerter
Wettbewerb entstanden und wird nach Auffassung der
Monopolkommission auch in absehbarer Zeit nicht ent-
stehen. Die bereits früher vertretene These einer weitge-
henden Unangreifbarkeit des Monopols im Ortsnetz
wird durch die Marktentwicklungen in den ersten zwei
Wettbewerbsjahren bestätigt.23 Bis heute verfügt die
Deutsche Telekom AG im Ortsnetz über ein nahezu un-
angefochtenes Infrastrukturmonopol und eine weit über-
ragende Marktstellung bei den Ortsgesprächen. Alter-
native Angebote im Ortsnetz sind allenfalls in Ballungs-
räumen und dort vor allem für Geschäftskunden
anzutreffen. Angebote im Privatkundensegment sind
weiterhin die Ausnahme. Wenn Preiswettbewerb statt-
findet, dann ebenfalls nur bei Geschäftskunden. Selbst
in Regionen mit vergleichsweise starken Regionalnetz-
betreibern wie in Köln bleiben die Marktanteile der
neuen Wettbewerber bei einer Größenordnung von etwa
5 % sehr gering.

56.  Marktzutritte alternativer Carrier im Ortsnetz sind
am ehesten über die Netzinfrastruktur der Deutschen
Telekom AG zu erwarten. Hier gab es über eine längere
Zeit Unsicherheiten über den endgültigen Preis, den die
Wettbewerber für den entbündelten Zugang zur Teil-
nehmeranschlussleitung zahlen müssen. Der im Februar
1999 von der Regulierungsbehörde festgesetzte Preis
liegt höher als der Preis, den die Endkunden der Tele-
kom für den Teilnehmeranschluss zahlen. Dies führt
dazu, dass alternative Angebote für Teilnehmeran-
schlüsse und Ortsgespräche auf umsatzstarke Kunden-
potentiale beschränkt bleiben.

57.  Mittel- und langfristig sind Wettbewerbsimpulse im
Ortsnetz von alternativen Anschlusstechnologien, wie
der funkgestützten Anbindung der letzten Meile, der
Nutzung von Stromleitungen oder dem Zugang über das
Fernsehkabelnetz, zu erwarten. Wirksamer potentieller
Wettbewerb geht davon gegenwärtig jedoch nicht aus,
da die technischen und ökonomischen Perspektiven die-
ser Technologien noch unsicher sind. Selbst die bereits
________________________

23 Vgl. Monopolkommission, Marktöffnung umfassend ver-
wirklichen, a. a. O., Tz. 19.



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 163 – Drucksache 14/2321

vorhandene alternative Infrastruktur, das Breitbandka-
belnetz, ist zunächst mit einem erheblichen Kosten- und
Zeitaufwand aufzurüsten, um als Telekommunikations-
netz genutzt werden zu können. Darüber hinaus ist kei-
nesfalls sicher, ob das Breitbandkabel überhaupt für das
Angebot von Sprachtelefondiensten im Wettbewerb mit
der Festnetztelefonie genutzt werden wird.

58.  Die These einer weitgehenden Unangreifbarkeit des
Monopols im Ortsnetz wird darüber hinaus durch Er-
fahrungen in anderen Ländern bestätigt. In den USA hat
die mit dem Telekommunikationsgesetz von 1996 er-
folgte Liberalisierung der Ortsnetze bislang nicht zu
dem gewünschten Wettbewerb geführt. Weder das Ver-
sprechen an die regionalen Telefongesellschaften, die so
genannten „Baby Bells“ (Regional Bell Operating Com-
panies), sie dürften in ihrem Gebiet im Fernverkehrsge-
schäft tätig werden, wenn sie die lokalen Märkte für den
Wettbewerb öffnen, noch die Beseitigung der Schranken
zwischen dem Kabelfernsehmarkt und dem Telefon-
dienstmarkt haben insofern Wirkung gezeigt. Dement-
sprechend hat die amerikanische Aufsichtsbehörde über
die Telekommunikationsmärkte, die Federal Communi-
cations Commission (FCC), noch keiner regionalen Te-
lefongesellschaft erlaubt, in ihrem angestammten Gebiet
Ferngespräche anzubieten.

Auch in Großbritannien hat die Öffnung des Ortsnetzes
zu keinem durchgreifenden Wettbewerb geführt. Zwar
bieten eine Reihe von Kabelnetzbetreibern Teilnehmer-
anschlüsse und Ortsgespräche an, ihre Markterfolge
bleiben allerdings begrenzt. Obwohl bereits Anfang
1998 45 % der britischen Haushalte zwischen drei und
mehr Anbietern von Teilnehmeranschlüssen wählen
konnten, verblieb der Marktanteil von British Telecom
im Anschlussbereich bei knapp 87 % und bei den Orts-
gesprächen in der Größenordnung von etwa 86 %.24

59.  Auf den Märkten für Fern- und Auslandsgespräche
ist nach Auffassung der Monopolkommission bisher
ebenfalls kein funktionsfähiger Wettbewerb erreicht.
Zwar ist die Wettbewerbsintensität hier deutlich höher
als im Ortsnetz, dies allerdings vor allem als Folge der
Regulierung. Entscheidend für die Existenz funktions-
fähigen Wettbewerbs ist, dass dieser strukturell gesi-
chert ist. Das ist bisher nicht der Fall. Dafür sprechen
folgende Argumente:

• Trotz der Marktanteilsverluste, welche die Deutsche
Telekom AG vor allem in der Anfangsphase des
Wettbewerbs hinnehmen musste, bleibt ihre Markt-
stellung mit 65 % nach Verbindungsminuten bei den
Ferngesprächen (bei einer Zurechnung der Nahver-
kehrsgespräche bis 20 km sogar etwa 80 %) und mit
62,5 % bei den Auslandsgesprächen sowie entspre-
chend höheren Anteilen nach Umsätzen außeror-
dentlich stark. Die Vermutungskriterien, die das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen für das
Vorliegen einer marktbeherrschenden Stellung
nennt (§ 19 GWB), sind damit erfüllt. Über die reine
Marktanteilsbetrachtung hinaus, sprechen auch an-

________________________

24 Vgl. Neu, W. u. a., Ergebnisse und Perspektiven der Tele-
kommunikationsliberalisierung in ausgewählten Ländern,
Wissenschaftliches Institut für Kommunikationsdienste,
Diskussionsbeitrag Nr. 193, Bad Honnef, April 1999.

dere Kriterien – die Finanzkraft, der Zugang zu den
Beschaffungs- und Absatzmärkten, die Verflechtun-
gen mit anderen Unternehmen – für eine marktbe-
herrschende Stellung der Telekom auf den Märkten
für Fern- und Auslandsgespräche. Diese wird noch
verstärkt durch die allumfassende Präsenz und die
dominierende Stellung der Telekom auf sämtlichen
Vorleistungs- und Endkundenmärkten.

• Die Marktanteilsgewinne der Newcomer und der
Preisverfall bei Fern- und Auslandsgesprächen sind
nach Auffassung der Monopolkommission noch kein
ausreichender Beleg für einen funktionsfähigen
Wettbewerb. Die teilweise deutlichen Preissenkun-
gen sind vor allem auch eine Folge des hohen Aus-
gangsniveaus der Ferngesprächsgebühren in
Deutschland. Auf dem gegenwärtigen Niveau der
Entgelte sind wegen der Kosten notwendiger Vor-
leistungen umfangreiche weitere Preissenkungen
nicht mehr zu erwarten, und der Preiswettbewerb
wird nicht zu weiteren Marktanteilsverlusten der
Deutschen Telekom AG führen. Deren Marktan-
teilsverluste sind vor allem im ersten Wettbewerbs-
jahr entstanden. Seitdem die Telekom ihrerseits mit
Preissenkungen reagiert hat, kontrolliert sie das
Marktgeschehen, dies, obwohl sie in ihren Preisen
fast durchweg über den Wettbewerbern liegt. Die
Umsatzeinbußen, die der Marktführer gegenwärtig
auf den Märkten für Fern- und Auslandsgespräche
hinnehmen muss, sind Folge der drastischen Preis-
senkungen im Januar und April dieses Jahres. Sie
sind nicht auf Mengenverluste zurückzuführen.

• Die Deutsche Telekom AG gewinnt ferner einen Teil
der Umsätze, die sie auf den Endkundenmärkten an
die Wettbewerber verliert, auf den Vorleistungs-
märkten zurück. Dies relativiert das Ausmaß und die
Bedeutung ihrer Marktanteilsverluste. Nach Fest-
stellungen der Regulierungsbehörde flossen im ers-
ten Quartal 1999 etwa 50 % der Ferngesprächserlöse
alternativer Carrier als Entgelte für Zusammen-
schaltungsleistungen an die Telekom zurück. Hinzu
kommen Zahlungen für die Miete von Kollokations-
räumen, die Bereitstellung von Teilnehmeranschlüs-
sen, Mietleitungen oder das Inkasso bei Call-by-
Call-Angeboten. Damit dürften weiterhin mindes-
tens 90 % der Ferngesprächserlöse an den Marktfüh-
rer fließen.

• Die bisherigen Markterfolge der neuen Anbieter auf
dem Ferngesprächsmarkt basieren vor allem auf
Call-by-Call-Angeboten. Dabei entsteht keine Kun-
denbindung, sondern eine zusätzliche Abhängigkeit
von der Deutschen Telekom AG, die die Fakturie-
rung und das Inkasso für diese Leistungen durch-
führt. Nachfrager von Call-by-Call-Leistungen blei-
ben Kunden der Telekom. Es ist damit zu rechnen,
dass sie spätestens dann, wenn die Preisvorteile auf
Seiten der neuen Anbieter entfallen, zur Telekom
zurückkehren. In diesem Zusammenhang sei ange-
merkt, dass die Durchführung des Inkasso der Tele-
kom detaillierte Marktinformationen liefert, die sie
im Wettbewerb zu ihrem Vorteil nutzen kann. Dies
betrifft sowohl die Fähigkeit, einzelne Kunden oder
Kundengruppen mit einer hohen Preiselastizität ge-
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zielt zu bewerben, als auch die Fähigkeit, ihnen spe-
zielle Sonderangebote zu machen oder für sie güns-
tige Tarifpakete zu gestalten.

• Trotz der Vielzahl von Unternehmen, die seit der
Liberalisierung in die Märkte für Festnetztelefonie
eingetreten sind, geht für die Deutsche Telekom AG
spürbarer Wettbewerbsdruck nur von wenigen An-
bietern aus. Das sind vor allem Unternehmen, die
sich für den Aufbau einer möglichst flächendecken-
den alternativen Infrastruktur entschieden haben und
denen es gelungen ist, Geschäfts- und feste Privat-
kunden zu gewinnen. Unternehmen ohne nennens-
werte eigene Netze, die insbesondere zu Beginn der
Liberalisierung auf der Grundlage niedriger Tarife
und intensiven Marketings Marktanteile gewinnen
konnten, geraten zunehmend unter Druck. Seitdem
die Telekom ihre Tarife gesenkt hat, sind sie ge-
zwungen, ihrerseits mit weiteren Preiszugeständnis-
sen zu reagieren. Gleichzeitig müssen sie mit stei-
genden Vorproduktpreisen rechnen. Vor diesem
Hintergrund deutet sich seit dem Frühjahr 1999 eine
Tendenz zur Konsolidierung des Marktes an. Erste
Unternehmensübernahmen haben bereits stattgefun-
den. Dabei stehen zwei Motive im Vordergrund:
Erstens sind die Anbieter daran interessiert, Über-
tragungswege zu erwerben. Hier geht es vor allem
darum, die Kosten für Zusammenschaltungsleistun-
gen zu senken. Zweitens zwingen die sinkenden
Margen die alternativen Carrier zu Größenwachs-
tum. Dies ist gegenwärtig weniger am Markt, son-
dern eher durch Unternehmensübernahmen möglich.
Damit verbunden sind Konzentrationstendenzen, die
den Wettbewerb auf den Märkten für Fern- und
Auslandsgespräche verändern werden. Mit welcher
Dynamik und mit welchem Ergebnis dieser Anpas-
sungsprozeß verlaufen wird, ist gegenwärtig noch
nicht absehbar.

4.2 Änderungsbedarf bei der Entgeltregulierung?

60.  Die Entgeltregulierung nach dem Dritten Teil des
Telekommunikationsgesetzes ist das zentrale Instrument
sektorspezifischer Verhaltenskontrolle. Sie soll garan-
tieren, dass der überkommene Marktbeherrscher, hier
die Deutsche Telekom AG, seine Marktposition nicht
missbräuchlich ausnutzt. Nach der Eingriffsintensität
sind zwei Verfahrensarten zu unterscheiden. Die Ex-
ante-Regulierung sieht die Genehmigung im Rahmen
eines Einzelverfahrens oder nach dem Price-Cap-
System vor. Sie erstreckt sich auf die Entgelte für das
Angebot von Übertragungswegen und Sprachtelefon-
dienst im Rahmen der Lizenzklassen 3 und 4 sowie auf
die Entgelte für Leistungen des Netzzugangs und der
Netzzusammenschaltung. Deutlich weniger eingriffsin-
tensiv ist die nachträgliche (Ex-post-)Regulierung, sie
ist im Gegensatz zur Ex-ante-Regulierung nicht obliga-
torisch. Sie tritt ein, wenn der Verdacht besteht, dass
Entgelte nicht den Genehmigungsmaßstäben entspre-
chen. Der Ex-post-Regulierung unterfallen die Entgelte
für Übertragungswege der Mobilfunkdienstleistungen
(Lizenzklasse 1) und für Satellitenfunkdienstleistungen
für die Öffentlichkeit (Lizenzklasse 2). Gegenstand der

Überprüfung durch die Monopolkommission ist die Ex-
ante-Regulierung.

61.  Der Gesetzgeber hat die sektorspezifische Regulie-
rung der Telekommunikation, speziell die Entgeltregu-
lierung, als Übergangslösung konzipiert. Ihre Notwen-
digkeit entfällt, wenn in der Telekommunikation funkti-
onsfähiger Wettbewerb entstanden ist. Dies ist bisher
nicht der Fall. Gleichwohl ist zu überprüfen, ob die
Entgeltregulierung in dem bisherigen Umfang aufrecht-
erhalten werden muss oder ob ihre Intensität verringert
werden kann.

62.  Eine Reihe von Stimmen, zu denen die Deutsche
Telekom AG als betroffenes Unternehmen gehört, be-
klagen die Existenz von Überregulierung. Sie verursa-
che unnötige gesamtwirtschaftliche Kosten, verzerre
den Wettbewerb anstatt ihn zu fördern und führe zu
gravierenden Nachteilen bei den betroffenen Unterneh-
men. Entgeltregulierung ist nach dieser Auffassung ins-
besondere auf den Endkundenmärkten der Festnetz-
telefonie entbehrlich. Eine Doppelregulierung der Preise
auf den Endkunden- und den Vorproduktmärkten sei
ineffizient. Bei „richtiger“, d.h. den diskriminierungs-
freien Zugang zu kostenorientierten Preisen sichernder
Regulierung der Vorleistungen stelle sich Wettbewerb
auf den Endkundenmärkten auch ohne eine Ex-ante-
Regulierung ein.

Darüber hinaus hat die Deutsche Telekom AG gegen-
über der Monopolkommission vorgetragen, dass auch
auf Vorleistungsmärkten funktionsfähiger Wettbewerb
in Teilbereichen erreicht sei, der eine Rückführung der
Regulierungsintensität bereits jetzt oder in absehbarer
Zeit erlaube. Eine effiziente und marktkonforme Ent-
geltregulierung bleibe auf monopolistische Engpassbe-
reiche, so genannte Bottlenecks, beschränkt. Gemeint
sind damit Vorleistungen, die für ein Angebot von Te-
lekommunikationsdiensten auf Endkundenmärkten un-
verzichtbar sind, die im Wettbewerb nicht angeboten
werden und bei denen eine Eigenrealisierung kurzfristig
nicht möglich bzw. wirtschaftlich nicht zumutbar ist.
Bottlenecks bestehen nach Auffassung der Telekom le-
diglich beim Endkundenzugang im Ortsnetz. Genannt
werden der direkte festgeschaltete Zugang zu einzelnen
Endkunden im Teilnehmeranschlussnetz außerhalb von
Ballungsräumen sowie im Falle des vermittelten Zu-
gangs zu allen Endkunden die Netzzusammenschaltung,
einschließlich der Basiszuführungs- und Basisterminie-
rungsleistungen auf der unteren Netzebene.

63.  Die Monopolkommission folgt dieser Argumentati-
on in beiden Punkten nicht. Sie hält Entgeltregulierung
derzeit sowohl auf den Vorleistungs- als auch auf den
Endkundenmärkten weiterhin für erforderlich. Die Re-
gulierung der Vorleistungen ist unverzichtbar, solange
Wettbewerb auf den Endkundenmärkten nur dann ent-
stehen kann, wenn die neuen Konkurrenten auf die Ein-
richtungen der Deutschen Telekom AG zurückgreifen
können. Die wesentlichen Elemente der Regulierung
von Vorleistungen sind der Zugang zu den Essential Fa-
cilities und die Kontrolle des dafür verlangten Entgelts.
Die Frage, was eine Essential Facility ist, sollte offen
gehalten werden. So hätte z. B. zu Beginn der Liberali-
sierung niemand daran gedacht, wie wichtig die Hand-
habung und die Kosten des Inkasso für die Entwicklung
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des Wettbewerbs auf den Ferngesprächsmärkten werden
können.

Der bislang wichtigste Bottleneck ist der unbeschränkte
Zugang zu Terminierungs- und Zuführungsleistungen
zu kostenorientierten Entgelten. Die Analyse der Märkte
für Zusammenschaltungsleistungen zeigt, dass die Deut-
sche Telekom AG aufgrund ihrer Infrastrukturdominanz
hier weiterhin über marktbeherrschende Stellungen, in
Teilen über Monopolstellungen verfügt. Lediglich auf
dem Markt für nationale Terminierungen nehmen Ei-
genrealisierungen und alternative Angebote zu. Nach
Auffassung der Monopolkommission reicht dies jedoch
nicht aus, um die Interconnectionmärkte insgesamt oder
in Teilen aus der Ex-ante-Entgeltregulierung zu entlas-
sen.

64.  Die Alternative wäre eine „light-handed regu-
lation“, bei der der Gesetzgeber auf die Kontrolle der
Zusammenschaltungsentgelte nach sektorspezifischen
Regelungen verzichtet und sich auf die Anwendung des
allgemeinen Wettbewerbsrechts beschränkt. Eine solche
Regelung ist insofern problematisch, als die Implikatio-
nen des allgemeinen Wettbewerbsrechts für die Höhe
der Zusammenschaltungsentgelte von Netzbetreibern
nicht klar sind. Eine etwaige Klärung auf dem Rechts-
weg würde in der Regel Zeit in Anspruch nehmen und
die Wettbewerber erheblicher Unsicherheit aussetzen.
Dies wird durch die neuseeländische Erfahrung belegt.25

Interconnection ist hier nicht speziell geregelt. Viel-
mehr greift die allgemeine Rechtsgrundlage des Section
36 Commerce Act von 1986. Sie entspricht grosso modo
dem Art. 82 EG-Vertrag (früher Art. 86) bzw. § 19
GWB (früher § 22). Nach der Liberalisierung der Tele-
kommunikation im Jahre 1989 konnte der lizenzierte
Konkurrent, die Clear Communications Ltd., zwar den
Ferngesprächsmarkt auf der Grundlage ausgehandelter
Interconnectionentgelte betreten, jedoch nicht die lokale
Ebene. Hier verweigerte der überkommene Monopolist,
die Telecom New Zealand, die Zusammenschaltung. Es
folgte ein mehrjähriger Rechtsstreit, der sämtliche In-
stanzen durchlief. Das höchste Gericht, das Judical
Committee des Privy Council in London, entschied zu-
letzt im Sinne von New Zealand Telecom zugunsten von
Zusammenschaltungsentgelten nach der sogenannten
Baumol-Willig-Rule (Efficient Component Pricing Ru-
le). Nach dieser Regel darf der Anbieter der Zusammen-
schaltungsleistung sämtliche Opportunitätskosten der
Leistung in Rechnung stellen, auch den Monopolge-
winn, der ihm dadurch entgeht, dass er von seinem
Wettbewerber ausgestochen wird. Da diese gerichtliche
Entscheidung den Wettbewerb von Clear gegen New
Zealand Telecom faktisch ausschloss, sah sich die Re-
gierung veranlasst, nachträglich zu intervenieren und
mit der Drohung hoheitlicher Entgeltregulierung eine
Zusammenschaltungsvereinbarung zu erzwingen, bei
der die Entgelte deutlich unter dem lagen, was nach der

________________________

25 Vgl. u. a. Mueller, M., On the Frontier of Deregulation:
New Zealand Telecommunications and the Problem of In-
terconnecting Competing Networks, in: Gabel, D., Wei-
man, D. (eds.), Opening Networks on Competition, The
Regulation and Pricing of Access, Boston u. a. 1998,
S. 107 ff.

gerichtlich bestätigten Baumol-Willig-Rule möglich
gewesen wäre.
65.  Entgeltregulierung auf den Endkundenmärkten soll
insbesondere wettbewerbsbehindernde Quersubventio-
nierung und Preisdumping verhindern. Fälle von Quer-
subventionierung tauchen typischerweise immer dort
auf, wo ein marktbeherrschendes Unternehmen in Teil-
bereichen einem stärkeren und in anderen Bereichen
keinem oder nur geringem Wettbewerb ausgesetzt ist.
Die aufgrund der dominierenden Position erreichten
höheren Gewinne in dem einen Bereich werden dann
dazu eingesetzt, die Preise in dem anderen Bereich un-
terhalb der entstehenden Kosten zu halten. Ziel ist die
Verdrängung bzw. Disziplinierung von aktuellen Wett-
bewerbern und die Verhinderung des Marktzutritts po-
tentieller Konkurrenten.
66.  Die Monopolkommission sieht die Möglichkeit
wettbewerbsbehindernder Preisstrategien nicht als bloße
theoretische Möglichkeit, sondern als reale Gefahr an.
Dafür spricht, dass eine Strategie der Konkurrentenab-
schreckung und -disziplinierung aus der Sicht marktbe-
herrschender Unternehmen durchaus sinnvoll und histo-
risch belegbar ist. Die Deutsche Telekom AG liegt in
ihrer Preisgestaltung auf den Endkundenmärkten zum
Teil bereits nah an den Preisen für notwendige Vorleis-
tungen.26 Sie hat darüber hinaus durch Optionstarife,
Rabattstrategien u. ä. viele Handlungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten, mit denen Preisdumping versteckt
werden kann.27 Dies gilt im Übrigen auch für die Vor-
leistungsmärkte. Vor diesem Hintergrund erscheint es
der Monopolkommission zumindest gegenwärtig noch
notwendig, die Preisregulierung auf den Endkunden-
märkten als eine Art Sicherheitsnetz oder „zweite Linie“
aufrechtzuerhalten.
67.  Hinter dem von der Telekom vorgebrachten Argu-
ment, die Regulierung der Vorproduktmärkte mache
eine Regulierung der Endkundenmärkte überflüssig,
steckt im Kern die Vorstellung, dass es sich bei den
Endkundenmärkten der Festnetztelefonie, speziell den
Märkten für Fern- und Auslandsgespräche, um „be-
streitbare Märkte“ handelt. Solche Märkte sind durch
niedrige Marktzutritts- und Marktaustrittsschranken ge-
kennzeichnet und dadurch, dass die Nachfrager auf ei-
nen Marktzutritt schneller reagieren als das etablierte
Unternehmen mit Abwehrstrategien. Auf einem solchen
Markt werden die Preissetzungsspielräume des einge-
________________________

26 Im März 1999 hat die Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation und Post Tarifsenkungen bei Orts- und Fern-
gesprächen nur teilweise genehmigt. Nicht genehmigt, da
der Preis nicht kostendeckend kalkuliert war, wurde die
Absenkung des Ortsgesprächstarifs auf 3 Pfennig/Minute
für die Zeit von 21.00 bis 6.00 Uhr. Umstritten war auch
die Senkung der Preise für Regional- und Deutschlandver-
bindungen auf 6 Pfennig pro Minute in der Nachtzeit.

27 Exemplarisch sind im Geschäftskundensegment u. a. zu
nennen: Bonus 8, Dial and Benefit, Business Call 500
oder 700; im Privatkundensegment werden die Tarife Ak-
tivPlus, City Plus, City Weekend, Select 5plus usw. ange-
boten. Vgl. für eine Analyse der Wettbewerbswirkungen
von Rabatten und Optionstarifen, Alkas, H., Rabattstrate-
gien marktbeherrschender Unternehmen im TK-Bereich,
Wissenschaftliches Institut für Kommunikationsdienste,
Diskussionsbeitrag 195, Bad Honnef, Oktober 1999.
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sessenen Unternehmens wirksam durch potentiellen
Wettbewerb kontrolliert. Auf den Märkten für Festnetz-
telefonie ist dies gegenwärtig nicht der Fall. Die Aussa-
ge, der Markt sei bestreitbar, ist faktisch falsch, wenn
man an einen Wettbewerb denkt, bei dem es um feste
Kundenbindungen geht. Sie zu etablieren, erfordert
umfängliche Investitionen in den Aufbau von Netzinfra-
strukturen, die Ausweitung der Angebotspalette oder
den Aufbau eigener Abrechnungssysteme. Der Großteil
solcher Investitionen ist irreversibel, d.h. sie sind im
Falle eines Marktaustritts verloren. Nur bei offenem
Call-by-Call sind die irreversiblen Marktzutrittskosten
vergleichsweise gering. Auch wenn die irreversiblen
Marktzutrittskosten niedrig sind, gilt, dass ein Markt
grundsätzlich dann nicht bestreitbar ist, wenn der
Marktbeherrscher die Möglichkeit hat, auf Marktzutritte
so schnell zu reagieren, dass dem Konkurrenten keine
Zeit bleibt, seine Eintrittskosten zu decken. Dies wäre
gegeben, wenn die Ex-ante-Regulierung der Entgelte
auf den Ferngesprächsmärkten entfiele. Was sollte die
Telekom daran hindern, auf Newcomer oder auf Wett-
bewerbsvorstöße etablierter Konkurrenten unmittelbar,
falls notwendig am gleichen Tag, zu reagieren? Im
Übrigen sorgt die Deutsche Telekom AG gegenwärtig
mit ihren Plänen zur Aussetzung des Inkasso für Kon-
kurrenten dafür, offenes Call-by-Call in Frage zu stel-
len. Damit würde zugleich jeglicher Vorstellung einer
Bestreitbarkeit der Ferngesprächsmärkte im Sinne des
Lehrbuchmodells der Boden entzogen.

68.  Die Aussetzung der Entgeltregulierung für die
Endkundenmärkte und Teile der Vorproduktmärkte
kann zum jetzigen Zeitpunkt auch nicht mit dem Hin-
weis auf das allgemeine Wettbewerbsrecht begründet
werden. Die Preismissbrauchsaufsicht nach den Vor-
schriften des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen hat wegen ihrer konzeptionellen Probleme und den
hohen Anforderungen an den Nachweis eines Miss-
brauchs in der Amtspraxis der Kartellämter bislang le-
diglich eine nachgeordnete Rolle gespielt.28 Solche
Verfahren sind zudem oftmals langwierig. In aller Regel
landen sie vor den Kartellgerichten und werden hier erst
in letzter Instanz entschieden. Im Falle eines Verdrän-
gungswettbewerbs durch Preisdumping könnte ein Kon-
kurrent sogar insolvent sein, bevor das Ergebnis des
Missbrauchsverfahrens feststeht. Eine nachgelagerte
Preismissbrauchsaufsicht ist überdies schwer durchsetz-
bar, falls die Aufsichtsbehörde niedrige Preise des
Marktbeherrschers anheben muss.

69.  Insgesamt bleibt festzuhalten: Die Monopolkom-
mission sieht gegenwärtig keinen Änderungsbedarf bei
der Entgeltregulierung. Sie wendet sich auch gegen
Überlegungen, das Telekommunikationsgesetz zu no-
vellieren. Die endgültige Wettbewerbsöffnung der Tele-
kommunikation liegt erst knapp zwei Jahre zurück. In
diesen zwei Jahren hat die sektorspezifische Regulie-
rung, insbesondere auch die Entgeltregulierung, in ho-
hem Maße zur Entwicklung des Wettbewerbs in den
Telekommunikationsmärkten beigetragen, wie erwähnt
freilich, ohne dass es sich schon um einen strukturell
________________________

28 Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb auf allen
Märkten, Hauptgutachten 1992/1993, Baden-Baden 1994,
Tz. 498 ff.

gesicherten funktionsfähigen Wettbewerb handelte. Eine
Änderung der regulatorischen Rahmenbedingungen
zum jetzigen Zeitpunkt brächte Unsicherheiten, die
letztlich zu Lasten des Wettbewerbs gingen und die
weitere Entwicklung hin zur Funktionsfähigkeit des
Wettbewerbs gefährden könnten. Im Übrigen sind die
Vorschriften zur Entgeltregulierung im Telekommuni-
kationsgesetz hinreichend flexibel formuliert, um den
sich ändernden Marktverhältnissen auf Telekommuni-
kationsmärkten Rechnung zu tragen. Ihre Anwendung
ist an die Feststellung von Marktbeherrschung geknüpft.
Damit ist bereits im Rahmen des geltenden Rechts ge-
währleistet, dass die Teilmärkte der Festnetztelefonie
sukzessive aus der Ex-ante-Regulierung entlassen wer-
den. Insofern besteht auch kein dringender Handlungs-
bedarf für den Gesetzgeber. In Anbetracht der bestehen-
den Risiken für die weitere Entwicklung des Wettbe-
werbs in den Telekommunikationsmärkten sollte das
Instrument der sektorspezifischen Entgeltregulierung
vorläufig nicht durch eine Gesetzesänderung aufgeho-
ben werden.

5. Zusammenfassung und
Empfehlungen

70.  Knapp zwei Jahre nach der vollständigen Liberali-
sierung der Telekommunikation in Deutschland
herrscht auf den Märkten für Sprachtelefondienste im
Festnetz noch kein funktionsfähiger Wettbewerb. Nach
Auffassung der Monopolkommission betrifft dies so-
wohl die Märkte für Ortsgespräche und Teilnehmeran-
schlüsse als auch für Fern- und Auslandsgespräche. Die
Verhaltensspielräume des ehemaligen Monopolanbieters
Deutsche Telekom AG werden bislang nicht hinrei-
chend durch einen strukturell abgesicherten Wettbewerb
kontrolliert.

71.  Auf den Märkten für Ortsgespräche und Teilneh-
meranschlüsse ist die Wettbewerbsintensität bisher ge-
ring. Gestützt auf ein nahezu unangefochtenes Infra-
strukturmonopol im Ortsnetz verfügt die Deutsche Tele-
kom AG sowohl bei den Ortsgesprächen als auch bei
den Teilnehmeranschlüssen weiterhin über eine überra-
gende Marktstellung. Alternative Angebote der neuen
Carrier bleiben bisher auf Ballungsräume begrenzt und
richten sich dort vornehmlich an Geschäftskunden. Pri-
vatkunden sind weiterhin überwiegend vom Wettbewerb
ausgeschlossen.

72.  Für den schwach entwickelten Wettbewerb im
Ortsnetz gibt es nach Auffassung der Monopolkommis-
sion im Wesentlichen drei Ursachen. Erstens die Markt-
zutrittskosten. Sie sind im Ortsnetz wegen notwendiger
Investitionen in Netzanbindungen und der kosten- und
zeitintensiven Kundenakquirierung deutlich höher als
im Ferngesprächsmarkt. Zudem ist die Deutsche Tele-
kom AG als dominierender Teilnehmernetzbetreiber in
der Lage, die Kosten des Marktzutritts für neue Anbie-
ter zu beeinflussen. Dies vor allem, weil sie die Moda-
litäten der Umschaltung eines Anschlusses bestimmt.
Der Anreiz, solche Behinderungspotentiale zu nutzen,
ist groß. Schon ihre Existenz wirkt auf potentielle neue
Anbieter abschreckend. Zweitens beschränkt der Preis
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für den entbündelten Zugang zur Teilnehmeranschluss-
leitung den Wettbewerb. Er liegt gemäß Beschluss der
Regulierungsbehörde höher als das Entgelt, das End-
kunden der Telekom für den Teilnehmeranschluss zah-
len. Damit werden Marktzutritte neuer Anbieter zwar
nicht verhindert, in der Tendenz jedoch erschwert.
Drittens stehen derzeit im Festnetz keine Alternativen
zum herkömmlichen Telekommunikationsnetz für das
Angebot von Sprachtelefondiensten zur Verfügung. Al-
ternative Anschlusstechnologien, wie die Funkanbin-
dung von Teilnehmeranschlüssen, die Nutzung der
Stromnetze oder des existierenden Fernsehkabelnetzes
als Endkundenzugang, werden im Ortsnetz nur mittel-
und langfristig zu einer Intensivierung des Wettbewerbs
beitragen. Kurzfristig sind auch die potentiellen Wett-
bewerbswirkungen gering, solange die technischen und
ökonomischen Perspektiven dieser Technologien unsi-
cher sind.

73.  Auf den Märkten für Fern- und Auslandsgespräche
herrscht nach Auffassung der Monopolkommission bis-
lang kein von sich aus funktionsfähiger Wettbewerb.
Zwar ist die Wettbewerbsintensität hier deutlich höher
als im Ortsnetz, dies allerdings vor allem als Folge der
Regulierung. Die grundlegenden Weichenstellungen des
Telekommunikationsgesetzes, namentlich die Regelun-
gen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl und zur Zu-
sammenschaltung sowie die frühzeitige Entscheidung
des Regulierers über die Zusammenschaltungsentgelte
haben maßgeblichen Einfluss auf die Marktentwicklung.
Der erreichte Wettbewerb ist nicht strukturell gesichert.
Seine Intensität hängt vom Fortbestand der Regulierung
ab. Die Deutsche Telekom AG verfügt trotz ihrer
Marktanteilsverluste in der Anfangsphase des Wettbe-
werbs weiterhin über marktbeherrschende Stellungen
auf den Märkten für Fern- und Auslandsgespräche. Ne-
ben den immer noch hohen Marktanteilen sprechen
dafür auch andere Kriterien wie die Finanzkraft oder
der bevorzugte Zugang zu Beschaffungs- und Absatz-
märkten. Verstärkend wirkt die allumfassende Präsenz
und die dominierende Position, die die Telekom auf
sämtlichen Vorleistungs- und Endkundenmärkten der
Festnetztelefonie innehat. Ihre Marktanteilsverluste bei
Fern- und Auslandsgesprächen sind vor allem im ersten
Wettbewerbsjahr entstanden. Sie wären stärker zu be-
grenzen gewesen, hätte die Telekom frühzeitiger auf
den Preiswettbewerb reagiert. Seit sie ihrerseits die
Ferngesprächstarife gesenkt hat, kontrolliert sie das
Marktgeschehen auch deshalb, weil der Spielraum für
weiteren Wettbewerb enger wird, je weiter sich End-
kundenpreise und Zusammenschaltungsentgelte annä-
hern. Damit entfällt der Wettbewerbsvorteil von Call-
by-Call-Anbietern. Sie müssen mit der Möglichkeit
rechnen, dass „ihre“ Kunden zu der Telekom zurück-
kehren. Diese verfügt wegen der Ausübung der Inkas-
sofunktion weiterhin über den Kundenkontakt und über
detaillierte Marktinformationen, die sie im Wettbewerb
zu ihrem Vorteil nutzen kann. Im Übrigen geht nach-
haltiger Wettbewerbsdruck auf die Deutsche Telekom
AG nur von wenigen Unternehmen aus. Das sind insbe-
sondere diejenigen, welche sich für den Aufbau einer
möglichst flächendeckenden alternativen Infrastruktur
entschieden haben und denen es gelungen ist, Ge-
schäfts- und feste Privatkunden zu gewinnen. Anbieter

ohne eigene Netze, ohne nennenswerte Kundenbindun-
gen und mit einer lediglich eingeschränkten Produkt-
palette geraten bei fortschreitender Marktentwicklung
zunehmend unter Druck. Gelingt es ihnen nicht, Über-
tragungswege zu erwerben und zum Ausgleich der sin-
kenden Margen Größenwachstum zu realisieren, werden
sie sehr schnell zum Marktaustritt gezwungen sein.
Welche wettbewerblichen Auswirkungen der sich an-
bahnende Konsolidierungsprozess auf den Telekommu-
nikationsmärkten haben wird, ist gegenwärtig noch
nicht absehbar.
74.  Der Gesetzgeber hat die sektorspezifische Regu-
lierung der Telekommunikation, speziell die Entgeltre-
gulierung, als eine Übergangslösung konzipiert. Ihre
Notwendigkeit entfällt, sobald auf den Märkten der Te-
lekommunikation funktionsfähiger Wettbewerb entstan-
den ist. Dies ist bisher nicht der Fall. Überlegungen, den
ehemaligen Monopolanbieter Deutsche Telekom AG
ganz oder teilweise aus der Regulierung zu entlassen,
sind nach Auffassung der Monopolkommission verfrüht.
Sie hält die Ex-ante-Entgeltregulierung sowohl auf den
Vorleistungs- als auch auf den Endkundenmärkten der
Festnetztelefonie weiterhin für erforderlich.
75.  Die Regulierung der überwiegend monopolisierten
Vorleistungsmärkte ist unverzichtbar, solange die alter-
nativen Carrier zwingend auf die Netzinfrastrukturen
und andere wesentliche Vorleistungen der Deutschen
Telekom AG angewiesen sind. Dies betrifft vor allem
den Zugang zu Zusammenschaltungsleistungen. Sie
sind der wichtigste Kostenfaktor für die neuen Anbieter.
Ein Verzicht auf die Ex-ante-Kontrolle dieser wie ande-
rer Vorleistungsentgelte würde der Telekom einen maß-
geblichen Einfluss auf Kostenstrukturen ihrer Wettbe-
werber verschaffen.
76.  Die präventive Entgeltregulierung auf den Endkun-
denmärkten soll unter den derzeitigen Bedingungen
wettbewerbsbehindernde Quersubventionierung und
Preisdumping verhindern. Das Ziel solcher Strategien
ist die Verdrängung bzw. Disziplinierung aktueller
Wettbewerber und die Verhinderung des Marktzutritts
potentieller Konkurrenten. Der Anreiz für marktbeherr-
schende Unternehmen, solche Behinderungspotentiale
zu nutzen, ist groß. Eine wirksame Kontrolle ist schwie-
rig, da Optionstarife, Rabatte und Ähnliches vielfältige
Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten bieten, mit
denen Preisdumping versteckt werden kann. Für die
Monopolkommission ist es daher gegenwärtig noch un-
erlässlich, die Regulierung der Endkundenpreise neben
der Entgeltregulierung auf den Vorleistungsmärkten als
eine Art Sicherheitsnetz aufrechtzuerhalten.
77.  Der Einwand, die Regulierung der Endkunden-
märkte sei ineffizient, da die Märkte für Fern- und
Auslandsgespräche „bestreitbar“ im Sinne der ökonomi-
schen Theorie seien, geht fehl. Nach diesem Konzept
sind Preisdumpingstrategien irrational, denn nach er-
folgter Verdrängung der aktuellen Wettbewerber werden
die Preissetzungsspielräume des Marktbeherrschers
wirksam durch potentiellen Wettbewerb kontrolliert.
Auf den Märkten für Fern- und Auslandsgespräche ist
dies nicht der Fall. Die Bedingungen, die das theoreti-
sche Konzept für die Bestreitbarkeit eines Marktes
nennt – weitgehendes Fehlen von Marktzutritts- und
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Marktaustrittsschranken, verzögerte Reaktionsmöglich-
keiten des Marktbeherrschers auf Marktzutritte – sind
ohne Regulierungsmaßnahmen in der Wirklichkeit
nicht erfüllt.

78.  Die Monopolkommission sieht gegenwärtig keinen
Handlungsbedarf bei der Entgeltregulierung. In Anbe-
tracht der Risiken für die weitere Entwicklung des
Wettbewerbs auf den Telekommunikationsmärkten kann
auf dieses Instrument vorläufig nicht verzichtet werden.
Im Übrigen knüpft das Telekommunikationsgesetz die
Entgeltregulierung an die Feststellung von Marktbe-
herrschung. Ist eine solche zu verneinen, entfällt diese

Regulierung automatisch. Eine Änderung des Gesetzes
ist insoweit entbehrlich.

79.  Die Alternative zu einer sektorspezifischen Regu-
lierung der Entgelte wäre die Anwendung des allgemei-
nen Wettbewerbsrechts. Eine kartellrechtliche Preis-
missbrauchsaufsicht bei Zusammenschaltungsentgelten
ist mit konzeptionellen Problemen behaftet und oftmals
erst im Rahmen langwieriger Verfahren durchsetzbar.
Dies würde die Wettbewerber erheblichen Unsicherhei-
ten aussetzen und die Entwicklung hin zu funktionsfä-
higem Wettbewerb gefährden.
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Teil II   Restriktive Marktöffnung im Postsektor

1. Einführung

80.  Der Untersuchungsauftrag der Monopolkommission
bezieht sich auch auf die Märkte für Postdienstleistun-
gen (§ 44 Postgesetz in Verbindung mit § 81 Abs. 3
TKG). Im Vergleich zum Telekommunikationssektor ist
die wettbewerbliche Öffnung der Postmärkte nur in ein-
geschränktem Umfang erfolgt. Die Übergangsbestim-
mungen des am 1. Januar 1998 in Kraft getretenen
Postgesetzes räumen der Deutschen Post AG bis zum
31. Dezember 2002 eine Exklusivlizenz für den über-
wiegenden Teil der Briefsendungen ein.

81.  Zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme hat die Mo-
nopolkommission in einer schriftlichen Befragung 18
Unternehmen sowie 9 Verbände um ihre Einschätzung
gebeten. Insgesamt haben vier der befragten Unterneh-
men und sieben Verbände geantwortet. Weitere Stel-
lungnahmen stellten die Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post, das Bundeskartellamt und der
Deutsche Industrie- und Handelstag zur Verfügung. Zur
Meinungsbildung der Monopolkommission haben ferner
die zahlreichen Gespräche und Diskussionen mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Regulierungsbe-
hörde für Telekommunikation und Post, des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Technologie und des
Bundeskartellamtes beigetragen. Die Kommission be-
dankt sich bei allen Beteiligten für die wertvollen Anre-
gungen.

2. Regulatorische Rahmenbedingungen

82.  Mit dem Postgesetz vom 1. Januar 1998 wurden die
Zielvorgaben der europäischen Postrichtlinie29 in natio-
nales Recht umgesetzt. Danach werden die Märkte für
Postdienstleistungen sukzessive dem Wettbewerb geöff-
net. In Deutschland kann ein kleiner Teil der Briefbe-
förderung seither auch von Konkurrenten der Deutschen
Post AG angeboten werden. Die gesamte Branche ist
einer sektorspezifischen Aufsicht durch die Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post unter-
stellt.

Die wesentlichen Regelungen des Postgesetzes umfassen

• die befristete Erteilung einer Exklusivlizenz an die
Deutsche Post AG,

• die Möglichkeiten des Marktzutritts für Wettbewer-
ber,

• die Sicherstellung eines Universaldienstes,

________________________

29 Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vor-
schriften für die Entwicklung des Binnenmarktes der
Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der
Dienstequalität (ABl. L15 vom 21. Januar 1998, S. 14).

• die Entgelte marktbeherrschender Unternehmen so-
wie

• den Zugang zu Postfachanlagen, Informationen über
Adressänderungen bzw. das Angebot von Teilleis-
tungen.

83.  Nach den Übergangsbestimmungen des Postgeset-
zes (§§ 51ff. PostG) behält die Deutsche Post AG bis
zum Ende des Jahres 2002 das Recht, bestimmte Post-
dienstleistungen weiterhin als alleiniger Anbieter zu
erbringen. Die Exklusivlizenz bezieht sich auf Briefsen-
dungen und adressierte Kataloge mit einem Einzelge-
wicht bis 200 Gramm und einem Einzelpreis bis
5,50 DM, auf Infopost bis 50 Gramm und einer Min-
destzahl von 50 Stück. Der umfassende Monopolbereich
wurde der Deutschen Post AG zugestanden, um ihren
Pensionsverpflichtungen gegenüber den Beamten der
früheren Deutschen Bundespost nachkommen zu kön-
nen.30

84.  Das Postgesetz unterscheidet ferner zwischen li-
zenzpflichtigen (Briefsendungen mit einem Gewicht bis
1000 Gramm) und nicht-lizenzpflichtigen (z. B. Kurier-
dienste) Dienstleistungen. Für die Erteilung der Lizen-
zen ist die Regulierungsbehörde zuständig. Sie prüft, ob
alle Voraussetzungen (Leistungsfähigkeit, Zuverlässig-
keit, Fachkunde, Einhaltung gewisser Arbeitsbedingun-
gen) erfüllt sind. Die Anzahl der zu vergebenden Lizen-
zen ist nicht beschränkt.

85.  Im Einklang mit den europäischen Vorgaben bietet
das Postgesetz außerdem die Möglichkeit, eine Univer-
saldienstverpflichtung festzulegen. Dadurch soll sicher-
gestellt werden, dass bestimmte lizenzpflichtige Post-
dienstleistungen, die allgemein als unverzichtbar ange-
sehen werden, flächendeckend in einer bestimmten
Qualität und zu einem erschwinglichen Preis erbracht
werden. Eine Rechtsverordnung spezifiziert Inhalt und
Umfang der Universaldienstleistungen. Zu den genann-
ten Zielvorgaben gehören beispielsweise eine gewisse
Dichte des Filialnetzes und die Zustellhäufigkeit sowie
genauere Spezifizierungen des Leistungsangebots. Falls
die in der Verordnung angestrebten Universaldienst-
leistungen am Markt nicht angeboten werden, schreibt
die Regulierungsbehörde die jeweilige Dienstleistung
aus bzw. verpflichtet in einem weiteren Schritt einen
Anbieter. Das Unternehmen, welches die Universal-
dienstleistung freiwillig erbringt oder – auf die Ver-
pflichtung der Regulierungsbehörde hin – erbringen
muss, erhält eine gewisse finanzielle Kompensation. Die
Ausgleichszahlungen werden über einen Universal-
dienstfonds finanziert, in den alle lizenzpflichtigen
Postanbieter im Verhältnis ihres Umsatzes einzahlen.

86.  Die Entgelte für Postdienstleistungen bedürfen der
Genehmigung, sofern sie von einem marktbeherrschen-
________________________

30 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, BT-Drucksache
13/7774, S. 50.
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den Unternehmen im Bereich lizenzpflichtiger Post-
dienstleistungen erhoben werden. Das Postgesetz sieht
als Maßstab für die Preishöhe die Kosten einer effizien-
ten Leistungsbereitstellung vor.

87.  Im Zusammenhang mit dem Angebot von Teilleis-
tungen eröffnet das Postgesetz den Wettbewerbern
schließlich die Möglichkeit, Zugang zu den Postfach-
anlagen sowie zu den Informationen über Adressände-
rungen zu erhalten. Über beides verfügt derzeit nur die
Deutsche Post AG.

3. Marktentwicklung

88.  Auf den Märkten für Postdienstleistungen wurden
im Jahr 1998 Umsätze von rund 42 Mrd. DM erzielt.
Die Dienstleistungen betreffen zum einen die Briefbe-
förderung (19 Mrd. DM) und zum anderen Kurier-, Ex-
press- und Paketdienste (23 Mrd. DM), die bereits zuvor
dem Wettbewerb ausgesetzt waren und von den Be-
stimmungen des Postgesetzes nicht berührt werden.

89.  Nach wie vor ist die Marktentwicklung im Postbe-
reich stark von dem Verhalten der Deutschen Post AG
geprägt. Der Gesamtumsatz dieses Unternehmens be-
trug 1998 etwa 28,7 Mrd. DM, wobei ein Großteil auf
das traditionelle Kerngeschäft, die Briefbeförderung,
entfiel. Nach eigenen Angaben erzielte sie in ihrem
Unternehmensbereich Briefkommunikation ein Umsatz-
plus von 4 % gegenüber dem Vorjahr. Das größte
Wachstum zeigt sich bei den inhaltsgleichen Briefsen-
dungen. Der Markt für Werbesendungen verzeichnete in
den letzten Jahren überdurchschnittliche Zuwachsraten.
1998 erreichte die Deutsche Post AG in dem entspre-
chenden Angebotssegment (Infopost, Infobrief und nicht
adressierte Postsendungen) eine Absatzmenge von rund
9,5 Mrd. Sendungen. Von dem traditionellen Brief wur-
den 9,2 Mrd. Sendungen verschickt.

90.  Der Unternehmensbereich Paket/Express/Logistik
ist nach wie vor defizitär. Bislang reichen die von der
Deutschen Post AG ergriffenen Umstrukturierungsmaß-
nahmen nicht aus, um die erforderlichen Kosteneinspa-
rungen zu realisieren. Sie bietet ihre Leistungen in die-
sem Bereich zu nicht kostendeckenden Preisen an.31

Aufgrund von Beschwerden des Unternehmens UPS und
des Bundesverbandes Internationaler Express- und Ku-
rierdienste leitete die Europäische Kommission im Au-
gust 1999 ein Beihilfeverfahren nach Art. 88 Abs. 2
EG-Vertrag gegen die Deutsche Post AG ein. Im Rah-
men dieses Verfahrens wird geprüft, inwiefern das Un-
ternehmen seine Einnahmen aus dem reservierten Be-
reich nutzt, um die Verluste im Frachtbereich und die
Unternehmenskäufe zu finanzieren.

________________________

31 Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
beauftragte das Bundeskartellamt mit einem Gutachten
zur Preissetzung der Deutschen Post AG im Frachtbereich.
Danach weist dieser Unternehmensbereich eine starke
Kostenunterdeckung auf. Die Quersubventionierung wett-
bewerblicher Aktivitäten durch Monopolgewinne beein-
trächtigt die privaten Paketdienste und stellt insoweit eine
Wettbewerbsverzerrung dar.

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand32 betrachtet die
Europäische Kommission diejenigen Einnahmen des
Exklusivbereichs als staatliche Beihilfe, welche die
Kosten der Universaldienstverpflichtung übersteigen.
Aufgrund ihres gesetzlichen Monopols und der staat-
lichen Festlegung von Briefmarkenpreisen verfüge die
Deutsche Post AG über eine sichere Einnahmequelle.
Diese Einnahmen sollen nach Auffassung der Kommis-
sion zur Finanzierung des Universaldienstes dienen.
Nach den vorgelegten Daten seien jedoch die im reser-
vierten Bereich erwirtschafteten Erträge höher als die
Universaldienstkosten. Dies stelle eine staatliche Bei-
hilfe dar, die weder von der Postrichtlinie noch vom
EG-Vertrag abgedeckt sei. Die Argumentation der deut-
schen Behörden, die staatlichen Zuwendungen seien
erforderlich, um die Umstrukturierung des ehemaligen
Monopolisten zu unterstützen sowie Altlasten zu finan-
zieren, wird von der Europäischen Kommission in
Zweifel gezogen.

Klärungsbedarf sieht die Europäische Kommission für
eine Reihe von weiteren Sachverhalten. Dies betrifft
beispielsweise den Erwerb der Postbank AG. In diesem
Fall erfolgte die Bezahlung durch Verrechnung mit
Forderungen an den Staat. Aus den Bilanzen der Deut-
schen Post AG sind solche Forderungen nicht ersicht-
lich. Ferner trägt der Staat das in der Post-
Unterstützungskasse entstandene Defizit, ohne zuvor zu
prüfen, ob die Deutsche Post AG selbst (beispielsweise
durch den Verkauf von Grundbesitz) zumindest teilwei-
se zur Deckung des Defizits hätte beitragen können.
Schließlich profitiert die Deutsche Post AG von zahlrei-
chen staatlicherseits gewährten Ausnahmeregelungen
(z. B. Freistellung vom Nachtfahrverbot und vom Güter-
kraftverkehrsgesetz). Die Europäische Kommission for-
derte die Deutsche Regierung auf, eine Stellungnahme
zu den benannten Sachverhalten abzugeben.

91.  Solange die Deutsche Post AG über ihre Exklusiv-
lizenz verfügt, können die privaten Anbieter nur in ein-
geschränktem Umfang Postdienstleistungen anbieten.
Für die gewerbsmäßige Beförderung von Briefsendun-
gen mit einem Gewicht bis 1 000 Gramm ist eine Li-
zenz grundsätzlich erforderlich. 1998 vergab die Regu-
lierungsbehörde 228 Lizenzen zur Beförderung von
Briefsendungen mit einem Gewicht über 200 Gramm
oder einem Preis unterhalb von 5,50 DM. Insgesamt
279 Lizenznehmer erbrachten sogenannte höherwertige
Dienstleistungen.33 In gewissem Umfang können die
Wettbewerber auch auf dem Markt für Infopost tätig
werden. Die Regulierungsbehörde erteilte 189 Lizenzen

________________________

32 Staatliche Beihilfen, Aufforderung zur Abgabe einer
Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zur
Beihilfemaßnahme C 61/99 (ex NN 153/96) – Staatliche
Beihilfe an die Deutsche Post AG, ABl. EG C 306 vom
23. Oktober 1999, S. 25.

33 Die Tatbestandsmerkmale solcher Leistungen sind im
Postgesetz nicht näher spezifiziert. Die Regulierungsbe-
hörde hat verschiedene Kriterien benannt: taggleiche Zu-
stellung, Umlenkbarkeit der Sendungen, Abholung und
Zustellung, Haftungsregelungen, Größe des Zustellgebie-
tes, nachträgliche Abrechnung.
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für inhaltsgleiche Briefsendungen.80 Von eher unterge-
ordneter Bedeutung ist der Dokumentenaustauschdienst;
für diesen Bereich sind lediglich 76 Lizenzen vergeben
worden. Die Einlieferung bei den Annahmestellen der
Deutschen Post AG und die Abholung aus Postfachan-
lagen wurde von 287 bzw. 283 Lizenznehmern angebo-
ten. In den meisten Fällen verfügen die Konkurrenten
über mehrere Teillizenzen.

92.  Im April 1999 untersuchte die Regulierungsbehörde
die Marktverhältnisse im Bereich der Briefbeförderung.

Der lizenzierte Bereich wies ein Umsatzvolumen von 19
Mrd. DM auf, wovon 14 Mrd. DM auf die der Deut-
schen Post AG reservierten Dienste entfielen. In dem für
den Wettbewerb geöffneten Angebotssegment, das ein
Umsatzvolumen von 5 Mrd. DM umfasste, erwirtschaf-
teten die konkurrierenden Anbieter insgesamt 54 Mio.
DM. Ihr Marktanteil – gemessen am Gesamtumsatz –
betrug somit 0,28 %.35

A b b i l d u n g  1

Marktverhältnisse 1998 auf dem Postmarkt (Flächen entsprechen Umsätzen)

Q u e l l e :   Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post, Telekommunikations- und Postmarkt im Jahre 1999, a. a. O., S. 39.

4. Wettbewerbspolitische Einschätzung

93.  Zum jetzigen Zeitpunkt kann von einem funktions-
fähigen Wettbewerb im Bereich der Briefbeförderung
keine Rede sein. Obschon eine hohe Anzahl von Lizen-
zen vergeben wurde, hält die Deutsche Post AG einen
Marktanteil von über 99 %. Die Konkurrenten sind zum
überwiegenden Teil kleine und mittlere Unternehmen,
die sich auf die innerörtliche oder regionale Verteilung
beschränken. Keines dieser Unternehmen ist in der La-
ge, bundesweit flächendeckend in Konkurrenz zu dem
ehemaligen Monopolisten zu treten.

________________________

34 Allerdings beschränkt sich diese Lizenz auf inhaltsgleiche
Briefsendungen mit einem Gewicht zwischen 50 und
1 000 Gramm, von denen der Absender mehr als 50 Stück
einliefert. Die Massensendungen mit einem Gewicht bis
50 Gramm befinden sich derzeit noch im Beförderungs-
monopol der Deutschen Post AG.

Um einen wirksamen Wettbewerb in Gang zu setzen,
müssten sie großflächige Versorgungsnetze in Konkur-
renz zu der Infrastruktur der Deutschen Post AG er-
richten. Dies ist bislang nicht möglich. Der Markt bietet
keine hinreichenden Amortisationsaussichten, um die
erforderlichen Investitionen tätigen zu können. Ange-
sichts des weitreichenden Umfangs der Exklusivlizenz
sind die konkurrierenden Anbieter nicht in der Lage, die
für die Errichtung derartiger Netze notwendigen Beför-
derungsmengen zu erreichen. Ferner beschränken die
einzelnen Voraussetzungen der Lizenzvergabe das
mögliche Angebot von Wettbewerbern auch in sach-
licher Hinsicht (z. B. durch Beschränkungen auf be-

________________________

35 Im ersten Quartal 1999 erreichten die konkurrierenden
Anbieter einen Marktanteil von 0,62 % (Umsatz) bzw.
0,63 % (Absatz). Aktuellere Zahlen zur Marktanteilsver-
teilung liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor.
Mittlerweile haben insgesamt 562 Unternehmen Lizenzen
erhalten (Stand: 1. Oktober 1999).

Exklusivbereich Wettbewerbs-
bereich

– 5 Mrd. DM– 14 Mrd. DM

Briefmarkt 1998
insgesamt

19 Mrd. DM

Zuwachs 1998
750 Mio. DM

Umsätze der
250 Lizenznehmer (LN)
54 Mio. DM

höherwertige Dienst-
leistungen (alle LN!)
8 Mio. DM

DPAG
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stimmte Gewichtsgrenzen und Beförderungsarten sowie
Anforderungen an die Beförderungsgeschwindigkeit).

94.  Die Deutsche Post AG hat im Vergleich zu ihren
Konkurrenten erhebliche Wettbewerbsvorteile: Neben
der umfassenden Infrastruktur sichern ihr die große Fi-
nanzkraft, der hohe Bekanntheitsgrad, jahrzehntelange
Erfahrungen und Verflechtungen mit in- und ausländi-
schen Postunternehmen eine marktbeherrschende Stel-
lung. Aus wettbewerblicher Sicht besonders bedenklich
ist ihre Möglichkeit zur Quersubventionierung wettbe-
werblicher Aktivitäten mit Gewinnen aus dem Exklu-
sivbereich.

95.  Durch das Postgesetz wurde das Beförderungsmo-
nopol für Briefsendungen zwar formal aufgehoben, fak-
tisch jedoch befindet sich der Briefmarkt nach wie vor
größtenteils im Monopol. Wettbewerbliche Ansätze sind
allenfalls in Randgebieten zu verzeichnen, wie in dem
Bereich der höherwertigen Dienstleistungen. Die Deut-
sche Post AG greift jedoch jede dieser von der Regulie-
rungsbehörde vergebenen Lizenzen gerichtlich an.36 Die
bereits in den Markt eingetretenen Unternehmen sind
dadurch erheblich verunsichert. Potenziellen Anbietern
höherwertiger Postdienstleistungen mag der Markt-
eintritt angesichts der unsicheren Rechtslage und der
Vielzahl an Klagen zu riskant erscheinen. Wettbe-
werblich positiv zu beurteilen ist insofern das am 6. Juli
1999 ergangene Urteil des Verwaltungsgerichts Köln,
das die Vergabepraxis der Regulierungsbehörde bestä-
tigt hat.37

96.  Funktionsfähiger Wettbewerb kann sich frühestens
dann entwickeln, wenn die Übergangsbestimmungen
des Postgesetzes – wie im Gesetzestext ausdrücklich
vorgesehen – auslaufen. Danach soll die Exklusivlizenz
der Deutschen Post AG ab dem Jahr 2003 vollständig
entfallen. Derzeitigen Bestrebungen auf der politischen
Ebene, den Exklusivbereich über diesen Zeitpunkt hin-
aus zu verlängern, ist entgegenzutreten. Der Zweck des
Postgesetzes, den Wettbewerb zu fördern, kann nur
durch eine uneingeschränkte Marktöffnung erreicht
werden. Eine andere Entscheidung ist wettbewerbspoli-
tisch verfehlt.

________________________

36 Zugleich werden die Wettbewerber mit UWG-Klagen
überzogen.

37 VG Köln, 22 K 5502/98, Urteil vom 6. Juli 1999.

Bis zur Aufhebung der Exklusivlizenz ist die Regulie-
rung in ihrem derzeitigen Umfang aufrechtzuerhalten.
Die Einräumung eines derart weitreichenden Monopol-
bereichs zieht folgerichtig eine strikte Regulierung des
marktbeherrschenden Unternehmens nach sich.

5. Zusammenfassung

97.  Mit dem Postgesetz vom 1. Januar 1998 werden die
Märkte für Postdienstleistungen sukzessive dem Wett-
bewerb geöffnet. Die Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post ist als sektorspezifische Auf-
sichtsbehörde für die Anwendung des Gesetzes zustän-
dig. Neben der Deutschen Post AG, die aufgrund ihrer
umfassenden Exklusivlizenz bis Ende des Jahres 2002
den größten Teil der Briefsendungen befördert, können
Wettbewerber per Lizenz tätig werden.

Obschon mittlerweile mehrere hundert Lizenzen verge-
ben wurden, hält die Deutsche Post AG im Bereich der
Briefbeförderung einen Marktanteil von etwa 99 %. Bis
zur Aufhebung der Exklusivlizenz ist die Regulierung
folglich in vollem Umfang weiterzuführen. Funktions-
fähiger Wettbewerb setzt voraus, dass eine uneinge-
schränkte Marktöffnung erfolgt. Politischen Bestrebun-
gen, den reservierten Bereich über das Jahr 2002 hinaus
zu verlängern, sollte daher nicht nachgegeben werden.

Köln, im November 1999

W. Möschel

H. Greiffenberger W. Haastert

M. Hellwig E. Weber-Braun
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